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Erfurt, Plenarsaal

6116,
6116,

6117, 6117,

6117,

Vor Eintritt in die Tagesord- 
nung 

Möller, AfD 
Aust, AfD 
Dr. König, CDU 

Wahl des Präsidenten 
des Thüringer Verfassungsge- 
richtshofs – Ernennung und 
Vereidigung 
Wahlvorschlag der Fraktion der 
CDU 
- Drucksache 7/5104 - 

Mit der erforderlichen Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen 
Mitgliederzahl des Landtags wird in geheimer Wahl als Präsident 
des Thüringer Verfassungsgerichtshofs Herr Dr. Klaus-Dieter von  
der Weiden gewählt. 

Er erhält die von der Präsidentin des Landtags unterzeichnete Er- 
nennungsurkunde und leistet den gemäß § 5 des Thüringer Verfas-
sungsgerichtshofsgesetzes vorgeschriebenen Eid. 



6118,

6118,

6118,
6119,

6120,

Wahl des Vorsitzenden des Un- 
tersuchungsausschusses 7/2 
„Treuhand in Thüringen: Er- 
folgsgeschichte oder Ausver- 
kauf – Rolle und Untersuchung 
der Arbeit der Treuhandanstalt 
und der zuständigen Nieder- 
lassungen im Gebiet des heuti- 
gen Thüringens“ 
Wahlvorschlag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 7/5414 - 

Der als Vorsitzender vorgeschlagene Abgeordnete Müller erreicht in 
geheimer Wahl bei 85 abgegebenen gültigen Stimmen mit 59 Jastim-
men, 21 Neinstimmen und 5 Enthaltungen die erforderliche Mehrheit
der abgegebenen gültigen Stimmen. 

Bestellung von Mitgliedern 
und stellvertretenden Mitglie- 
dern des Beirats beim Lan- 
desbeauftragten für den Daten- 
schutz gemäß § 12 Abs. 1 und 2 
des Thüringer Datenschutzge- 
setzes 
Wahlvorschlag der Fraktion DIE 
LINKE 
- Drucksache 7/5409 - 

Der vorgeschlagene Abgeordnete Weltzien erreicht in geheimer 
Wahl bei 85 abgegebenen gültigen Stimmen mit 54 Jastimmen, 
26 Neinstimmen und 5 Enthaltungen die erforderliche Mehrheit  
der abgegebenen gültigen Stimmen. 

Beier, DIE LINKE 
Tiesler, CDU 

Zustimmung des Landtags zur 
Ernennung eines weiteren Mit- 
glieds des Landesrechnungs- 
hofs gemäß Artikel 103 Abs. 2 
Satz 3 der Verfassung des Frei- 
staats Thüringen 
Antrag der Landesregierung 
- Drucksache 7/5359 - 

Der Antrag wird angenommen. 

Drittes Gesetz zur Änderung 
des Thüringer Verfassungsge- 
richtshofsgesetzes – Einfüh- 
rung des Amts der Vizepräsi- 
dentin beziehungsweise des 
Vizepräsidenten des Thüringer 
Verfassungsgerichtshofs 

6120,
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6120,
6121,
6123,
6123,

6124,

6124,

Gesetzentwurf der Fraktionen 
DIE LINKE, der CDU, der SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 7/5039 - 
ERSTE BERATUNG 

Der Gesetzentwurf wird an den Ausschuss für Migration, Justiz und 
Verbraucherschutz überwiesen. 

Dr. Martin-Gehl, DIE LINKE 
Möller, AfD 
Schard, CDU 
Dr. Bergner, fraktionslos 

a) Viertes Gesetz zur Änderung 
des Thüringer Kommunalwahl- 
gesetzes 
Gesetzentwurf der Fraktion der 
CDU 
- Drucksache 7/2208 - 
dazu: Beschlussempfehlung des 

Innen- und Kommunalaus- 
schusses 
- Drucksache 7/5060 - 

ZWEITE BERATUNG 

Der Gesetzentwurf wird abgelehnt. 

b) Viertes Gesetz zur Änderung 
des Thüringer Kommunalwahl- 
gesetzes 
Gesetzentwurf der Fraktion der 
FDP *) 
- Drucksache 7/3348 - 
dazu: Beschlussempfehlung des 

Innen- und Kommunalaus- 
schusses 
- Drucksache 7/5061 - 

dazu: Änderungsantrag der 
Fraktionen DIE LINKE, 
der SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 7/5373 - 

dazu: Änderungsantrag der Par- 
lamentarischen Gruppe 
der FDP 
- Drucksache 7/5429 - 

ZWEITE BERATUNG 

Der Änderungsantrag der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wird angenommen. 

Der Änderungsantrag der Parlamentarischen Gruppe der FDP wird 
abgelehnt. 

Die Beschlussempfehlung wird unter Berücksichtigung der Annahme 
des Änderungsantrags angenommen. 
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Der Gesetzentwurf wird unter Berücksichtigung der Annahme
der Beschlussempfehlung in ZWEITER BERATUNG sowie in der
Schlussabstimmung jeweils angenommen.

Montag, Gruppe der FDP 6124,
Bilay, DIE LINKE 6124, 6132,

6136,
Walk, CDU 6125, 6135,
Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 6127,
Sesselmann, AfD 6128,
Merz, SPD 6130,
Bergner, Gruppe der FDP 6131,
Mühlmann, AfD 6135,
Maier, Minister für Inneres und Kommunales 6137,

Drittes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Gesetzes über
Schulen in freier Trägerschaft

6138,

Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/4759 -
dazu: Änderungsantrag der Frak-

tion der CDU
- Drucksache 7/5428 -

ZWEITE BERATUNG

Der Änderungsantrag wird angenommen.

Der Gesetzentwurf wird unter Berücksichtigung der Annahme des
Änderungsantrags in ZWEITER BERATUNG sowie in der Schlussab-
stimmung jeweils angenommen.

Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 6138,
Baum, Gruppe der FDP 6139,
Möller, SPD 6140,
Jankowski, AfD 6141, 6144,
Wolf, DIE LINKE 6142,
Tischner, CDU 6143,

Erstes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Landesmedien-
gesetzes

6145,

Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/5032 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Ausschusses für Europa,
Kultur und Medien
- Drucksache 7/5408 -

ZWEITE BERATUNG

Der Gesetzentwurf wird in ZWEITER BERATUNG sowie in der
Schlussabstimmung jeweils angenommen.

Blechschmidt, DIE LINKE 6145, 6148,
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Herrgott, CDU 6146,
Möller, SPD 6146,
Montag, Gruppe der FDP 6147,

Wahl eines Vizepräsidenten
des Thüringer Landtags

6149, 6164,

Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/5378 -

Der vorgeschlagene Abgeordnete Kießling erreicht in geheimer Wahl
bei 82 abgegebenen gültigen Stimmen mit 27 Jastimmen, 52 Nein-
stimmen und 3 Enthaltungen nicht die erforderliche Mehrheit der
abgegebenen gültigen Stimmen.

Wahl von Schriftführerinnen
beziehungsweise Schriftfüh-
rern

6149, 6165,

Wahlvorschläge der Fraktionen
der SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie der Fraktion der
CDU
- Drucksachen 7/5410/5418 -

Der vorgeschlagene Abgeordnete Liebscher und die vorgeschlagene
Abgeordnete Wahl erreichen in geheimer Wahl bei 82 abgegebenen
gültigen Stimmen mit 62 Jastimmen, 17 Neinstimmen und 3 Enthal-
tungen die erforderliche Mehrheit der abgegebenen gültigen Stim-
men.

Der vorgeschlagene Abgeordnete Henkel erreicht in geheimer Wahl
bei 79 abgegebenen gültigen Stimmen mit 74 Jastimmen, 2 Nein-
stimmen und 3 Enthaltungen die erforderliche Mehrheit der abgege-
benen gültigen Stimmen.

Wahl der stellvertretenden Vor-
sitzenden des Untersuchungs-
ausschusses 7/2 „Treuhand
in Thüringen: Erfolgsgeschich-
te oder Ausverkauf – Rolle
und Untersuchung der Arbeit
der Treuhandanstalt und der
zuständigen Niederlassungen
im Gebiet des heutigen Thürin-
gens“

6149, 6165,

Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/5379 -

Die vorgeschlagene Abgeordnete Hoffmann erreicht in geheimer
Wahl bei 81 abgegebenen gültigen Stimmen mit 35 Jastimmen,
43 Neinstimmen und 3 Enthaltungen nicht die erforderliche Mehrheit
der abgegebenen gültigen Stimmen.
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Wahl eines Mitglieds der Parla-
mentarischen Kontrollkommis-
sion gemäß § 25 Abs. 1 des
Thüringer Verfassungsschutz-
gesetzes

6150, 6165,

Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/5380 -

Der vorgeschlagene Abgeordnete Gröger erreicht in geheimer Wahl
bei 81 abgegebenen gültigen Stimmen mit 23 Jastimmen, 57 Nein-
stimmen und 1 Enthaltung nicht die erforderliche Mehrheit der Mit-
glieder des Landtags.

Wahl eines Mitglieds der Kom-
mission nach Artikel 10 Grund-
gesetz (G 10-Kommission) ge-
mäß § 2 Abs. 2 des Thüringer
Gesetzes zur Ausführung des
Artikel 10-Gesetzes

6150, 6165,

Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/5381 -

Der vorgeschlagene Abgeordnete Laudenbach erreicht in geheimer
Wahl bei 82 abgegebenen gültigen Stimmen mit 24 Jastimmen,
56 Neinstimmen und 2 Enthaltungen nicht die erforderliche Mehrheit
der Mitglieder des Landtags.

Bestellung eines Mitglieds
und eines stellvertretenden
Mitglieds des Beirats beim
Landesbeauftragten für den
Datenschutz gemäß § 12
Abs. 1 und 2 des Thüringer Da-
tenschutzgesetzes

6150, 6165,

Wahlvorschläge der Fraktion der
AfD sowie der Fraktion DIE LIN-
KE
- Drucksachen 7/5382/5409 -

Der als Mitglied vorgeschlagene Abgeordnete Mühlmann erreicht in
geheimer Wahl bei 82 abgegebenen gültigen Stimmen mit 36 Jastim-
men, 43 Neinstimmen und 3 Enthaltungen nicht die erforderliche
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen.

Der als stellvertretendes Mitglied vorgeschlagene Abgeordnete Bilay
erreicht in geheimer Wahl bei 80 abgegebenen gültigen Stimmen mit
45 Jastimmen, 30 Neinstimmen und 5 Enthaltungen die erforderliche
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen.

Wahl eines Mitglieds des Kura-
toriums der Stiftung für Tech-
nologie, Innovation und For-
schung Thüringen (STIFT)

6151, 6166,
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           6151
,          6151  

 6166, 6166 

           6151

,          6152 

6152,
6152, 

6153, 

6153, 6153,
6154, 

6153, 6154, 

6154, 

Wahlvorschlag der Fraktion der 
AfD 
- Drucksache 7/5383 - 

Der vorgeschlagene Abgeordnete Thrum erreicht in geheimer Wahl 
bei 79 abgegebenen gültigen Stimmen mit 33 Jastimmen, 43 Nein- 
stimmen und 3 Enthaltungen nicht die erforderliche Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen. 

Maurer, DIE LINKE 
Gottweiss, CDU 

     Jankowski, AfD 

Fragestunde 

a) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Gleichmann (DIE LINKE) 
Errichtung einer Thüringer Gemeinschaftsschule in Kahla 
- Drucksache 7/5263 - 

wird von Minister Holter beantwortet. 

Gleichmann, DIE LINKE 
Holter, Minister für Bildung, Jugend und Sport 

b) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Kemmerich (Gruppe der FDP) 
Komplett produktiv nutzbare Onlinezugangsgesetz-Leistungen 
- Drucksache 7/5341 - 

wird von Staatssekretär Götze beantwortet. Zusatzfragen. Staatssekretär Götze 
sagt dem Fragesteller, Abgeordneten Kemmerich, im Rahmen der Beantwortung
der Fragen 1 und 2 der Mündlichen Anfrage zu, eine tabellarische Übersicht der
Onlinezugangsgesetz-Leistungen einschließlich der zugehörigen Internetlinks zur
Verfügung zu stellen. Darüber hinaus sagt Staatssekretär Götze dem Fragesteller,
Abgeordneten Kemmerich, die schriftliche Beantwortung seiner zweiten Zusatzfra-
ge zu. 

Kemmerich, Gruppe der FDP 

Götze, Staatssekretär 

c) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Bergner (Gruppe der FDP) 
Aufarbeitung der Wismut-Geschichte 
- Drucksache 7/5366 - 

wird von Staatssekretär Weil beantwortet. Zusatzfragen. Staatssekretär Weil sagt 
dem Fragesteller, Abgeordneten Bergner, im Rahmen der Beantwortung seiner 
beiden Zusatzfragen zu, darüber zu informieren, ob und wenn ja, welche Objekte
die Wismut Stiftung übernimmt. 

Bergner, Gruppe der FDP 

Weil, Staatssekretär 

6154, 6156,
6156, 6156,
6154, 6156, 

6156, 

6156, d) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Walk (CDU) 
Krankenquoten in der Thüringer Polizei im Jahr 2021 und im ersten Quartal 2022 
- Drucksache 7/5384 - 

wird von Staatssekretär Götze beantwortet. Zusatzfragen. Staatssekretär Götze 
sagt dem Fragesteller, Abgeordneten Walk, zu, auf seine zweite Zusatzfrage eine 
genauere Antwort noch schriftlich nachzureichen, sobald dies möglich ist. 
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6156, 6157,
6156, 6158,

6158,

6158, 6159,
6158, 6159,

6159,
6159,

6160,

6160,
6160,

6161,

Walk, CDU 
Götze, Staatssekretär 

e) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Meißner (CDU) 
Möglicher Fördermittelbetrug bei Integrationsprojekten in Thüringen 
- Drucksache 7/5387 - 

wird von Staatssekretär von Ammon beantwortet. Zusatzfragen. Staatssekretär von 
Ammon sagt der Fragestellerin, Abgeordneter Meißner, zu, die Antworten auf ihre 
beiden Zusatzfragen schriftlich nachzureichen. Staatssekretär von Ammon sagt 
der Fragestellerin, Abgeordneter Meißner, im Rahmen der Antwort zu Frage 1 
der Mündlichen Anfrage sowie der Abgeordneten Güngör auf ihre Zusatzfrage hin 
zu, eine titelgenauere Detailübersicht zu den einzelnen Jahresscheiben schriftlich 
nachzureichen. 

Meißner, CDU 
von Ammon, Staatssekretär 

Güngör, DIE LINKE 

f) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dr. Lauerwald (AfD) 
Coronageschehen in Thüringer Alten- und Pflegeheimen in Anbetracht der  
COVID-19-Impfungen 
- Drucksache 7/5388 - 

wird von Ministerin Werner beantwortet. 

Dr. Lauerwald, AfD 
Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 

g) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Beier (DIE LINKE) 
Vorkommnis mit Sicherheitsdienst am 22. Oktober 2021 in der Erstaufnahmeeinrich- 
tung Suhl 
- Drucksache 7/5393 - 

wird von Staatssekretär von Ammon beantwortet. Zusatzfragen. Staatssekretär 
von Ammon sagt dem Fragesteller, Abgeordneten Beier, zu, die Antwort auf seine 
zweite Zusatzfrage schriftlich nachzureichen. 

Beier, DIE LINKE 6161, 6163,
6163,

von Ammon, Staatssekretär 6162, 6163,
6163, 6163, 6163,

König-Preuss, DIE LINKE 6163, 6163,

6164,

6164,
6164,

h) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Rudy (AfD) 
Wie soll das 9-Euro-Ticket in Thüringen umgesetzt werden? 
- Drucksache 7/5394 - 

wird von Staatssekretär Weil beantwortet. 

Rudy, AfD 
Weil, Staatssekretär 

Zweites Gesetz zur Ände- 
rung des Thüringer Straßenge- 
setzes 

,6166, 
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Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/5375 -
ERSTE BERATUNG

Der Gesetzentwurf wird an den Ausschuss für Infrastruktur, Landwirt-
schaft und Forsten überwiesen.

Die beantragte Überweisung an den Innen- und Kommunalaus-
schuss wird abgelehnt.

Dr. Lukin, DIE LINKE 6166,
Bergner, Gruppe der FDP 6167,
Liebscher, SPD 6168,
Malsch, CDU 6169, 6170,
Schubert, DIE LINKE 6170,
Rudy, AfD 6172,
Wahl, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 6173,
Dr. Bergner, fraktionslos 6174,

Gesetz zur Änderung des Thü-
ringer Rettungsdienstgesetzes

6175,

Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/5376 -
ERSTE BERATUNG

Der Gesetzentwurf wird an den Innen- und Kommunalausschuss
überwiesen.

Die beantragte Überweisung an den Ausschuss für Soziales, Arbeit,
Gesundheit und Gleichstellung wird abgelehnt.

Vogtschmidt, DIE LINKE 6175,
Czuppon, AfD 6176,
Montag, Gruppe der FDP 6177,
Zippel, CDU 6177,

a) Fünftes Gesetz zur Ände-
rung der Verfassung des Frei-
staats Thüringen – Aussetzung
der automatischen Diätenerhö-
hung im Jahr 2022

6179,

Gesetzentwurf der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/5367 -
ERSTE BERATUNG

b) Sechzehntes Gesetz zur
Änderung des Thüringer Ab-
geordnetengesetzes – Ausset-
zung des Anpassungsverfah-
rens der Abgeordnetenbezüge
gemäß § 26 des Thüringer Ab-
geordnetengesetzes

6179,
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6179, 6185,
6180,
6182,
6184,
6184,

6187, 6190,
6189,

6191,

6191,
6191,
6192,
6193,
6193,
6193,

6195,

6195, 6200,
6196,

6196, 6200,
6198,

Gesetzentwurf der Fraktion der 
AfD 
- Drucksache 7/5370 - 
ERSTE BERATUNG 

Die Beratung wird durchgeführt. 

Kießling, AfD 
Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Montag, Gruppe der FDP 
Lehmann, SPD 
Bühl, CDU 
Müller, DIE LINKE 
Höcke, AfD 

Update für den Öffentlichen 
Dienst: Heute die Weichen für 
die Zukunft stellen 
Antrag der Fraktion der FDP *) 
- Drucksache 7/3310 - 
dazu: Beschlussempfehlung des 

Haushalts- und Finanzaus- 
schusses 
- Drucksache 7/4978 - 

Der Antrag wird abgelehnt. 

Emde, CDU 
Kowalleck, CDU 
Bilay, DIE LINKE 
Sesselmann, AfD 
Dr. Bergner, fraktionslos 
Montag, Gruppe der FDP 

Initiierung eines landesweiten 
Modellprojekts zur Realisie- 
rung einer Ausbildungsvergü- 
tung in den Gesundheitsfach- 
berufen 
Antrag der Fraktion der AfD 
- Drucksache 7/3586 - 

Die beantragte Überweisung an den Ausschuss für Soziales, Arbeit, 
Gesundheit und Gleichstellung wird abgelehnt. 

Der Antrag wird abgelehnt. 

Aust, AfD 
Güngör, DIE LINKE 
Dr. König, CDU 
Montag, Gruppe der FDP 
Prof. Dr. Hoff, Minister für Kultur, Bundes- und Europaangelegenheiten und Chef der 

Staatskanzlei 6199,
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Anwesenheit der Abgeordneten: 
Fraktion DIE LINKE: 

Beier, Bilay, Blechschmidt, Dittes, Eger, Engel, Gleichmann, Güngör, Hande, 
Kalich,  König-Preuss,  Korschewsky,  Lukasch,  Dr.  Lukin,  Dr.  Martin-Gehl,
Maurer,  Mitteldorf,  Müller,  Plötner,  Ramelow,  Schaft,  Schubert,  Stange,
Vogtschmidt, Dr. Wagler, Weltzien, Wolf 

Fraktion der CDU: 

Bühl,  Emde,  Gottweiss,  Henkel,  Herrgott,  Heym,  Kellner,  Dr.  König, 
Kowalleck,  Malsch,  Meißner,  Mohring,  Schard,  Tasch,  Tiesler,  Tischner,
Urbach, Prof. Dr. Voigt, Walk, Zippel 

Fraktion der AfD: 

Aust,  Cotta,  Czuppon,  Frosch,  Gröger,  Henke,  Herold,  Höcke,  Hoffmann, 
Jankowski, Kießling, Laudenbach, Dr. Lauerwald, Möller, Mühlmann, Rudy,
Sesselmann, Thrum 

Fraktion der SPD: 

Hey, Dr. Klisch, Lehmann, Liebscher, Marx, Merz, Möller 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Henfling, Müller, Pfefferlein, Rothe-Beinlich, Wahl 

Gruppe der FDP: 

Baum, Bergner, Kemmerich, Montag 

fraktionslos: 

Dr. Bergner, Kniese, Schütze 

Anwesenheit der Mitglieder der Landesregierung: 
Ministerpräsident Ramelow, die Minister Adams, Prof. Dr. Hoff, Holter, Maier, 
Siegesmund, Tiefensee, Werner 
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Beginn: 9.01 Uhr

Vizepräsidentin Marx:
Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich darf
Sie bitten, Platz zu nehmen, damit wir mit der Sit-
zung beginnen können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, ich heiße Sie herzlich willkommen zu unse-
rer heutigen Sitzung des Thüringer Landtags, die
ich hiermit eröffne. Ich begrüße auch die Vertrete-
rinnen und Vertreter der Landesregierung, die Be-
sucherinnen und Besucher auf der Besuchertribü-
ne, die Vertreterinnen und Vertreter der Medien
sowie die Zuschauerinnen und Zuschauer am Inter-
netlivestream.

Seinen Geburtstag begeht heute Herr Abgeordne-
ter Dr. Wolfgang Lauerwald.

(Beifall AfD)

Er darf beglückwünscht werden.

Schriftführer zu Beginn der heutigen Sitzung sind
Herr Abgeordneter Weltzien und Herr Abgeordneter
Tiesler. Die Redeliste wird von Herrn Abgeordne-
tem Weltzien geführt, die Bedienung der Redezeit-
anlage übernimmt Herr Abgeordneter Tiesler. 

Für die heutige Sitzung haben sich entschuldigt:
Frau Präsidentin Keller überwiegend, Herr Abge-
ordneter Gröning, Herr Abgeordneter Reinhardt,
Herr Abgeordneter Worm, Frau Ministerin Kara-
wanskij, Frau Ministerin Taubert und Herr Abgeord-
neter Dr. Hartung. 

Wir sind bei der gestrigen Feststellung der Tages-
ordnung übereingekommen, den Tagesordnungs-
punkt 15 gemeinsam mit den Tagesordnungspunk-
ten 18 und 22, hier bezogen auf das Mitglied des
Beirats beim Landesbeauftragten für den Daten-
schutz aus dem Wahlvorschlag der Fraktion Die
Linke in der Drucksache 7/5409 heute als ersten
Punkt, den Tagesordnungspunkt 14 heute als zwei-
ten Punkt und den Tagesordnungspunkt 4 heute als
dritten Punkt aufzurufen.

Die Wahlen, die gemeinsam mit dem Tagesord-
nungspunkt 15 durchgeführt werden, also Tages-
ordnungspunkt 15 und die Tagesordnungspunk-
te 18 und 22, werden geheim und jeweils als Block-
wahl durchgeführt.

Zu Tagesordnungspunkt 8 wurde ein Alternativ-
antrag der Fraktionen Die Linke, der CDU, der
SPD und Bündnis 90/Die Grünen in der Drucksa-
che 7/5425 elektronisch bereitgestellt und verteilt.

Es gibt einen Änderungsantrag der Fraktion der
CDU zum Tagesordnungspunkt 2. Auch dieser wur-

de elektronisch bereitgestellt und verteilt in der
Drucksache 7/5428. 

Wird der Ihnen vorliegenden Tagesordnung zuzüg-
lich der von mir genannten Hinweise widerspro-
chen? Herr Abgeordneter Möller.

Abgeordneter Möller, AfD:
Frau Präsidentin, namens meiner Fraktion beantra-
ge ich wegen der besonderen Dringlichkeit, den
Antrag meiner Fraktion „Keine Beschäftigungs- und
Betretungsverbote infolge der einrichtungsbezoge-
nen Impfpflicht in Thüringen, einrichtungsbezoge-
ne Impfpflicht auf Bundesebene abschaffen“ auf je-
den Fall im Rahmen dieser Plenarwoche noch zu
behandeln. Zur Dringlichkeit würde mein Kollege
René Aust sprechen.

Vizepräsidentin Marx:
Sie haben den Antrag gehört. Dann bitte zur Dring-
lichkeit, Kollege Aust.

Abgeordneter Aust, AfD:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, gestern hatten wir auf An-
trag der AfD-Fraktion die Aktuelle Stunde zur ein-
richtungsbezogenen Impfpflicht. Dort konnten wir
schon ein bisschen hören, was die Auswirkungen
aktuell in Thüringen sind und welche noch weiter
zu erwarten sind. Außerdem hörten wir, dass wir
anscheinend in diesem Hause eine Mehrheit dafür
haben, dass sich die Landesregierung auf Bundes-
ebene über den Bundesrat dafür einsetzen soll,
die einrichtungsbezogene Impfpflicht abzuschaffen,
denn so war es gestern zu hören von der FDP-
Gruppe und auch von der CDU. Und heute wollen
wir Ihnen die Gelegenheit geben, ihren vollmundi-
gen Worten auch Taten sprechen zu lassen. 

(Beifall AfD)

Erst im Dezember stand ich hier, und ich habe da-
mals davor gewarnt, was die Auswirkungen sein
werden, wenn diese einrichtungsbezogene Impf-
pflicht ihre volle Wirkung entfalten würde. Vor dem
Hintergrund der Erfahrungen in Kanada war abseh-
bar, dass wir in eine Versorgungskrise laufen wür-
den. Wenn wir uns die aktuellen Daten und Zahlen
ansehen, dann sind wir genau dort, wir sind auf
dem Weg in die Versorgungskrise.

Mir ist wichtig, an dieser Stelle noch einmal eine
ganz besondere Ungerechtigkeit zu erwähnen. Vie-
le Ungeimpfte dürfen heute arbeiten und sie dürfen
so lange in den verschiedenen Gesundheitsfachbe-
rufen arbeiten, solange sie gebraucht werden. Aber
sobald die Versorgungssicherheit auch ohne diese
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Leute gewährleistet ist, werden sie rausgeworfen
und weggeworfen wie benutzte Waschlappen. Die-
ser Umgang mit den ungeimpften Beschäftigten in
den Gesundheitsfachberufen ist – um es auf den
Punkt zu bringen – asozial und gehört hier ange-
sprochen.

(Beifall AfD)

Unsere Forderung ist ganz klar, liebe Beschäftig-
te in den Gesundheitsfachberufen: Weg mit der
einrichtungsbezogenen Impfpflicht. Und unser Ver-
sprechen: Ihr seid nicht vergessen, wir werden
euch nicht vergessen und wir setzen uns weiter für
die Abschaffung der einrichtungsbezogenen Impf-
pflicht ein.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Marx:
Wünscht jemand das Wort, um gegen die Dringlich-
keit der Aufnahme dieses Antrags zu sprechen? Ja,
bitte.

Abgeordneter Dr. König, CDU:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Kolleginnen
und Kollegen, ich bin schon etwas verwundert über
den Antrag der AfD, wir hatten ja erst in der vergan-
genen Woche Sozialausschuss gehabt. Und dort
liegt der Antrag der CDU-Fraktion „Corona-Schutz-
maßnahmen lebensnah ausgestalten, einrichtungs-
bezogene Impfpflicht aussetzen“. Also ein ähnlicher
Antrag mit einem ähnlichen Inhalt liegt bereits im
Sozialausschuss, soll dort behandelt werden und
deswegen

(Unruhe AfD)

– lassen Sie mich doch erst mal ausreden.

Vizepräsidentin Marx:
Würden Sie bitte mal die Ruhe bewahren? Herr
Cotta, es spricht der Abgeordnete Dr. König.

Abgeordneter Dr. König, CDU:
Herr Cotta, ich will Ihnen sagen: Wir haben so ei-
nen Antrag im Ausschuss liegen und wir diskutie-
ren im Ausschuss zur einrichtungsbezogenen Impf-
pflicht. Und von Ihnen kam kein Antrag, unserem
Antrag zuzustimmen. Deswegen, wir haben eine in-
haltliche Befassung damit und der Antrag der AfD
ist überflüssig.

(Beifall DIE LINKE, CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:
Da der Antrag nicht in der Frist von sieben Ta-
gen elektronisch bereitgestellt bzw. verteilt wurde,
ist über eine Fristverkürzung gemäß § 66 Abs. 1
der Geschäftsordnung zu beschließen. Diese Frist
kann mit einfacher Mehrheit verkürzt werden, es
sei denn, es widerspricht jemand. Gibt es Wider-
spruch? Das ist der Fall, dann benötigen wir eine
Zweidrittelmehrheit für die Aufnahme dieses Punk-
tes in die Tagesordnung. Wer möchte diesen Punkt
aufgenommen haben? Den bitte ich um das Hand-
zeichen. Das sind die Stimmen aus der Fraktion der
AfD. Wer ist gegen die Aufnahme? Das sind die
übrigen Fraktionen des Hauses. Wer enthält sich?
Das sind die fraktionslosen Abgeordneten.

Und damit bleibt es bei der ursprünglich festgestell-
ten oder vorgestellten vereinbarten Tagesordnung,
es sei denn, es gibt jetzt noch weitere Wünsche zur
Tagesordnung? Das sehe ich nicht.

Dann stimme ich ab über die Tagesordnung, so wie
ich sie eben vor dem Antrag der AfD vorgestellt ha-
be. Wer stimmt dieser Tagesordnung zu? Den bitte
ich um das Handzeichen. Das sind die Koalitions-
fraktionen und die Fraktion der CDU, die fraktions-
losen Abgeordneten. Wer stimmt gegen diese Ta-
gesordnung? Das sind die Mitglieder der AfD-Frak-
tion. Damit ist die Tagesordnung festgestellt.

Wir kommen zum Aufruf der Tagesordnungspunk-
te 15, 18 und 22.

Zunächst Tagesordnungspunkt 15

Wahl des Präsidenten
des Thüringer Verfassungsge-
richtshofs – Ernennung und
Vereidigung
Wahlvorschlag der Fraktion der
CDU
- Drucksache 7/5104 - 

Der 6. Landtag hat in seiner 122. Sitzung am
21.06.2018 gemäß Artikel 79 Abs. 3 Satz 3 der
Verfassung des Freistaats Thüringen und § 3
Abs. 1 des Thüringer Verfassungsgerichtshofsge-
setzes Herrn Dr. h.c. Stefan Kaufmann zum Präsi-
denten des Thüringer Verfassungsgerichtshofs ge-
wählt. Gemäß § 4 Abs. 1 des Thüringer Verfas-
sungsgerichtshofgesetzes kann nur Mitglied des
Thüringer Verfassungsgerichtshofs sein, wer das
68. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Herr
Dr. h.c. Kaufmann hat am 29. Dezember 2021 sein
68. Lebensjahr vollendet, weshalb die heutige Wahl
notwendig ist.

Die Wahl erfolgt ohne Aussprache und geheim. Der
Präsident des Thüringer Verfassungsgerichtshofs
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wird mit der Mehrheit von zwei Dritteln der gesetz-
lichen Mitgliederzahl des Landtags gewählt, benö-
tigt werden demnach mindestens 60 Stimmen. Der
Wahlvorschlag der Fraktion der CDU liegt Ihnen in
der Drucksache 7/5104 vor. 

Vorgeschlagen ist Herr Dr. Klaus-Dieter von der
Weiden.

Tagesordnungspunkt 18

Wahl des Vorsitzenden des Un-
tersuchungsausschusses 7/2
„Treuhand in Thüringen: Er-
folgsgeschichte oder Ausver-
kauf – Rolle und Untersuchung
der Arbeit der Treuhandanstalt
und der zuständigen Nieder-
lassungen im Gebiet des heuti-
gen Thüringens“
Wahlvorschlag der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/5414 - 

Die geänderten Stärkeverhältnisse der Fraktionen
und der Parlamentarischen Gruppe der FDP infol-
ge des Austritts von Herrn Abgeordnetem Birger
Gröning aus der Fraktion der AfD wirken sich
auf die Anzahl der Ausschussvorsitze und die der
stellvertretenden Ausschussvorsitze aus, die von
den Fraktionen und der Parlamentarischen Grup-
pe unter Anwendung des Zugriffsverfahrens gemäß
§ 71 Abs. 1 und 2 der Geschäftsordnung sowie
§ 5 Abs. 1 und 2 des Untersuchungsausschussge-
setzes gestellt werden können. Infolgedessen hat
Frau Abgeordnete Nadine Hoffmann von der Frakti-
on der AfD mit Schreiben vom 28. April 2022 ihr
Amt als Vorsitzende des Untersuchungsausschus-
ses 7/2 niedergelegt. Die diesbezügliche Unterrich-
tung trägt die Drucksachennummer 7/5400. 

Gemäß § 5 Abs. 1 des Untersuchungsausschuss-
gesetzes wählt der Landtag die Vorsitzende bzw.
den Vorsitzenden aus seiner Mitte. Die bzw. der
Vorsitzende und die Stellvertreterin bzw. der Stell-
vertreter müssen nach Abs. 2 der Vorschrift ver-
schiedenen Fraktionen angehören, unter denen
sich eine regierungstragende und eine oppositionel-
le Fraktion befinden soll. Gewählt ist, wer die Mehr-
heit der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. 

Der Wahlvorschlag für den Vorsitz der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen liegt Ihnen in der Drucksa-
che 7/5414 vor. Vorgeschlagen ist Herr Abgeord-
neter Olaf Müller. Wird hierzu eine Aussprache ge-
wünscht? Das sehe ich nicht. 

Tagesordnungspunkt 22

Bestellung von Mitgliedern
und stellvertretenden Mitglie-
dern des Beirats beim Lan-
desbeauftragten für den Daten-
schutz gemäß § 12 Abs. 1 und
2 des Thüringer Datenschutz-
gesetzes
Wahlvorschlag der Fraktion DIE
LINKE
- Drucksache 7/5409 - 

Gemäß § 12 Abs. 1 und 2 des Thüringer Daten-
schutzgesetzes wird beim Landesbeauftragten für
den Datenschutz ein Beirat gebildet, der aus ins-
gesamt neun Mitgliedern besteht. Sechs dieser Mit-
glieder werden vom Landtag bestellt. Der Verzicht
auf Mitgliedschaft in dem Beirat durch Herrn Abge-
ordneten Sascha Bilay macht die heutige neue Be-
stellung notwendig.

Gewählt ist hier, wer die Mehrheit der abgegebe-
nen gültigen Stimmen erhält. Der Wahlvorschlag
der Fraktion Die Linke liegt Ihnen in der Drucksa-
che 7/5409 vor. Vorgeschlagen ist der Abgeordnete
Philipp Weltzien. Wünscht hierzu jemand eine Aus-
sprache? Das ist nicht der Fall. 

Dann können wir jetzt zur Durchführung der Wahl-
gänge kommen. Sie erhalten nach Ihrem Namens-
aufruf drei Stimmzettel. Sie können auf jedem der
drei Stimmzettel mit Ja oder Nein oder Enthal-
tung stimmen. Als Wahlhelferinnen bzw. Wahlhel-
fer sind eingesetzt Frau Abgeordnete Güngör, Herr
Abgeordneter Denny Möller und Frau Abgeordnete
Baum. Ich eröffne die Wahlhandlung und bitte die
beiden Schriftführenden, die Namen der Abgeord-
neten zu verlesen.

Abgeordneter Beier, DIE LINKE:
Aust, René; Baum, Franziska; Beier, Patrick; Ber-
gner, Dirk; Dr. Bergner, Ute; Bilay, Sascha; Blech-
schmidt, André; Braga, Torben; Bühl, Andreas; Cot-
ta, Jens; Czuppon, Torsten; Dittes, Steffen; Eger,
Cordula; Emde, Volker; Engel, Kati; Frosch, Karl-
heinz; Gleichmann, Markus; Gottweiss, Thomas;
Gröger, Thomas; Gröning, Birger; Güngör, Lena
Saniye; Hande, Ronald; Dr. Hartung, Thomas; Hen-
fling, Madeleine; Henke, Jörg; Henkel, Martin; He-
rold, Corinna; Herrgott, Christian; Hey, Matthias;
Heym, Michael; Höcke, Björn; Hoffmann, Nadine;
Jankowski, Denny; Kalich, Ralf; Keller, Birgit; Kell-
ner, Jörg; Kemmerich, Thomas; Kießling, Olaf;
Dr. Klisch, Cornelia; Kniese, Tosca; Dr. König,
Thadäus; König-Preuss, Katharina; Korschewsky,
Knut; Kowalleck, Maik.
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Abgeordneter Tiesler, CDU:
Laudenbach, Dieter; Dr. Lauerwald, Wolfgang; Leh-
mann, Diana; Liebscher, Lutz; Lukasch, Ute; Dr. Lu-
kin, Gudrun; Malsch, Marcus; Dr. Martin-Gehl, Iris;
Marx, Dorothea; Maurer, Katja; Meißner, Beate;
Merz, Janine; Mitteldorf, Katja; Mohring, Mike; Möl-
ler, Denny; Möller, Stefan; Montag, Robert-Martin;
Mühlmann, Ringo; Müller, Anja; Müller, Olaf; Pfef-
ferlein, Babette; Plötner, Ralf; Ramelow, Bodo;
Reinhardt, Daniel; Rothe-Beinlich, Astrid; Rudy,
Thomas; Schaft, Christian; Schard, Stefan; Schu-
bert, Andreas; Schütze, Lars; Sesselmann, Robert;
Stange, Karola; Tasch, Christina; Thrum, Uwe;
Tiesler, Stephan; Tischner, Christian; Urbach, Jo-
nas; Vogtschmidt, Donata; Prof. Dr. Voigt, Mario;
Dr. Wagler, Marit; Wahl, Laura; Walk, Raymond;
Weltzien, Philipp; Wolf, Torsten; Worm, Henry; Zip-
pel, Christoph.

Vizepräsidentin Marx:
Die Frage in die Runde: Hatten alle Abgeordneten
Gelegenheit zur Stimmabgabe? Das scheint der
Fall zu sein. Dann stelle ich fest, dass alle Abgeord-
neten ihre Stimmen abgeben konnten. Ich schließe
die Wahlhandlung und bitte die Wahlhelfenden um
Auszählung der Stimmen.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir können
jetzt mit der Bekanntgabe der Wahlergebnisse
fortsetzen und beginnen mit dem Tagesordnungs-
punkt 15, der Wahl zum Präsidenten des Thüringer
Verfassungsgerichtshofs: abgegebene Stimmen 85,
ungültige Stimmen 0, gültige Stimmen 85. Auf den
Wahlvorschlag entfallen 79 Jastimmen, 3 Neinstim-
men und es liegen 3 Enthaltungen vor. Damit ist die
Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Mitglie-
derzahl des Landtags deutlich erreicht.

(Beifall im Hause)

Ich gratuliere Ihnen, Herr Dr. von der Weiden, zu
Ihrer Wahl und hoffe, dass ich Sie jetzt im Raum
sehe – da sind Sie schon – und kann Sie deswegen
auch gleich fragen: Nehmen Sie die Wahl an?

(Zuruf Dr. von der Weiden: Ja, ich nehme die
Wahl an!)

Sehr schön, dann können wir auch gleich zur Er-
nennung und Vereidigung von Herrn Dr. Klaus-Die-
ter von der Weiden kommen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, nach § 5 des
Thüringer Verfassungsgerichtshofsgesetzes ist vor-
gesehen, dass die gewählten Mitglieder des Thürin-
ger Verfassungsgerichtshofs eine von der Präsiden-
tin des Thüringer Landtags unterzeichnete Ernen-
nungsurkunde erhalten und vor dem Landtag den
Eid leisten. Ich sehe, ich kann Herrn Dr. Klaus-Die-

ter von der Weiden nach vorn bitten und Sie haben
sich bereits von den Plätzen erhoben, wie das sein
soll.

Sehr geehrter Herr Dr. von der Weiden, ich hän-
dige Ihnen zunächst die Ernennungsurkunde aus
und verlese dann den im Thüringer Verfassungsge-
richtshofsgesetz enthaltenen Text der Eidesformel.
Sie können diese Eidesformel anschließend mit
den Worten „Ich schwöre es, so wahr mir Gott hel-
fe“ oder „Ich schwöre es“ bekräftigen.

Die Eidesformel lautet: Ich schwöre, dass ich das
mir übertragene Amt nach bestem Wissen und
Können verwalten, Verfassung und Gesetze befol-
gen und verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft
erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben
werde!

Dr. von der Weiden:
Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe.

Vizepräsidentin Marx:
Ich danke Ihnen.

(Beifall im Hause)

Ich gratuliere Ihnen recht herzlich im Namen des
Hauses und wünsche Ihnen für die Amtsausübung
zum Wohl unseres Freistaats alles Gute.

Dr. von der Weiden:
Herzlichen Dank.

Vizepräsidentin Marx:
Es besteht Gelegenheit zur Gratulation.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich sehe die,
die Gratulationstour ist zu Ende. Ich darf Sie bitten,
wieder Platz zu nehmen. Wir setzen fort mit der
Bekanntgabe der weiteren Wahlergebnisse.

In Tagesordnungspunkt 18 war ein neuer Vorsitzen-
der des Untersuchungsausschusses 7/2 zu wählen.
Auch hier wurden 85 Stimmen abgegeben, ungülti-
ge Stimmen 0, gültige Stimmen 85. Auf den Wahl-
vorschlag entfallen 59 Jastimmen, 21 Neinstimmen
und es liegen 5 Enthaltungen vor. Damit ist die
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen er-
reicht. Ich gratuliere Ihnen, Herr Abgeordneter Olaf
Müller, zur Wahl als Ausschussvorsitzender.

(Beifall im Hause)

Nehmen Sie die Wahl an? 

(Zuruf Abg. Müller, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN: Ja, ich nehme die Wahl an!) 
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Wunderbar, dann haben wir auch hier einen neuen
Vorsitzenden. 

Es geht weiter mit dem Tagesordnungspunkt 22.
Hier war eine Nachwahl vorzunehmen. Abgegebe-
ne Stimmen – ich bitte um etwas Aufmerksamkeit.
Abgegebene Stimmen: 85; ungültige Stimmen: 0;
gültige Stimmen: 85. Auf den Wahlvorschlag ent-
fallen 54 Jastimmen, 26 Neinstimmen, es liegen
5 Enthaltungen vor. Damit ist auch hier die Mehrheit
der abgegebenen gültigen Stimmen erreicht, und
ich gratuliere dem Abgeordneten Philipp Weltzien
zur Wahl als Beiratsmitglied. Nehmen Sie die Wahl
an?

(Zuruf Abg. Weltzien, DIE LINKE: Ja!)

Okay, wunderbar, danke schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Aufgrund der Annahme der Wahl durch Herrn Ab-
geordneten Weltzien werden wir nach der Mittags-
pause noch die Wahl eines neuen stellvertretenden
Mitglieds des Beirats durchzuführen haben.

Jetzt aber kommen wir zum nächsten Tagesord-
nungspunkt, das ist der Tagesordnungspunkt 14.
Das ist keine Wahl, sondern ein Antrag, nämlich:

Zustimmung des Landtags zur
Ernennung eines weiteren Mit-
glieds des Landesrechnungs-
hofs gemäß Artikel 103 Abs. 2
Satz 3 der Verfassung des Frei-
staats Thüringen
Antrag der Landesregierung
- Drucksache 7/5359 - 

Möchte die Landesregierung dazu etwas sagen?
Das sehe nicht. Wird eine Aussprache gewünscht
seitens des Hauses? Das ist auch nicht der Fall.
Möchte jemand den Zustimmungsantrag an irgend-
einen Ausschuss überweisen? Das sehe ich auch
nicht. Dann können wir direkt darüber abstimmen,
und ich lasse abstimmen über den Antrag der
Landesregierung in der Drucksache 7/5359. Wer
stimmt für diesen Antrag? Das sind die Mitglieder
der Koalitionsfraktionen, die Fraktion der CDU, die
Gruppe der FDP, die fraktionslosen Abgeordneten
und die Fraktion der AfD. Gibt es Gegenstimmen?
Enthaltungen? Beides nicht, damit ist diesem An-
trag die einstimmige Zustimmung des Hauses zu-
teilgeworden, und ich kann auch diesen Tagesord-
nungspunkt schließen.

Es geht nach unserer Vereinbarung weiter mit dem
Aufruf des Tagesordnungspunkts 4

Drittes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Verfassungsge-
richtshofsgesetzes – Einfüh-
rung des Amts der Vizepräsi-
dentin beziehungsweise des
Vizepräsidenten des Thüringer
Verfassungsgerichtshofs
Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der CDU, der SPD
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/5039 - 
ERSTE BERATUNG

Mir ist signalisiert worden, dass eine besondere
Einbringung nicht gewünscht wird. Somit kann ich
gleich die Aussprache eröffnen und erteile das Wort
Frau Abgeordneter Dr. Martin-Gehl für die Fraktion
Die Linke.

Abgeordnete Dr. Martin-Gehl, DIE LINKE:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, gestatten Sie mir bitte eine
Vorbemerkung: Ich spreche im Folgenden zu einem
Gesetzentwurf zur Änderung des Thüringer Verfas-
sungsgerichtshofsgesetzes. Im Interesse der Über-
sichtlichkeit und Verständlichkeit meiner Ausführun-
gen verwende ich dabei die derzeitige Wortwahl
des Gesetzes, insbesondere, soweit es um Amts-
und Funktionsbezeichnungen geht. Diese sollen
stets in männlicher und weiblicher Form gelten, das
möchte ich hier ausdrücklich betonen.

Nun zu dem Gesetzentwurf: Dieser hat die Einfüh-
rung des Amts des Vizepräsidenten beim Thüringer
Verfassungsgerichtshof zum Gegenstand. Ein sol-
ches Amt gibt es derzeit nach dem bisherigen Thü-
ringer Verfassungsgerichtshofsgesetz nicht. Nach
der bisherigen Regelung setzt sich der Thüringer
Verfassungsgerichtshof aus einem Präsidenten und
acht weiteren Mitgliedern zusammen, wobei für je-
des Mitglied ein eigener Stellvertreter gewählt wird.
Im Falle der Verhinderung des Präsidenten ist – an-
ders als bei den weiteren ordentlichen Mitgliedern
– nicht der persönliche Stellvertreter aus dem Kreis
der nicht ständigen Mitglieder, sondern das dienst-
älteste berufsrichterliche Mitglied aus dem Kreis
der ständigen Mitglieder als Stellvertreter zu beru-
fen. Es gibt also derzeit keine personell fest vorge-
gebene Stellvertreterfunktion. Welches der infrage
kommenden berufsrichterlichen Mitglieder des Ver-
fassungsgerichtshofs die Vertretung dann im kon-
kreten Fall ausübt, bestimmt sich allein nach dem
Dienstalter. Diese Regelung für die Vertretung des
Präsidenten wird mit dem Gesetzentwurf nun ge-
ändert, indem das Amt des Vizepräsidenten einge-
führt und damit die präsidiale Stellvertretung als
solche institutionalisiert wird. Künftig soll es also
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neben dem Präsidenten einen Vizepräsidenten ge-
ben, der – wie der Präsident – eigens für dessen
Vertretung vom Landtag eingesetzt bzw. gewählt
wird.

Vertreter wird demnach nicht mehr ein allein durch
das Dienstalter qualifiziertes, ständiges berufsrich-
terliches Mitglied sein, sondern ein speziell für die-
ses Amt ausgewähltes, namentlich benanntes Mit-
glied. Dass dieses Mitglied über dieselben berufli-
chen Kompetenzen und Qualifikationen für die Lei-
tung des Verfassungsgerichts verfügen muss wie
der Präsident, dessen Amt er gegebenenfalls wahr-
nehmen soll, versteht sich von selbst. Deshalb
muss auch der künftige Vizepräsident folgerichtig
Berufsrichter sein. Mit der vorgesehenen Wahl
durch den Landtag erhält das als Vizepräsident ge-
wählte Mitglied des Verfassungsgerichtshofs eine
direkte Legitimation des Parlaments für die Aufga-
be, in die Position des Präsidenten einzutreten,
wenn dieser verhindert ist. Dass der Landtag selbst
diese personelle Entscheidung trifft und diese nicht
mehr oder weniger dem Zufall überlässt, bekräftigt
die hervorgehobene Position des Präsidenten die-
ses höchsten Gerichts von Thüringen und verdeut-
licht, dass auch dieses Amt einen besonderen Stel-
lenwert hat.

Die direkte parlamentarische Legitimation des Stell-
vertreters für den Präsidenten ist von besonderem
Belang, gerade in den Zeiten, in denen der Stellver-
treter aufgrund des Ausscheidens eines Präsiden-
ten aus dem Amt bis zur Neuwahl eines Nachfol-
gers eine Vakanz auszufüllen hat. Wie wir aus der
Vergangenheit wissen, kann eine solche Vakanz
des Präsidentenamts über einen längeren Zeitraum
andauern. Wir haben das gerade in den letzten Mo-
naten erlebt.

Auch und gerade dann wird die vorgesehene Vi-
zepräsidentschaft dem Ansehen und der gesell-
schaftlichen Stellung des Thüringer Verfassungs-
gerichtshofs besser gerecht als das gegenwärtige
Vertretungsprozedere. Übrigens beschreitet Thürin-
gen mit der Einführung einer Vizepräsidentschaft
beim Verfassungsgerichtshof keinen Sonderweg.
Im Gegenteil: in den meisten Bundesländern gibt
es aus gutem Grund seit jeher die mit dem vorlie-
genden Gesetzentwurf vorgesehene Vizepräsident-
schaft bei den Verfassungsgerichten.

Mit der geplanten Neuregelung schließt sich Thü-
ringen daher im Grunde nur bewährten Strukturen
an, stellt mit Blick auf den Bundesländervergleich
quasi den Normalzustand her. Auf Einzelheiten zur
Umsetzung der Einführung der Vizepräsidentschaft
möchte ich jetzt an dieser Stelle nicht eingehen.
Insoweit verweise ich auf die Begründung des Ge-
setzentwurfs. Es wird im Ausschuss ausreichend

Gelegenheit geben, darüber zu diskutieren und sich
insbesondere auch mit den Fragen der vorgesehe-
nen Übergangsregelungen im Einzelnen zu befas-
sen. Ich beantrage daher die Überweisung des Ge-
setzentwurfs an den Ausschuss für Migration, Jus-
tiz und Verbraucherschutz. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Als nächster Redner erhält Herr Abge-
ordneter Möller von der Fraktion der AfD das Wort.

Abgeordneter Möller, AfD:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, liebe Gäste! Man kann die-
sen Gesetzentwurf natürlich so formal, wie das
jetzt Frau Martin-Gehl gemacht hat, rein organisa-
tionsrechtlich betrachten. Ich denke, dass das aller-
dings nicht alle Aspekte des Themas ausreichend
beleuchtet. Deswegen will ich da etwas tiefer ein-
steigen.

Ein Beitrag der Zeitschrift für Landesverfassungs-
recht und Landesverwaltungsrecht – nämlich die
Ausgabe 3/2018 – fragte, ob die Regeln zur Beset-
zung des Verfassungsgerichts einer Anpassung be-
dürfen. Damals schon, also vor fünf Jahren, ging
es wie heute um dasselbe Problem: Der Thürin-
ger Landtag ist einerseits verpflichtet, spätestens
einen Monat vor dem altersbedingten Ausscheiden
eines Verfassungsrichters die Wahl des Nachfol-
gers durchzuführen; andererseits hat der Landtag
aber auch bereits 2018 diese Pflicht nicht erfüllt,
als es um die Nachfolge von Manfred Aschke ging.
Diese Nichterfüllung, meine Damen und Herren, er-
folgte vorsätzlich, weil man nämlich einfach nicht
fertig war mit dem Postengeschacher. 

(Beifall AfD)

Es lag definitiv nicht am Fehlen geeigneter Richter-
persönlichkeiten, das muss man mal in aller Deut-
lichkeit festhalten. Dieser Wille zum Bruch gelten-
den Rechts – und anders kann man das gar nicht
bezeichnen –, der letztendlich dazu führt, dass Gre-
mien lahmgelegt werden, egal ob das jetzt der
Verfassungsgerichtshof ist oder eben beispielswei-
se andere Gremien wie Untersuchungsausschüsse
oder Kontrollinstanzen des Geheimdienstes, wird in
diesem Freistaat immer öfter deutlich. Er ist inso-
fern interessant, als diejenigen, die dieses Lahmle-
gen verursachen, oft im Grunde genommen ande-
ren vorwerfen, was sie nämlich selbst machen, sie
delegitimieren damit nämlich den Staat, wenn sie
solche Instanzen nicht arbeitsfähig machen.
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(Beifall AfD)

Fakt ist auch, dass die Nichtbesetzung des Amts
des Präsidenten des Verfassungsgerichtshofs, je-
denfalls solange das nur vorübergehend geschieht,
also beispielsweise durch Krankheit oder so, einer
ordnungsgemäßen Besetzung des Verfassungsge-
richtshofs nicht im Wege steht. Die Vertretungsre-
geln braucht es also gerade nicht für solche un-
vorhergesehenen Ereignisse und für den Fall der
Nachwahl, um den es hier gerade geht, ist es
schon deshalb nicht erforderlich, weil diese Nach-
wahlen insbesondere beim Austritt aus Altersgrün-
den im Grunde jahrelang im Voraus planbar sind.
Insofern braucht es also auch organisationsrecht-
lich diese Regelungen nicht. 

Angesichts dieser Fakten lässt sich eigentlich nur
ein Schluss ziehen, nämlich dass die Einführung
des Vizepräsidentenamts primär der Erkenntnis
folgt, dass die Besetzung der Richterstellen des
höchsten Thüringer Gerichts nach politischer Op-
portunität und Gefolgschaft immer mehr Zeit in An-
spruch nimmt, nämlich so lange, bis sich Rot-Rot-
Grün mit der CDU einig sind. Das führt natürlich
zu dem unangenehmen Nebeneffekt: Diese Taktie-
rerei, dieses Schachspiel um Richterpersönlichkei-
ten, um politische Verlässlichkeit, politische Aus-
richtung, rückt in das Licht der Öffentlichkeit, und
das ist natürlich nicht gut, weil in der Öffentlichkeit
bisher immer noch der Eindruck besteht, dass vor
allem eines wichtig ist: fachliche Kenntnis – die ist
zum Beispiel bei Prof. von der Weiden auf jeden
Fall gegeben – und eben nicht politische Loyalität,
wie das beispielsweise bei anderen Richterpersön-
lichkeiten offenkundig im Vordergrund stand. Das
ist insofern ein Problem, als die Justiz als wesentli-
che Macht in unserem Land fungiert und die Rich-
ter des Verfassungsgerichtshofs natürlich eine ganz
besondere Bedeutung haben. Das Vertrauen der
Öffentlichkeit in die Justiz, des Volkes in die Justiz,
beruht vor allem im Wesentlichen auf der Erwar-
tung, dass diese neutral ist und neutral urteilt, also
egal ob es jetzt einen Pfarrer betrifft, einen Links-
extremisten oder einen Nazi, alle sind nach den
gleichen Maßstäben zu beurteilen. Dieses Vertrau-
en, meine Damen und Herren, geht durch dieses
Postengeschacher, durch das Abwägen politischer
Opportunitäten und Loyalitäten natürlich Stück für
Stück verloren. 

(Beifall AfD)

Es wird damit nämlich irgendwo klargemacht, dass
sie verstanden haben, trotz des ganzen Geschwur-
bels und sogenannten Verfassungspatriotismus,
dass die Verfassung als höchstes Recht aufgrund
ihrer abstrakten Formulierung natürlich zu einem
gewissen Punkt beliebig aufgeladen und ausgelegt

werden kann und dass es nur zum Teil auf den
Text ankommt, ganz besonders wichtig aber auf
den ankommt, der den Text auslegt, also am En-
de die Verfassungsrichter. Da gibt es durchaus
einige interessante Beispiele, wie beispielsweise
diese Auslegung durch Richter auch dazu geführt
hat, dass sich Verfassungsrecht gewandelt hat, ob-
wohl sich der Text nicht gewandelt hat. Ich darf
zum Beispiel daran erinnern, dass viele Jahrzehnte
lang in der deutschen Verfassungsrechtsprechung
das deutsche Volk einfach deutsch sein durfte,
die CDU durfte zur Jahrtausendwende noch einen
Wahlkampf für die doppelte Staatsbürgerschaft ma-
chen und nun, 20 Jahre später, soll jemand, der
beispielsweise noch am Blutsrecht – also am Ab-
stammungsprinzip – im Staatsbürgerschaftsrecht
festhält, plötzlich ein Verfassungsfeind sein. Und
das, obwohl sich am Verfassungsrecht nichts geän-
dert hat. Das geschieht, indem man einfach Rich-
terpersönlichkeiten austauscht, die eine andere po-
litische Loyalität haben.

Dasselbe sehen wir beim öffentlichen Rundfunk:
Die Rundfunkfreiheit diente dem Ziel, neben dem
GEZ-gemästeten Staatsfunk weniger linientreue
Rundfunkangebote aus dem Privatsektor zu ermög-
lichen. Das war das Ziel der Rundfunkfreiheit, so
wie wir sie kennen. Heute wird dieses Grundrecht
ganz anders ausgelegt, nämlich als Berechtigung,
GEZ-Erhöhungen beim Bürger durchzusetzen –
auch da ein kompletter Wandel des Grundrechts,
obwohl sich am Grundrecht selbst gar nichts geän-
dert hat.

(Unruhe Gruppe der FDP)

Daran merkt man, dass die Auswahl von Richter-
persönlichkeiten letzten Endes auch dazu dient,
dass das geschieht, was Herr Prof. Hans Herbert
von Arnim festgestellt hat, nämlich, dass sich die
Parteien den Staat zur Beute machen. Das ist na-
türlich eine Bewegung oder eine Zielstellung, die
wir als AfD nicht teilen.

(Beifall AfD)

Deswegen schließe ich meinen kurzen Vortrag mit
der Frage: Braucht es also neue Regeln für die
Besetzung des Verfassungsgerichts? Ohne Zweifel
ja. Aber braucht es aus kosmetischen Gründen –
um das Postengeschacher zu verschleiern – einen
Vizepräsidentenposten? Da sagen wir ganz klar:
nein.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Marx:
Ich darf doch darum bitten, bei der Wortwahl dar-
auf zu achten, dass die Würde des Verfassungs-
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organs Verfassungsgerichtshof nicht in Abrede ge-
stellt wird. Der nächste Redner in unserer Ausspra-
che ist Herr Abgeordneter Schard von der CDU-
Fraktion.

Abgeordneter Schard, CDU:
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, werte Gäste, meine lieben Kolleginnen und
Kollegen, ich möchte an dieser Stelle erst mal Dan-
ke sagen. Danke dem Hohen Haus, dass wir heu-
te mit einer Mehrheit – mit einer überwältigenden
Mehrheit – einen neuen Präsidenten des Verfas-
sungsorgans Verfassungsgerichtshof hier in Thürin-
gen wählen konnten. Ich bin auch sehr froh, dass
wir mit dem neuen Präsidenten Klaus-Dieter von
der Weiden einen integren Menschen gefunden ha-
ben, der dieses Amt nicht nur gut auskleiden wird
– davon bin ich überzeugt –, sondern auch dieses
Amt gut repräsentieren wird und eben auch für eine
gut nachvollziehbare, solide Rechtsprechung hier in
Thüringen sorgen wird – also herzlichen Dank noch
mal an Sie alle.

(Beifall CDU)

Ich denke, das ist ein wichtiges Zeichen, dass die-
ses Verfassungsorgan auch mit dem nötigen Rü-
ckenwind aus diesem Hause ausgestattet ist.

Ich möchte noch etwas zu Ihnen sagen, Herr Möl-
ler: Ich finde es gerade in diesem Zusammenhang
tatsächlich auch unwürdig, von Postengeschacher
etc. zu reden und diese Ausführungen hier zu ma-
chen,

(Beifall DIE LINKE, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, Gruppe der FDP)

wo wir alle wissen, welche Bedeutung diesem Haus
zukommt. Das in so ein Licht zu stellen, ist unge-
bührlich, und das diskreditiert auch dieses Organ.
Das ist aus meiner Sicht nicht nur ungebührlich,
sondern das gehört sich aus meiner Sicht auch
nicht, weil sich das, was Sie gesagt haben, in kei-
ner Weise hier widerspiegelt und hier so verfahren
wird. Wie gesagt, dieses Haus so zu diskreditieren,
ist aus meiner Sicht schon ein starkes Stück.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Sie können
ja gern eine andere Meinung vertreten, Herr
Kollege!)

Aber ich möchte zur Sache sprechen, ich möchte
zur Einführung des Vizepräsidenten sprechen. Ich
denke, dass die Implementierung eines Vizepräsi-
denten jetzt auch an unserem Verfassungsgerichts-
hof vorgenommen wird, das stärkt in zweierlei Hin-
sicht den Freistaat Thüringen: zum einen die Insti-
tution Verfassungsgerichtshof selbst, damit nämlich
klargestellt ist, wie vertreten wird – auch nach au-

ßen –, und es stärkt auch die Position des Land-
tags, denn der Landtag hat es nun auch in der
Hand, nicht nur durch Altersregelungen etc., die ja
eintreten – sondern der Landtag hat es jetzt in der
Hand zu bestimmen, wer in Abwesenheit des Präsi-
denten das Haus und den Verfassungsgerichtshof,
dieses Verfassungsorgan vertritt.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das ist aus meiner Sicht ein Fortschritt. Nicht um-
sonst haben sich viele andere Länder, die meisten
anderen Länder entschieden, einen Vizepräsiden-
ten einzuführen. Ich halte das für sinnvoll und für
gut, dass wir hier klare und nach außen nachvoll-
ziehbare Regelungen schaffen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Einführung eines Vizepräsidenten entspricht
auch unserer Verfassung, sie ist mit der Verfassung
mehr als vereinbar. Wir haben, was die Ausführung
anbelangt, was vielleicht auch noch Vorstellungen
anbelangt, alle Möglichkeiten, im Ausschuss hier-
über zu sprechen. Ich möchte an dieser Stelle noch
mal unserem neuen Verfassungsgerichtshofspräsi-
denten gratulieren auch als Vorsitzender des Ver-
fassungsausschusses und wünsche ihm viel Glück
und auch die notwendige Freude bei der Ausübung
dieses Amtes im Interesse dieses Hauses, aber
auch im Interesse des Freistaats Thüringen. Herzli-
chen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Als nächste Rednerin hat die frakti-
onslose Abgeordnete Frau Dr. Bergner das Wort.

Abgeordnete Dr. Bergner, fraktionslos:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kollegen Ab-
geordnete, liebe Zuhörer, unsere Verfassung ist
die Grundlage unseres Zusammenlebens. Das Ver-
ständnis genau dieser Verfassung ist nicht immer
ein und dasselbe. Wie überall im Leben gibt es
auch auf die Verfassung unterschiedliche Sichten.
Um hier die Balance des einheitlichen Nenners
nicht zu verlieren, kommt dem Verfassungsgericht
eine Schlüsselrolle zu. Deshalb muss dieses Ver-
fassungsgericht immer einsatz- und arbeitsfähig
sein. Seine Arbeitsfähigkeit darf nicht von der
Verfügbarkeit von Personen abhängen. Das sind
die Grundelemente eines verantwortungsbewuss-
ten Risikomanagements; ein spezifisches Risiko-
management ist konkret und mit klaren Regeln.
Die bisher geltende Regelung ist für mich eine Not-
falllösung. Deshalb ist es für mich eine Selbstver-
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ständlichkeit, dass es einen Vizepräsidenten geben
muss, und ich bin froh, dass wir das heute hier
beschließen können. Danke.

Vizepräsidentin Marx:
Weitere Wortmeldungen aus den Reihen der Abge-
ordneten gibt es nicht. Die Landesregierung möchte
dazu jetzt hier nicht gesondert Stellung nehmen.
Gibt es noch eine Wortmeldung? Nein.

Es ist beantragt worden, den Gesetzentwurf an
den Ausschuss für Migration, Justiz und Verbrau-
cherschutz zu überweisen. Wer dieser Ausschuss-
überweisung zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. Das sind die Fraktionen Die Linke, der
Grünen, der SPD, die Gruppe der FDP, die Frakti-
on der CDU, die fraktionslosen Abgeordneten und
auch die Fraktion der AfD. Gibt es Gegenstimmen
oder Enthaltungen? Die gibt es nicht. Damit ist die
Ausschussüberweisung beschlossen. Ich schließe
diesen Tagesordnungspunkt.

Wir kommen jetzt zur Beratung des Tagesord-
nungspunkts 1 in den Teilen

a) Viertes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Kommunalwahl-
gesetzes
Gesetzentwurf der Fraktion der
CDU
- Drucksache 7/2208 - 
dazu: Beschlussempfehlung des

Innen- und Kommunalaus-
schusses
- Drucksache 7/5060 - 

ZWEITE BERATUNG

b) Viertes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Kommunalwahl-
gesetzes 
Gesetzentwurf der Fraktion der 
FDP *) 
- Drucksache 7/3348 - 
dazu: Beschlussempfehlung des 

Innen- und Kommunalaus- 
schusses 
- Drucksache 7/5061 - 

dazu: Änderungsantrag der 
Fraktionen DIE LINKE, 
der SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 7/5373 - 

dazu: Änderungsantrag der Par- 
lamentarischen Gruppe 
der FDP 
- Drucksache 7/5429 - 

ZWEITE BERATUNG

Der Änderungsantrag der Parlamentarischen Grup-
pe der FDP in der Drucksache 7/5419 befindet
sich in einer Überarbeitung – das wurde mir hier
signalisiert –, die aber hier noch nicht final vorliegt.
Deswegen haben wir jetzt erst mal den bisherigen,
bis Sie einen neuen einreichen, das kann ja jeder
Abgeordnete und jeder, der hier im Hause ist, bis
zum Ende der Beratung nach der Geschäftsord-
nung vornehmen. Bis jetzt haben wir aber keinen
neuen Änderungsantrag. Möchten Sie dazu gleich
geschäftsleitend etwas sagen? Dann außerhalb der
Tagesordnung mal kurz das Wort an den Vertreter
der Gruppe der FDP, Herrn Montag.

Abgeordneter Montag, Gruppe der FDP:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Ich will die Verwir-
rung auflösen. Es ist bereits eingereicht, das ist
eine kleine Änderung und sollte in ein paar Minuten
auch die Kolleginnen und Kollegen erreichen. Der
Kollege Bergner wird sprechen.

Vizepräsidentin Marx:
Gut. Also ist ein neuer Änderungsantrag der FDP
in Arbeit, der den bisher vorliegenden mit einer
kleinen Änderung ersetzen soll. Aber jetzt machen
wir erst mal weiter im normalen Regularium, und
das Wort erhält Herr Abgeordneter Bilay aus dem
Innen- und Kommunalausschuss zur Berichterstat-
tung zu beiden Tagesordnungspunkten. 

Abgeordneter Bilay, DIE LINKE:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, wir haben beide Gesetz-
entwürfe im Innen- und Kommunalausschuss stets
gemeinsam und intensiv beraten. Wir haben unter
anderem eine schriftliche Anhörung durchgeführt.
Im Ergebnis dessen hat der Gemeinde- und Städ-
tebund mitgeteilt, dass er Änderungen bei den vor-
geschlagenen Wählbarkeitsaltern für nicht zielfüh-
rend hält. Der Landkreistag steht einer Änderung
dieses Komplexes allerdings durchaus offen gegen-
über, und der Vorschlag, dass die Wahl, also die
Adressen, die Anschriften der zu Wählenden nicht
mehr auf den Wahlscheinen abgedruckt werden,
wird ebenfalls als unterstützenswert gesehen. Der
Ausschuss hat auch die Möglichkeit gegeben, dass
die Bürgerinnen und Bürger des Landes im Online-
Diskussionsforum Hinweise geben können. Zu kei-
nem der beiden Gesetzentwürfe sind entsprechen-
de Hinweise eingegangen. Im Ergebnis dessen und
unter Abwägung aller vorgetragenen Argumente
empfiehlt der Innen- und Kommunalausschuss die
Ablehnung beider Gesetzentwürfe. 
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(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank für den Bericht. Ich eröffne dann die
gemeinsame Aussprache zu beiden Gesetzentwür-
fen und erteile als erstem Redner Herrn Abgeord-
netem Walk für die Fraktion der CDU das Wort.

Abgeordneter Walk, CDU:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Lassen sie mich zunächst
noch mal darauf eingehen, worüber wir heute bei
den vorliegenden beiden Gesetzentwürfen der CDU
und der FDP eigentlich reden und womit wir uns in
den letzten zehn Monaten im zuständigen Innen-
und Kommunalausschuss beschäftigt haben. Die
CDU-Fraktion hat in ihrem Gesetzentwurf vom 3.
Juni 2021 die Anhebung der Altershöchstgrenze für
die Wahl von Bürgermeistern und Landräten von
jetzt 65 auf 67 Jahre gefordert, so wie beispielswei-
se die Länder Bayern und Niedersachsen. Mit dem
vorliegenden Gesetzentwurf wollen wir das Thürin-
ger Kommunalwahlgesetz ändern und endlich auch
an die Lebenswirklichkeit der Thüringer Bürgerin-
nen und Bürger anpassen, ich komme nachher
noch zu einigen Beispielen. Laut der gegenwärtigen
gesetzlichen Regelung darf in Thüringen nicht mehr
zum hauptamtlichen Bürgermeister und Landrat ge-
wählt werden, wer am Wahltag das 65. Lebensjahr
vollendet hat. Wir vertreten nach wie vor die Auf-
fassung, dass die aktuelle Regelung überholt und
auch nicht mehr zeitgemäß ist. Der Thüringer Land-
kreistag hat dies in seiner Stellungnahme in der
Anhörung auch ausdrücklich begrüßt. Ich zitiere
aus der Zuschrift 7/1511: „Die Leistungsfähigkeit
hängt nach der Gesetzesbegründung nicht vom Al-
ter ab, sodass eine Erhöhung der Altersgrenze und
der Anpassung an das Renten- und Pensionsalter
der Angestellten und Beamten nur konsequent er-
scheint. Diese Begründung für die Anhebung der
Altersgrenze wird vollumfänglich von unserem Ver-
band mitgetragen.“ Bereits während der ersten Le-
sung am 3. Juni 2021 habe ich eine Vielzahl von
Gründen aufgelistet, weshalb wir die aktuelle Re-
gelung für überholt halten und warum wir unseren
Gesetzentwurf überhaupt auch erst eingebracht ha-
ben. Ich will die wichtigsten Punkte für die Anhe-
bung der Altershöchstgrenze für kommunale Wahl-
beamte noch mal kurz zusammentragen. An der Ar-
gumentation hat sich bis heute nichts geändert. Zu-
nächst fehlt es nämlich an einem sachlichen Diffe-
renzierungsgrund. Dass es in der freien Wirtschaft,
bei Freiberuflern, Künstlern keine Altersgrenze gibt,

ist seit jeher selbstverständlich und würde wohl
auch zu Recht als abwegig empfunden werden.

Punkt 2: Auch ein Vergleich mit den Laufbahnbe-
amten – selbst hier ist das Höchstalter bundes-
weit inzwischen auf 67 Jahren angehoben worden
– hinkt. Das elementare Unterscheidungsmerkmal
ist nämlich die direktdemokratische Wahl, da sich
im Gegensatz zu Mandatsträgern Laufbahnbeamte
eben regelmäßig diesem Votum gerade nicht stel-
len brauchen.

Drittens ist aus unser Sicht ebenfalls nicht nach-
vollziehbar, warum für ehrenamtliche Bürgermeister
überhaupt keine Altersgrenze existiert, für haupt-
amtliche Bürgermeister und Landräte allerdings die
Altersgrenze von 65.

Nächster Punkt: Beispielsweise dürfte auch der Mi-
nisterpräsident – er kommt aufs Stichwort, Herr Mi-
nisterpräsident ist 65 und topfit – sich, und das ist ja
ein Anachronismus, nicht mal im Saale-Orla-Kreis
als Landrat bewerben, wenn die bisherige Rege-
lung so weiterbestehen würde.

(Beifall DIE LINKE)

Es gibt auch keine Altersgrenze für Minister Wolf-
gang Tiefensee; für die, die es nicht wissen, er
ist 67. Helmut Holter steht kurz vor seinem 69. Ge-
burtstag.

(Heiterkeit CDU)

Alle dürften nicht für ein kommunales Wahlamt an-
treten, trotz – und wer würde das bestreiten wollen
– ihrer großen Verantwortung und auch Aufgaben-
fülle.

(Beifall CDU, AfD)

Im Übrigen haben wir gerade Dr. Klaus von der
Weiden gewählt und auch hier ist es so, dass der
Präsident des Thüringer Verfassungsgerichtshofs
die Altersgrenze 67 hat. Also genau das, was wir
Ihnen auch in unserem Vorschlag unterbreitet ha-
ben.

Punkt 5: Nicht erst durch die aktuellen Diskussio-
nen hinsichtlich der Änderung der Thüringer Verfas-
sung und der vorgesehenen Aufnahme des Wor-
tes „Alter“ in die Liste der Kriterien, für die ein
Diskriminierungsverbot gilt, wissen wir, dass die
Ausgrenzung älterer hauptamtlicher Bürgermeister
und Landräte dem Gleichbehandlungsgrundsatz
und dem Gerechtigkeitsgebot widerspricht. Eine
Vielzahl der Anzuhörenden hat daher bei der dor-
tigen Anhörung die Aufnahme in der Thüringer Ver-
fassung ausdrücklich als wichtiges gesellschaftspo-
litisches und rechtspolitisches Signal begrüßt.
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Ich will noch darauf hinweisen, dass oft verkannt
wird, dass alle amtierenden älteren Mandatsträger
in direkter demokratischer Wahl für die Leitung der
Kommune bestimmt werden. Unbeschadet der Tat-
sache, dass die weiteren Wählbarkeitsvorausset-
zungen erfüllt sein müssen, wird sich gerade ein äl-
terer Kandidat auch einer sehr eingehenden Selbst-
prüfung vor einer Kandidatur unterziehen, ob er
für dieses jahrelange Engagement die erforderliche
Bereitschaft tatsächlich aufbringt.

Letzter Punkt: Alle reden von mehr Bürgerbeteili-
gung. Dieser positiven Entwicklung wird aber durch
die Begrenzung der genannten Wahlfreiheit gerade
nicht Rechnung getragen. Einerseits erwarten wir
alle, dass die junggebliebenen Alten sich ins gesell-
schaftliche Leben aktiv mit einbringen, andererseits
wird diesen aber der Zugang zu einem hauptamtli-
chen Mandat verweigert.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie
mich noch mal die drei Kernpunkte zusammenfas-
sen und die natürlichen rechtlichen Hürden aufzei-
gen:

Erstens: Der Wahlbewerber muss sich im Alter von
67 fit und in der Lage fühlen, gegebenenfalls auch
erneut für eine gesamte Legislatur zur Verfügung
zu stehen.

Zweitens: Die Aufstellung der Wahlbewerber muss
zunächst von seiner Partei, einer Wahlvereinigung
oder durch das Sammeln von Unterschriften zum
Kandidaten nominiert und aufgestellt werden. Das
heißt, er braucht Unterstützer, die ihm auch zutrau-
en, das Amt auch im Alter von 67 bis 73 Jahren mit
all seinen Erschwernissen und Belastungen auszu-
führen.

Jetzt kommt aber die dritte und entscheidende Hür-
de: der Souverän. Schließlich muss der Wahlbe-
werber von den Wählerinnen und Wählern ja erst
mal direkt vor Ort zum Bürgermeister bzw. zum
Landrat gewählt werden. Das ist mit Sicherheit der
gewichtigste Punkt, die schwierigste und entschei-
dende Hürde. Auf einen Punkt gebracht: Am Ende
entscheidet doch ganz allein der Wähler durch sein
Votum. Bei ihm, beim Wähler, liegt die gesamte
Machtfülle. Er ist der Souverän und er hat auch das
letzte Wort.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, ich bedau-
re – und ich komme langsam zum Schluss –, dass
eine Kompromisslösung mit den anderen Fraktio-
nen zu einem gemeinsamen Änderungsantrag im
Innen- und Kommunalausschuss leider nicht mög-
lich war. Ich will noch mal die Ausgangslage skiz-
zieren. Im vorliegenden Gesetzentwurf der Parla-
mentarischen Gruppe der FDP geht es um eine ge-
nerelle Aufhebung der Altersunter- und ‑obergren-

ze. Unser CDU-Gesetzentwurf spricht davon, die
Altershöchstgrenze auf 67 zu erhöhen. Beide An-
träge und Gesetzentwürfe sind im Innenausschuss
abgelehnt worden.

Die rot-rot-grüne Koalition hat sich nun entschlos-
sen, in der Drucksache 7/5373 einen Änderungs-
antrag zur Beschlussempfehlung des Innen- und
Kommunalausschusses vorzulegen. Und da muss
ich sagen, das verwundert mich schon sehr. Wir ha-
ben jetzt zehn Monate im zuständigen Ausschuss
erörtert, diskutiert, Anhörungen zu den beiden Ge-
setzentwürfen von CDU und FDP durchgeführt oh-
ne eigene Vorschläge von Rot-Rot-Grün. Jetzt liegt
mit Druckdatum 2. Mai, also vor drei Tagen, ein ei-
gener Änderungsantrag auf dem Tisch. Dieser An-
trag sieht die Senkung der Altersuntergrenze auf 18
vor und die Beibehaltung der Altersobergrenze auf
65. 

Dazu will ich Folgendes sagen – und damit komme
ich dann auch wirklich zum Schluss –: Ich möchte
noch mal betonen, dass wir sehr wohl die Möglich-
keit eines fraktionsübergreifenden Kompromisses
gesehen haben. Dieser hätte – das will ich noch
mal betonen – so ausgesehen – das Zugeständnis
der CDU –, das Absenken des Wahlalters – das
würde dem Entwurf der FDP und jetzt dem Ände-
rungsantrag von Rot-Rot-Grün entsprechen – von
21 auf 18 auf der einen Seite und auf der anderen
Seite das Anheben des Wahlalters – also unser
Gesetzentwurf – von 65 auf 67. Für diesen Kom-
promiss hätten wir zur Verfügung gestanden, auch
wenn es in einem wesentlichen Punkt, nämlich der
Altersuntergrenze, mit unserem ursprünglichen Ge-
setzentwurf nicht in Einklang zu bringen gewesen
wäre. Aber wir wissen auch, Kompromisse verlan-
gen immer Zugeständnisse. Niemand ist so richtig
zufrieden, weil sich niemand zu 100 Prozent durch-
setzen kann. Aber entscheidend ist, jede Seite ver-
bucht einen Teilerfolg und der Sache ist unterm
Strich gedient. Dazu ist es leider nicht gekommen.
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank zunächst einmal, Herr Walk. Hier ist
ein technisches Versehen gewesen. Es ist Ihnen
die halbierte Redezeit angezeigt worden. Das ist
falsch. Wir haben hier praktisch eine einfache Re-
dezeit, weil wir zwei Gesetzentwürfe behandeln.
Sie können sich also jederzeit noch mal mit der
gleichen Länge zu Wort melden. 

Dann möchte ich darüber unterrichten, dass inzwi-
schen der neue Änderungsantrag der Parlamentari-
schen Gruppe der FDP in der Drucksache 7/5429
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verteilt worden ist. Damit gilt der bisherige Ände-
rungsantrag in der Drucksache 7/5419 als zurück-
gezogen. Die kleine Änderung ist sehr erheblich,
denn sie betrifft etwas, worüber Kollege Walk eben
gesprochen hat. Es soll jetzt im Änderungsantrag
der Parlamentarischen Gruppe nicht mehr vom
Höchstalter von 65, sondern von 67 Jahren aus-
gegangen werden. Das ist schon ein wesentlicher
fachlicher Unterschied. Deswegen haben Sie jetzt
in der einfachen Redezeit vielleicht die Möglichkeit,
diese plötzliche Wendung des Schicksals noch in
Ihren Ausführungen zu berücksichtigen. 

Als nächster Rednerin erteile ich Frau Abgeordne-
ter Henfling von der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen das Wort. 

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:
Meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr ge-
ehrte Präsidentin, ich bin gespannt, ob wir nach-
her die Verwirrung um Änderungsanträge noch auf-
lösen können. Aber das wird dann der Part der
Präsidentin, das zu sortieren. Herr Walk hat es
schon angesprochen, der Kollege Bilay hat es in
der Berichterstattung auch schon gesagt, wir disku-
tieren heute hier im Plenum jetzt mittlerweile zum
vierten Mal über die Altersobergrenze für die Wah-
len von Landrätinnen und hauptamtlichen Bürger-
meisterinnen. Es bleibt festzustellen, dass sich ein
tatsächlicher Erkenntnisgewinn auch in dieser neu-
erlichen Diskussion noch nicht wirklich eingestellt
hat. Wie beim letzten Mal hat sich der Landkreistag
positiv dazu geäußert, während der Gemeinde- und
Städtebund keine Notwendigkeit sieht. Im Online-
Diskussionsforum sind keine Stellungnahmen dazu
eingegangen, also ein breites Interesse an dieser
Gesetzesänderung scheint es dann auch nicht zu
geben. 

Die FDP hat allerdings die Debatte jetzt noch etwas
erweitert und vorgeschlagen, dass die Regelung
zur Veröffentlichung von Adressen von Wahlbewer-
berinnen – das sei auch noch erwähnt – geändert
wird, sodass nur noch Name und Wohnort veröf-
fentlicht werden sollen. Wir erinnern uns, das ist
schon eine längere Diskussion und auch gerade mit
Blick auf die Privatsphäre und Angriffe auf Kommu-
nalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker ein wichti-
ges Thema. Das Innenministerium hat das Ganze
bereits in der Kommunalwahlordnung angepasst.
Wir halten es aber durchaus für sinnvoll, das tat-
sächlich im Gesetz zu regeln. 

Zudem fanden wir auch die Idee der FDP, das
Wählbarkeitsalter abzusenken, charmant. Deshalb
hat Rot-Rot-Grün den Änderungsantrag entspre-
chend dazu eingebracht. Gern hätten wir uns dies-

bezüglich mit der Gruppe der FDP geeinigt, aber
das scheint nicht so richtig gewollt zu sein, weswe-
gen wir jetzt hier so ein bisschen ein Änderungsan-
tragschaos haben. 

Der Änderungsantrag, der jetzt zurückgezogen wur-
de, hat aus unserer Sicht überhaupt keinen Sinn er-
geben und der Änderungsantrag, der jetzt auf dem
Tisch liegt, will das Alter von 65 auf 67 erhöhen. Da
sage ich Ihnen ganz klar: Das können wir so nicht
mittragen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir wer-
den die Erhöhung der Altersgrenze nicht mittragen.
Jetzt werden bei der CDU wahrscheinlich wieder
die Vorwürfe der Altersdiskriminierung hervorgeholt,
hier sind auch gerade schon sehr schräge Verglei-
che gemacht worden zwischen dem Ministerprä-
sidentenposten und Ministerinnen und Ministern.
Vielleicht führen wir uns noch mal vor Augen, dass
der Ministerpräsident in einem Kabinett arbeitet
und, wenn er beispielsweise erkrankt, auch gut ver-
treten werden kann durch viele andere. Aber Land-
rätinnen und Landräte zum Beispiel können nicht
einfach so ihr Amt abgeben, das kann ein Minister-
präsident machen. Ich glaube, da haben wir schon
noch mal erhebliche Unterschiede in der tatsächli-
chen Ausführung. Ich finde es auch schwierig –
die Altersdiskriminierung ist Ihnen ja bei anderen
Sachen auch nicht so wichtig, also zum Beispiel
bei der Frage, ob man mit 18 in ein Amt gewählt
werden kann, finden Sie das keine Altersdiskrimi-
nierung. Bei der Frage, ob das Wahlalter auf 16
geändert würde, reden Sie auch nicht von Alters-
diskriminierung, nur, wenn es nach oben geht. Da
müssten Sie dann schon ein bisschen konsequent
sein.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, in der
ersten Lesung hat Herr Walk als Positivbeispiel für
gewählte Personen fortgeschrittenen Alters in ver-
antwortungsvollen Ämtern auch noch Konrad Ade-
nauer angeführt. Ich empfehle Ihnen wirklich ganz
dringend, sich mal mit Konrad Adenauer in seiner
späten Zeit auseinanderzusetzen und vielleicht mal
diverse Veröffentlichungen, unter anderem von sei-
nem Sohn, dazu zu lesen.

(Zwischenruf Abg. Walk, CDU: Ich habe
Herrn Ramelow, Herrn Holter und Herrn Tie-
fensee genannt!)

In der ersten Lesung – lesen Sie mal das Proto-
koll – haben Sie Konrad Adenauer angeführt. Viel-
leicht ist es gut, sich das noch mal vor Augen zu
führen, was der „Alte“, wie man ihn nannte, auch
an ordentlichem Altersstarrsinn dort aufgeführt hat
und sich auch ganz hart an die Macht geklammert
hat, obwohl die West-CDU in dem Fall, glaube ich,
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an dieser Stelle gern einen Wechsel vorgenommen
hätte. Ich glaube, ich muss Ihnen nichts über die
Spiegel-Affäre, die Präsidentschaftskrise und den
Fernsehstreit sagen, die sicherlich durchaus auch
damit zu tun haben. Wie gesagt, lesen Sie doch
auch das, was sein Sohn über ihn sagt, gerade,
was da zum Beispiel beim Gebrauch von diversen
Drogen, die wir heute als Crystal Meth bezeichnen
würden, um die Leistung zu steigern und leistungs-
fähig zu bleiben – das ist ja das Schlimme daran –,
tatsächlich passiert ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, daran will
ich mich aber gar nicht festbeißen. Ich finde, Ade-
nauer liefert gute Argumente für unsere ablehnende
Haltung, das sind aber gar nicht meine Hauptar-
gumente dafür. Wir reden hier über die hauptamt-
lichen Bürgermeister und Landräte, das sind sehr
anspruchsvolle Jobs, das wissen wir alle. Unsere
Kolleginnen und Kollegen in den Landkreisen sind
wirklich sehr gefordert, und irgendwann sollten die-
se Menschen auch in ihren wohlverdienten Ruhe-
stand gehen können. Sie können sich danach ja
auch weiterhin ehrenamtlich für ihre Gemeinden
oder ihren Kreis engagieren, das ist ja gar keine
Frage. Wir sehen einfach nicht die Notwendigkeit,
dass diese deswegen hauptamtlich weiterhin tätig
sein müssen. Im Übrigen bin ich allgemein der Mei-
nung, dass Menschen, die an verantwortlicher Po-
sition sitzen, auch irgendwann mal jüngeren Men-
schen eine Chance geben müssen. Das ist eben
ein guter Anlass, dann auch einen Generations-
wechsel zu erzwingen. Ich will mal sagen, manch-
mal muss man einen Generationswechsel erzwin-
gen, der ergibt sich nicht immer zwangsläufig von
selbst. Deswegen finde ich diese Regelung mit ei-
ner Obergrenze durchaus sinnvoll. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das schmälert ja überhaupt nicht den Verdienst der
jeweiligen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister
oder Landrätinnen und Landräte an dieser Stelle,
das will ich auch noch mal sagen, aber frische
Ideen und frischer Wind in einem Rathaus oder in
einem Landratsamt sind durchaus sinnvoll und, ich
glaube, da sollten wir bei dieser Grenze bleiben.
Wir werben also sehr dafür, der Beschlussempfeh-
lung des Innenausschusses zum CDU-Gesetzent-
wurf zuzustimmen und damit den Gesetzentwurf
abzulehnen sowie den Änderungsantrag von Rot-
Rot-Grün zur Beschlussempfehlung zum FDP-Ge-
setzentwurf entsprechend mitzutragen. Wir schau-
en dann mal, wie wir das hinbekommen. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Nächster Redner ist Herr Abgeordne-
ter Sesselmann für die Fraktion der AfD.

Abgeordneter Sesselmann, AfD:
Meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, es gab bei uns jetzt etwas
Unruhe, weil der neue Antrag der FDP zum Än-
derungsantrag der rot-rot-grünen Fraktionen jetzt
noch mal kurz diskutiert werden musste. Soweit
wir das jetzt verstanden haben, schließen Sie sich
dem Änderungsantrag an, das heißt, die Wählbar-
keit des Bürgermeisters hängt von der Volljährigkeit
ab, das heißt Vollendung des 18. Lebensjahres, wie
es die rot-rot-grünen Fraktionen korrekt noch mal
dargestellt haben. Auf der anderen Seite nehmen
Sie diese freie Obergrenze weg und sagen jetzt,
die Vollendung des 67. Lebensjahres ist das, was
Sie letzten Endes hier anstreben. Das ist der neue
Antrag der FDP. Das ist im Grunde genommen das,
Herr Walk, was Sie als Kompromisslösung ange-
setzt haben. Wir haben in verschiedener Hinsicht
Bedenken diesbezüglich. 

Meine Damen und Herren, ein wesentlicher Aspekt
im Antrag der FDP war noch die korrekte Umset-
zung der Auskunftssperre gewesen. Dazu kann
man sicher diskutieren, ob das dann in der Wahl-
ordnung noch zu ändern ist. Aber, wie gesagt, das
soll jetzt nicht Gegenstand sein. Gegenstand war
diese Diskussion, was die Obergrenzen angeht, wie
bereits in der Drucksache 6/4066 in der letzten Le-
gislatur; damals wurde der Antrag der CDU abge-
lehnt. 

Mittlerweile haben wir eine entsprechende Ände-
rung des Antrags der FDP vorliegen. Das ist auch
gut so, weil wir nämlich der Ansicht sind, dass
ein 95-jähriger Zwangsbeatmeter schlicht und er-
greifend nicht mehr wählbar ist. Wir brauchen keine
sleepy-shows und Wolfgang Schäubles der Politik
in kommunalpolitischen Bereichen, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren. 

(Beifall AfD)

Genau das ist aus unserer Sicht altersdiskriminie-
rend, aber, wie gesagt, die FDP hat hier eingelenkt,
sodass wir das Thema hier nicht weiter auszufüh-
ren haben. 

Verehrte Kollegen der FDP, Sie haben Recht, ein
Blick in die Bundesländer zeigt die unterschiedli-
che Handhabung. Bislang wurde jedoch – mir ist
zumindest nichts bekannt – keine juristische Ent-
scheidung zur Mindestaltersgrenze veröffentlicht.
Die Vollendung des 18. Lebensjahres als Wählbar-
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keitsvoraussetzung für das Bürgermeisteramt und/
oder Landratsamt anzusetzen, halten wir für et-
was bedenklich. Es gibt allerdings Entscheidungen
zur Höchstaltersgrenze von Bürgermeistern. Das
zeigt letztlich, dass es statistisch mehr alte als jun-
ge Bürgermeister und Landräte gibt. Die Entschei-
dung für eine Höchstaltersgrenze beruht auf Pro-
gnoseentscheidungen des Gesetzgebers, wonach
die Gefahr einer Beeinträchtigung der Leistungsfä-
higkeit auch heute noch mit zunehmendem Alter
größer wird, was durch die Verfassungsgerichte
so bestätigt wird. Die gesundheitsbedingte Anfäl-
ligkeit und ein damit verbundener Arbeitsausfall
älterer Menschen dürfen auch nicht ignoriert wer-
den. Das pauschale Abstellen auf eine gestiegene
Leistungsfähigkeit, wie dies bisweilen in den Zu-
schriften des Bayerischen Gemeindetags und des
Bayerischen Städtetags zu finden ist, greift nicht
Platz, da die Leistungsfähigkeit, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, ein individuelles und per-
sönliches Merkmal darstellt. Die Leistungsfähigkeit
von jemandem, der Jahrzehnte auf dem Bau tätig
war, wird sicher anders zu bewerten zu sein, als
diejenige eines Bürosachbearbeiters. Interessant
hierzu ist auch die Zuschrift 7/1493 des Gemein-
de- und Städtebundes, ich darf zitieren: „Mit Blick
auf die geplanten Änderungen in Bezug auf das
Wählbarkeitsalter wird aus Sicht der kommunalen
Praxis kein ausdrücklicher Änderungsbedarf gese-
hen. Insbesondere scheint die Argumentation zur
Anhebung der Altersobergrenze vom vollendeten
65. Lebensjahr auf das vollendete 67. Lebensjahr
unschlüssig, da eine schrittweise Anhebung der
Altersgrenze für die Laufbahnbeamten zur Ruhe-
standsversetzung auf die Beendigung des jeweili-
gen Berufslebens abstellt. Die Anhebung der Al-
tersobergrenze für das passive Wahlrecht bezieht
sich demgegenüber jedoch auf den Beginn einer
weiteren Amtszeit und würde damit gleichermaßen
den Eintritt in den Ruhestand gegebenenfalls vom
71. Lebensjahr auf das 73. Lebensjahr hinausschie-
ben und wäre insoweit nicht vergleichbar.“ Daher ist
dieser Änderungsvorschlag, die Änderung auf das
67. Lebensjahr, aus unserer Sicht bedenklich. Wir
müssen uns diesbezüglich auch enthalten.

Dass die Begründung, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, des Landkreistags hier anders
aussieht, liegt schlicht und ergreifend daran, dass
die Präsidentin des Landkreistags selbst bei der
nächsten Wahl aus Altersgründen nicht mehr als
Landrätin wählbar wäre. Die Zuschrift des Land-
kreistags 7/1511 kann daher aus unserer Sicht
nicht als neutral bewertet werden.

Wichtig ist auch die Frage bezüglich der Haftung,
nämlich: Der Abschluss einer Vermögensschadens-
bzw. einer Diensthaftpflichtversicherung dürfte da-

bei hier eine wichtige Rolle spielen, dass Versi-
cherungen ältere, aber auch jüngere Kandidaten
aus einer Kosten-Risiko-Analyse heraus noch nicht
oder nicht mehr versichern. Das sollte man bei der
Absenkung des Wählbarkeitsalters und der Herauf-
stufung des Wählbarkeitsalters für Bürgermeister
und Landräte auch berücksichtigen.

Wenn wir uns die Situation in Baden-Württemberg
anschauen, dann haben wir dort noch – ich be-
tone: noch – im Gesetz das 25. Lebensjahr als
Voraussetzung der Wählbarkeit bei Bürgermeistern
und Landräten angesetzt, und ähnlich hohe Anfor-
derungen an das Mindestalter eines kommunalen
Wahlbeamten stellen die Länder Nordrhein-Westfa-
len, Niedersachsen und Rheinland-Pfalz. Dort kann
Bürgermeister nur jemand werden, der das 23. Le-
bensjahr vollendet hat. Wie gesagt: Sachsen-Anhalt
und Thüringen mit der Vollendung des 21. Lebens-
jahres; in Thüringen ist diese Frage derzeit Gegen-
stand dieser Debatte.

Meine Damen und Herren, neben der strafrechtli-
chen Komponente mit Blick auf unter 21-Jährige
sind auch versicherungsrechtliche Fragen, wie ich
bereits angedeutet habe, von Belang. Und aus
Sicht unserer Fraktion sollte der Bewerber in der
Lage sein, vor der Wahrnehmung eines öffentlichen
Amts seine Berufsausbildung abzuschließen, und
auch schon Berufserfahrung gesammelt haben,

(Beifall AfD)

um dem Grundsatz des öffentlichen Amts, näm-
lich einem Amt auf Zeit und nicht auf Lebenszeit
gerecht zu werden. Das Berufsbild des Berufspoli-
tikers lehnen wir strikt ab.

(Beifall AfD)

Auch zeigt die statistische Altersverteilung der Bür-
germeister in Deutschland, abgedruckt von Kom-
munal.de, dass 50 Prozent zwischen 45 und
59 Jahre, 30 Prozent älter als 60 Jahre und ge-
rade 21 Prozent jünger als 45 Jahre sind. Daher
besteht bezüglich der Mindestaltersgrenzen kein
Regelungsbedarf. Dies wird von einigen Bundes-
ländern zwischenzeitlich anders bewertet, aber es
geht letztlich in diesen Ämtern um die risikofreie
Verwaltung von Steuergeldern, sodass aus unse-
rer Sicht an die Altersgrenzen und insbesondere
die beruflichen Erfahrungen des Bewerbers erhöh-
te Anforderungen zu stellen sind. Ein älterer und
damit lebenserfahrener Bewerber bietet die Gewähr
für eine bedachte Leitung der Verwaltung. Dafür
bietet sich auch ein Vergleich mit der Privatwirt-
schaft an: Auch dort gibt es vereinzelt Unterneh-
men, die von 18-Jährigen de facto geführt wer-
den. Aber schaut man sich die Start-ups genauer
an, sind dort größtenteils Unternehmer zu finden,
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die eine erfolgreiche Berufsausbildung absolviert
haben. Denn das Risikokapital vertraut man nicht
irgendjemandem an, meine sehr verehrten Damen
und Herren. Und Unternehmer wie Lars Windhorst
bleiben letztlich Ausnahmeerscheinungen.

Meine sehr geehrten Kollegen, die Argumente
wurden bereits ausführlich getauscht und es gibt
durchaus Bundesländer, die den Weg gehen und
es probieren, die Wählbarkeit von Bürgermeistern
und Landräten ab dem vollendeten 18. Lebensjahr
anzusetzen. Und es gibt auch Bundesländer, die
letztlich die Obergrenze aufgehoben haben. 

Wir jedenfalls haben erhebliche Bedenken diesbe-
züglich und können uns mit Bauchschmerzen, wie
gesagt, dem Angebot mit 67 Jahren noch nicht an-
schließen. Wir müssen uns dazu enthalten, weil
der Gemeinde- und Städtebund es ja trefflich for-
muliert hat, dass Sie damit rechnen müssen, Sie
brauchen eine Kontinuität in der Fortführung des
Amtes, wenn Sie mit 67 noch wählbar sind, dann
bleiben Sie bis 73 im Amt, und die Frage ist, ob
dann die Kontinuität eines entsprechenden kommu-
nalen Wahlbeamten gegeben erscheint. Es bleibt
abzuwarten, ob sich letztlich diese Regelungen in
den anderen Bundesländern bewähren, um einen
erneuten Versuch möglicherweise in der nächsten
Legislatur starten zu können. 

In dieser Legislatur werden wir als AfD-Fraktion
den Beschlussempfehlungen des Ausschusses auf
Ablehnung der Gesetzentwürfe bezüglich der CDU
folgen. Bei der parlamentarischen Gruppe der FDP
ist es jetzt so, dass wir uns diesem neueren Ände-
rungsantrag enthaltend gegenüberstellen werden.
Möglicherweise ist dieser Ansatz ein guter Ansatz,
aber wir sind der Ansicht, dass diese Entscheidung
jetzt noch nicht zur Debatte steht. Wir müssen
diese Entscheidung letzten Endes auf die nächste
Legislatur vertagen, um auch entsprechende Refe-
renzergebnisse vorweisen zu können und die noch
mal in die Bewertung einfließen zu lassen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich darf
mich für Ihre Aufmerksamkeit bedanken.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Marx:
Nächste Rednerin ist Frau Abgeordnete Merz für
die SPD-Fraktion.

Abgeordnete Merz, SPD:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen Abgeordnete, liebe Zuschau-
er! Vieles wurde schon mehrfach ausgetauscht von
den Vorrednerinnen und Vorrednern. Es liegen zwei

Gesetzentwürfe vor, die auch lange im Innen- und
Kommunalausschuss debattiert worden sind. Wie
strittig die debattiert worden sind, sehen wir daran,
dass die Beschlussempfehlungen ja auch erst ein-
mal negativ ausgefallen sind. Der Gesetzentwurf
der Parlamentarischen Gruppe der FDP sieht vor,
dass Höchstaltersgrenzen zu streichen sind und
nur das Mindestalter für die Kandidatur zum haupt-
amtlichen Bürgermeister oder den Landräten und
Landrätinnen beizubehalten – aber von derzeit 21
auf 18 Jahre abzusenken. Der Gesetzentwurf der
CDU sieht vor, das Höchstalter für die Kandidatur
– und das ist hier maßgeblich strittig – zum haupt-
amtlichen Bürgermeister oder eines Landrats oder
einer Landrätin von derzeit 65 auf 67 Jahre zu er-
höhen. 

Ich mutmaße jetzt einmal, warum das so ist. Wenn
ich mir im Vorblick der Kommunalwahlen in zwei
Jahren manche Landrätin und manchen Landrat
anschaue und schaue, welches Alter der erreicht,
und das Parteibuch dazu, dann kann ich nur mut-
maßen, welcher Hintergrund dahintersteckt. 

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Das ist auch
eine Mutmaßung!)

Wir können diese Begründung so nicht mittragen,
und auch nicht die Argumentation, die Herr Kolle-
ge Walk vorgetragen hat. Die CDU führt an, dass
Laufbahnbeamte und Angestellte mittlerweile mit
67 Jahren in den Ruhestand gehen, weshalb die
jetzige Altersgrenze von 65 Jahren eine Benachtei-
ligung der kommunalen Wahlbeamten wäre. Außer-
dem soll mit der Änderung dem Umstand begegnet
werden, dass man in manchen Gemeinden oder
Landkreisen mittlerweile keine Kandidatinnen oder
Kandidaten finde. Beide Argumente halten wir nicht
für überzeugend. 

Maßgeblich für die Wählbarkeit bei hauptamtlichen
Bürgermeistern und Landräten ist das Alter der
Kandidierenden zum Wahltag. Sie wirkt sich also
nicht auf die Amtszeit aus. Bereits nach jetziger
Rechtslage kann ein hauptamtlicher Bürgermeister
deshalb bis zu seinem 71. Lebensjahr im Amt
bleiben. Die Anhebung der Altersgrenze würde
das spätestmögliche Ausscheiden also nur bis auf
73 Jahre verlängern.

Insofern ist der Vergleich mit Laufbahnbeamten und
Angestellten nicht sachgerecht, da diese tatsächlich
mit 67 Jahren in den Ruhestand gehen, und dann
nicht erst mit 73. Darauf hat auch der Gemeinde-
und Städtebund in der Anhörung hingewiesen, der
die Gesetzesänderung, anders als der Landkreis-
tag, ablehnt. 

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Ministerprä-
sident Kretschmann ist 73!)
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Auch das tatsächlich bestehende Problem fehlen-
der Kandidaturen ist eben differenzierter zu be-
trachten und würde durch eine Anhebung des
Höchstalters nicht gelöst. Zwar ist es ein zuneh-
mendes Problem in Gemeinden, einen ehrenamtli-
chen Bürgermeisterkandidaten zu finden. Das ist
völlig korrekt. Für ehrenamtliche Bürgermeister gilt
aber bereits jetzt keine Altersgrenze, und für die
hauptamtlichen Bürgermeister und Landräte stellt
sich das Problem fehlender Kandidaturen indes gar
nicht, da es sich letztendlich auch um finanziell viel
attraktivere Ämter handelt. Für das derzeitige Min-
destalter von 21 Jahren, das für die Kandidatur er-
reicht sein muss, ist hingegen für uns kein sinnvol-
ler Grund erkennbar. Vielmehr macht es Sinn, diese
Altersgrenze abzusenken und damit dem Mindest-
alter für die Wählbarkeit zum Bundestag oder zum
Landtag anzugleichen. Mit unserem Änderungsan-
trag fordern wir genau dies und bitten, unserem Än-
derungsantrag zur Beschlussempfehlung zuzustim-
men. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:
Vor der Lüftungspause können wir noch einem
Redner das Wort geben. Das ist Herr Abgeordneter
Bergner von der Gruppe der FDP.

Abgeordneter Bergner, Gruppe der FDP:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Es ist in der Tat
immer ein tolles Erlebnis, als Vertreter einer klei-
neren Gruppe so eine lange Redezeit hier auf die-
ser Uhr lesen zu können. Meine sehr verehrten
Kolleginnen und Kollegen, nachdem die CDU das
passive Wahlalter für Bürgermeister und Landräte
von 65 auf 67 anheben wollte, reichte die Fraktion
der FDP einen eigenen, weitergehenden Gesetz-
entwurf ein. In diesem forderten wir die Senkung
des passiven Wahlalters von 21 auf 18 Jahre und
die Anhebung der Obergrenze. Wir forderten zu-
dem, dass im Gesetz verankert wird, dass Adres-
sen von Bewerbern auf kommunaler Ebene nicht
mehr veröffentlicht werden. Insbesondere auf den
letzten Punkt möchte ich hier zunächst noch ein-
mal kurz eingehen. Wir brachten diesen Vorschlag
ein, weil immer wieder Kommunalpolitiker vor ihrer
eigenen Haustür angegriffen wurden, weil es im-
mer wieder zu Einschüchterungsversuchen auch an
der Privatadresse, auch gegenüber Familienange-
hörigen kam. Und weil niemand bis dato auch nur
auf die Idee gekommen war, unsere Kommunalpoli-
tiker zumindest durch diese eine kleine Änderung
zu schützen – nämlich einfach die Veröffentlichung
der Privatadresse abzuschaffen, wie es in anderen

Ländern schon längst der Fall war –, haben wir die-
sen Stein ins Rollen gebracht. Es ist dann erst mal
mit der Verordnung schon ein Stück weit geheilt
worden, aber Gesetz und Verordnung sind immer
noch zwei Paar Schuhe, deswegen wollten wir es
auch im Gesetz weiter festgegossen haben. Wir
sind froh, dass auch das jetzt eine Chance hat,
heute im Gesetz verankert zu werden.

(Beifall Gruppe der FDP)

Dass das Innenministerium reagierte, nachdem in
den Anhörungen vielfach darauf hingewiesen wur-
de, hier die Verordnung durch das Innenministerium
anzupassen, dafür danke ich an der Stelle noch
mal, aber – wie gesagt – Gesetz ist Gesetz und
hat damit noch mal eine andere Wertigkeit. Meine
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, ich freue
mich, dass nach der sehr umfangreichen Debatte
im Innenausschuss die Fraktionen der Linken, SPD
und Grünen zumindest in Bezug auf die Veröffent-
lichung der Adressen und auch die Senkung des
passiven Wahlalters auf 18 Jahre hier inzwischen
unserer Auffassung auch folgen können, anders als
das noch im Ausschuss selbst diskutiert worden
ist. Das zeigt ja: Wir sind in der Lage, uns in dem
Haus auch zu bewegen und Entwicklungen zu er-
möglichen.

(Beifall Gruppe der FDP)

Herrn Sesselmann möchte ich noch ein paar Worte
sagen: Wenn Sie sich hinstellen und junge Leute
schon fast so ein bisschen despektierlich behan-
deln … Wir sollten mal nicht ganz vergessen, dass
wir in diesem Land auch einen 19-jährigen Unterof-
fizier in einen Kampfeinsatz schicken und ihm Ver-
antwortung über Leben und Tod der ihm Unterstell-
ten anheimstellen, aber einen Bürgermeisterposten
soll er nicht besetzen können. Das ist in meinen
Augen schizophren.

(Beifall Gruppe der FDP)

Ich bitte aber auch, in die andere Richtung zu den-
ken. Unser Änderungsantrag verfolgt nämlich auch
dieses Ziel: noch einmal über eine Öffnung der Al-
tersgrenze nach oben nachzudenken. Wir erachten
nach wie vor diese Altersgrenze nicht als zeitge-
recht. Jetzt will ich auch erklären, warum wir das
heute hier so gemacht haben: Das ist nicht, weil wir
einlenken und jetzt etwa zu der Auffassung gekom-
men wären, dass eine Freistellung der Obergrenze
nicht mehr sinnvoll wäre, sondern aus verfahrens-
technischen Gründen geht eben nur noch die Mög-
lichkeit einer teilweisen Öffnung. Dabei haben wir
diesen Kompromissvorschlag, der ja schon mal auf
dem Tisch lag, wieder aufgegriffen.
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Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen,
ich will mal ganz klar und deutlich sagen: Diese
Argumentation, was den Unterschied zwischen Re-
gierungsmitgliedern und Bürgermeistern anbelangt,
kann ich – ehrlich gesagt – nicht so richtig nach-
vollziehen. Sie haben jede Menge Verantwortung
zu tragen – wovor ich auch einen großen Respekt
habe – und damit auch ein Tagespensum zu tra-
gen, das mit Sicherheit nicht unter dem eines Bür-
germeisters liegt, vor allem nicht eines hauptamtli-
chen Bürgermeisters. Das fand ich dann eigentlich
schräg, liebe Frau Kollegin Henfling. Ich finde, dass
es jede Menge Bürgermeister gibt, die auch in ei-
nem höheren Alter durchaus in der Lage sind, eine
solche Verantwortung zu tragen, gleich gar, wenn
sie eingerahmt sind von einer Verwaltung, die sie
ja stützt und wenn sie auch die Unterstützung ihrer
Stadt- und Gemeinderäte haben. Ich möchte auch
in dieser Diskussion sehr dafür werben, dass wir
bei allen Formulierungen den Respekt vor älteren
Menschen nicht vermissen lassen.

(Beifall CDU, Gruppe der FDP)

Manche Formulierung – auch wenn ich an den
zwangsbeatmeten 95-Jährigen denke usw. – ließ
heute genau diesen Respekt schmerzlich missen,
meine Damen und Herren. Ich kenne jede Menge
reifere Menschen, die wirklich eine tolle Arbeit erle-
digen, auch noch im höheren Alter. Ich bin erst vor
Kurzem bei einem ehrenamtlichen Bürgermeister
gewesen, der neben einem großen landwirtschaft-
lichen Betrieb, den er noch leitet, immerhin auch
noch eine Gemeinde mit mehreren Ortsteilen führt
und der das darf, weil er ehrenamtlicher Bürger-
meister ist, also auch da passt für meine Begriffe
etwas nicht ganz zusammen. Deswegen grundsätz-
lich auch an dieser Stelle noch mal dargestellt, was
unsere Position ist: Wir sind nach wie vor für eine
Öffnung, was aber heute hier keine Chance mehr
hat. Insofern begrüßen wir es, wenn es zu der Lö-
sung kommt mit der Absenkung der Altersgrenze
nach unten. Wir begrüßen es, dass künftig auch
Adressen nicht mehr veröffentlicht werden sollen,
und werben auch noch einmal dafür, den kleinen
Zwischenschritt einer kleinen Öffnung nach oben zu
gehen. 

Ich will an der Stelle auch dem Vorwurf oder dieser
Mutmaßung, dass es auf eine bestimmte Person
zugeschnitten sein könnte,

(Zwischenruf Abg. Schubert, DIE LINKE:
Welche denn?)

noch einmal entgegentreten. Wenn Sie die Hinter-
gründe wüssten, dann wüssten Sie auch, dass ich
schon seit 2004 in dem Kreistag, in dem die ent-
sprechende Person als Landrätin tätig ist, bin und

dass wir bei Weitem nicht nur freundschaftliche Ge-
spräche miteinander geführt haben. Es geht hier
also nicht um eine Person, es geht um eine Lösung
für dieses Land und dafür werbe ich noch einmal.

(Beifall CDU, Gruppe der FDP)

Ich werbe also dafür, dass wir zu der Öffnung nach
unten kommen, aber ich stehe nach wie vor auch
für die Öffnung nach oben. Meine Damen und Her-
ren, ich danke Ihnen.

(Beifall CDU, Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank, Herr Bergner. Wir treten jetzt in die
Lüftungspause ein, und zwar machen wir dann hier
weiter um 11.25 Uhr. Es gibt dann eine Fortsetzung
der Aussprache zu Tagesordnungspunkt 1 in den
Teilen a) und b). – 11.25 Uhr wieder hier.

Vizepräsidentin Henfling:
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir wür-
den dann weiter fortfahren in der Beratung des
Tagesordnungspunkts 1. Als Nächstes erhält Abge-
ordneter Bilay für die Fraktion Die Linke das Wort.

Abgeordneter Bilay, DIE LINKE:
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, es ist jetzt schade, dass Herr Walk noch
nicht da ist, weil ich natürlich auch zum Gesetzent-
wurf der CDU reden möchte und auch noch mal
begründen möchte, warum der Gesetzentwurf der
CDU aus Sicht der Linken keine Zustimmung er-
fahren kann. Vielleicht hört er mich ja und kommt
noch mit rein. Wir lehnen nämlich prinzipiell eine
Erhöhung des Wählbarkeitsalters ab, egal ob hier
zur Diskussion steht von 65 auf 67 – es wurde ur-
sprünglich auch mal beantragt, das nach oben ganz
abzuschaffen –, weil wir nämlich prinzipielle Ableh-
nungsgründe sehen, und zwar unabhängig vom An-
sehen der Person, das will ich ausdrücklich deut-
lich machen. Unsere grundsätzliche Ablehnung re-
sultiert daraus, dass jegliche Erhöhung des Renten-
eintrittsalters auf unseren energischen Widerstand
stößt. Im konkreten Fall würde das nämlich bedeu-
ten, dass bei einem Amtsantritt mit 67 Jahren plus
einer sechsjährigen Amtszeit die gewählten Perso-
nen mit 73 Jahren aus dem Rathaus oder dem
Landratsamt ausscheiden – mit 73. Und es ist ein
Unterschied, Herr Walk, Sie haben verwechselt ein
Einstiegsalter in das Amt und das Ausstiegsalter
aus dem Amt. 

(Beifall DIE LINKE)
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(Zwischenruf Abg. Walk, CDU: Das habe ich
nicht verwechselt!)

Darauf hat im Übrigen auch der Gemeinde- und
Städtebund deutlich hingewiesen, dass selbst bei
einer höheren Lebensarbeitszeit sowohl bei den Ta-
rifbeschäftigten als auch bei den Beamten in den
Kommunen am Ende die Vorgesetzten mit 73 Jah-
ren deutlich länger und deutlich älter sind, wenn sie
in Pension gehen als die Beschäftigten in den Rat-
häusern und in den Landratsämtern. Im Übrigen,
Herr Walk, will ich auch noch mal darauf hinwei-
sen, dass der Gemeinde- und Städtebund Ihren
Vorschlag auch abgelehnt hat und als „unschlüs-
sig“ bezeichnet hat. Deswegen stimmt es eben
nicht, was Sie in der ersten Lesung in Ihrer Rede
gesagt haben, dass Sie im Vergleich zu Ihrem ur-
sprünglichen Gesetzentwurf aus der Zeit von 2017
– Sie haben ihn ja noch mal neu eingebracht, das
war ja der Gegenstand auch jetzt in Ihrem zwei-
ten Gesetzentwurf – seitdem positive Signale von
den kommunalen Spitzenverbänden erhalten hät-
ten. Zumindest beim Gemeinde- und Städtebund
stimmt das nicht. Der Gemeinde- und Städtebund
hat Ihren Gesetzentwurf ausdrücklich abgelehnt;
der Landkreistag hat ihn befürwortet. Die haben
sicherlich eine Stellungnahme abgegeben – im Un-
terschied zu uns – tatsächlich nicht ohne Ansehen
der Person bei ihrer Bewertung.

Und auch Frau Tasch, weil Sie es eben noch
mal dazwischengerufen haben und auch weil Herr
Walk das eben gesagt hatte: Es gibt durchaus ei-
nen Unterschied zwischen einem Amtsinhaber in
den Kommunen als Bürgermeisterin/Bürgermeister,
Oberbürgermeisterin, Landräte usw. und dem Mi-
nisterpräsidenten. Es gibt einen Unterschied. Der
Ministerpräsident ist nicht direkt vom Volk gewählt.
Wir hätten keine Probleme damit, bei den Wahlum-
fragen und Persönlichkeitswerten von Bodo Rame-
low uns auch der Frage offensiv zu stellen,

(Beifall DIE LINKE)

was die Direktwahl von Bodo Ramelow anbetrifft.
Nur, wenn der Ministerpräsident aus dem Amt
scheidet, muss es keine Neuwahl geben, wo alle
Bürgerinnen und Bürger, die wahlberechtigt sind,
an die Wahlurne strömen müssen. Das ist der Un-
terschied zu den Kommunen, wo die Chefs und
Chefinnen in den Rathäusern und in den Landrats-
ämtern tatsächlich neu gewählt werden, wenn sie
vorfristig vor deren Amtszeit aus ihrem Amt aus-
scheiden.

Wir streiten als Linke mit Leidenschaft dafür, prinzi-
piell das Renteneintrittsalter wieder auf das übliche
frühere Maß von 65 Jahren herabzusenken.

(Beifall DIE LINKE)

Wir wollen das wieder herabsenken und wir wollen
darüber hinaus, wer früher in Rente gehen muss,
weil er durch jahrzehntelange berufliche Tätigkeit
seinen Körper auszehren lassen musste, dass er
ohne Abschläge auch früher als 65 in Rente gehen
kann.

(Unruhe CDU)

(Beifall DIE LINKE)

Deswegen ist diese Grundhaltung unvereinbar mit
einer Erhöhung des Wählbarkeitsalters von 65 auf
67 oder gänzlich geöffnet.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Das ist fa-
denscheinig!)

Deswegen können wir auch dem Antrag der FDP
sowohl als ursprünglichem Gesetzentwurf als auch
dem jetzt vorliegenden Änderungsantrag zur Be-
schlussempfehlung in dieser Form nicht zustim-
men.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Was allerdings zustimmungsfähig ist – da haben
wir auch eine entsprechende Vorlage heute ge-
macht –, das ist die Absenkung des Alters von 21
auf 18 Jahre, weil es aus unserer Sicht tatsächlich
keinen sachlichen Grund gibt, das Wahlalter abzu-
senken. Ich vergleiche Landräte und Bürgermeister
nicht mit Bundeswehroffizieren, die in den Krieg
ziehen, da gibt es schon noch einen Unterschied.
Es gibt aber keinen sachlichen Grund, das Wahlal-
ter abzusenken. Es gibt ein paar auch Unteroffizie-
re – ich habe nicht gedient, ich verstehe es auch
nicht, ich will da auch nichts verstehen, ich will,
dass wir über Frieden in der Welt reden, und dazu
gehören keine Waffen aus meiner Sicht.

(Beifall DIE LINKE)

Wir hatten in der Ausschussberatung diese Frage
auch unterschiedlich diskutiert und es sind auch
skeptische Stimmen deutlich geworden. In der De-
batte ist dann noch mal ein Gegenargument gegen
die Absenkung ausgeführt worden, dass man noch
nicht die persönliche Reife besitzen würde und die
Lebenserfahrung besitzen würde, dass man deswe-
gen erst mit 21 ins Wahlamt kommen soll, weil
man unter Umständen auch noch nicht befähigt
sei, Personen, die in den Rathäusern und Landrats-
ämtern arbeiten, anzuleiten, Führungsaufgaben zu
übernehmen usw., usf. Dem will ich nur entgegen-
halten, dass es ein triftiges objektives Argument da-
gegen gibt: Als VG-Vorsitzender können Sie mit 18
gewählt werden. Da haben Sie genauso Leitungs-
funktionen, Sie haben Verantwortung im Hauptamt
für Menschen, die in ihrer Verwaltung, der Verwal-
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tungsgemeinschaft, arbeiten. Von daher gibt es aus
unserer Sicht überhaupt keinen Grund, warum nicht
auch Bürgermeisterinnen und Bürgermeister schon
mit 18 ins Amt gewählt werden können. 

(Beifall DIE LINKE)

Deswegen ist es auch folgerichtig, dass Rot-Rot-
Grün diesen Antrag hier gestellt hat, dass wir zu-
mindest diesen Aspekt noch versuchen mit zu ret-
ten. Insofern ist es auch keine Überraschung, wie
Herr Walk das vorhin ausgeführt hat, dass wir jetzt
plötzlich mit dieser Idee um die Ecke kommen,
sondern im Innenausschuss haben wir sehr inten-
siv über diese Frage diskutiert, und Rot-Rot-Grün
hat auch immer erklärt, dass wir dieser Regelung,
diesem Vorschlag, der ja zu Recht auch von der
FDP hier eingebracht wurde, sehr offen gegenüber-
stehen. Was uns nur irritiert, ist jetzt die heutige
Umtriebigkeit in der Opposition in den letzten zu-
rückliegenden Stunden dieses Tages.

Ich will nur eines deutlich machen – es ist auch
schon angesprochen worden –: Diejenigen, die sich
vor Ort in den Kommunen ihrer Arbeit widmen, das
ist zu respektieren, das ist zu würdigen. Das ist
gar nicht hoch genug anzuerkennen, aber es eignet
sich eben nicht für parteipolitische Spielchen. Was
in den letzten Stunden hier passiert ist mit dem
Stellen und Zurückziehen und noch mal neu For-
mulieren von Anträgen, das ist schon ein bisschen
parteipolitisch. Das befremdet mich ein bisschen.
Ich will auch noch mal sagen, dass wir im Innen-
ausschuss natürlich auch …

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Sie sind par-
teipolitisch!)

Frau Tasch, kommen Sie doch vor. Dann könnten
Sie noch mal Ihre Meinung sagen. Ich will Ihnen
nur sagen, was wir im Innenausschuss darüber dis-
kutiert haben – sehr umfangreich, sehr detailliert.
Wir haben die Sachargumente abgewogen, und am
Ende gab es eine mehrheitliche Position zu beiden
Gesetzentwürfen, weil man sich eben nicht einigen
konnte. Es ist nicht so, dass wir nicht darüber gere-
det hätten, wie das vorhin gesagt wurde, sondern
das ist sehr stark abgewogen worden, und am En-
de ist es mehrheitlich entschieden worden, dass
beide Gesetzentwürfe in der Form, wie sie hier
vorliegen, abzulehnen sind. Ich habe eben deutlich
gemacht, dass wir durchaus Aspekte mit retten wol-
len, was das Absenken des Wahlalters von 21 auf
18 anbelangt, weil wir davon überzeugt sind, dass
wir Demokratie stärken müssen. Wir wollen Demo-
kratie ausbauen und wir wollen durchaus auch
die demokratischen Möglichkeiten der Menschen in
diesem Lande von Zeit zu Zeit mit erneuern. Des-
wegen wäre es schade, wenn unser Vorschlag von

Rot-Rot-Grün zu diesem Aspekt heute aus forma-
len Gründen scheitern würde. Aber ich habe ja von
verschiedenen Rednerinnen und Rednern gehört,
dass unser Vorschlag durchaus mehrheitsfähig er-
scheint.

Zum zweiten Regelungskomplex, was wir auch
durchaus als sinnvoll erachten, auch wenn man
unterschiedlich darüber diskutieren kann, was die
FDP vorgeschlagen hat, das ist die Frage, ob auf
den Wahlscheinen künftig die Adressen der Be-
werberinnen und Bewerber mit veröffentlicht wer-
den sollen. Wir haben jetzt eine jüngere Debatte,
auch im Zusammenhang mit den sogenannten Co-
ronaspaziergängen gehabt, dass auch Amtsinhaber
zu Hause bedroht wurden, weil man sehr transpa-
rent nachvollziehen konnte, wo sie wohnen. Das ist
aus unserer Sicht höchst problematisch und muss
auch noch woanders geklärt werden. Aber die Fra-
ge, ob wir als Gesetzgeber nicht schon im Vorfeld
bei den Wahlscheinen da eine Sperrwirkung einzie-
hen, müssen wir durchaus mit in den Blick nehmen.
Deswegen war es auch wichtig, in der Ausschuss-
beratung diese unterschiedlichen Sichtweisen noch
mal mit zu diskutieren.

Herr Bergner ist darauf eingegangen, dass auch
die Stellungnahmen der Anzuhörenden darauf hin-
gewiesen haben, dass man vordergründig die Kom-
munalwahlordnung – das macht die Exekutive – än-
dern sollte. Aber Sie haben natürlich Recht, wenn
man in der Kommunalwahlordnung, was ja dem
Kommunalwahlgesetz nachgelagert ist, eine Rege-
lung geschaffen hat, dann kann man das auch
rechtssicherer gestalten, indem das Parlament dar-
über befindet, auch ein politisches Votum abgibt.
Man verstetigt es damit und läuft also nicht Ge-
fahr, dass man das über den Verordnungsgeber
wieder verändert und zurückholt. Die Auffassung
teilen wir. Das kann man so machen. Deswegen
haben wir da auch Ihre Intention noch mal mit auf-
gegriffen. Ich will es aber schon sagen, dass es
aus unserer Sicht – das haben wir auch im Innen-
ausschuss angesprochen – unglücklich ist, wenn in
einem laufenden parlamentarischen Verfahren, wo
der Innenausschuss sich sehr intensiv mit der Fra-
ge beschäftigt, wo eine Anhörung durchgeführt wird
– aus der Beschlussempfehlung können Sie ja ent-
nehmen, dass wir ganz viele Sitzungen dazu durch-
geführt haben –, wenn dann über die Exekutive
die Kommunalwahlordnung verändert wird in dem
Prozess, wenn wir gerade parlamentarisch darüber
reden und darum ringen und wir das quasi beiläu-
fig über die Lektüre des Staatsanzeigers erfahren.
Das ist unglücklich. Also man hätte zumindest im
Innenausschuss im Laufe der Beratung darauf hin-
weisen können, dass es eine solche Änderung gibt,
die man hier vorbereitet und diskutiert. Dann hätte
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man das auch gleich mit dem Innenausschuss in
der Beratung zu diesem Gesetzentwurf mit diskutie-
ren können. Dann hätte man auch gegebenenfalls
redaktionelle Änderungen vermeiden können. Wir
wissen ja jetzt noch nicht abschließend, ob und wie
das Gesetz geändert wird, aber es kann sich gege-
benenfalls auch eine Änderung der Kommunalwahl-
ordnung daraus ableiten. Insofern sollten wir bei
künftigen Verfahren darauf achten, dass der eine
nicht dem anderen reingrätscht. Insofern war das
noch mal ein Werben dafür, dem Änderungsantrag
der Koalitionsfraktionen zuzustimmen. Insofern se-
he ich dieser Abstimmung mit einer gewissen Freu-
de entgegen, dass wir auch versuchen, sowohl die
kommunalen Wahlämter als auch die kommunale
Demokratie in Thüringen weiter zu stärken. Herzli-
chen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Gibt es jetzt weitere Wortmeldungen
aus den Reihen der Abgeordneten? Der Abgeord-
nete Mühlmann.

Abgeordneter Mühlmann, AfD:
Ja, ich muss auch kurz noch was aus dem Be-
reich Inneres sagen, was da mit reinzählt. Meine
Kleine Anfrage vom vergangenen Jahr – die von
diesem Jahr ist leider noch nicht beantwortet, wird
aber demnächst beantwortet – zu Angriffen auf
kommunale Amts- und Mandatsträger hat ganz klar
gesagt, dass es im Jahr 2020 123 Fälle von An-
griffen auf Amts- und Mandatsträger bzw. Politisch
motivierter Kriminalität gegeben hat, und um die
Zahlen vollständig zu haben: 38 von rechts, 51
wurden einer linken Motivation zugeordnet und 34
wurden nicht weiter zugeordnet. Unter diesen Vor-
aussetzungen die Leute zu verpflichten, die Adres-
sen preiszugeben, ist schwierig. Deshalb sollte es
diesbezüglich eine Anpassung geben. Das wollte
ich nur noch mal angemerkt haben.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Henfling:
Gibt es jetzt weitere Wortmeldungen? Herr Abge-
ordneter Walk.

Abgeordneter Walk, CDU:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, ich will jetzt noch mal begrü-
ßen die Häkelgruppe des Seniorenbeirats aus dem

Eichsfeldkreis. Ich war eben schon oben bei Ihnen.
Schön, dass Sie bei uns sind!

(Beifall im Hause)

Das ist genau die Zielgruppe, um die es heute
auch hier geht, 65plus. Da war auch spannend zu
erfahren für die Kollegen hier im Rund, dass es
durchaus unterschiedliche Meinungen gibt, ob man
das anheben sollte. Es gibt da auch unterschiedli-
che Auffassungen, was richtig und was falsch ist,
wie im richtigen Leben. Deswegen ist das eine
spannende Diskussion heute.

Ich bin ja realistisch. Wie wird das nachher bei
den Abstimmungen ausgehen? Also unser Kompro-
missvorschlag 18/67, der wird nicht zustande kom-
men. Da wird es nicht die erforderliche Mehrheit
geben. Letzen Endes wird es darauf hinauslaufen,
dass das Wahlalter auf 18 abgesenkt wird und auf
65 sozusagen eingefroren bleibt. Aber ich will das
eine oder andere noch mal zu meinen Kollegen sa-
gen.

Zunächst zum Kollegen Bilay: Das war wirklich ein
klassischer Äpfel-Birnen-Vergleich, den Sie hier an-
gebracht haben.

(Zwischenruf Abg. Müller, DIE LINKE: Was
für ein Vergleich?)

Es ging um das Rentenalter und Sie haben dafür
plädiert, dass Sie als Linke sich dafür einsetzen,
das Rentenalter nicht nur einzufrieren, sondern
zu reduzieren. Das kann man so sehen. Das ist
Ihre politische Agenda. Zum einen legt das der
Bund fest. Aber Äpfel-Birnen-Vergleich deswegen:
Der Arbeitnehmer kann natürlich grundsätzlich nicht
selbst entscheiden, wie lange er arbeitet, weil das
Rentenalter nicht er festlegt, sondern das Rentenal-
ter wird bundesgesetzlich geregelt. Das ist doch der
wesentliche Unterschied. Der Wahlkreisbewerber,
der Bewerber für ein Hauptamt, für ein kommunales
Hauptamt, der entscheidet völlig frei, ob er mit 65,
mit 66 oder mit 67, was jetzt alles nicht geht in
Thüringen, ein Amt antritt oder auch nicht.

(Beifall Gruppe der FDP)

Ich will das Argument noch mal wiederholen. Er
wird sich doch selbst prüfen und wird sagen: Bin
ich in der Lage, dieses Amt weiter auszuüben? Und
das muss er mit seiner Frau und mit seiner Familie
abstimmen.

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Weil es nur um Männer geht in Ihrer Welt!)

Der Kollege hat es eben gesagt: Amts- und Man-
datsträger werden angegriffen, werden angefeindet,
müssen sich Hass und Tiraden aussetzen. Face-
book, soziale Medien spielen eine weitere unrühmli-
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che Rolle. Und da muss jeder sich selbst fragen, ob
er das leisten kann oder nicht.

(Beifall CDU)

Deswegen Äpfel-Birnen-Vergleich! 

Lassen Sie mich noch, Frau Kollegin Henfling,
zu Ihnen kommen. Sie haben sinngemäß gesagt:
Landräte und Oberbürgermeister machen ja gute
Arbeit. Aber irgendwann sollten die Amtsträger
auch in den wohlverdienten Ruhestand gehen. –
Da muss ich die Stirn runzeln. Da bin ich bei Kol-
lege Bergner. Ich finde die Äußerung unangemes-
sen und auch unangebracht. Herr Bergner hat rich-
tigerweise gesagt: Das Ganze hat auch was mit
Respekt zu tun. – Und ich glaube, diese Äußerung
war nicht respektvoll. 

(Beifall CDU, Gruppe der FDP)

Warum lassen wir denn diejenigen, die noch im
Amt sind – es wurden eben Namen genannt, mehr
oder weniger öffentlich –, nicht selbst entscheiden,
ob sie weitermachen wollen? Und wenn der Souve-
rän glaubt, dass sie nicht mehr dazu in der Lage
sind, oder die Zeit ist vorüber, dann werden sie
auch nicht mehr gewählt. 

Ein zweiter Punkt von Ihnen, Kollegin – Frau Präsi-
dentin, Entschuldigung –, da haben Sie für einen
Generationenwechsel plädiert – Zitat –: „Frische
Ideen, frischer Wind in den Amtsstuben sind sinn-
voll.“ Da sage ich: Ja, der ist sinnvoll. Aber jetzt
ganz im Ernst, frischer Wind und frische Ideen sind
doch nicht an ein Alter gebunden, an eine Zahl, 19,
an 67.

(Beifall CDU, Gruppe der FDP)

Was muss ein hauptamtlicher Bürgermeister oder
was muss ein Landrat mitbringen? Er muss die Fä-
higkeit mitbringen, zuzuhören, empathisch zu sein,
in schwierigen Situationen einen zu können. Er
muss kreativ sein. Er muss Organisationstalent be-
sitzen und er muss letzten Endes auch Führungs-
qualitäten aufweisen können. Das kann bei einem
18-Jährigen genauso vorhanden sein wie bei einem
67-Jährigen oder auch nicht. Deswegen finde ich
das als den falschen Ansatz. Entscheidend – und
das ist mein letzter Satz. Das war auch das, was
ich in der Rede gesagt habe. Was Sie wollen: Sie
wollen Vorgaben, Sie wollen den Menschen Ent-
scheidungen wegnehmen. Was wir wollen, ist, wir
haben ein großes Zutrauen in den Wähler und den
Souverän und sagen, der weiß doch am besten,
was er macht, denn er entscheidet ganz allein und
er hat das letzte Wort, wer gewählt wird oder eben
auch nicht. Herzlichen Dank. 

(Beifall CDU, Gruppe der FDP; Abg. Dr. Ber-
gner, fraktionslos)

Vizepräsidentin Henfling:
Gibt es jetzt weitere Wortmeldungen der Abgeord-
neten? Abgeordneter Bilay.

Abgeordneter Bilay, DIE LINKE:
Ich muss dem schon noch mal entgegnen, Herr
Walk, wenn Sie hier meinen, Äpfel mit Birnen ver-
gleichen zu wollen. Das haben Sie eben getan. Sie
müssen unterscheiden zwischen hauptamtlichen
Kommunalwahlbeamten – über die reden wir –
und ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen und Bür-
germeistern. Das ist nämlich ein entscheidender
Unterschied. Für ehrenamtliche Bürgermeister gibt
es keine Obergrenze im Wählbarkeitsalter. Da greift
genau das, über was wir hier schon sprachen, aber
die haben ja im Unterschied zu den hauptamtlich
geführten Kommunen auch eine hauptamtlich ge-
führte Verwaltungsgemeinschaft im Hintergrund, die
das auch alles mit abbilden kann. 

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Walk, CDU: Ich habe von
Arbeit gesprochen!)

Jetzt ist noch der entscheidende Unterschied, Herr
Walk, kommunale Wahlbeamte unterliegen dem
Beamtenrecht. Deswegen heißen sie hauptamtliche
kommunale Wahlbeamte. Sie unterliegen dem Be-
amtenrecht, was auch die Besoldung anbelangt,
was Pensionsansprüche angeht. Auch bei diszipli-
narrechtlichen Verstößen unterliegen sie dem Be-
amtenrecht. Das ist also eine bezahlte hauptamtli-
che, berufliche Tätigkeit. Deswegen habe ich vorhin
gesagt, wir streiten für ein Renteneintrittsalter, Pen-
sionseintrittsalter von 65 generell, mindestens auf
das Niveau zurück, was es früher mal gegeben
hat. Deswegen hat auch der Gemeinde- und Städ-
tebund in seiner Stellungnahme ausführlich erklärt,
dass es einen Unterschied macht, ob ein Beam-
ter im Hauptamt oder in der Kämmerei, in einer
Kommune mit 67 aus dem Dienst ausscheidet und
dann in Pension geht, oder ob ein Bürgermeister
vielleicht erstmalig mit 67 ins Amt gewählt wird und
dann ins Rathaus hineinkommt. Der eine geht mit
67 und der andere kommt mit 67. Das ist schon
ein Unterschied. Hier sehen wir, dass da auch das
berufliche professionelle Gefüge in den Kommunen
auseinanderläuft, und deswegen lehnen wir das ab.
Sie müssen schon erklären, warum es einen Unter-
schied macht, dass einer mit 67 in Pension gehen
soll und der andere gegebenenfalls bis 73 noch
arbeiten soll. 
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(Zwischenruf Abg. Walk, CDU: Freiwillig!)

Das ist das entscheidende Problem. 

(Unruhe CDU)

Herr Montag, Sie müssen schon mal rechnen kön-
nen. Wenn einer mit 67 ins Amt kommt und sechs
Jahre im Amt bleibt, dass er dann mit 73 aus dem
Amt ausscheidet. 

(Zwischenruf Abg. Montag, Gruppe der FDP:
Freiwillige Kandidatur!)

Und die Freiwilligen, wer auch älter als 65, 67 oder
73 Kommunalpolitik machen will – bei den Gremi-
en ist das ja auch unproblematisch. Wie gesagt,
die anderen machen das im Ehrenamt, da gibt es
keine Altersgrenze. Insofern, Herr Walk, war das
bei Ihnen tatsächlich ein Vergleich von Äpfeln und
Birnen. 

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Henfling:
Ich sehe jetzt keine weiteren Wortmeldungen aus
den Reihen der Abgeordneten. Der Innenminister
Maier hat sich zu Wort gemeldet.

Maier, Minister für Inneres und Kommunales:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, ich kann und will es
auch relativ kurz machen, denn diese Diskussion
haben wir heute hier, die haben wir im Ausschuss,
die findet schon seit sehr langer Zeit statt. Es ist
auch gut so, dass wir über diese Frage der Alters-
begrenzung sowohl nach unten als auch nach oben
diskutieren. Hier gibt es meines Erachtens keine
absolute Wahrheit, sondern es gibt natürlich Argu-
mente, die dafür- und dagegensprechen. Das hat
sich eben auch bei der schriftlichen Anhörung, die
der Innen- und Kommunalausschuss durchgeführt
hat, gezeigt. 

Der Staatssekretär Götze hat in der Sitzung des In-
nen- und Kommunalausschusses am 26. Septem-
ber des letzten Jahres ausführlich zu beiden Ge-
setzentwürfen, die vorlagen, und zum jeweiligen
Pro und Kontra Stellung genommen. Ich möchte
diese Diskussion jetzt nicht noch mal im Detail wie-
derholen. Ich denke, dass die Argumente, wie ge-
sagt, dafür und dagegen hinreichend ausgetauscht
wurden. 

Meine Sicht ist die: Aus Sicht des Innenministeri-
ums ist es durchaus sinnvoll, dass das, was sich
jetzt abzeichnet, also ein Kompromiss, dann auch
heute hier zustande kommt. Letztendlich ist es jetzt
Ihre Entscheidung, die hier herbeizuführen ist.

Was mir aber natürlich auch noch am Herzen liegt,
ist der zweite Aspekt, der heute diskutiert wurde.
Es ist ein Detail, aber es ist ein sehr wichtiges De-
tail. Nach dem Vorschlag der FDP soll § 18 des
Thüringer Kommunalwahlgesetzes so ergänzt wer-
den, dass die Veröffentlichung der Wahlvorschläge
grundsätzlich nur noch den Namen und den Wohn-
ort der Bewerberin oder des Bewerbers beinhaltet,
die vollständige Anschrift soll danach nur noch auf
Wunsch der Bewerberin oder des Bewerbers veröf-
fentlicht werden. Allein diese Ergänzung macht es
jetzt wieder kompliziert. Grundsätzlich bin ich auch
der Auffassung, dass es nicht zielführend ist – ich
habe das selbst erfahren am eigenen Beispiel –,
dass überall bekannt ist, wo man denn genau
wohnt. Ich glaube, der Wohnort an sich reicht hier
vollkommen aus, um eben Kommunalpolitikerinnen
und Kommunalpolitiker, aber auch andere Politike-
rinnen und Politiker vor Übergriffen und Anfeindun-
gen, wie wir sie leider jeden Tag erleben müssen,
zu schützen. 

Wir haben die Verordnung entsprechend geändert.
Aus meiner Sicht würde das ausreichen. Wenn
aber das Parlament der Meinung ist, auch das
muss auf eine gesetzliche Basis gestellt werden,
würde ich dem nicht widersprechen. Nur, wie ge-
sagt, liebe Kolleginnen und Kollegen der FDP, dass
jetzt wieder auf Wunsch die Adresse vollständig
angegeben werden kann, führt, wie gesagt, auch
in der Umsetzung dann wieder zu Schwierigkeiten.
Deshalb wäre mein Rat an dieser Stelle, die Ver-
ordnung so zu lassen, wie sie jetzt ist, und nicht
noch eine weitere Option aufzumachen. Die ge-
naue Postanschrift wird in Zukunft nicht mehr ge-
nannt werden. Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Dann würden wir jetzt in das Abstim-
mungsprozedere eintreten und zunächst werden
wir abstimmen über den Gesetzentwurf der Frakti-
on der CDU in der Drucksache 7/2208 in zweiter
Beratung. Wer für diesen Gesetzentwurf stimmt,
den bitte ich um das Handzeichen. Kann ich bitte
noch mal die Stimmen für diesen Gesetzentwurf
sehen? Ich würde sagen, das ist die gesamte CDU-
Fraktion, soweit anwesend, und die Abgeordneten
Dr. Bergner und Frau Kniese. Wer stimmt gegen
diesen Gesetzentwurf? Das sind die Koalitionsfrak-
tionen. Wer enthält sich? Das sind die Gruppe der
FDP und die Fraktion der AfD. Damit ist der Ge-
setzentwurf abgelehnt.

Dann kommen wir jetzt zur Abstimmung zum Ge-
setzentwurf der Fraktion der FDP. Da stimmen wir
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jetzt zunächst über den Änderungsantrag der Frak-
tionen Die Linke, der SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen ab. Wer diesem Änderungsantrag zustimmen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. Das
sind die Koalitionsfraktionen, die Gruppe der FDP
sowie Frau Dr. Bergner. Gibt es Enthaltungen? Das
ist die AfD-Fraktion. Gibt es Gegenstimmen? Das
sind die CDU-Fraktion, Teile der AfD-Fraktion und
Frau Kniese. Damit ist der Änderungsantrag ange-
nommen.

Dann kommen wir jetzt zum Änderungsantrag der
Parlamentarischen Gruppe der FDP. Wer diesem
Änderungsantrag zustimmen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen. Das sind die Gruppe der
FDP und die Fraktion der CDU sowie die fraktions-
losen Abgeordneten Bergner und Kniese. 

(Zwischenruf Abg. Walk, CDU: Wäre schön,
wenn Sie die Drucksachennummern dazusa-
gen würden!)

Sie haben das alles auf dem Tisch liegen. Die
Drucksachennummer des Antrags der FDP kann
ich Ihnen gern noch mal sagen, das ist die 7/5429.
Einfache Änderung, nämlich die Zahl 65 durch die
67 ersetzen. Jetzt haben Sie mich aber aus dem
Konzept gebracht. Wir haben gerade dagegen ge-
stimmt, richtig? Dafür, okay. Dann noch mal: Für
diesen Änderungsantrag haben die Gruppe der
FDP und die CDU-Fraktion gestimmt. Wer stimmt
dagegen? Das sind die Koalitionsfraktionen. Und
wer enthält sich? Das ist die Fraktion der AfD. Gut.
Dann ist dieser Änderungsantrag nach meinem Da-
fürhalten abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zur Beschlussempfehlung des
Innen- und Kommunalausschusses in der Druck-
sache 7/5061 unter Berücksichtigung der gerade
abgestimmten Änderungsanträge. Wer dieser Be-
schlussempfehlung zustimmen möchte, den bitte
ich um das Handzeichen. Das sind die Koalitions-
fraktionen und die Gruppe der FDP. Wer stimmt
gegen diese Beschlussempfehlung? Das sind die
Fraktion der CDU, Abgeordnete Kniese und Abge-
ordneter Frosch aus der AfD-Fraktion. Wer enthält
sich? Das sind die restliche AfD-Fraktion und Frau
Abgeordnete Dr. Bergner. 

Damit würden wir jetzt über den Gesetzentwurf der
Fraktion der FDP in der Drucksache 7/3348 in zwei-
ter Beratung unter Berücksichtigung der Ergebnis-
se der Abstimmung über die Beschlussempfehlung,
die hier gerade angenommen wurde, abstimmen.
Wer diesem Gesetzentwurf zustimmen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Koaliti-
onsfraktionen und die Gruppe der FDP. Wer stimmt
dagegen? Das sind die CDU-Fraktion und die frak-
tionslose Abgeordnete Kniese. Wer enthält sich?

Das sind die Fraktion der AfD und die fraktionslose
Abgeordnete Bergner. Damit ist der Gesetzentwurf
angenommen. 

Dann kommen wir jetzt zur Schlussabstimmung
über diesen Gesetzentwurf. Wer diesem Gesetz-
entwurf zustimmen möchte, den bitte ich, sich von
den Plätzen zu erheben. Das sind die Koalitions-
fraktionen und die Gruppe der FDP. Wer stimmt
gegen diesen Gesetzentwurf? Das sind die CDU-
Fraktion sowie die fraktionslose Abgeordnete Knie-
se. Wer enthält sich? Das sind die AfD-Fraktion
und Abgeordnete Dr. Bergner. Damit ist der Gesetz-
entwurf auch in der Schlussabstimmung mit den
verschiedenen Änderungen angenommen. Vielen
herzlichen Dank. 

(Beifall SPD, Gruppe der FDP)

Dann können wir diesen Tagesordnungspunkt
schließen und ich rufe auf Tagesordnungspunkt 2

Drittes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Gesetzes über
Schulen in freier Trägerschaft
Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/4759 - 
dazu: Änderungsantrag der Frak-

tion der CDU
- Drucksache 7/5428 - 

ZWEITE BERATUNG

Ich eröffne dazu die Aussprache. Als Erste erhält
Abgeordnete Rothe-Beinlich das Wort. 

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, liebe Gäste, liebe Vertreterinnen und Ver-
treter auch der freien Schulen, wir beraten heute
über einen Gesetzentwurf, auf den wir lange ge-
wartet haben und wozu es auch schon eine erste
Beratung in der letzten Plenarsitzung gegeben hat.
Ich will noch einmal erinnern: Im Dezember 2020
haben wir als Landtag mehrheitlich beschlossen,
die Einführung der Besoldungsgruppe A13 für die
staatlichen Lehrkräfte an Grundschulen zum 1. Au-
gust 2021 auch für die freien Schulen nachzuvoll-
ziehen. Die Angleichung der Lehrerinnen- und Leh-
rergehälter im staatlichen Schulbereich war schon
lange überfällig. Es war und ist niemandem zu er-
klären, warum die Grundschullehrer/-innen im Ver-
gleich mit anderen Lehrkräften schlechter verdie-
nen sollten.
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(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Debatten haben wir ja über viele Jahre immer
wieder geführt und ich glaube, wir sind froh, dass
es nun endlich anders ist. Deshalb ist es gut und
richtig, dass wir jetzt rückwirkend zum 1. Januar
2022 auch die Schülerkostenjahresbeträge für die
freien Schulen, konkret die Grundschulen, anpas-
sen und damit ermöglichen, dass die Grundschul-
lehrkräfte auch an den freien Schulen zielgenau
eine verbesserte Finanzhilfe bekommen und die
Schulen verlässlich planen können. Jährlich wer-
den die Finanzhilfesätze um 372 Euro angehoben
je Schülerin und Schüler; das gilt dann für alle
6.300 Schülerinnen und Schüler. Die Kosten für das
Land betragen ca. 2,4 Millionen Euro. 

Ich hatte es ja schon in der ersten Debatte zu
diesem Gesetz erläutert: Wir hatten ursprünglich
gedacht, das bereits mit dem Haushalt als Haus-
haltsbegleitgesetz verabschieden zu können. Das
war aber von der Gesetzessystematik her so nicht
möglich, weil es tatsächlich darum geht, zielgenau
immer die Schülerkostenbeiträge entsprechend an-
zupassen. Nun ist es soweit, und ich bin froh, dass
wir dafür heute sicher eine breite Mehrheit der de-
mokratischen Fraktionen bekommen können. Ich
weiß auch, dass einige Schulträger bereits in Vor-
leistung gegangen sind, hier ein herzliches Danke-
schön, weil sie gesagt haben: Uns ist das so wich-
tig, dass die Lehrkräfte an unseren Schulen auch
gut bezahlt werden, dass es da keine Unterschiede
gibt zum staatlichen System, was die Eingruppie-
rung angeht. Deshalb ist es ein wichtiges Signal,
wenn wir das heute hier auch mit breiter Mehrheit
verabschieden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte mich an der Stelle aber auch bei der
CDU ausdrücklich noch einmal bedanken für den
Änderungsantrag, der uns heute hier vorliegt. Denn
es ist ja gerade jetzt noch ein weiteres Thema
hinzugekommen, ich will es einfach so deutlich sa-
gen. Für alle, die die Gesetzessystematik und die
Finanzierung der freien Schulen vielleicht nicht so
gut kennen, will ich noch mal darauf hinweisen:
Es gibt sogenannte Stichtage und zu diesen Stich-
tagen wird jeweils die Zahl der Schülerinnen und
Schüler gemessen und danach orientiert sich die
Finanzhilfe. Der Stichtag liegt beim 1. März und wir
wissen alle, dass wir im Moment die Situation ha-
ben, dass gerade viele Geflüchtete aus der Ukrai-
ne zu uns kommen, hauptsächlich Kinder und Ju-
gendliche, die wir natürlich auch schnell in unsere
Schulen integrieren wollen. Und es sind auch vie-
le freie Schulen, die sich bereit erklärt haben und
auch schon Kinder aufgenommen haben, die aus

der Ukraine zu uns gekommen sind. Allerdings wa-
ren diese nun nicht zufällig alle vor dem sogenann-
ten Stichtag, dem 1. März, da. Deshalb ist es gut,
richtig und wichtig, weil mit dem Änderungsantrag
eine sinnvolle, bürokratiearme – so will ich es mal
nennen – Regelung gefunden wird, die auch eine
unterjährige Aufnahme der Schülerinnen und Schü-
ler in Krisenzeiten sicherstellt. So wird ermöglicht,
dass in besonderen Lagen wie zum Beispiel jetzt,
wo viele Geflüchtete aufgrund des Kriegs gegen
die Ukraine zu uns kommen, aufgenommen werden
können und gleichzeitig auch verlässlich finanziert
werden. 

Ich will es noch mal deutlich sagen: Jede Schülerin,
jeder Schüler ist uns gleich viel wert, egal welche
Schule er oder sie besucht, ob in staatlicher oder
freier Trägerschaft. Deswegen ist es auch wichtig,
dass dies auch in besonderen Zeiten entsprechen-
de Anerkennung findet. Deshalb noch mal ein Dan-
ke für den Änderungsantrag, Danke auch allen, die
am Gesetzentwurf mitgearbeitet haben. Ich habe es
in der ersten Beratung schon mal gesagt: Dieser
ist in enger Abstimmung mit der Landesarbeitsge-
meinschaft der freien Schulen entstanden. Danke
auch für die Unterstützung aus dem Haus bei der
einen oder anderen Formulierung. Ich hoffe, dass
heute wieder ein guter Tag für Thüringen wird, in-
dem wir mit breiter Mehrheit aller demokratischen
Fraktionen diese überfällige Unterstützung für die
freien Schulen beschließen, für deren Arbeit ich
mich noch mal ausdrücklich bedanken möchte. Vie-
len herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Als Nächstes erhält für die FDP-Grup-
pe die Abgeordnete Baum das Wort.

Abgeordnete Baum, Gruppe der FDP:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Frau Rothe-Beinlich hat ja schon
relativ viel über den Rahmen des Gesetzentwurfs
gesprochen, deswegen brauche ich darauf auch
nicht allzu weit eingehen. Wir waren hier im Rund
tatsächlich schon einmal davon ausgegangen, dass
das Thema der Grundschullehrerbezahlung für die
freien Schulen abgearbeitet war, weil wir schon mal
in einer Mehrheit signalisiert hatten, dass sich na-
türlich, wenn sich im staatlichen Schuldienst die
Gehälter ändern, das auf die freien Schulen über-
trägt.

Nun war das in dem Fall jetzt nicht der Fall, und
ich sage Ihnen ganz ehrlich – das ist auch eine
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Debatte, die wir ja 2020 auch schon hatten –, mir
wäre es immer noch lieber, wir hätten eine grund-
legende Regelung im Gesetzesraum, die einfach
eine Debatte und Diskussion dazu nicht jedes Mal
notwendig macht, sondern dass einfach klar wäre,
auf welcher Grundlage die Schülerkostenjahresbei-
träge berechnet werden. Darauf konnte man sich
2020 nicht so richtig einigen. Damals hatte ich auch
gesagt: Wir brauchen eine Lösung, die eine aus-
kömmliche Finanzierung von freien Schulen ermög-
licht, aber eben auch darüber hinaus eine Arbeits-
grundlage für die kommenden Jahre schafft. Vor
allem brauchen wir eine Lösung, mit der sowohl die
freien Schulen leben als auch wir bzw. der Freistaat
Thüringen, wo nicht immer prall gefüllte Kassen
sind.

Wir sind immer noch daran interessiert, diese
Grundlage zu schaffen, also die Berechnung der
Kostensätze so festzuziehen, dass alle sich darauf
einigen, was eigentlich diese besagten 80 Prozent
sind oder von was es diese 80 Prozent für die frei-
en Schulen gibt. 

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Steht im
Gesetz!)

Die Chance haben wir in der letzten Runde ver-
passt, und ich glaube, in dem Fall sind sie jetzt hier
auch nicht wirklich angemessen, weil wir eigentlich
schon eine Einigkeit dazu hergestellt haben.

(Beifall Gruppe der FDP)

Dem vorliegenden Gesetzentwurf – da sage ich,
das steht, glaube ich, auch außer Frage – stimmen
wir als Freie Demokraten zu.

Noch ein Wort zu dem Änderungsantrag der Kolle-
gen von der CDU. Wir stimmen diesem Änderungs-
antrag auch zu, weil er hier an dieser Stelle Flexi-
bilität schafft, nämlich die Schülerzahlen als Grund-
lage noch mal anzupassen, in dem Moment, wo
besondere Vorkommnisse dies erfordern. In der ak-
tuellen Situation reagieren wir da auf die zusätzli-
chen Schülerinnen und Schüler aus der Ukraine.

(Beifall Gruppe der FDP)

Das ist auch richtig. Aber erlauben Sie mir diesbe-
züglich eine Anmerkung. Es ist schon sinnbildlich
für den Freistaat Thüringen, das wir da jetzt eine
gesetzliche Grundlage brauchen, während in ande-
ren Bundesländern relativ unkompliziert eine Rege-
lung im Einvernehmen zwischen dem Ministerium
und den Trägern geschaffen werden kann, die auf
die neue Situation reagiert.

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Gibt es
in Thüringen auch!)

(Beifall CDU, Gruppe der FDP)

Also Rechtssicherheit an der Stelle in allen Ehren,
aber wir können uns hier natürlich auch selbst
lahmlegen. Nichtsdestotrotz, im Sinne der Lehrerin-
nen und Lehrer kommen wir heute zu einem guten
Ergebnis, und ich bin schon gespannt auf die wi-
derlegenden Argumente des Kollegen Wolf. Vielen
Dank.

(Beifall Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielleicht können die Herren Abgeordneten bitte be-
rücksichtigen, dass vor allen Dingen diejenige, die
hier vorn steht, spricht. Ich finde die bilateralen Ge-
spräche sehr störend für die Abgeordneten, die hier
vorn das Wort haben. Vielleicht können Sie sich
da ein bisschen disziplinieren. Als Nächster erhält
Abgeordneter Möller für die Fraktion der SPD das
Wort.

Abgeordneter Möller, SPD:
Danke, Frau Präsidentin – meine sehr geehrten
Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, liebe Gäste auf der Zuschauertribüne und Zu-
schauerinnen und Zuschauer am Livestream!

Die von den Koalitionsfraktionen eingebrachte No-
velle zielt auf eine einzige – gleichwohl wichtige
– Änderung des Gesetzes über Schulen in freier
Trägerschaft ab. Es geht uns darum, auch den frei-
en Schulträgern die Einführung der A13 für das
Grundschulpersonal finanziell zu ermöglichen. Ich
will gleich dazusagen, ich würde mich freuen, wenn
dieses Ermöglichen von den freien Trägern auch
so genutzt wird, gleichzeitig die Tarifbindung in
Thüringen zu steigern und entsprechend auf die-
ser Grundlage mit den zuständigen Einheitsgewerk-
schaften im DGB auch in Tarifverhandlungen einge-
treten wird. 

(Beifall DIE LINKE)

Ich denke, dass eine höhere Tarifbindung in Fra-
gen der Fachkräftegewinnung in Thüringen ganz
wesentlich ist, und ich würde mich auch freuen,
wenn dieses Vorbild, was wir hier jetzt in den ge-
setzlichen Grundlagen bringen, auch für andere
Bereiche der Finanzierung der sozialen und der
Bildungsinfrastruktur in Thüringen Beispiel nehmen
wird. Dazu aber an anderer Stelle mehr. 

Zu diesem Ansatz, dass wir hier die A13 gesetz-
lich zu finanzieren ermöglichen, haben wir uns sei-
nerzeit als Regierungsfraktion bereits Ende 2020
bekannt. Wir sind seinerzeit allerdings noch davon
ausgegangen, dass sich diese Frage untergesetz-
lich regeln lässt. Das hat sich dann aber als nicht
tragbar erwiesen, sodass wir nun eben doch den
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Weg einer eng begrenzten und pointierten Novellie-
rung gehen wollen. 

Bei der ersten Lesung des Gesetzentwurfs haben
auch CDU und FDP signalisiert, dass sie sich unse-
rem Gesetzentwurf grundsätzlich anschließen kön-
nen. Dafür bin ich ausdrücklich dankbar, denn die-
se konstruktive Haltung ermöglicht es uns, heute
schon in die zweite Lesung der Novelle einzutre-
ten und sie sicherlich anschließend mit den Stim-
men der demokratischen Fraktionen sowie der de-
mokratischen Gruppe zu verabschieden. Das ist
auch ganz im Sinne der freien Schulträger, die in
den Beratungsrunden mit Koalition und demokrati-
scher Opposition mehrfach um ein zügiges Gesetz-
gebungsverfahren gebeten haben. 

Trotz des selbst gesteckten engen Beratungszeit-
raums ist es uns heute möglich, eine weitere An-
regung der freien Schulträger zu berücksichtigen,
meine Kollegin Rothe-Beinlich hat schon darauf
hingewiesen. Dabei geht es darum, die bisherige
starre Stichtagsregelung bei der Zählung von Schü-
lerinnen und Schülern zugunsten von Kindern und
Jugendlichen, die aufgrund der Ausnahmesituation
in ihrer Heimat wie Krieg, Bürgerkrieg oder einer
Naturkatastrophe nach Thüringen wechseln und
hier schulpflichtig werden, aufzuweichen. Bei die-
sen Schülerinnen und Schülern soll zukünftig das
reale Datum des Schulstarts in Thüringen für die
Berechnung für die staatlichen Finanzhilfen heran-
gezogen werden können. Es wird also eine gewis-
se Flexibilisierung vorgenommen, die es dem Land
und den freien Trägern ermöglicht, nicht nur in der
jetzigen Situation bei der Aufnahme aus der Ukrai-
ne geflüchteter Kinder und Jugendlicher pragma-
tisch zu verfahren, sondern auch eventuell in Zu-
kunft eintretende, ähnlich gelagerte Problemlagen
besser zu bewältigen. Daher auch noch mal herzli-
chen Dank an die Träger der freien Schulen, dass
sie sich hier gemeinsam mit engagieren. 

Die Kolleginnen und Kollegen von der CDU haben
die neuen Punkte in einen Änderungsantrag ge-
fasst, er entspricht aber auch der Intention der Ko-
alitionsfraktionen, sodass wir dieses Oppositionsan-
liegen gern mittragen werden. In diesem Sinne bitte
ich das Haus um Zustimmung zum Gesetzentwurf
der Koalition unter Annahme des CDU-Änderungs-
antrags. Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Ich möchte die neuen Besucherinnen
und Besucher auf der Tribüne begrüßen, eine Be-

suchergruppe aus dem Unstrut-Hainich-Kreis, herz-
lich willkommen.

(Beifall im Hause)

Damit Sie besser folgen können: Wir befinden uns
im Tagesordnungspunkt 2, es geht um die Ände-
rung zum Gesetz der Schulen in freier Trägerschaft
und wir diskutieren vor allen Dingen deren Finan-
zierung. 

Als Nächstes erhält Abgeordneter Jankowski für die
Fraktion der AfD das Wort.

Abgeordneter Jankowski, AfD:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Abgeordne-
te, liebe Gäste am Livestream! Ich werde mich
zu diesem Thema relativ kurzfassen, da man mei-
nen sollte, dass es bei dieser Gesetzesänderung
um eine reine Formalie geht. Die Schülerkosten-
jahresbeträge sollen für die Grundschulen in freier
Trägerschaft angepasst werden, damit die Träger
auch die seit diesem Schuljahr in den staatlichen
Schulen geltende A13 für Grundschullehrer umset-
zen können. In meinen Augen ist es eine Selbst-
verständlichkeit, dass wir den Trägern der freien
Schulen ermöglichen, die gleichen Gehälter für die
Grundschullehrer zu zahlen, wie es an den staatli-
chen Schulen der Fall ist. 

Ich dachte eigentlich, dass dieses Thema relativ
geräuschlos durchläuft, weil ich glaube, dass es ei-
ner der wenigen Fälle ist, wo sich sogar mal alle
Parteien hier im Parlament einig sind. Deswegen
war ich, ehrlich gesagt, ein wenig überrascht über
die doch sehr hitzige Debatte in der letzten Plenar-
sitzung. Ich muss gestehen, ich fand die Debatte
zwar sehr amüsant, aber weder ist sie dem eigent-
lichen Thema gerecht geworden, noch hat sie ir-
gendwie weitergeholfen. 

Es geht um die Gleichbehandlung oder besser um
die gleiche Bezahlung von Lehrern an staatlichen
Schulen und an den freien Schulen, nicht um mehr,
aber auch nicht um weniger. Die freien Schulen
sind in den Augen meiner Fraktion ein unverzicht-
barer und wichtiger Bestandteil des Thüringer Bil-
dungssystems, und natürlich sollen die Lehrer auch
die gleiche Bezahlung bekommen können wie an
den staatlichen Schulen. Wir werden deswegen ei-
ner Gesetzesänderung auf jeden Fall zustimmen.

Auch dem eingebrachten Änderungsantrag der
CDU werden wir zustimmen, auch wenn ich mir
gewünscht hätte, dass er schon bei der ersten
Beratung hier vorgelegen hätte, aber wahrschein-
lich wollte man diesen im Ausschuss einbringen
und leider lief der Gesetzentwurf nicht über den
Ausschuss, was mich doch sehr verwundert hat,
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weil es normalerweise eine Selbstverständlichkeit
gewesen wäre. Der Änderungsantrag soll dafür sor-
gen, dass die Schulen in freier Trägerschaft nicht fi-
nanziell benachteiligt werden, wenn sie ukrainische
Flüchtlinge beschulen. Auch das halte ich für eine
Selbstverständlichkeit und deswegen werden wir
dem auch zustimmen. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Henfling:
Als Nächstes erhält jetzt Abgeordneter Wolf für die
Fraktion Die Linke das Wort. 

Abgeordneter Wolf, DIE LINKE:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kol-
leginnen und Kollegen der demokratischen Fraktio-
nen, ich möchte noch mal sagen, weil Sie, Frau
Präsidentin, darauf hingewiesen haben, hier die
Kolleginnen auch ausreden zu lassen: Ich habe
reingerufen, weil ich einiges noch mal klarstellen
will. 

Frau Baum, denken Sie wirklich, dass 2015/2016
die freien Schulen ihre Schülerkostensätze nicht
angepasst bekommen haben und erstattet bekom-
men haben?

(Zwischenruf Abg. Baum, Gruppe der FDP:
Das habe ich doch gar nicht gesagt!)

Das hat natürlich das Bildungsministerium ge-
macht. Das, was wir jetzt neu haben, ist, dass wir
auf Vorschlag der CDU noch mal einen Satz ins
Gesetz aufnehmen, damit das Ministerium prinzipi-
ell und auch die Träger Rechtssicherheit haben.
Wir schaffen Rechtssicherheit – nicht Flexibilität,
die gab es schon immer, die steht schon im Ge-
setz –, wir schaffen jetzt Rechtssicherheit, indem
wir noch mal klar definieren, was wir als Gesetzge-
ber damit gemeint haben, als wir gesagt haben,
dass in besonderen Ausnahmesituationen natürlich
auch Finanzhilfesätze oder Schülerkostenjahressät-
ze gewährt werden. Das gab es schon immer, wir
nehmen es jetzt ins Gesetz – das machen wir gern.
Dass es jetzt von der CDU kommt – Kollege Tisch-
ner hat es ja schon in der letzten Debatte ange-
kündigt, dass er da Überlegungen hat –, ist auch
abgestimmt. Genauso wie unser Vorschlag, die An-
passung an die E13, mit der LAG freie Schulen, so
hat das auch die CDU mit der LAG freie Schulen
abgestimmt. Aber ansonsten – und das auch noch
mal zu Ihrem Punkt, dass man das jetzt alles noch
mal diskutieren muss, was die Finanzhilfesätze an-
belangt – gibt es seitens der LAG keine Änderungs-
bedarfe, das fragen wir natürlich ab. Wir haben
allerdings eine Klausel, dass wir eine Evaluation

durchführen – wenn ich das richtig sehe, in zwei
Jahren, Herr Minister Holter –, eine Evaluation zu
dem, was es jetzt gibt. Dann können Sie sich doch
gern einbringen mit Ihren Ideen. Da bin ich sehr
gespannt, nicht nur Kritik zu hören, sondern ganz
substanziell zu hören, wie es sich die FDP vorstellt.
Das, was es jetzt gibt, wird vonseiten der freien
Träger – auch im Übrigen die Dynamisierungsklau-
sel, die wir neu geschaffen haben, die ist deutsch-
landweit einmalig – als gut und richtig erachtet,
weil sie angekoppelt sind an den Tarifvertrag. Wir
regeln das heute, dass wir alle Lehrkräfte in der Fi-
nanzierung wie die staatlichen Lehrkräfte auch be-
handeln und die Dynamisierung ist auch geregelt.
Also mehr kann man als Gesetzgeber, glaube ich,
wirklich nicht machen.

(Beifall SPD)

Wenn Sie andere Vorstellungen haben, dann brin-
gen Sie sie gern ein, aber so eine Pauschalkritik
halte ich für ein bisschen schwierig, ehrlich gesagt.

Ich habe eben schon gesagt, die CDU hat jetzt
etwas aufgegriffen, was gerade in den letzten Wo-
chen noch mal besonders prägnant als Regelungs-
tatbestand zum Vorschein gekommen ist. Nicht,
dass es das vorher nicht schon gegeben hätte,
aber besser im Gesetz, da müssen wir uns damit
auch nicht ständig neu beschäftigen. Das ist gut,
auch die Regelung, die begrüßen wir, die unterstüt-
zen wir auch. Sie ist auch – wie schon gesagt –
abgestimmt. Von daher haben alle Seiten Rechtssi-
cherheit. Wenn wir das heute so im demokratischen
Konsens beschließen, haben alle Seiten Rechtssi-
cherheit, die Träger können das anmelden, wenn
die Schüler kommen, aber pauschal, möglichst bü-
rokratiearm, sodass die Berechnung und die Ab-
rechnung dann auch gewährleistet sind.

Was mich wirklich entsetzt hat – weil ich ja noch
ein kleines bisschen Redezeit habe –, war gestern
der Antrag der AfD-Fraktion, welcher sich damit
beschäftigen sollte, dass alle ukrainischen Kinder
eigentlich separiert werden sollten. Das ist so über-
haupt nicht mein Bildungsverständnis. Die Kinder
und die Familien, die hierherkommen – es sind im
Übrigen überwiegend Frauen mit ihren Kindern –,
wollen, nach meiner Überzeugung müssen sie so-
gar längere Zeit hier in Deutschland leben und auch
ihre Kinder entsprechend bei uns in die Bildungs-
einrichtungen geben. Warum? Dieser verheerende
und menschenverachtende und vernichtende An-
griffskrieg – das sieht man ja auch in den Städten,
das sieht man an den Bildern, die wir leider wahr-
nehmen müssen – wird eine Rückkehr so schnell
gar nicht möglich machen; man braucht ja Lebens-
grundlagen in der Ukraine. Das heißt, das, was die
AfD hier postuliert hat – möglichst alle separieren,

6142 Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 79. Sitzung - 05.05.2022

(Abg. Jankowski)



möglichst nach ukrainischen Lehrplänen im Fernun-
terricht, damit niemand Ihre rein deutsche Kultur
belästigt – ist wirklich …

(Zwischenruf Abg. Aust, AfD: Unfug!)

– Setzen Sie sich ruhig hin, Sie können doch nach-
her noch mal vorgehen, Herr Aust. – ist wirklich,
in meinem Verständnis – ich kann da auch für vie-
le andere Demokraten hier im Haus reden –, ist
überhaupt nicht nachvollziehbar, und wir werden es
auch nicht machen. Es macht kein Land. Und zum
Glück haben Sie auch nirgendwo Verantwortung,
sodass sich die Menschen das nicht antun müssen.

Die Menschen, die zu uns kommen, sind – also
gerade in Thüringen – insbesondere derzeit in den
Städten. Das heißt, in den Kindergärten, vor allen
Dingen auch in den Schulen – und da sind wir
wieder beim Thema „Freie Schulen“, warum ist das
richtig, dass das jetzt auch noch mal konkretisiert
wird – sind die Städte in der prekären Situation,
dass sie Schulplätze vorhalten müssen, dass sie
Lehrkräfte vorhalten müssen. Und der Beitrag auch
der freien Schulen, gerade in den Städten in Erfurt,
in Weimar, in Jena, in Gera – da sind sie ja vorran-
gig –, da tut das richtig gut, dass die freien Schulen
sich jetzt auch auf gesetzlicher Grundlage sofort
daran beteiligen können.

Noch mal zu unserem eigentlichen Inhalt. Wir sind
– es ist ja schon darauf eingegangen worden –
mit der A13 für die Grundschullehrer in Thüringen
einen Riesenschritt gegangen. Es hat nicht jeder
zugestimmt – da mag es Gründe gegeben haben,
liebe Frau Baum –, aber was wir damit erreicht ha-
ben, hat die GEW Hessen jetzt mal in einer Studie
festgestellt: Wenn wir noch die alte Regelung A12
hätten, dann wären wir im Ländervergleich derzeit
auf Platz 14. Mit der neuen Regelung, die wir hier
im Landtag abgestimmt haben, die ab 01.08.2021
gilt, sind wir auf Platz 3. Bis auf Sachsen hat kein
anderes Bundesland so gute Bezahlung für Grund-
schullehrkräfte wie Thüringen. Ich will das mal für
Sachsen-Anhalt beziffern, die bezahlen auch noch
nach A12. Da liegt der Unterschied im Jahr bei
6.524 Euro, sagt die GEW Hessen – 6.524 Euro.
Was heißt das? Wir kriegen unsere Stellen tatsäch-
lich auch besetzt, überwiegend mit grundständig
ausgebildeten Lehrkräften, und zu 30 bis 40 Pro-
zent mit Lehrkräften, die gar nicht in Thüringen aus-
gebildet worden sind. Wir hatten 20 Jahre die Si-
tuation, dass Lehrkräfte aus Thüringen abwandern
mussten, weil sie hier keine Stellen gefunden ha-
ben. Jetzt sind wir in der Situation, dass wir mit
unseren attraktiven Angeboten tatsächlich Lehrkräf-
te ziehen. Und warum bitte soll denn das nicht
auch für die freien Schulen gelten? Das ist doch
überhaupt nicht einzusehen. An den freien Schulen

leisten die Grundschullehrkräfte genauso gute Ar-
beit wie an den staatlichen Schulen. Und deswegen
haben wir uns als Rot-Rot-Grün entschlossen –
und begrüßen es ausdrücklich, dass die demokra-
tischen Fraktionen da mitstimmen –, dass die freien
Schulen dort auch die Finanzierung für die E13 für
ihre Lehrkräfte sichergestellt bekommen.

Wir sagen: Gleiches Geld für gleichwertige Arbeit!
Das ist ein Grundsatz – nicht nur ein gewerkschaft-
licher, sondern auch ein Grundsatz für uns als Ko-
alition, für uns als Fraktion Die Linke –, den erfül-
len wir damit, und wir stärken damit das Thüringer
Bildungssystem für alle Schülerinnen und Schüler,
egal wo sie herkommen, egal welche Talente sie
mitbringen und egal welchen Abschluss sie anstre-
ben. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Und als Nächster erhält Abgeordneter
Tischner für die Fraktion der CDU das Wort.

Abgeordneter Tischner, CDU:
Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen, liebe Besucherinnen und Besucher! Die
vergangenen Reden, aber auch die Debatte im
März haben gezeigt, dass es bei dem heute zu
beratenden Thema große Einigkeit gibt. In der Tat
ist das ja bei Bildungsthemen hier im Landtag
nicht immer der Fall, aber es ist gut und richtig,
dass wir uns einig sind, dass die freien Schulen
wettbewerbsfähig bleiben, auch zu den staatlichen
Schulen, und dass wir die Schülerkostenbeträge
auch dahin gehend anpassen, dass dieselben Ge-
hälter gezahlt werden können. Dafür haben wir
uns – es ist darauf hingewiesen worden – fraktions-
übergreifend bereits in einem Entschließungsantrag
im Dezember 2020 ausgesprochen, und wir wol-
len dies heute noch mal in einer gesetzlichen For-
mulierung festschreiben. Hitzig wurde die Debatte
im letzten Plenum aber dann durchaus doch ge-
führt, leider nicht über die Inhalte des Gesetzes,
sondern eher um das parlamentarische Verfahren.
Wenn das arbeitsteilige Parlament – so war ja da-
mals auch meine Argumentation – sich selbst ernst
nimmt, so gehören Gesetzentwürfe auch zur Bera-
tung in die Ausschüsse. Das ist mit diesem Gesetz-
entwurf nicht passiert. Wir als CDU-Fraktion haben
aber trotzdem ein Anhörungsverfahren dann über
unsere Fraktion durchgeführt und bei den zahlrei-
chen Rückmeldungen gab es insbesondere immer
wieder den Hinweis – und darauf haben die Vor-
redner schon hingewiesen –, dass es einen Rege-
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lungsbedarf braucht für die Beschulung von ukraini-
schen Kindern und Jugendlichen, die jetzt nach und
nach und mehr und mehr bei uns in den Thüringer
Schulen ankommen.

Mit dem in der Ukraine stattfindenden russischen
Angriffskrieg steht auch unser Bildungssystem nach
mehr als zwei Jahren Coronapandemie vor einer
neuen großen Mammutaufgabe, nämlich die an-
kommenden schulpflichtigen Kinder und Jugendli-
chen in unserem Bildungssystem aufzunehmen und
damit die Bildungsbiografien auch möglichst nicht
zu unterbrechen. Die Zahl an Kindern, die wir der-
zeit aus der Ukraine in Thüringen haben, liegt bei
ungefähr 5.000 Kindern und Jugendlichen unter
18 Jahren, davon sind bisher nur ca. 200 an un-
seren Schulen angekommen. Sie alle kennen die
Gründe: Das liegt daran, dass die ukrainischen Kin-
der und Jugendlichen vor allem noch digital von
den Lehrern aus der Ukraine unterrichtet werden,
die da in ganz prekären Situationen natürlich das
stemmen, manche Lehrer auch, die auf der Flucht
sind. Aber noch läuft das alles nach den ukrai-
nischen Plänen bis zum Ende des ukrainischen
Schuljahres Ende Mai. Wir müssen also als Land
Thüringen davon ausgehen – und das Ministerium
informiert dazu ja auch regelmäßig –, dass ab Juni
bzw. spätestens mit Beginn des neuen Schuljahres
unsere Schulen vor erheblichen Herausforderungen
bei der Beschulung der ukrainischen Flüchtlinge
und der Betreuung der Kinder in den Kindergarten-
einrichtungen stehen werden. Genau deshalb ist es
aus unserer Sicht dringend notwendig und geboten,
dass wir auch die Potenziale, die uns die freien
Schulen anbieten und anbieten wollen, nutzen und
dass wir das Ganze auf eine sichere Rechtsgrund-
lage stellen. In der Tat, Franziska Baum hat dar-
auf hingewiesen, in manch anderen Bundesländern
geht das auch mit einem Schreiben des Abteilungs-
leiters. Aber wenn es der Sache dient – und ich bin
da auch dem Ministerium dankbar –, dass wir eine
Formulierung in das Gesetz reinbringen, die für alle
eine Klarheit schafft, damit dann die Stichtagsrege-
lungen auch entsprechend ausgesetzt bzw. flexibel
angewendet werden können, dann sollten wir dies
tun.

Mit dem vorliegenden Änderungsantrag meiner
Fraktion zum Gesetzentwurf der Minderheitskoaliti-
on wollen wir nun die Möglichkeit schaffen, in spezi-
ellen Ausnahmen und Katastrophenfällen, wie bei-
spielsweise dem jetzigen Ukraine-Krieg, die Schü-
lerkostensätze, die dafür da sind, um die Lehrer
und die Schulen in freier Trägerschaft zu finanzie-
ren, den tatsächlichen Schülerzahlen anzupassen
und zu erhöhen. Es soll eine monatliche Berech-
nung stattfinden, und das ist aus unserer Sicht
dann auch geboten.

Meine Damen und Herren, trotz des etwas holpri-
gen parlamentarischen Verfahrens haben wir nun
einen Gesetzentwurf und eine Gesetzesänderung
vorliegen, die gleich Antwort auf zwei wichtige Her-
ausforderungen in unseren Schulen gibt, nämlich
einerseits – Torsten Wolf hat es ausgeführt – Ant-
worten gibt auf den Lehrermangel, den wir nicht
auch in den freien Schulen herbeiführen sollten,
und der Gesetzentwurf und der Änderungsantrag
geben Antwort auf die Frage der Bildungsangebote
für geflüchtete Kinder und Jugendliche. 

In der Hinsicht sind wir sehr dankbar, dass alle
Fraktionen große Zustimmung signalisiert haben.
Jetzt geht es darum, schnell und flexibel die Dinge
umzusetzen. Und diese kleine Spitze sei mir am
Ende erlaubt: Ich glaube, da können wir im staat-
lichen System durchaus von den freien Schulen
so manches lernen, wenn es um Flexibilität und
pragmatische Lösungen an unseren Schulen geht.
Vielen Dank.

(Beifall CDU, Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Jetzt hat sich noch mal Abgeordneter
Jankowski für die AfD-Fraktion zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Jankowski, AfD:
Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Ich wollte mich ja
eigentlich zu diesem Thema recht kurzfassen, aber
nach der Rede von Herrn Wolf bin ich nun doch
noch mal hier vorgegangen, weil ich es nicht ein-
fach so stehen lassen wollte. Er wirft uns wieder
vor, dass wir angeblich separieren, ausgrenzen,
dass wir rassistisch sind, nationalistisch usw. –

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Doch, da hat er recht!)

die ewig gleichen Phrasen. Man kann langsam Bull-
shit-Bingo springen.

(Beifall AfD)

Sie gingen auf unseren Antrag ein, den wir gestern
eingebracht hatten. Und dieser Antrag ist eins zu
eins die Forderung der Generalkonsulin der Ukrai-
ne Iryna Tybinka. Sie hat in der Ukraine in etwa
den Stellenwert, den bei uns der Bildungsminister
hätte. Nichts anderes haben wir gefordert. Sie hat
das mehrmals ganz klar gefordert, auch in der Kul-
tusministerkonferenz. Sie hat immer gefordert, sie
will die separaten Klassen haben, sie möchte die
ukrainischen Flüchtlinge in ihrer Heimatsprache un-
terrichtet haben und nach ihren Lehrplänen, weil sie
der Meinung ist, dass das für die Bedürfnisse der
ukrainischen Kinder und Jugendlichen am besten
ist. Das haben wir auch gefordert.
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(Beifall AfD)

(Unruhe Bündnis 90/Die Grünen)

Ich darf jetzt sicherlich Herrn Wolf auch mal entgeg-
nen, wenn er irgendwelche Vorwürfe reinbringt. 

Wir haben nichts anderes getan, als die Forderun-
gen der Ukraine in unseren Anträgen umzusetzen.
Und wenn Sie das rassistisch finden, dann finden
Sie wahrscheinlich auch die Bildungsministerin dort
rassistisch. Das finde ich schon eine Zumutung.
Das heißt, natürlich hat die Ukraine ein Mitsprache-
recht und natürlich auch Forderungen, was sie hier
möchte. Sie meinen, ihre Kinder sind vor allem
nur vorübergehend hier in Deutschland und sollen
deswegen nicht noch mehr gestresst werden. Des-
wegen soll eine Kontinuität ihrer Bildung gewahrt
werden. Etwas anderes als die Bildungsministerin
der Ukraine haben wir nicht gefordert.

(Beifall AfD)

Deswegen da rassistisch Nationalismus reinzuset-
zen, halte ich für ein bisschen suspekt. Vielen
Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Henfling:
Gibt es jetzt weitere Wortmeldungen aus den Rei-
hen der Abgeordneten? Das kann ich nicht erken-
nen. Das Bildungsministerium verzichtet auf eine
Rede dazu. Dann können wir zur Abstimmung kom-
men. Es ist das Dritte Gesetz zur Änderung des
Thüringer Gesetzes über Schulen in freier Träger-
schaft. 

Zunächst würden wir über den Änderungsantrag
der Fraktion der CDU in der Drucksache 7/5428 ab-
stimmen. Wer diesem Änderungsantrag zustimmt,
den bitte ich um das Handzeichen. Das sind alle
Fraktionen und Gruppen und fraktionslosen Abge-
ordneten im Haus. Ich mache noch mal die Gegen-
probe. Gibt es Gegenstimmen? Das kann ich nicht
erkennen. Enthaltungen? Auch nicht. Damit ist der
Änderungsantrag so angenommen.

Dann stimmen wir ab über den Gesetzentwurf der
Fraktionen Die Linke, der SPD und Bündnis 90/Die
Grünen in der Drucksache 7/4759 in zweiter Be-
ratung unter Berücksichtigung des gerade eben
abgestimmten Änderungsantrags. Wer dem so zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. Auch das sind alle Fraktionen und Gruppen
und fraktionslosen Abgeordneten im Hause. Gibt
es Gegenstimmen? Das kann ich nicht erkennen.
Stimmenthaltungen? Auch das kann ich nicht er-
kennen. Damit ist der Gesetzentwurf angenommen.

Wir kommen zur Schlussabstimmung über diesen
Gesetzentwurf. Wer diesem zustimmen möchte,
den bitte ich, sich von den Plätzen zu erheben.
Auch das sind alle Fraktionen und Gruppen des
Hauses sowie die fraktionslosen Abgeordneten.
Dann mache ich noch mal die Gegenprobe. Wer
möchte dagegen stimmen? Das kann ich nicht er-
kennen. Gibt es Enthaltungen? Nein. Damit ist die-
ser Gesetzentwurf mit großer Mehrheit hier ange-
nommen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt und wir
kommen zum Aufruf des Tagesordnungspunkts 3

Erstes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Landesmedien-
gesetzes
Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/5032 - 
dazu: Beschlussempfehlung des

Ausschusses für Europa,
Kultur und Medien
- Drucksache 7/5408 - 

ZWEITE BERATUNG

Zunächst erhält Abgeordneter Blechschmidt aus
dem Ausschuss für Europa, Kultur und Medien zur
Berichterstattung das Wort.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:
Danke, Frau Präsidentin. Meine Damen und Her-
ren, in der 75. Sitzung des Thüringer Landtags
wurde die Drucksache 7/5032, Novelle des Thürin-
ger Landesmediengesetzes, an den dafür zuständi-
gen Fachausschuss für Europa, Kultur und Medien
überwiesen. Dieser Fachausschuss hat beschlos-
sen, eine schriftliche Anhörung durchzuführen. Da-
bei wurden unter anderem die – ich bezeichne es
mal in Anführungszeichen – „Betroffenen“ Antenne
Thüringen, LandesWelle, aber darüber hinaus auch
ver.di, der DJV, der Medienverband, das Medien-
netzwerk Thüringen, die IHK, aber eben auch die
FUNKE Mediengruppe angehört. 

Im Ergebnis der Diskussionen sind drei Gesichts-
punkte besonders hervorzuheben. Da ist erstens
die Problematik, dass durch die Anzuhörenden eine
grundsätzliche Zustimmung zur Veränderung des
Landesmediengesetzes geäußert worden ist. 

Zweitens ist durch einige Anzuhörende darauf ver-
wiesen worden, dass es weitere Veränderungsmög-
lichkeiten und -bedarfe beim Landesmediengesetz
gebe. Aber hier in der Diskussion haben die Aus-
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schussmitglieder das ein wenig in die Zukunft ge-
setzt, weil man bei dieser relativ kompakten Novel-
lierung bleiben wollte. 

Drittens hat besonders die Landesmedienanstalt
darauf verwiesen, dass bei der konkreten Umset-
zung sicherlich noch Augenmerk und Präzision
vonstattengehen müssen. 

Das waren die Ergebnisse. 

Einstimmig kann ich mitteilen: In der Drucksa-
che 7/5408 wurde entsprechend eine Empfehlung
zur Annahme der Novelle bekundet. Danke. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Henfling:
Chapeau! Das nenne ich „gut vorbereitet“. Als
Nächstes eröffne ich die Aussprache. Das Wort er-
hält Abgeordneter Herrgott für die CDU-Fraktion. 

Abgeordneter Herrgott, CDU:
Sehr verehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren! Abgeordneter Blechschmidt hat ja bereits
als Berichterstatter zu den wesentlichen Inhalten
dieses doch sehr übersichtlichen Änderungsvor-
schlags für das Gesetz ausgeführt, und in der nicht
programmlichen Zusammenarbeit von LandesWel-
le und Antenne Thüringen, die wir durch die An-
hörung noch mal intensiv betrachtet haben, sind
neben einer Reihe von weiteren Kleinigkeiten, die
angemerkt wurden, aber auch einer Reihe von nicht
mit dem Gesetzentwurf zusammenhängenden The-
matiken zu anderen Teilen im Landesmediengesetz
keine wesentlichen Knackpunkte aufgetreten, war-
um wir diese Änderung nicht durchführen sollten.
Somit haben wir uns am Ende des Tages auch
einheitlich und einstimmig darauf verständigt, diese
Änderung so durchzuführen, wofür ich auch noch
mal werbe, um diesen Gesetzentwurf heute hier auf
den Weg zu bringen. Vielen Dank für die Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Dann erhält jetzt als Nächster Abge-
ordneter Möller für die Fraktion der SPD das Wort. 

Abgeordneter Möller, SPD:
Danke, Frau Präsidentin. Liebe Kolleginnen und
Kollegen, liebe Zuschauer/‑innen auf der Tribüne
und auch am Livestream! Wir schließen heute die
Beratung zu einer überschaubaren, aber dennoch

wichtigen Novellierung des Thüringer Landesmedi-
engesetzes ab. Es geht dabei lediglich um einen
Punkt, nämlich darum, die in Thüringen bislang be-
grenzten Möglichkeiten privater Hörfunkveranstal-
ter zu einer nicht programmlichen Zusammenar-
beit deutlich auszuweiten. Antenne Thüringen und
LandesWelle befürworten diese Gesetzesänderung
ausdrücklich. Kollege Blechschmidt hat es gera-
de schon sehr formal hier dargestellt. Durch eine
Erweiterung ihrer Kooperationsfelder wollen diese
beiden Sender zusätzliche Synergieeffekte erzeu-
gen und sich so ökonomisch zukunftsfest aufstel-
len. Diesem Anliegen kommen die Koalitionsfraktio-
nen mit ihrem Gesetzentwurf gern nach. Gleichzei-
tig ist es uns aber auch wichtig gewesen, die bishe-
rigen redaktionellen Unabhängigkeiten von Landes-
Welle und Antenne auch weiterhin zu wahren und
Kooperationen nur dort zu ermöglichen, wo sie die
Medien- und Anbietervielfalt nicht beeinträchtigen. 

Wenn ich mir die Stellungnahmen anschaue, die
den Medienausschuss im Rahmen einer schriftli-
chen Anhörung zur Novelle erreicht haben, dann
ist uns das, was ich glaube, ganz gut gelungen.
Sämtliche Anzuhörenden haben unser Vorhaben
grundsätzlich begrüßt und es im Hinblick auf die zu-
nehmende Konvergenz der Medienlandschaft und
den dadurch wachsenden Konkurrenzdruck als fol-
gerichtig gewertet. Über so eine durch die Bank
positive Anhörungsrechnung freuen wir uns natür-
lich. Gleichzeitig nehmen wir aber selbstverständ-
lich auch wahr, dass es auch kritische Fragen im
Hinblick auf die Umsetzung der Novelle gegeben
hat. Da ist zum einen die Landesmedienanstalt, die
zusätzliche Kontrollaufgaben auf sich zukommen
sieht. Da sind zum anderen die Vertreter der Be-
schäftigten der beiden Sender, die Mediengewerk-
schaften, die vor einer möglichen Tarifflucht bei An-
tenne und LandesWelle durch Outsourcing, bisher
eigenständig wahrgenommene Verwaltungstechnik
und Marketingaufgaben im gemeinsamen Tochter-
unternehmen wahren. Diese kritischen Überlegun-
gen nehmen wir sehr ernst. Die SPD wird daher in
der Umsetzungsphase der Gesetzesänderung sehr
genau darauf achten, wie LandesWelle und Anten-
ne mit ihren Beschäftigten umgehen und welche
zusätzlichen Belastungen auf die TLM zukommen.
Da können Sie sich, liebe Kolleginnen und Kollegen
von ver.di und auch vom DJV, und auch Sie, Herr
Fasco, auf unsere Fraktion, auf uns verlassen. 

Einem Kritikpunkt werden wir dagegen nicht nach-
kommen. Das ist der Wunsch der FUNKE Medien-
gruppe, bei den beiden Privatsendern in großem
Umfang als Gesellschafter einzusteigen. Das Thü-
ringer Landesmediengesetz schiebt dem ausdrück-
lich einen Riegel vor, um einem Monopolisten im
Printbereich nicht auch noch einen erheblichen
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Markteinfluss beim Privatradio zu eröffnen. Aus
meiner Sicht hat sich diese Regelung absolut be-
währt, denn der Funke-Konzern ist in Thüringen da-
für bekannt, vielfältige eigenständige Redaktionen
zu zerschlagen und Journalismus in Zentralen zu
vereinheitlichen. Das brauchen wir nicht noch beim
Thüringer Hörfunk. Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Als Nächstes erhält Abgeordneter
Montag für die Gruppe der FDP das Wort.

Abgeordneter Montag, Gruppe der FDP:
Verehrte Frau Präsidentin, vielen Dank. Erst noch
mal Chapeau dafür, lieber Herr Kollege Blech-
schmidt, aus dem Kopf hier eine Berichterstattung
zu machen. Dass das jetzt nicht allzu lang war,
lag aber auch daran, dass so viel dann tatsächlich
a) nicht geregelt wird und b) auch tatsächlich im
Prozess nicht passiert ist. Trotzdem zeigt es aber,
dass Sie hier ad hoc reagieren können. Das tue
ich auch, nämlich auf die Rede vom werten Kolle-
gen Möller. Das war mir ein bisschen zu viel des Ei-
genlobs ob dieser Novellierung. Ich bin völlig d'ac-
cord, das zu machen. Man selbst ist ja auch nicht
befreit davon, wenn ein eigener Entwurf vorliegt,
aber man muss ein bisschen die Kirche im Dorf
lassen, denn die Debatte läuft schon viele Jahre.
Man muss natürlich sagen, dass das Ganze hier
am Ende eine Erste-Hilfe-Aktion für diese beiden
Privatsender ist. Woran liegt das? Nach langem Bit-
ten und Betteln und nach vielen Diskussionen, in
denen man den Medienpolitikerinnen und Medien-
politikern die Situation des Privatrundfunks aus wirt-
schaftlicher Sicht darstellen musste, ist klar, dass
das eigentliche Problem die Medienkonvergenz ist.
Deswegen halte ich auch Ihr Argument, was Sie
gesagt haben, dass man einem Printmonopolisten
keinen Einstieg in den Privatrundfunk erlauben will,
für problematisch, weil es den Blick allein auf unser
Bundesland richtet.

(Zwischenruf Abg. Möller, SPD: Ja!)

Jetzt kommen wir zur eigentlichen Problematik „Me-
dienkonvergenz“. Sie wissen ganz genau, dass
heute der Zugang zu Medien absolut demokrati-
siert ist, durch Ausspielformen, durch Digitalisie-
rung. Genau das ist die Herausforderung, der man
sich im Print, aber natürlich auch im Radio stellen
muss. Unsere Hauptkritik ist einfach, dass Sie Glei-
ches ungleich behandeln. Ich will nur sagen: Natür-
lich werden wir dem zustimmen, weil es der erste

Schritt ist. Es ist aber eben – ein Schritt ist vielleicht
schon zu viel gesagt – womöglich das Heben des
ersten Beins, es kommt dann irgendwann mal ein
echter Schritt, eine echte Weiterentwicklung dabei
heraus. Aber das Problem ist doch, dass wir dar-
auf reagieren müssen. Wie wollen wir eigentlich die
Medienmachenden hier begleiten und unterstützen,
das zu tun? Mit sicheren Jobs, mit guten Jobs, mit
gut bezahlten Jobs. Wir wollen sie hier in unserem
Bundesland halten, damit es eben nicht so ist, dass
manch einer hier eine Lizenz hat, aber am Ende
die Jobs in Berlin bzw. bei Radio Teddy, meine
ich, sogar in Potsdam entstehen. Das ist doch die
eigentliche Frage, die wir hiermit zu klären haben.
Das sind die Rahmenbedingungen, um die es hier
geht.

Insofern hoffe ich sehr, dass das nur der erste
Schritt war. Diese strikte Trennung, die wir immer
diskutiert haben, wo wir sehr skeptisch sind, haben
wir beim größten Konkurrenten von privaten Medi-
enschaffenden, nämlich dem öffentlich-rechtlichen
Rundfunk, eben nicht. Beitragsfinanzierte Sender
wie „MDR Thüringen“ profitieren ja heute nicht nur
davon, dass man die Facility-Kosten zusammen-
setzt, weil man ein gemeinsames Gebäude nutzt.
Sie arbeiten natürlich über die ganzen Einzelsender
und Ausspielformate hinweg über Werbekombis der
MDR-Media und Nutzerzahlen weiterer MDR-Pro-
gramme zusammen. Da ist schon die Frage, war-
um man das eine so behandelt und das andere
eben anders. Die Frage ist bis heute nicht geklärt.
Wir werden da versuchen, einen eigenen Vorschlag
einzubringen. Wir glauben, dass andere Länder
sehr viel weiter sind. Das wissen wir sogar. Thürin-
gen hat im Prinzip eines der restriktivsten Medien-
gesetze. Die handwerklichen Ungenauigkeiten, die
eben in der Debatte zur Sprache gekommen sind,
nämlich was ist denn das eigentlich, wer bewertet
das und was sind die Kriterien, anhand dessen eine
solche Prüfung beispielsweise durch die TLM statt-
zufinden hat, das ist hier nicht geregelt. Da bleiben
Hausaufgaben zu machen. Wir als konstruktive Op-
position werden hier die Regierung gern dabei be-
gleiten, bessere Politik zu machen, so wie es bisher
auch der Fall war. Vielen Dank für die freundliche
Aufmerksamkeit.

(Beifall Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Henfling:
Jetzt erhält für die Fraktion Die Linke Herr Abgeord-
neter Blechschmidt das Wort.
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Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:
Danke, Frau Präsidentin. Ich würde mich anleh-
nen an die Berichterstattung und das nicht allzu
umfänglich weiter auswuchten. Wie gesagt, wir ha-
ben in der ersten Lesung auch über die techni-
schen Entwicklungen gerade im Mediensektor ge-
sprochen, und hier finden doch sehr rasant und
schnell umfangreiche Veränderungen statt, hier nur
mal das Stichwort „Plattform“ genannt, und auch
da muss die Thüringer Landesmedienlandschaft
noch mehr Augenmerk verwenden und sich ent-
sprechend positionieren.

Wie gesagt, um die Geschichte nicht zu weit aus-
zudehnen: Klar hat die Diskussion schon seit Jah-
ren stattgefunden. Aber sie hat sich qualitativ etwas
verändert. Vor fünf bzw. sieben Jahren war noch ei-
ne deutliche Stellung der privaten Rundfunkanstal-
ten, was ihre finanzielle Kraft anbelangt, eindeutig
zu beschreiben. Und es war nicht notwendig, sie
sozusagen unter die Fittiche zu nehmen und zu
sagen: Ihr bekommt andere Möglichkeiten nicht re-
daktioneller Art zusammenzuarbeiten. Das war vor
sieben Jahren anders, als es jetzt ist. Wir haben
die wirtschaftliche Lage – verstärkt sicherlich auch
noch durch Corona, feststellen müssen, Werbeein-
nahmen sind zusammengebrochen, dass hier ent-
sprechende, um die Medienlandschaft in Thüringen
aufrechtzuerhalten, Veränderungen vorgenommen
werden. Das war sozusagen die Motivation, weil,
auch da sage ich noch mal, vor sieben Jahren war
die Linke strikt dagegen, dass hier entsprechend
Veränderungen stattfinden. Wir stellen uns natür-
lich auch hier einer gewissen Realitätsveränderung,
das will ich deutlich sagen. Dennoch, diese Ge-
setzesnovelle hält den Spannungsbogen zwischen
Medienvielfalt und einer gewissen wirtschaftlichen
Sicherheit von privaten Medienanbietern in Thürin-
gen. Das, Herr Montag, wenn es so sein soll, ist
ein erster Schritt. Ich finde es erst mal einen guten
Schritt.

Zweitens, finde ich, haben wir aber immer wieder
betont, auch im Rahmen dieses Gesetzgebungs-
verfahrens, dass wir eben diese strikte und voll-
ständige Trennung des Redaktionsbereiches der
Anbieter mit den gegebenenfalls unterschiedlichen
wirtschaftlichen Möglichkeiten – ob nun Hausmeis-
ter, wie auch immer, da können wir viele Sachen
bringen –, dass wir das strikt betont haben. Wir
wollen hier keine Vermischung haben. Und demzu-
folge wollen wir auch die vorhandene Medienland-
schaft im Freistaat Thüringen im Blick haben und
wollen mit Blick vielleicht auf andere Länder auf
keinen Fall irgendwelche, auch wenn es dann klei-
ne wären, Monopolstrukturen hier in Thüringen ha-
ben, wo wir dann gegebenenfalls nur noch einen

Anbieter haben. Da auch noch mal ein Satz zum
MDR und zur Funke Mediengruppe: Ja, die Kon-
vergenz der Medien zwingt natürlich dazu, so zu
handeln, wie wir handeln müssen. Aber ich glau-
be auch, dass wir den Unterschied zwischen Print-
und elektronischen Medien durchaus im Grundsatz
aufrechterhalten sollten. Das heißt nicht, dass man
nicht Formen finden könnte, die ein Zusammenwir-
ken möglich machen; das macht man heute auch
schon. Prozentual kann sich ein Verlag mit bis zu
15 Prozent an einem Rundfunkanbieter beteiligen,
aber eben nur 15 Prozent. Was den MDR betrifft,
der macht das alles intern. Der macht ja mit keinem
außen, der arbeitet nicht mit „WELT“, der arbeitet
nicht mit Springer und arbeitet auch nicht mit der
Zeitung mit vier Buchstaben zusammen, sondern
das macht der aus seinem eigenen Bereich heraus.
Und diese technischen Entwicklungsmöglichkeiten
sind dem MDR ja durch das Bundesverfassungsge-
richt garantiert worden, die Bestands- und Entwick-
lungsgarantie auch auf diesem Sektor.

Letzter Gedanke: Gerade als Mitglied der Vollver-
sammlung der TLM werde ich natürlich die Thema-
tik, die die TLM in der Anhörung aufgeführt hat,
was die Aufgaben und die Kontrollfunktion betrifft,
beobachten. Wir werden sehen, welche konkreten
Schritte Antenne und LandesWelle dort gehen, dort
wird dann die Kontrollfunktion wirken. Aber ich
glaube auch, dass die Ergebnisse, das, was auf
dem Tisch liegt, und das, was dann umgesetzt wird,
Thüringen und die Medienlandschaft stabilisieren
und sichern werden.

Ich kann nur noch mal aufrufen, meine Damen und
Herren, in die Runde des Saals: Zustimmung zum
Gesetzentwurf. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Vonseiten der Abgeordneten habe ich
jetzt keine weiteren Redemeldungen und auch die
Landesregierung verzichtet auf einen Redebeitrag
dazu, weswegen wir dann in die Abstimmung ein-
treten können.

Wir stimmen ab über den Gesetzentwurf der Frak-
tionen Die Linke, der SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen in der Drucksache 7/5032 in zweiter Beratung.
Wer diesem Gesetzentwurf zustimmen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind alle Frak-
tionen und Gruppen des Hauses. Gibt es Gegen-
stimmen? Das kann ich nicht erkennen. Enthaltun-
gen? Das kann ich auch nicht erkennen. Damit ist
dem zugestimmt.
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Wir kommen dann auch gleich zur Schlussabstim-
mung über diesen Gesetzentwurf. Wer dafür stim-
men möchte, den bitte ich, sich von den Plätzen zu
erheben. Auch das sind alle Fraktionen und Grup-
pen des Hauses. Gibt es Gegenstimmen? Stimm-
enthaltungen? Das kann ich nicht erkennen. Dann
ist dieser Gesetzentwurf auch in der Schlussab-
stimmung angenommen und ich schließe diesen
Tagesordnungspunkt.

In Absprache mit den Parlamentarischen Ge-
schäftsführerinnen würden wir jetzt schon in die
Mittagspause eintreten, weil wir davon ausgehen,
dass der nächste Tagesordnungspunkt nicht in ei-
ner halben Stunde abgearbeitet ist, wo wir wieder
in die Lüftungspause übergehen sollten. Gibt es Wi-
derspruch, dass wir so verfahren? Dann machen
wir das so und machen Mittagspause bis 13.20 Uhr.

Der Unterausschuss „Kommunaler Finanzaus-
gleich“ trifft sich 5 Minuten nach Beginn der Mit-
tagspause in der F 101. Bis dahin und guten Appe-
tit. 

Vizepräsidentin Marx:
Wir beenden die Mittagspause und machen mit
den Wahlen weiter. Wir kommen zum Aufruf der
Tagesordnungspunkte 16, 17, 19, 20, 21 und 23
sowie zum erneuten Aufruf des Tagesordnungs-
punkts 22.

Tagesordnungspunkt 16

Wahl eines Vizepräsidenten
des Thüringer Landtags
Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/5378 - 

Aufgrund des Mandatsverzichts von Herrn Prof.
Dr. Michael Kaufmann mit Wirkung vom 6. Novem-
ber 2021, der zu diesem Zeitpunkt Vizepräsident
des Landtags war, ist immer noch ein neuer Vi-
zepräsident des Landtags zu wählen. Die Wahl
wird ohne Aussprache und geheim durchgeführt.
Gewählt ist, wer die Mehrheit der abgegebenen gül-
tigen Stimmen erhält. 

Der Wahlvorschlag der Fraktion der AfD liegt Ihnen
in der Drucksache 7/5378 vor. Vorgeschlagen ist
Herr Abgeordneter Olaf Kießling.

Tagesordnungspunkt 17

Wahl von Schriftführerinnen
beziehungsweise Schriftfüh-
rern

Wahlvorschläge der Fraktionen
der SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie der Fraktion der
CDU
- Drucksachen 7/5410/5418 - 

Die Wahl von Schriftführerinnen und Schriftführern
geht einerseits auf die Änderung der Geschäftsord-
nung vom 18.03.2022 und andererseits auf die
Rücktritte von Herrn Abgeordnetem Aust, Frau
Abgeordneter Hoffmann und Herrn Abgeordnetem
Schütze als Schriftführerin bzw. Schriftführer zu-
rück. Aufgrund der Erhöhung der Gesamtzahl der
Schriftführerinnen und Schriftführer in § 1 Abs. 4
der Geschäftsordnung sind grundsätzlich die Frak-
tionen Die Linke, der CDU und der SPD jeweils
für eine weitere Schriftführerin bzw. einen weiteren
Schriftführer wahlvorschlagsberechtigt. Die Frakti-
on der AfD ist für die Wahl von vier Schriftfüh-
rerinnen bzw. Schriftführern vorschlagsberechtigt.
Ein Wahlvorschlagsrecht für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen ergibt sich daraus, dass die
Fraktion Die Linke derzeit zugunsten der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen eine Schriftführerin bzw. ei-
nen Schriftführer mehr stellt als ihr aufgrund ihrer
Fraktionsstärke zukommt.

Der Landtag wählt die Schriftführerinnen und
Schriftführer mit der Mehrheit der abgegebenen
gültigen Stimmen. 

Der Wahlvorschlag der Fraktionen der SPD und
Bündnis 90/Die Grünen liegt Ihnen in Drucksa-
che 7/5410 vor. Vorgeschlagen sind Herr Abgeord-
neter Lutz Liebscher und Frau Abgeordnete Laura
Wahl. 

Der Wahlvorschlag der Fraktion der CDU liegt Ih-
nen in der Drucksache 7/5418 vor. Vorgeschlagen
ist Herr Abgeordneter Martin Henkel. 

Wünscht jemand die Aussprache? Das ist nicht der
Fall, aber es sind dennoch sehr wichtige Funktio-
nen für den parlamentarischen Ablauf. 

Tagesordnungspunkt 19

Wahl der stellvertretenden Vor-
sitzenden des Untersuchungs-
ausschusses 7/2 „Treuhand
in Thüringen: Erfolgsgeschich-
te oder Ausverkauf – Rolle
und Untersuchung der Arbeit
der Treuhandanstalt und der
zuständigen Niederlassungen
im Gebiet des heutigen Thürin-
gens“
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Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/5379 - 

Im Tagesordnungspunkt 19 wählen wir einen
stellvertretenden Vorsitzenden des Untersuchungs-
schusses 7/2 – „Treuhand in Thüringen: Erfolgs-
geschichte oder Ausverkauf – Rolle und Untersu-
chung der Arbeit der Treuhandanstalt und der zu-
ständigen Niederlassung im Gebiet des heutigen
Thüringens“. Die Hinweise zum Tagesordnungs-
punkt 18 von heute Vormittag haben auch für diese
Wahl Gültigkeit, sodass ich dem Grunde nach von
einer Wiederholung absehen möchte. 

Der Wahlvorschlag der Fraktion der AfD liegt Ihnen
in der Drucksache 7/5379 vor. Vorgeschlagen ist
Frau Abgeordnete Nadine Hoffmann, die bis zu ih-
rer Amtsniederlegung am 28. April 2022 den Vorsitz
im Untersuchungsausschuss 7/2 innehatte. 

Wird hierzu die Aussprache gewünscht? Das ist
nicht der Fall. 

Tagesordnungspunkt 20

Wahl eines Mitglieds der Parla-
mentarischen Kontrollkommis-
sion gemäß § 25 Abs. 1 des
Thüringer Verfassungsschutz-
gesetzes
Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/5380 - 

Der Landtag hat bislang vier von insgesamt fünf
Mitgliedern der Parlamentarischen Kontrollkommis-
sion gewählt. Gewählt ist, wer die Mehrheit der
Stimmen der Mitglieder des Landtags erhält, mithin
mindestens 46 Stimmen. Der Wahlvorschlag der
AfD liegt Ihnen in der Drucksache 7/5380 vor. Vor-
geschlagen ist erneut Herr Abgeordneter Thomas
Gröger. 

Die Vorberatung des AfD-Wahlvorschlags in ei-
nem parlamentarischen Gremium außerhalb des
Plenums im Sinne der Ziffer 2 der Unterrichtung
durch die Präsidentin des Landtags in der Drucksa-
che 3/970 hat in der 42. Sitzung des Ältestenrats
am 25. Mai 2021 stattgefunden. 

Wünscht jemand hierzu die Aussprache? Das ist
nicht der Fall.

Tagesordnungspunkt 21

Wahl eines Mitglieds der Kom-
mission nach Artikel 10 Grund-
gesetz (G 10-Kommission) ge-
mäß § 2 Abs. 2 des Thüringer

Gesetzes zur Ausführung des
Artikel 10-Gesetzes
Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/5381 - 

Der Landtag hat bislang zwei der insgesamt drei
Mitglieder der G10-Kommission gewählt. Das Wahl-
vorschlagsrecht für das verbleibende Mitglied liegt
nach wie vor bei der Fraktion der AfD. Gewählt
ist auch hier, wer die Mehrheit der Stimmen der
Mitglieder des Landtags erhält, mithin mindestens
46 Stimmen. Der Wahlvorschlag liegt Ihnen in der
Drucksache 7/5381 vor. Vorgeschlagen ist erneut
Herr Abgeordneter Dieter Laudenbach. 

Gibt es hierzu einen Aussprachewunsch? Das ist
nicht der Fall.

Tagesordnungspunkt 22

Bestellung eines Mitglieds
und eines stellvertretenden
Mitglieds des Beirats beim
Landesbeauftragten für den
Datenschutz gemäß § 12
Abs. 1 und 2 des Thüringer Da-
tenschutzgesetzes
Wahlvorschläge der Fraktion der
AfD sowie der Fraktion DIE LIN-
KE
- Drucksachen 7/5382/5409 - 

Wie ich bereits heute Vormittag ausgeführt habe,
werden gemäß § 12 Abs. 1 und 2 des Thüringer
Datenschutzgesetzes sechs der insgesamt neun
Mitglieder des Beirats beim Thüringer Landesbe-
auftragten für den Datenschutz vom Landtag be-
stellt. Der Mandatsverzicht von Herrn Prof. Dr. Mi-
chael Kaufmann einerseits und die Wahl von Herrn
Abgeordnetem Philipp Weltzien zum Mitglied, der
zuletzt stellvertretendes Mitglied des Beirats war,
machen die Bestellung eines Mitglieds auf Vor-
schlag der Fraktion der AfD und eines stellvertre-
tenden Mitglieds auf Vorschlag der Fraktion Die Lin-
ke notwendig. Mit Annahme der Wahl zum ordentli-
chen Mitglied durch Herrn Abgeordneten Weltzien
ist die Stellvertreterposition vakant geworden. Das
muss ich hier noch einmal formell feststellen, dass
er nicht weiter darauf besteht, auch sich selbst zu
stellvertreten. Er nickt. Damit haben wir auch das
im Protokoll vermerkt. 

Gewählt ist auch hier, wer die Mehrheit der abge-
gebenen gültigen Stimmen erhält. Der Vorschlag
der Fraktion Die Linke zur Nachwahl eines stellver-
tretenden Beiratsmitglieds liegt Ihnen in der Druck-
sache 7/5409 vor. Vorgeschlagen ist Abgeordneter
Sascha Bilay. 
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Der Wahlvorschlag der Fraktion der AfD zum nor-
malen ordentlichen Beiratsmitglied liegt Ihnen in der
Drucksache 7/5382 vor. Vorgeschlagen ist Herr Ab-
geordneter Ringo Mühlmann. 

Möchte sich jemand hierzu äußern? Das ist nicht
der Fall. Gleich haben wir es geschafft. 

Tagesordnungspunkt 23

Wahl eines Mitglieds des Kura-
toriums der Stiftung für Tech-
nologie, Innovation und For-
schung Thüringen (STIFT)
Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/5383 - 

Gemäß § 10 Nr. 2 Buchst. d der Stiftungssatzung
gehören dem Kuratorium, welches insgesamt aus
13 Mitgliedern besteht, unter anderem drei Vertreter
bzw. Vertreterinnen der Landtagsfraktionen an. Die
Wahl ist aufgrund des Mandatsverzichts von Herrn
Prof. Dr. Michael Kaufmann notwendig. Gewählt
ist, wer die Mehrheit der abgegebenen gültigen
Stimmen erhält. Der Wahlvorschlag der Fraktion
der AfD liegt Ihnen in der Drucksache 7/5383 vor.
Vorgeschlagen ist Herr Abgeordneter Uwe Thrum.
Wird hierzu die Aussprache gewünscht? Nein –
dann kann es jetzt losgehen mit der Durchführung
der Wahlgänge. 

Sie erhalten nach Ihrem Namensaufruf acht Stimm-
zettel, Sie haben pro Wahlvorschlag eine Stimme,
können also jeweils mit Ja oder Nein oder Enthal-
tung stimmen. Diese Formulierung ist wichtig für
die Wahl von Schriftführerinnen bzw. Schriftführern
sowie für die Bestellung eines Mitglieds und eines
stellvertretenden Mitglieds des Beirats beim Lan-
desbeauftragten für den Datenschutz. Dort stehen
jeweils zwei Wahlvorschläge auf einem Stimmzet-
tel, aber es ist keine Listenwahl, sondern Sie kön-
nen hinter jedem einzelnen Namen entweder Ja
oder Nein oder Enthaltung ankreuzen.

Als Wahlhelferinnen bzw. Wahlhelfer sind wiederum
Frau Abgeordnete Güngör, Herr Abgeordneter Den-
ny Möller und Frau Abgeordnete Baum eingesetzt. 

Hiermit eröffne ich die Wahlhandlungen und bitte
die beiden Schriftführenden, die Namen der Abge-
ordneten zu verlesen.

Abgeordnete Maurer, DIE LINKE:
Aust, René; Baum, Franziska; Beier, Patrick,
Dr. Bergner, Ute; Bilay, Sascha; Blechschmidt, An-
dré; Braga, Torben; Bühl, Andreas; Cotta, Jens;
Czuppon, Torsten; Dittes, Steffen; Eger, Cordu-
la; Emde, Volker; Engel, Kati; Frosch, Karlheinz;

Gleichmann, Markus; Gottweiss, Thomas; Gröger,
Thomas; Gröning, Birger; Güngör, Lena Saniye;
Hande, Ronald; Dr. Hartung, Thomas; Henfling,
Madeleine; Henke, Jörg; Henkel, Martin; Herold,
Corinna; Herrgott, Christian; Hey, Matthias; Heym,
Michael; Höcke, Björn; Hoffmann, Nadine; Jankow-
ski, Denny; Kalich, Ralf; Keller, Birgit; Kellner, Jörg;
Kemmerich, Thomas; Kießling, Olaf; Dr. Klisch,
Cornelia; Kniese, Tosca; Dr. König, Thadäus;
König-Preuss, Katharina; Korschewsky, Knut; Ko-
walleck, Maik.

Abgeordneter Gottweiss, CDU:
Laudenbach, Dieter; Dr. Lauerwald, Wolfgang; Leh-
mann, Diana; Liebscher, Lutz; Lukasch, Ute; Dr. Lu-
kin, Gudrun; Malsch, Marcus; Dr. Martin-Gehl, Iris;
Marx, Dorothea; Maurer, Katja; Meißner, Beate;
Merz, Janine; Mitteldorf, Katja; Mohring, Mike; Möl-
ler, Denny; Möller, Stefan; Montag, Robert-Martin;
Mühlmann, Ringo; Müller, Anja; Müller, Olaf; Pfef-
ferlein, Babette; Plötner, Ralf; Ramelow, Bodo;
Reinhardt, Daniel; Rothe-Beinlich, Astrid; Rudy,
Thomas; Schaft, Christian; Schard, Stefan; Schu-
bert, Andreas; Schütze, Lars; Sesselmann, Robert;
Stange, Karola; Tasch, Christina; Thrum, Uwe;
Tiesler, Stephan; Tischner, Christian; Urbach, Jo-
nas; Vogtschmidt, Donata; Prof. Dr. Voigt, Mario;
Dr. Wagler, Marit; Wahl, Laura; Walk, Raymond;
Weltzien, Phillip; Wolf, Torsten; Worm, Henry; Zip-
pel, Christoph.

Vizepräsidentin Marx:
Konnten alle Abgeordneten ihre Stimmen abge-
ben? Dagegen regt sich kein Widerspruch. Ich stel-
le fest, dass alle Abgeordneten ihre Stimmen – sor-
ry, ich war zu früh. 

Jetzt aber – entschuldigen Sie, Frau Baum –, den-
ke ich, dass ich feststellen kann, dass alle Abgeord-
neten ihre Stimme abgeben konnten. Kein Wider-
spruch. Ich schließe die Wahlhandlung und bitte die
Wahlhelfenden um Auszählung der Stimmen.

Vereinbarungsgemäß rufe ich währenddessen den
Tagesordnungspunkt 24 

Fragestunde

auf. Ich begrüße an dieser Stelle die Besuchergrup-
pe, die jetzt hier oben sitzt, die Studierenden der
Universität Jena. Wenn Sie sich bisher langweilen
mussten, so hoffen wir, dass wir Ihnen jetzt mit den
Mündlichen Anfragen der Abgeordneten eine etwas
bessere Performance anbieten können.

Erster Fragesteller in der heutigen Fragestunde –
ich bitte um etwas Ruhe auf der Regierungsbank –
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ist Herr Abgeordneter Gleichmann mit der Drucksa-
che 7/5263. Bitte, Herr Kollege Gleichmann.

Abgeordneter Gleichmann, DIE LINKE:
Sehr geehrte Frau Präsidentin!

Errichtung einer Thüringer Gemeinschaftsschule in
Kahla

Der Saale-Holzland-Kreis hat zur Kreistagssitzung
am 30. März 2022 einen neuen Schulnetzplan be-
schlossen. In diesem Plan wird zu der Staatlichen
Regelschule Kahla ausgeführt, dass die Schulkon-
ferenz im August 2021 beschlossen hat, die Errich-
tung einer Thüringer Gemeinschaftsschule (TGS)
zu prüfen. Am 12. Januar 2022 beschloss die
Schulkonferenz, ab dem Schuljahr 2022/2023 das
Schulkonzept einer TGS für die Klassenstufen 5
bis 10 umzusetzen. Weiterhin ist im Schulnetzplan
festgehalten, dass „kooperierende Schulen bislang
nicht benannt wurden“ und dass ein Zeitplan nicht
im Konzeptpapier beschrieben wurde und nun
nachgefordert wird.

Ich frage die Landesregierung:

1. Gab es eine Würdigung des Konzepts durch
das Thüringer Ministerium für Bildung, Jugend und
Sport und, wenn ja, wann wurde diese dem Schul-
träger übermittelt?

2. Wurde die Regelschule Kahla zu dem Wunsch
seitens des TMBJS konzeptionell beraten, wenn ja,
wie wurde die Umbildung seitens des TMBJS beur-
teilt, und wenn nein, warum nicht?

3. Wessen Aufgabe ist die Benennung von koope-
rierenden Schulen und kann diese auch noch nach
dem Grundsatzbeschluss zur Umbildung im Kreis-
tag erfolgen?

4. Wann ist der spätmöglichste Termin einer
Entscheidung des Kreistags, um im Schuljahr
2022/2023 mit dem neuen Konzept starten zu kön-
nen? 

Vielen Dank.

Vizepräsidentin Marx:
Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Bildung, Jugend und Sport, Herr Minister Holter.

Holter, Minister für Bildung, Jugend und Sport:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrter Herr
Abgeordneter Gleichmann, Ihre Mündliche Anfrage
beantworte ich namens der Landesregierung wie
folgt:

Zu Frage 1: Das Thüringer Ministerium für Bildung,
Jugend und Sport begrüßt ausdrücklich die Grün-
dung von Thüringer Gemeinschaftsschulen und un-
terstützt Schulen und Schulträger, die das längere
gemeinsame Lernen fördern wollen. Das Konzept
wurde im Thüringer Ministerium für Bildung, Jugend
und Sport gewürdigt. Das Ergebnis der Prüfung
wurde dem Schulträger und dem Staatlichen Schul-
amt Ostthüringen mitgeteilt. Die Frage, wann das
TMBJS den Schulträger über die Bewertung des
Konzepts unterrichtet hat, wird im Zusammenhang
mit den Ausführungen zu Frage 2 beantwortet.

Zu Frage 2: Der Schulträger hat dem TMBJS
den Entwurf der Schulnetzplanung des Saale-Holz-
land-Kreises für den Planungszeitraum 2022/2023
bis 2026/2027 informell zugeleitet. Dem Schulträ-
ger wurde mitgeteilt, dass das TMBJS sich grund-
sätzlich erst nach Beschlussfassung des kommuna-
len Selbstverwaltungsorgans rechtsverbindlich zur
Schulnetzplanung des Schulträgers äußert. Dies
schließt jedoch nicht aus, dass das TMBJS bera-
tend hinzugezogen werden kann. Die fachlich dem
TMBJS unterstehenden Regionalberater TGS, also
Thüringer Gemeinschaftsschule, haben die Erstel-
lung des Konzepts betreut. 

Das für die Entscheidung zuständige TMBJS hat
das Konzept schließlich befürwortet. Am 30. März
2022 wurde dem Saale-Holzland-Kreis die Befür-
wortung des Änderungsantrags zur Regelschule
Kahla mitgeteilt. Weiterhin wurde mitgeteilt, dass
das TMBJS für die Regelschule in Kahla die Schul-
artänderung zum 1. August 2022 befürwortet. Die-
se Entscheidung beruht auf den vollständig einge-
reichten Antragsunterlagen und der erfolgten Vor-
abwürdigung des geplanten Vorhabens der Um-
wandlung der Staatlichen Regelschule Kahla in ei-
ne Thüringer Gemeinschaftsschule.

Zu Frage 3: Die Umwandlung der Regelschule Kah-
la in eine Gemeinschaftsschule erfolgt durch Schul-
artänderung. Nach § 6 a Abs. 3 Satz 4 Thürin-
ger Schulgesetz hat bei der Schulartänderung der
Schulträger ein von den beteiligten Schulen entwi-
ckeltes pädagogisches Konzept vorzulegen. Dieses
liegt dem Schulträger vor. Nach Satz 5 dieser Vor-
schrift hat für eine Gemeinschaftsschule ohne gym-
nasiale Oberstufe der Schulträger in dem Konzept
ein Gymnasium, eine kooperative Gesamtschule
oder eine Gemeinschaftsschule mit gymnasialer
Oberstufe nach § 4 Abs. 4 Satz 1 Thüringer Schul-
gesetz als kooperierende Schule zu bestimmen.
Der Kreistag kann bei Fassung seines Beschlusses
zur Umwandlung der Regelschule Kahla in eine
Gemeinschaftsschule die kooperierende Schule be-
stimmen. 
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Die Frage, ob die kooperierende Schule auch nach
dem Kreistagsbeschluss bestimmt werden kann,
ist gesetzlich nicht geregelt. Da sich der Kreistag
aber in Widerspruch zu seinem Kreistagsbeschluss
setzen würde, wenn er nachträglich keine kooperie-
rende Schule bestimmt, sprechen keine rechtlichen
Gesichtspunkte dagegen, die kooperierende Schule
später zu bestimmen. Dies sollte möglichst inner-
halb eines Zeitraums von einem Schuljahr, also
spätestens zum Schuljahr 2024/2025 geschehen.

Zu Frage 4, den Termin betreffend: Nach § 41
Abs. 2 Satz 1 Thüringer Schulgesetz ist der Antrag
auf Erteilung einer Ausnahmegenehmigung bei der
Mindestschülerzahl und -zügigkeit spätestens bis
zum 31. März des Jahres für das folgende Schul-
jahr beim TMBJS zu stellen. Nach Satz 3 dieser
Vorschrift soll die Genehmigung bis zum 31. Mai
des Jahres für das folgende Schuljahr erteilt oder
versagt werden. Abweichend von der gesetzlichen
Regelung hat das Ministerium in der Vergangenheit
auch nach den gesetzlich bestimmten Fristen An-
träge geprüft, wenn die Entscheidungsreife des An-
trags gegeben ist. Die Herbeiführung der Entschei-
dungsreife ist Aufgabe des Schulträgers. 

Herzlichen Dank.

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es Nachfragen? Das sehe ich nicht. Dann
kommen wir zur nächsten Frage, Fragesteller
ist Herr Abgeordneter Kemmerich in der Drucksa-
che 7/5341. Bitte schön.

Abgeordneter Kemmerich, Gruppe der FDP:
Komplett produktiv nutzbare Onlinezugangsgesetz-
Leistungen

Laut Medienberichten – vergleiche „Thüringer All-
gemeine“, Erfurter Ausgabe, 19. April 2022, Seite 2
– liegt mit 52 landesweiten Onlinezugangsgesetz-
Leistungen Thüringen an der Spitze der Onlinezu-
gangsgesetz-Anwendungen. Hinzu kämen 80 Leis-
tungen, für die der Bund zuständig ist und 37 wei-
tere werden in mindestens einer Gemeinde ange-
boten. Das Onlinezugangsgesetz-Dashboard – ver-
gleiche Darstellung des Dashboards unter www.on-
linezugangsgesetz.de – zeigt mit Stand 20. April
2022 für Thüringen 28 landesweite Leistungen und
65 in mindestens einer Gemeinde an. Die betrof-
fenen Anwendungen sind allerdings nicht verlinkt,
sodass es schwer ist, als Bürger diese auszupro-
bieren.

Ich frage die Landesregierung:

1. Um welche konkreten Leistungen handelt es
sich bei den genannten 52 landesweiten Onlinezu-

gangsgesetz-Leistungen und unter welchen Links
sind diese abrufbar?

2. Welche konkreten 37 Onlinezugangsgesetz-Leis-
tungen werden in mindestens einer Gemeinde an-
geboten und unter welchen Links sind diese abruf-
bar? 

3. Wie viele Anträge von Bürgern oder Organisatio-
nen sind über die Anwendungen aus Frage 1 be-
reits beim Freistaat Thüringen eingegangen?

Vizepräsidentin Marx:
Wer wird denn heute für das Finanzministerium die
Fragen beantworten? Herr Staatssekretär Götze
in Vertretung des Finanzministeriums. Herr Innen-
staatssekretär, bitte schön. 

Götze, Staatssekretär:
Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, die Anfrage des Ab-
geordneten Kemmerich möchte ich wie folgt beant-
worten. 

Die Antwort zu Frage 1: Die Aufzählung der
52 Leistungen einschließlich der zugehörigen Inter-
netlinks würde den Rahmen der Beantwortung der
Mündlichen Anfrage sprengen. Ich kann es hier vor-
lesen, Herr Kemmerich, aber spätestens bei der
ordentlichen Zitierung der Links dürfte es dann
schwierig werden, weshalb ich Ihnen gleich einen
Link nenne, unter dem Sie sich eine Datei mit den
erbetenen Informationen anschauen und herunter-
laden können. Der Link lautet https://tinyurl.com/lis-
te-ozg-dashboard.

Ich könnte, wie gesagt, Gleiches für die 52 Einzel-
leistungen vortragen. Herr Kemmerich, ich biete Ih-
nen an, dass ich Ihnen diese Liste, wenn Sie es
denn in analoger Form haben möchten, jetzt gleich
in die Hand gebe. 

Frage 2 möchte ich wie folgt beantworten: Die Ant-
wort zu Frage 1 enthält auch die Informationen zu
Frage 2.

Frage 3 möchte ich wie folgt beantworten: Hier-
zu liegen der Landesregierung aufgrund der aus
der Auflistung erkennbaren Unterschiedlichkeit der
elektronischen Dienste keine gebündelten Informa-
tionen vor. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

Abgeordneter Kemmerich, Gruppe der FDP:
Vielen Dank. Ich hätte noch zwei Nachfragen. 
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Vizepräsidentin Marx:
Ja, bitte, Herr Kemmerich. 

Abgeordneter Kemmerich, Gruppe der FDP:
Auch wenn ich jetzt gern die Stunde damit ver-
bracht hätte und mir die Links hätte vorlesen las-
sen, freue ich mich auch über die analoge Überga-
be. 

Ich habe zwei sehr konkrete Nachfragen: Werden
die Leistungen alle auch auf einer Internetseite auf-
gelistet mit den Links, damit man sie als Bürger
auch findet? Sie haben den Link angegeben, das
werden wir uns dann anschauen. 

Ansonsten möchten wir noch mal darauf hinweisen
und die Meinung abfragen: ThAVEL ist ein schwie-
riger Suchprozess, weil man dort nur Postleitzahl
und das Anliegen eingeben kann und der direkte
Zugriff auf die Anwendung damit schwer zu finden
ist. 

Und die zweite Frage ist: Welchen Reifegrad haben
die Anwendungen jeweils insbesondere, wie viele
haben den sogenannten Reifegrad 3? 

Götze, Staatssekretär:
Die erste Frage möchte ich mit Ja beantworten.
Die zweite Frage kann ich Ihnen nicht beantworten,
möchte Ihnen aber anbieten, dass das Finanzminis-
terium als zuständiges Ressort die Antwort schrift-
lich nachreicht. 

Vizepräsidentin Marx:
Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Herr Staatsse-
kretär, ich bitte, parallel zur analogen Übergabe die-
ser wunderbaren Links an den Fragesteller diese
auch in welcher Form auch immer der Landtagsver-
waltung zukommen zu lassen, damit wir sie für das
Protokoll auch allen Abgeordneten zur Verfügung
stellen können. Das war eine Linkübergabe, eine
Premiere hier im Thüringer Landtag. 

Wir kommen zur nächsten Frage, Fragesteller
ist Herr Abgeordneter Bergner in der Drucksa-
che 7/5366, bitte.

Abgeordneter Bergner, Gruppe der FDP:
Vielen Dank. 

Aufarbeitung der Wismut-Geschichte

Im September 2021 unterzeichneten Vertreterinnen
und Vertreter des Bundes, Sachsens, Thüringens
und der Wismut GmbH ein Verwaltungsabkommen
zum Umgang mit dem Erbe des früheren Bergbau-
unternehmens Wismut. Ihm zu Grunde liegt ein

vom Deutschen Bergbau-Museum Bochum entwi-
ckeltes „Umsetzungskonzept Wismut-Erbe“. 24 Mil-
lionen Euro wollen der Bund, Thüringen und Sach-
sen in einem Zeitraum von vier Jahren investieren,
um die Wismut-Geschichte sowie die Ergebnisse
der erfolgten Sanierungen nach Ende des Uran-Ab-
baus zu bewahren und zu präsentieren. Zur Umset-
zung des Konzepts gründete die Wismut GmbH
Ende 2021 eine Tochtergesellschaft, die Wismut
Stiftung gGmbH. 

Ich frage die Landesregierung:

1. Werden die im Verwaltungsabkommen festge-
schriebenen 24 Millionen Euro ausschließlich durch
die Wismut Stiftung gGmbH bewirtschaftet, wenn
ja, wie und durch wen wird in welchen Zeitschienen
der ordnungsgemäße Mitteleinsatz kontrolliert, und
wenn nein, wie viel Geld von der im Verwaltungsab-
kommen festgeschriebenen Summe steht der Wis-
mut Stiftung gGmbH und wie viel Geld welchen
anderen Institutionen oder Einrichtungen zur Verfü-
gung?

2. Zu welchen Prozentanteilen werden die insge-
samt 24 Millionen Euro durch den Bund, die Länder
Thüringen und Sachsen in welchen Jahresscheiben
aufgebracht? 

3. Welche Vereine oder Kommunen, die sich in
Thüringen bereits seit Jahren dem Erhalt der Wis-
mut-Geschichte widmen, werden bei der Umset-
zung des Projekts „Wismut-Erbe“ auf welche Wei-
se, gegebenenfalls auch durch den Einfluss der
Landesregierung, mit eingebunden?

4. Welche Objekte oder Projekte in Thüringen
sollen nach dem Willen der Thüringer Landesre-
gierung in welcher Weise, gegebenenfalls auch
durch den Einfluss der Landesregierung, vom Ver-
waltungsabkommen profitieren?

Vizepräsidentin Marx:
Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Infrastruktur und Landwirtschaft, Herr Staatsse-
kretär Weil.

Weil, Staatssekretär:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, die Mündliche Anfrage des
Abgeordneten Bergner beantworte ich für die Thü-
ringer Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Ja, die im Verwaltungsabkommen
festgeschriebenen 24 Millionen Euro werden aus-
schließlich durch die Wismut Stiftung gGmbH be-
wirtschaftet. Die Geschäftsführung der Wismut Stif-
tung gGmbH erstellt für das jeweils kommende
Geschäftsjahr den Entwurf eines Wirtschaftsplans,
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bestehend aus Erfolgs-, Finanz-, Investitionsstellen-
plan, und legt diesen dem Stiftungsbeirat und nach-
richtlich der Gesellschafterversammlung bis Ende
August vor Beginn des betreffenden Geschäftsjahrs
vor. Die Genehmigung des Wirtschaftsplans obliegt
dem Stiftungsbeirat. Der Stiftungsbeirat der Gesell-
schaft berät und überwacht die Geschäftsführung.
Der Stiftungsbeirat kann jederzeit durch seinen Vor-
sitzenden bzw. vom Vorsitzenden der Geschäfts-
führung Berichte entsprechend § 90 Abs. 3, 4, 5
Satz 1 und 2 Aktiengesetz fordern. Der Stiftungs-
beirat kann in entsprechender Anwendung von
§ 111 Abs. 2 Aktiengesetz auch Prüfungen veran-
lassen.

Der Wirtschaftsplan der Wismut Stiftung gGmbH ist
nach Maßgabe der Genehmigung des Stiftungsbei-
rats für die Geschäftsführung verbindlich. Gemäß
dem Public Corporate Governance Kodex des Bun-
des haben die zwei Geschäftsführer/-innen den
Jahresabschluss, Bilanz nebst Gewinn- und Ver-
lustrechnung samt Anhang und den Lagebericht in
entsprechender Anwendung der Vorschriften des
III. Buches des Handelsgesetzbuches für große Ka-
pitalgesellschaften § 267 Abs. 3 HGB innerhalb
der ersten drei Monate nach Abschluss des Ge-
schäftsjahrs aufzustellen und dem Abschlussprüfer
zur Prüfung vorzulegen. Die Geschäftsführer/-innen
haben dem Stiftungsbeirat den Jahresabschluss
und den Lagebericht gemeinsam mit dem schrift-
lichen Prüfbericht des Abschlussprüfers unverzüg-
lich nach Fertigstellung mit ihren Vorschlägen zur
Ergebnisverwendung vorzulegen. Der Stiftungsbei-
rat nimmt zum Jahresabschluss und zum Lagebe-
richt aufgrund des Prüfungsberichts Stellung und
legt den Jahresabschluss und den Lagebericht mit
dem Bericht über das Ergebnis seiner Prüfung
der Gesellschafterversammlung zur Feststellung
des Jahresberichts und Beschlussfassung über die
Entlastung der Geschäftsführung und der Mitglie-
der des Stiftungsbeirats vor. Die Gesellschafterver-
sammlung stellt den Jahresabschluss innerhalb der
ersten acht Monate nach Abschluss des Geschäfts-
jahrs fest. Dem Bundesrechnungshof stehen im
Rahmen des Prüfungsrechts die Befugnisse aus
§ 54 Abs. 1 Haushaltsgrundsätzegesetz zu.

Zu Frage 2: Das am 3. September 2021 unterzeich-
nete Verwaltungsabkommen sieht unter Haushalts-
vorbehalt entsprechend des Umsetzungskonzepts
Obergrenzen der Finanzierung für die Jahre 2022
bis 2025 vor. Grundlage sind demnach erstens
Gesamtkosten in Höhe von 24,1 Millionen Euro.
Zweitens: Der Bund hat eine Zusage in Höhe von
14,0 Millionen Euro gegeben. Und drittens: Auf
Thüringen entfällt ein Finanzierungsbeitrag für die-
se Jahre von ca. 5,2 Millionen Euro.

Der Thüringer Anteil der Finanzierung gliedert sich
wie folgt auf: Zum einen geht es um Zuschüs-
se für laufende Zwecke an die Wismut Stiftung
gGmbH, also Personal- und Gemeinkosten. Das
sind für die Jahre 2022 268.000 Euro, für 2023
300.000 Euro, für 2024 348.000 Euro und für 2025
330.000 Euro, in Summe also 1.246.000 Euro. Zum
Weiteren gibt es Zuschüsse für Investitionen an
die Wismut Stiftung gGmbH, und zwar zur Umset-
zung möglicher Investitionen am Standort Ronne-
burg. Das sind für das Jahr 2022 116.000 Euro, für
2023 836.000 Euro, für 2024 1,2 Millionen Euro,
für 2025 1,8 Millionen Euro, und damit insgesamt
3.952.000 Euro.

Die Fragen 3 und 4 beantworte ich gemeinsam:
Die Aufgaben der Wismut Stiftung gGmbH sind
insbesondere die Entwicklung des Wismut-Erbes
für Präsentation und Vermittlung, insbesondere an
den beiden Standorten Hartenstein – da geht es
um den Schacht 371 – und Ronneburg, die Ent-
wicklung und Erhaltung einer digitalen Informati-
ons- und Kommunikationsbasis, die Projektträger-
schaft für Projekte mit Wismut-Erbe-Bezug und da-
bei auch die Einwerbung von Drittmitteln dafür,
die Vernetzung mit weiteren Akteurinnen mit Wis-
mut-Bezug – Traditionsvereine, wissenschaftliche
Einrichtungen, Kommunen –, die Entwicklung von
Dialogformaten mit der Bevölkerung und den Sta-
keholdern, die Betreuung einzelner Erbe-Bestand-
teile, wie zum Beispiel die Kunstsammlung der ehe-
maligen Wismut AG und die Entwicklung von über-
greifenden Formaten der Öffentlichkeitsarbeit, der
Präsentation und Vermittlung für das Wismut-Erbe
im engeren und im weiteren Sinne. Beratend zur
inhaltlichen Umsetzung der Aufgaben der Wismut-
Erbe Stiftung gGmbH wird ein wissenschaftlicher
Beirat berufen. Gemäß § 17 der Satzung der Wis-
mut Stiftung gGmbH unterstützt und berät der wis-
senschaftliche Beirat den Stiftungsbeirat und die
Geschäftsführung. Der wissenschaftliche Beirat be-
steht aus drei bis sieben Personen und soll aus na-
tional und international renommierten Expertinnen
und Experten auf den Gebieten des Wismut-Erbes
bestehen, namentlich auf den Gebieten der Kunst
und Kultur, des Denkmalschutzes, der Industrie-
geschichte, der Gesundheitsforschung, einschließ-
lich des Strahlenschutzes, der geisteswissenschaft-
lichen Forschung, der Regionalentwicklung und des
Tourismus. Die Mitglieder werden einvernehmlich
durch die Bundesrepublik Deutschland, den Frei-
staat Sachsen und den Freistaat Thüringen ent-
sandt. Die Berufung des wissenschaftlichen Beirats
ist noch nicht erfolgt und soll in einer der nächsten
Stiftungsbeiratssitzungen erfolgen.

Die Landesregierung geht davon aus und wird sich
auch dafür einsetzen, dass die bisher am Wismut-
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Erbe engagierten Kommunen, Vereine und Verbän-
de beim zukünftigen Umgang mit dem Wismut-Er-
be einbezogen werden. Konkret geplante Umset-
zungsprojekte können derzeit noch nicht benannt
werden, da sich die Wismut Stiftung gGmbH noch
im Aufbau befindet. Ich kann aber hier schon mal
darüber informieren, dass am 18. Mai die Finanzmi-
nisterin und ich vor Ort in Ronneburg sein werden
und mit Akteurinnen und Akteuren dort auch dar-
über sprechen, welche Projekte möglicherweise für
uns da interessant sein können.

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es Nachfragen? Herr Bergner.

Abgeordneter Bergner, Gruppe der FDP:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Die Finanzministe-
rin wird ja vor Ort dann auch gute Kenntnis ha-
ben. Herr Staatssekretär, vielen Dank. Und jetzt die
Nachfrage: Ist vorgesehen, dass die Wismut Stif-
tung Objekte übernimmt, die aktuell den Haushalt
von Kommunen oder Vereinen belasten und wenn
ja, welche sind das?

Weil, Staatssekretär:
Da wir noch keine Klarheit darüber haben, welche
Projekte wir umsetzen wollen, kann ich die Frage
weder mit Ja noch mit Nein beantworten, sondern
das wird genau jetzt in den nächsten Wochen und
Monaten die Aufgabe sein, und ich denke, das wer-
den wir auch in Ronneburg konkret mit der Stadt
dann besprechen, worum es da gehen kann.

Vizepräsidentin Marx:
Eine weitere Nachfrage, bitte.

Abgeordneter Bergner, Gruppe der FDP:
Dann erlaube ich mir eine zweite Nachfrage. Herr
Staatssekretär, sobald Sie darüber Kenntnis haben,
würden Sie uns selbstständig informieren?

Weil, Staatssekretär:
Das bekommen wir hin.

Abgeordneter Bergner, Gruppe der FDP:
Danke schön.

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es weitere Nachfragen der Kolleginnen und
Kollegen? Das ist nicht der Fall, dann kommen wir

zur nächsten Frage. Fragesteller ist Herr Abgeord-
neter Walk mit der Drucksache 7/5384. Bitte schön.

Abgeordneter Walk, CDU:
Herzlichen Dank, Frau Präsidentin.

Krankenquoten in der Thüringer Polizei im Jahr
2021 und im I. Quartal 2022 

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Krankenquote hatten die Bediensteten
der Thüringer Polizei im Jahr 2021 und im I. Quartal
2022 – bitte gliedern nach Polizeivollzugsbeamten,
Verwaltungsbeamten und Tarifbeschäftigten –?

2. Wie bewertet die Landesregierung mit welcher
Begründung die Entwicklung der Krankenquote in-
nerhalb der Thüringer Polizei?

3. Welche Maßnahmen wurden seit dem Jahr 2021
– beispielsweise im Gesundheitsmanagement –
eingeleitet, um die Krankenquoten zu senken?

4. Welche Maßnahmen sollen in diesem Zusam-
menhang noch eingeleitet werden?

Vizepräsidentin Marx:
Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Inneres und Kommunales, Herr Staatssekretär
Götze.

Götze, Staatssekretär:
Sehr geehrte Vorsitzende, sehr geehrte Damen und
Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage des
Abgeordneten Walk beantworte ich für die Landes-
regierung wie folgt:

Die Antwort zu Frage 1: Die Krankenquote in der
Thüringer Polizei wird stets rückwirkend für das ab-
gelaufene Kalenderjahr ermittelt. Die durchschnitt-
liche Krankenquote bei der Thüringer Polizei lag
mit Blick auf die Gesamtheit der Bediensteten im
Jahr 2021 bei 10,63 Prozent. Die durchschnittliche
Krankenquote der Vollzugsbeamtinnen und -beam-
ten bei der Thüringer Polizei betrug für das Jahr
2021 10,38 Prozent. Die Krankenquote der Verwal-
tungsbeamtinnen und -beamten der Thüringer Poli-
zei belief sich auf 7,64 Prozent und die Zahl der
durchschnittlich im Kalenderjahr im Krankenstand
befindlichen Tarifbeschäftigten lag bei 10,3 Prozent.
Angaben zur Krankenquote des Jahres 2022 sind
erst nach Ablauf des aktuellen Kalenderjahres mög-
lich.

Die Antwort zu Frage 2: Die durchschnittliche Kran-
kenquote bei der Thüringer Polizei lag für das Jahr
2021 bei 10,63 Prozent. Dieser Wert ist im Ver-
gleich mit der Krankenquote 2020 – damals lag
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sie bei 11,07 Prozent – leicht rückläufig und be-
wegte sich im Rahmen der Jahre 2018 – im Jahr
2018 hatten wir eine Krankenquote von 10,63 Pro-
zent – und 2019, wo wir eine Krankenquote von
10,56 Prozent zu verzeichnen hatten.

Gesundheitsdaten gehören zu den besonders
schützenswerten Daten. Eine konkrete Erhebung
der Gründe für den Krankenstand gestaltet sich
deshalb schwierig. Verschiedene Faktoren beein-
flussen den Krankenstand, beispielsweise auch de-
mografische Aspekte der Belegschaft. Die Bestre-
bungen der Akteure des Gesundheitsmanagements
bei der Thüringer Polizei zielen auf eine bedarfs-
und zielgruppengerechtere Planung von Maßnah-
men auf der Grundlage einer Ursachenanalyse ab.

Die Frage 3 – welche Maßnahmen seit dem Jahr
2021 beispielsweise im Gesundheitsmanagement
eingeleitet wurden, um die Krankenquote zu sen-
ken – möchte ich wie folgt beantworten: Das
behördliche Gesundheitsmanagement fokussierte
2021 zwei wesentliche Schwerpunkte: Zum einen
stand die Weiterentwicklung der Strategie zur Im-
plementierung gesundheitsförderlicher Arbeits- und
Organisationsbedingungen im Fokus. Zum anderen
erfolgte der Auf- und Ausbau von Gesundheitsför-
derungsmaßnahmen. Im Bereich der Gesundheits-
förderung konnten in den Behörden und Dienst-
stellen bereits zahlreiche bedarfsorientierte Maß-
nahmen umgesetzt werden. So fanden zum Bei-
spiel Gesundheitstage statt. Darüber hinaus konn-
ten die themenbezogene Sachkenntnis verbunden
mit dem erforderlichen Verständnis für diese Mate-
rie sowie entsprechende alltagsorientierte Inhalte
in geeigneten Workshops und Seminaren vermit-
telt werden. Informationen über diese Themen des
Gesundheitsmanagements sind für die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter im Intranet der Thüringer Po-
lizei zugänglich. Als strategischer Meilenstein wur-
den Gesundheitsmanagementmultiplikatoren bzw.
‑multiplikatorinnen in den Behörden implementiert,
die die Themen und Maßnahmen des behördlichen
Gesundheitsmanagements in die Dienststellen tra-
gen und damit einen wertvollen Beitrag zur Wir-
kungsentfaltung leisten.

Ihre Frage 4 möchte ich wie folgt beantworten: Ziel
im Jahr 2021 war es, auf verschiedenen Wegen
Impulse für eine gesündere Lebensweise zu vermit-
teln sowie durch konkrete Angebote zur Stärkung
der Resilienz zur Bewältigung der gestiegenen
Anforderungen im Arbeitsalltag beizutragen. Dies
wird auch 2022 fortgesetzt. Zur Umsetzung von
zielgruppengerechten und bedarfsorientierten Maß-
nahmen wurden die Behörden und Einrichtungen
der Thüringer Polizei Ende 2021 im Rahmen ei-
ner internen Abfrage um Zuarbeit gebeten. Auf die-

ser Grundlage konnte ein Jahresplan mit attrakti-
ven Maßnahmen und Aktivitäten zum behördlichen
Gesundheitsmanagement erstellt werden. Hierbei
erfolgt stets eine enge Zusammenarbeit mit den
zuständigen internen Fachexpertinnen und ‑exper-
ten, die bereits in den zurückliegenden Jahren die
verschiedenen Themenfelder des behördlichen Ge-
sundheitsmanagements optimieren konnten.

Aufgabe der im Jahr 2020 eingestellten Gesund-
heitsmanagerin ist es hierbei im Besonderen,
die Vernetzung dieser Bereiche zu verbessern.
Zudem konnten bereits Kooperationen mit exter-
nen Anbieterinnen und Anbietern erreicht werden.
Ein wesentlicher Schwerpunkt im behördlichen Ge-
sundheitsmanagement bleibt auch im Jahr 2022
das Handlungsfeld Prävention psychischer Belas-
tungen. Die notwendigen Angebote zur Stärkung
der mentalen Gesundheit werden ausgebaut wer-
den. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es Nachfragen? Herr Walk, bitte.

Abgeordneter Walk, CDU:
Danke, Frau Präsidentin, danke, Herr Staatssekre-
tär. Ich habe noch eine Nachfrage. Zu Frage 2 ha-
ben Sie ausgeführt, die Gründe der Krankheiten
seien schwierig in Erfahrung zu bringen bzw. es
sei schwierig, darüber zu berichten. Das war mir
jetzt nicht ganz klar, ob Sie die Gründe kennen
oder nicht berichten können oder wollen, und Sie
haben das mit der besonderen Sensibilität der Ge-
sundheitsdaten begründet. Das ist natürlich nach-
vollziehbar. Aber es geht ja nicht darum, dass Sie
sagen, Herr A ist an den und den Krankheiten
erkrankt, sondern die Frage ist doch: Wie wollen
Sie denn prophylaktisch die Ursachen bekämpfen,
wenn Sie nicht wissen, an welchen Krankheiten Ih-
re Beamten/Beamtinnen oder Ihre Bediensteten er-
krankt sind? Das ist doch die Grundvoraussetzung.
Das kann man ja anonymisiert machen. Vielleicht
können Sie darauf noch mal eingehen.

Die zweite Frage, die ich stellen möchte: Wenn ich
die Zahlen vergleiche zu 2020, haben wir einen
Rückgang bei den Polizeivollzugsbeamten und wir
haben auch einen Rückgang bei den Bediensteten
insgesamt. Sind Sie der Ansicht, dass die unter 2.
und 3. genannten Maßnahmen zur Prävention von
Krankheiten bzw. insgesamt Gesundheitsmanage-
ment schon dazu beigetragen haben, die Zahlen zu
senken?
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Götze, Staatssekretär:
Die Antwort zu Frage 1: Sie haben natürlich Recht.
Ganz allgemein beschäftigen wir uns selbstver-
ständlich mit der Frage, warum die Krankenquote
– und sie ist ja hoch – sich immer in dem Bereich
um 10 Prozent bewegt, und dazu gehört natürlich
auch eine Ursachenforschung. Ich wollte nur dar-
auf hinweisen, dass wir keine Detaildaten von un-
seren Mitarbeitern erheben dürfen. Aber was die
großen Themenblöcke angeht, damit muss man
sich selbstverständlich beschäftigen. 

Was jetzt die Wirkung der Maßnahmen, die hier
bereits veranlasst wurden, angeht, bitte ich um Ver-
ständnis, dass ich die Frage so spontan nicht be-
antworten kann. Also sie tragen sicher dazu bei,
dass die Krankenquote rückläufig ist, aber welchen
Beitrag sie jetzt hier geleistet haben rein quantitativ
und welche anderen Ursachen hier noch eine Rolle
spielen könnten, das würde ich gern mit meinen
Mitarbeitern noch mal diskutieren, und wenn mir
dann eine genauere Antwort auf Ihre Frage möglich
sein sollte, dann würde ich die gern schriftlich nach-
reichen.

Vizepräsidentin Marx:
Eine weitere Frage? Eine solche sehe ich nicht.
Dann kommen wir zur nächsten Frage. Fragestel-
lerin ist Frau Abgeordnete Meißner in der Drucksa-
che 7/5387. Bitte, Frau Kollegin.

Abgeordnete Meißner, CDU:
Möglicher Fördermittelbetrug bei Integrationsprojek-
ten in Thüringen

Nach Berichten des Mitteldeutschen Rundfunks
vom 27. April 2022 („Betrugsverdacht bei Thürin-
ger Arbeitslosenverein: Projekte im Millionenwert
werden geprüft“) sollen in Thüringen Integrations-
projekte gefördert worden sein, die niemals statt-
gefunden haben. So prüfe das Landesverwaltungs-
amt Vorwürfe mit Bezug zu zwei Projekten einer
namentlich benannten Arbeitsloseninitiative, für die
im Zeitraum von 2017 bis 2021 Mittel ausgereicht
worden sein sollen, ohne dass es entsprechende
Projekte gegeben habe. Laut einer Auskunft der
Landesregierung anlässlich der Beratungen zum
Haushalt 2022 vom 2. Dezember 2021 hat diese
Initiative, neben den in Rede stehenden Projekten,
in den Jahren 2020 und 2021 auch für weitere
Maßnahmen Gelder aus dem Haushaltstitel 05 02
684 72 erhalten.

Ich frage die Landesregierung:

1. In welcher Höhe hat die in Rede stehende Ar-
beitsloseninitiative seit dem Jahr 2015 öffentliche

Gelder aus Haushaltmitteln erhalten – bitte nach
Jahren und, sofern neben dem oben genannten
weitere einschlägig sind, nach Titeln getrennt auflis-
ten –?

2. In welchem Umfang und Zeitraum werden sei-
tens der Landesregierung anlässlich der Untersu-
chungen des Landesverwaltungsamtes zu zwei
Projekten dieser Arbeitsloseninitiative im Raum
Sömmerda auch alle weiteren geförderten Projek-
te dieses Trägers einer intensiven und gegebe-
nenfalls ressortübergreifenden Prüfung unterzogen
bzw. warum unterbleibt eine solche Prüfung?

3. Kann die Landesregierung erläutern, inwieweit
sie die Verwendungsnachweisprüfung bei den Mit-
teln für die Integrationsförderung, einschließlich
der hierfür vorhandenen Personalkapazitäten beim
Landesverwaltungsamt für ausreichend hält? 

4. Inwieweit wurde der mögliche Fördermittelbetrug
nach Einschätzung des Ministeriums auch dadurch
erleichtert, dass das Ministerium für Migration, Jus-
tiz und Verbraucherschutz – wie vom Thüringer
Rechnungshof wiederholt und zuletzt im Jahresbe-
richt 2021 bemängelt – Zuwendungen im Bereich
der Integrationsförderung ohne entsprechende För-
derrichtlinie und ohne ausreichende Prüfung eines
Zusammenhangs mit dem Zuwendungszweck aus-
gereicht hat?

Vizepräsidentin Marx:
Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Migration, Justiz und Verbraucherschutz, Herr
Staatssekretär von Ammon. 

von Ammon, Staatssekretär:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfra-
ge der Abgeordneten Meißner beantworte ich für
die Landesregierung wie folgt: 

Antwort auf Frage 1: Die Thüringer Arbeitslosen-
initiative Soziale Arbeit e. V. – TALISA – hat zwi-
schen 2015 und 2021 Mittel über Maßnahmen zur
Integrationsförderung des TMMJV Kapitel 05 02 Ti-
tel 684 72, über Zuschüsse an Träger von Verbrau-
cherinsolvenzberatungsstellen des TMMJV Kapi-
tel 05 12 Titel 686 31, über das Thüringer Landes-
programm für Demokratie, Toleranz und Weltoffen-
heit sowie Kooperationspartner für Gewaltpräventi-
on und Mitbestimmung des TMBJS Kapitel 04 31
Titel 684 82, über die Förderung öffentlich geförder-
ter und gemeinwohlorientierter Beschäftigung des
TMASGFF Kapitel 08 10 Titel 684 74, über die Zu-
schüsse an Landesverbände im Sozialbereich Ka-
pitel 08 20 Titel 684 02, über Zuschüsse für laufen-
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de Zwecke an soziale oder ähnliche Einrichtungen
des TMIL Kapitel 10 09 Titel 684 80 sowie über Zu-
weisungen auf Beschluss der Landesregierung für
kulturelle, soziale, umweltschützerische und sport-
liche Zwecke gemäß Thüringer Glücksspielgesetz
durch die TSK, das TMASGFF, TMBJS, TMIK und
das TMMJV Kapitel 17 16 Titel 685 04 erhalten. 

Nun zu den Jahren: Im Jahr 2015 beliefen sich die
dem Verein TALISA aus dem Landeshaushalt be-
reitgestellten Mittel auf insgesamt 62.283,86 Euro.
Im Jahr 2016 waren es 183.099,31 Euro, im
Jahr 2017 322.336,29 Euro, im Jahr 2018
547.933,58 Euro, im Jahr 2019 768.639,87 Euro,
im Jahr 2020 938.292,66 Euro und im Jahr 2021
995.875,73 Euro. 

Gemäß einer Mitteilung des TMASGFF vom heuti-
gen Tag sind in diesen Zahlen noch nicht die Zu-
schüsse an Landesverbände im Sozialbereich von
bis zu 10.000 Euro jährlich enthalten. Ihr Einver-
ständnis vorausgesetzt, werde ich die kapitelschar-
fe Detailübersicht zu den einzelnen Jahresscheiben
umgehend schriftlich nachreichen. 

Antwort auf Frage 2: Das Thüringer Landesverwal-
tungsamt hat eine Überprüfung sämtlicher Projekte
von TALISA e. V. veranlasst, welche über die Pro-
jektförderrichtlinie Integration zwischen 2016 und
2021 durch das Landesverwaltungsamt gefördert
wurden. Aus diesem Grund wurde der Träger am
8. April 2022 aufgefordert, sämtliche Belege und
Unterlagen zu den betreffenden Projekten der fünf
Projektstandorte zur Einsichtnahme am 13. April
2022 in der Geschäftsstelle in Erfurt bereitzuhal-
ten, sodass über eine Vor-Ort-Kontrolle eine erste
kursorische Prüfung der Unterlagen vorgenommen
werden konnte. Da eine notwendige Tiefenprüfung
vor Ort nicht möglich war, wurden sämtliche Un-
terlagen zu den Projekten nach Rücksprache mit
dem Träger durch diesen am selben Tag an das
Landesverwaltungsamt übergeben. Seitdem findet
eine umfangreiche Prüfung dieser Projekte statt.
Verknüpft damit prüft die GFAW als Bewilligungs-
behörde für die ÖGB-Richtlinie – das ist das Lan-
desprogramm „Öffentlich geförderte Beschäftigung
und gemeinwohlorientierte Arbeit“ – des TMAS-
GFF sämtliche diesbezügliche Förderungen an TA-
LISA und befindet sich dazu mit dem Landesver-
waltungsamt im Austausch. Die Staatsanwaltschaft
Erfurt prüft momentan von Amts wegen die Einlei-
tung eines Ermittlungsverfahrens. Unabhängig da-
von wird das Landesverwaltungsamt Strafanzeige
wegen Betrugs und weiterer in Betracht kommen-
der Straftaten erstatten.

Zu Frage 3: Die Landesregierung hält es für ge-
boten, die im Landesverwaltungsamt eingesetzten
Personalkapazitäten zur Umsetzung der Integrati-

onsförderung zu verstärken und befindet sich dazu
mit dem Landesverwaltungsamt in einem stetigen
Austausch.

Zu Frage 4: Das hier in Rede stehende Projekt
wurde auf Grundlage der Projektförderrichtlinie In-
tegration gefördert. Die Feststellung des Landes-
rechnungshofs ist insofern in diesem Zusammen-
hang nicht einschlägig. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit.

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es Nachfragen? Frau Meißner, bitte.

Abgeordnete Meißner, CDU:
Angesichts der enormen Förderhöhe für diese Thü-
ringer Arbeitsloseninitiative in den einzelnen Jahren
will ich noch mal an meine Frage 2 anknüpfen, in-
wieweit in allen Thüringer Ministerien jetzt Prüfun-
gen dieser Förderungen erfolgen – meine erste
Frage. Meine zweite Frage: Wie läuft denn die Ver-
wendungsnachweisprüfung im Rahmen der Integra-
tionsförderung ab, insbesondere, welche Nachwei-
se müssen gebracht werden, auch im Hinblick auf
die Qualitätsanforderungen der Mitarbeiter?

von Ammon, Staatssekretär:
Ich werde die Antworten schriftlich nachreichen,
einfach aus dem Grund, weil verschiedene Häuser
betroffen sind und das ein sehr formalisiertes Ver-
fahren ist, was die Verwendungsnachweisprüfung
betrifft.

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es weitere Nachfragen? Frau Abgeordnete
Güngör. Sie hatten ja schon zwei Fragen gestellt,
jetzt ist nur noch der Kollegenkreis dazu berechtigt.
Frau Güngör, bitte.

Abgeordnete Güngör, DIE LINKE:
Danke Ihnen. Von mir keine Nachfrage, sondern
nur die Bitte, ob Sie die Kapitelübersicht, die Sie
in Ihrer zweiten Antwort benannt haben, auch noch
mal zum Protokoll für alle Abgeordneten hinzufügen
können. Danke. 

von Ammon, Staatssekretär:
Ich habe gesagt, ich werde natürlich die titelgenaue
Übersicht, aufgeteilt auf die Jahre, schriftlich nach-
reichen, und zwar umgehend.
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Vizepräsidentin Marx:
So, das Thema wird, glaube ich, auch noch Aus-
schüsse beschäftigen.

Dann machen wir weiter mit der nächsten Frage.
Fragesteller ist Herr Abgeordneter Dr. Lauerwald
mit der Drucksache 7/5388. Bitte, Herr Dr. Lauer-
wald.

Abgeordneter Dr. Lauerwald, AfD:
Sehr geehrte Frau Vorsitzende, verehrte Kollegen!

Coronageschehen in Thüringer Alten- und Pflege-
heimen in Anbetracht der COVID-19-Impfungen

Aus einer Erhebung zur Impfquote in den Thürin-
ger Pflegeeinrichtungen (am 1. März 2022 veröf-
fentlicht auf der Internetseite des Thüringer Minis-
teriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen
und Familie im Rahmen der Veröffentlichung des
Erlasses zur Umsetzung einer einrichtungsbezoge-
nen Impfpflicht) geht hervor, dass die durchschnitt-
lichen Impfquoten in den Einrichtungen insgesamt
sehr hoch sind. Danach sind in den Stadtkreisen
93 Prozent und in den Landkreisen 91 Prozent der
Betreuten geimpft.

Ich frage die Landesregierung:

1. Anhand welcher Maßnahmen und welcher Indi-
katoren stellt die Landesregierung sicher, dass die
Wirkung der COVID-19-Impfung in den Thüringer
Alten- und Pflegeheimen mit welchen bisherigen
Ergebnissen evaluiert wird bzw. wurde?

2. Wie beurteilt die Landesregierung die bei den
in Thüringer Alten- und Pflegeheimen betreuten
Personen erreichten Impfquoten im Hinblick auf
den vom Bundesgesundheitsministerium prognosti-
zierten Rückgang der Gefahr von symptomatischen
COVID-19-Infektionen?

3. Wie beurteilt die Landesregierung die bei den in
Thüringer Alten- und Pflegeheimen betreuten Per-
sonen erreichten Impfquoten im Hinblick auf den
vom Bundesgesundheitsministerium prognostizier-
ten Rückgang der Gefahr von Todesfällen durch
COVID-19?

4. Wie hat sich in den Thüringer Alten- und Pflege-
heimen die allgemeine Sterberate im Vergleich des
Jahres 2020 – Zeitraum vor dem Beginn der CO-
VID-19-Impfungen – mit dem Jahr 2021 – Zeitraum
mit COVID-19-Impfungen – verändert?

Danke.

Vizepräsidentin Marx:
Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Fami-
lie, Frau Ministerin Werner. 

Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, im Namen der Lan-
desregierung möchte ich die Mündliche Anfrage wie
folgt beantworten: 

Zu Frage 1: Da es sich bei dieser einrichtungs-
bezogenen Impfpflicht um eine bundesgesetzliche
Vorgabe handelt, wäre diese auch bundesseitig
zu evaluieren. Entsprechend geeignete Indikatoren
sind daher von der Bundesebene festzulegen. Die
Berichtspflicht zum Anteil geimpfter Personen in
voll- und teilstationären Pflegeeinrichtungen gemäß
§ 28 b Abs. 3 Satz 7 Infektionsschutzgesetz wurde
aktualisiert und ist seit dem 20.03.2022 in § 20
Abs. 7 IfSG geregelt. Demzufolge sind die Impf-
quoten in Thüringen monatlich direkt an das Ro-
bert-Koch-Institut zu übermitteln. Die Einrichtungen
werden aktuell über den Meldeweg und den dafür
notwendigen Registrierungsprozess durch das RKI
informiert. Dieses Vorgehen ermöglicht eine bun-
desweit einheitliche Erfassung und Bewertung der
Impfsituation in voll- und teilstationären Pflegeein-
richtungen und ermöglicht Vergleiche zwischen ver-
schiedenen Bundesländern. 

Auch bisher wurden Daten zur Impf- und CO-
VID-19-Situation in stationären Langzeitpflegeein-
richtungen durch das RKI im Rahmen eines Moni-
torings gesammelt und ausgewertet sowie regelmä-
ßig in Berichten veröffentlicht. Diese können Sie auf
den Seiten des RKI nachlesen.

Zu Frage 2 und 3, die würde ich gern gemeinsam
beantworten: Bewohnerinnen und Bewohner von
Alten- und Pflegeeinrichtungen gehören aufgrund
ihres Alters und eventuellem Vorliegen von Vorer-
krankungen, zum Beispiel Diabetes, Herz-Kreislauf-
Erkrankungen, zu dem Personenkreis mit einem
erhöhten Risiko für einen erschwerten Krankheits-
verlauf. Darüber hinaus besteht bei Auftreten einer
COVID-19-Erkrankung in der Einrichtung aufgrund
der gemeinsamen räumlichen Unterbringung, der
Teilnahme an gemeinsamen Aktivitäten und zum
Teil auch nahem physischen Kontakt bei pflegeri-
schen Tätigkeiten ein erhöhtes Risiko für den Er-
werb einer Infektion. Hohe Durchimpfungsraten bei
Bewohnerinnen und Bewohnern und Personal sol-
len also ein möglichst sicheres Umfeld schaffen
und das Auftreten und die Ausbreitung von CO-
VID-19 in den Einrichtungen reduzieren. Die Impf-
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quote unter den Bewohnerinnen und Bewohnern
sollte möglichst bei über 90 Prozent liegen. Dies
ist aus verschiedenen Gründen nicht immer erreich-
bar oder erreicht und sollte auch unter Berücksich-
tigung der lokalen Umstände, also zum Beispiel
hinsichtlich des Genesenenanteils, der räumlichen
Gegebenheiten und der epidemiologischen Lage,
beurteilt werden. Im Hinblick auf den im Zeitverlauf
abnehmenden Impfschutz wird die Aufrechterhal-
tung eines kontinuierlich hohen Impfschutzes in der
Einrichtung empfohlen. 

Obgleich allgemein von einer geringen Pathogenität
der Omikron-Variante im Vergleich zu vorherigen
Varianten auszugehen ist, steigt die Wahrschein-
lichkeit für schwere und auch tödliche Krankheits-
verläufe mit zunehmendem Alter und bei bestehen-
den Vorerkrankungen an. Daher ist ein ausreichen-
der Impfschutz bei dieser Risikogruppe besonders
wichtig. Die Impfung bietet grundsätzlich einen gu-
ten Schutz vor schwerer Erkrankung und Hospita-
lisierung durch COVID-19. Dies gilt auch für die
Omikron-Variante. Es ist offenkundig, dass seit
2021 ein Rückgang des Infektionsgeschehens und
der Todesfälle in den Einrichtungen zu verzeichnen
ist. Dies resultiert zum einen aus den erreichten
hohen Impfquoten in den Einrichtungen der Pflege,
Sie haben es schon genannt, die liegen im Durch-
schnitt bei ca. 91 Prozent. Die Bewohnerinnen
der Einrichtungen waren und sind darüber hinaus
von einem Konvolut an Maßnahmen zusätzlich ge-
schützt, und das Zusammenspiel dieser Maßnah-
men und des unermüdlichen Einsatzes des Pfle-
gepersonals, aber auch die allgemein geringere
Pathogenität der Omikron-Variante sowie die bei
akuten Atemwegserkrankungen zu beobachtende
Saisonalität beeinflussen den Rückgang des Infekti-
onsgeschehens und der Todeszahlen maßgeblich.
Vor allem die Anzahl der Todesfälle an und mit CO-
VID-19 hat im Vergleich zu den Todeszahlen vor
der Verfügbarkeit von Impfungen ab Januar 2021
deutlich abgenommen. 

Zu Frage 4: Der Landesregierung liegen keine Da-
ten zur Beantwortung dieser Frage vor. Eine Statis-
tik zur allgemeinen Sterberate in Thüringer Pflege-
einrichtungen wird von der Heimaufsicht nicht ge-
führt. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es Nachfragen? Herr Dr. Lauerwald, aus dem
Rund auch nicht? Dann kommen wir zur nächsten
Frage. Fragesteller ist Herr Abgeordneter Beier in
der Drucksache 7/5393. Ich begrüße jetzt die Stu-
dierenden aus Jena herzlich auf unserer Tribüne.

Abgeordneter Beier, DIE LINKE:
Vielen Dank, Frau Präsidentin.

Vorkommnis mit Sicherheitsdienst am 22.10.2021
in der Erstaufnahmeeinrichtung Suhl

Bei einem Vorfall vor der Erstaufnahmeeinrichtung
am 22. Oktober 2021 in Suhl sind nach Kenntnis
des Fragestellers Bewohnerinnen und Bewohner
der Einrichtung durch einen Mitarbeiter des einge-
setzten Sicherheitsdienstes mutmaßlich rassistisch
beleidigt und bedroht worden. Auch ein später
durch den Flüchtlingsrat Thüringen e. V. im Internet
veröffentlichtes Video zeigt das Geschehen. n-tv.de
berichtete am 19. November 2021 darüber.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Maßnahmen zur Aufklärung und welche
Konsequenzen – wie eine etwaige Suspendierung
– zog die Landesregierung bzw. die ihr nachgeord-
neten Behörden bezüglich des über das Landes-
verwaltungsamt beauftragten privaten Sicherheits-
dienstes und des am Vorfall beteiligten eingesetz-
ten Wachdienstmitarbeiters?

2. Hält die Landesregierung Zweifel an der Eig-
nung eines Sicherheitsdienstmitarbeiters, dessen
Aufgabe der Schutz der Bewohnerinnen und Be-
wohner der Erstaufnahmeeinrichtung Suhl darstellt,
grundsätzlich für begründet, wenn dieser bereits
im Jahr 2014 auf der Wählerliste „Bündnis Zukunft
Hildburghausen“ (BZH) des bundesweit bekannten
Neonazis T. F. für den Kreistag Hildburghausen
kandidierte und im selben Jahr im sozialen Netz-
werk Facebook öffentlich zugänglich mit der Abbil-
dung einer schwarz-weiß-roten Reichsflagge und
einer schwarz-weiß-roten Fahne mit der Aufschrift
„Landser – eine deutsche Legende“ zu erkennen ist
und wie bewertet sie dies?

3. Trifft es zu, dass der Mitarbeiter des am besag-
ten Abend zur Sicherheit der Bewohnerinnen und
Bewohner in der Erstaufnahmeeinrichtung einge-
setzten Wachdienstes in personalverantwortlicher
Position zugleich Schichtleiter war und auf der in
Frage 2 genannten Wählerliste des BZH – also
„Bündnis Zukunft Hildburghausen“ – stand sowie
auch mit entsprechenden Fahnen öffentlich einseh-
bar in Erscheinung trat?

4. Wie und durch welche Maßnahmen und Rege-
lungen stellt das Land sicher, dass zur Sicherheit
von Bewohnerinnen und Bewohnern in Aufnahme-
einrichtungen und Gemeinschaftsunterkünften aus-
schließlich geeignetes und entsprechend für die
Arbeit mit Schutzsuchenden qualifiziertes Personal
eingesetzt und weiterqualifiziert wird?
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Vizepräsidentin Marx:
Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Migration, Justiz und Verbraucherschutz, Herr
Staatssekretär von Ammon.

von Ammon, Staatssekretär:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfra-
ge des Abgeordneten Beier beantworte ich für die
Landesregierung wie folgt:

Antwort auf Frage 1: Nach Bekanntwerden des Vor-
falls stimmte sich das Thüringer Landesamt für Bau
und Verkehr mit dem beauftragten Wachschutzun-
ternehmen ab und entschied, den betreffenden Mit-
arbeiter im Rahmen eines Personalgesprächs zu
befragen. Im Rahmen der weiteren Sachverhalts-
aufklärung erlangten die zuständigen Stellen Kennt-
nis von einem Video, welches in den sozialen Netz-
werken verbreitet wurde und den Vorfall zeigte.
Daraufhin wurde mit dem Wachschutzunternehmen
vereinbart, den betreffenden Mitarbeiter mit soforti-
ger Wirkung für eine Dauer von vier Wochen nicht
in der Erstaufnahmeeinrichtung in Suhl einzuset-
zen. Während dieser Zeit wurde der betreffende
Mitarbeiter im Deeskalationsverhalten und Verhal-
tenstraining geschult.

Zu dem Vorfall selbst wurde zunächst ein polizeili-
ches Ermittlungsverfahren geführt. Das Verfahren
wurde im März 2022 an die zuständige Staatsan-
waltschaft Meiningen abgegeben. Da es sich noch
um ein laufendes Verfahren handelt, kann seitens
der Landesregierung momentan keine weitere Aus-
kunft gegeben werden.

Antwort auf Frage 2: Zu den privaten Aktivitäten
des betreffenden Mitarbeiters liegen der Landesre-
gierung keine Informationen vor. Hinsichtlich der
Eignung der vom Vertragspartner eingesetzten Mit-
arbeitenden orientiert sich die Landesregierung an
den hierfür gültigen gesetzlichen Vorgaben. Maß-
geblich hierfür ist § 34a der Gewerbeordnung. Nach
§ 34a Abs. 1a der Gewerbeordnung ist der Gewer-
betreibende verpflichtet, nur solches Personal ein-
zusetzen, welches die erforderliche Zuverlässigkeit
besitzt und eine Bescheinigung der Industrie- und
Handelskammer über die Unterrichtung der not-
wendigen fachlichen und rechtlichen Grundlagen
der Gewerbeausübung nachweist. Im Rahmen der
Zuverlässigkeitsüberprüfung sind von der zuständi-
gen Behörde mindestens eine unbeschränkte Aus-
kunft aus dem Bundeszentralregister und eine Stel-
lungnahme der für den Wohnort des Mitarbeiten-
den zuständigen Behörde der Landespolizei, einer
zentralen Polizeidienststelle oder dem jeweils zu-
ständigen Landeskriminalamt einzuholen. Zusätz-

lich ist bei Wachpersonal, welches in Aufnahme-
einrichtungen eingesetzt ist, über die Schnittstel-
le des Bewacherregisters zum Bundesamt für Ver-
fassungsschutz eine Stellungnahme der für den
Sitz der zuständigen Behörde zuständigen Landes-
behörde für Verfassungsschutz zu Erkenntnissen,
die für die Beurteilung der Zuverlässigkeit von Be-
deutung sein können, einzuholen. Nach den der
Landesregierung vorliegenden Informationen wurde
seitens der zuständigen Behörde eine Zuverlässig-
keitsüberprüfung des betreffenden Mitarbeiters mit
Einstellung 2016 und letztmalig im November 2020
vorgenommen und dessen Zuverlässigkeit beschei-
nigt. Das Führungszeugnis des betreffenden Mitar-
beiters ist eintragungsfrei. Die Prüfung der Zuver-
lässigkeit des betreffenden Mitarbeiters obliegt aus-
schließlich der zuständigen Behörde. Ich gehe da-
von aus, dass diese prüft, ob die Zuverlässigkeit
des Betreffenden weiterhin gegeben ist.

Antwort auf Frage 3: Der betreffende Mitarbeiter
war an dem in Rede stehenden Abend nicht als
Schichtleiter eingesetzt. Gemäß den der Landesre-
gierung vorliegenden Informationen war der betref-
fende Mitarbeiter als Vorposten im Eingangsbereich
tätig. Zu den privaten Aktivitäten des Schichtleiters
des besagten Abends liegen der Landesregierung
zum gegenwärtigen Zeitpunkt ebenfalls keine Infor-
mationen vor. 

Antwort auf Frage 4: Im Rahmen der Ausschrei-
bung von Bewachungsdienstleistungen in den Auf-
nahmeeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünf-
ten werden zunächst ausschließlich Angebote von
geeigneten und zuverlässigen Wachschutzunter-
nehmen berücksichtigt. Bei der Auswahl des Per-
sonals, welches in der Aufnahmeeinrichtung ein-
gesetzt werden soll, hat das Wachschutzunterneh-
men die zwingenden gesetzlichen Vorgaben des
§ 34a Gewerbeordnung in Verbindung mit § 16 Be-
wachungsverordnung zu beachten. Es darf nur sol-
ches Wachschutzpersonal einsetzen, welches die
entsprechenden Voraussetzungen, also insbeson-
dere die erforderliche Zuverlässigkeit, besitzt. Au-
ßerdem ist das Wachschutzunternehmen verpflich-
tet, die Personen, die als Wachschutzpersonal be-
schäftigt werden sollen, über das Bewacherregis-
ter bei der nach § 16 Bewachungsverordnung
zuständigen Behörde anzumelden. Nach erfolgter
Prüfung der zwingenden gesetzlichen Vorausset-
zungen wird dem Gewerbetreibenden das Ergeb-
nis unter Angabe des Datums der letzten Zuver-
lässigkeitsüberprüfung mitgeteilt. Neben den ge-
setzlichen Vorgaben bestehen zudem vertragliche
Verpflichtungen, um sicherzustellen, dass das ein-
gesetzte Personal hinreichend qualifiziert ist. Die
Wachschutzunternehmen werden vertraglich ver-
pflichtet, nur zuverlässiges Personal in den Aufnah-
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meeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünften
zu beschäftigen. Ferner besteht die Verpflichtung,
nur sozialversicherungspflichtiges Personal mit ei-
nem Mindestalter von 18 Jahren einzusetzen. Hin-
zu kommt, dass das bestehende Vertragsverhältnis
das Wachschutzunternehmen ausdrücklich zur Be-
reitschaft verpflichtet, die eingesetzten Mitarbeiten-
den in regelmäßigen Seminaren zu schulen, welche
der Verbesserung interkultureller Kompetenzen und
deeskalierenden Verhaltens dienen. Nach Auskunft
des betreffenden Wachschutzunternehmens wer-
den entsprechende Schulungen des in der Erstauf-
nahmeeinrichtung tätigen Personals sichergestellt.
Die Seminare und Schulungen werden durch eh-
renamtlich tätige Vereine und Institutionen betreut
und auch innerhalb der Erstaufnahmeeinrichtung
angeboten. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es Nachfragen? Herr Beier.

Abgeordneter Beier, DIE LINKE:
Vielen Dank schon mal für Ihre Ausführungen. Eine
Nachfrage habe ich noch: Ist es richtig, dass die
Mitarbeiter in der Erstaufnahmeeinrichtung Hand-
schellen und Schlagstöcke tragen und auf welcher
rechtlichen Grundlage geschieht dies?

von Ammon, Staatssekretär:
Das Mitführen von Waffen oder auch waffenähnli-
chen Gegenständen durch die Mitarbeitenden in
Erstaufnahmeeinrichtungen ist weder nach dem
Waffengesetz noch nach dem Bewachungsvertrag
zulässig.

Vizepräsidentin Marx:
Eine weitere Nachfrage? Frau Abgeordnete König-
Preuss.

Abgeordnete König-Preuss, DIE LINKE:
Ausgehend davon, was Sie heute hier gehört ha-
ben, dass der zuständige Mitarbeiter in extrem
rechten Organisationen aktiv war, für diese kandi-
diert hat und auch mit den entsprechenden Sym-
boliken weiterhin in sozialen Netzwerken auftritt,
würden Sie dem Mitarbeiter immer noch Zuverläs-
sigkeit im Kontext des Umgangs mit Geflüchteten
in der Erstaufnahmeeinrichtung in Suhl attestieren,
und wenn dem nicht so ist, was geschieht denn
jetzt?

von Ammon, Staatssekretär:
Ich habe schon versucht darzulegen, dass das al-
lein Aufgabe der zuständigen Behörde ist, die Zu-
verlässigkeit festzustellen und gegebenenfalls zu
verneinen. Weiterhin gilt aber natürlich dann, dass
in die Zuverlässigkeitsprüfung Kriterien wie die Mit-
gliedschaft in einer verbotenen Vereinigung oder
in einer vom Bundesverfassungsgericht verbotenen
Partei einzufließen haben. 

Vizepräsidentin Marx:
Eine weitere Nachfrage, bitte. 

Abgeordnete König-Preuss, DIE LINKE:
Das heißt, es ist kein Problem, wenn ein Neonazi,
solange er nicht vorbestraft ist, sondern nur sich
entsprechend äußert, auch öffentlich nachweisbar
äußert, in Bereichen wie der Erstaufnahmeeinrich-
tung arbeitet, wo er seinen ideologischen Rassis-
mus natürlich dann auch in der Praxis ausübt? Das
ist kein Problem?

von Ammon, Staatssekretär:
Frau Abgeordnete, ich denke, wir sind uns einig,
dass Rassismus und Menschenfeindlichkeit immer
entgegenzutreten ist, und ganz besonders in einer
Erstaufnahmeeinrichtung. Ich gehe aber auch da-
von aus, dass wir uns weiter einig sind, dass im
Rahmen der Zuverlässigkeitsüberprüfung allein die
gesetzlichen Vorschriften gelten, und dieser Rah-
men ist für mich bindend. 

Vizepräsidentin Marx:
Eine letzte Nachfrage von Herrn Abgeordnetem
Beier.

Abgeordneter Beier, DIE LINKE:
Vielen Dank. Anschließend an meine Nachfrage
noch eine weitere Nachfrage: Was ist denn vertrag-
lich geregelt? Welche Hilfsmittel und Waffen sind
denn zulässig?

von Ammon, Staatssekretär:
Die Frage, da man da erst in den Bewachungsver-
trag Einsicht nehmen muss, würde ich schriftlich
beantworten. 

Vizepräsidentin Marx:
Damit sind die Nachfragemöglichkeiten zu dieser
Frage erschöpft. Wir kommen zur nächsten Fra-
ge, Fragesteller ist Herr Abgeordneter Rudy in der
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Drucksache 7/5394. Das ist die letzte Frage, die
heute aufgerufen wird.

Abgeordneter Rudy, AfD:
Wie soll das 9-Euro-Ticket in Thüringen umgesetzt
werden?

Mit der Einführung eines 9-Euro-Tickets für den öf-
fentlichen Nahverkehr, das ab dem 1. Juni deutsch-
landweit gilt, wird am Pfingstwochenende ein erster
Ansturm auf touristisch attraktive Strecken in Thü-
ringen erwartet, dem die vorhandene Infrastruktur
der Verkehrsanbieter nicht gewachsen sein könnte.
Nach Medienberichten erwartet die Bahn-Gewerk-
schaft EVG Chaos in vielen überlasteten Zügen, Er-
fahrungen, die bereits beim 1995 eingeführten „Wo-
chenend-Ticket“ der Bundesbahn gemacht wurden.

Ich frage die Landesregierung:

1. Auf welchen Strecken im Freistaat rechnet
die Landesregierung mit einem erhöhten Fahrgast-
aufkommen infolge der Einführung des 9-Euro-Ti-
ckets?

2. Wie wollen die von der Landesregierung mit
der Umsetzung des 9-Euro-Tickets beauftragten
Unternehmen in Thüringen sicherstellen, dass am
Pfingstwochenende Anfang Juni, wie sodann in
den bald darauffolgenden Ferienmonaten, keine
abschreckenden Engpässe der Nutzung des für
drei Monate gültigen Angebots im Wege stehen?

3. Welche konkreten Regelungen und Maßnahmen
sind geplant, um auf touristisch besonders gefrag-
ten Strecken einem erhöhten Aufkommen an Rei-
senden nachzukommen?

4. Plant die Landesregierung finanzielle Entschädi-
gungen für besonders belastete Streckenabschnit-
te?

Vielen Dank. 

Vizepräsidentin Marx:
Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Infrastruktur und Landwirtschaft, noch einmal
Herr Staatssekretär Weil. Bitte.

Weil, Staatssekretär:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, die Mündliche Anfrage des
Abgeordneten Rudy beantworte ich für die Thürin-
ger Landesregierung wie folgt: 

Zu Frage 1: Grundsätzlich ist auf allen Strecken
im Freistaat Thüringen mit einem erhöhten Fahr-
gastaufkommen zu rechnen. Die Ausprägung der
Nachfrageeffekte wird allerdings unterschiedlich

hoch sein und kann im Vorfeld nicht belastbar
prognostiziert werden. Besonders viele zusätzli-
che Fahrgäste sind auf überregionalen Verbindun-
gen zu erwarten, so zum Beispiel Göttingen–Neu-
dietendorf–Würzburg, Kassel–Leinefelde–Halle an
der Saale, Erfurt–Sangerhausen–Magdeburg oder
Leipzig–Gera–Hof.

Die Fragen 2 und 3 beantworte ich aufgrund
des Sachzusammenhangs gemeinsam: Inwiefern
bei den verschiedenen Eisenbahnverkehrsunter-
nehmen Möglichkeiten bestehen, die Sitzplatzkapa-
zitäten einzelner Züge zu erhöhen, wird derzeit
überprüft. Die Umsetzbarkeit hängt dabei entschei-
dend von der Fahrzeugverfügbarkeit ab. Die Ergeb-
nisse dieser Abstimmung werden erst wenige Tage
vor der Einführung des 9-Euro-Tickets feststehen.
Die Bestellung zusätzlicher Züge wird unter ande-
rem aufgrund der extrem knappen Vorlaufzeit sowie
der begrenzten Fahrzeug- und Personalverfügbar-
keit nach bisherigem Kenntnisstand nicht möglich
sein. Diese limitierenden Rahmenbedingungen gel-
ten grundsätzlich unabhängig von der touristischen
Bedeutung einer Strecke.

Und zu Frage 4: Eine finanzielle Entschädigung für
Fahrgäste oder für Unternehmen, die von eventu-
ellen Qualitätseinbußen betroffen sein werden, ist
seitens der Landesregierung nicht geplant. Vielen
Dank.

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es Nachfragen? Die kann ich nicht erkennen.
Dann schließe ich die Fragestunde für heute und
kann den PGFs verraten, dass für morgen noch
sieben Fragen übrig sind.

Wir kommen jetzt zur Bekanntgabe der Wahlergeb-
nisse. Dazu rufe ich erneut die Tagesordnungs-
punkte 16, 17, 19, 20, 21, 22 und 23 auf und gebe
die Wahlergebnisse bekannt.

Tagesordnungspunkt 16

Wahl eines Vizepräsidenten
des Thüringer Landtags
Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/5378 - 

Abgegebene Stimmen 82, ungültige Stimmen 0,
gültige Stimmen 82. Auf den Wahlvorschlag der
Fraktion der AfD entfallen 27 Jastimmen, 52 Nein-
stimmen und es liegen 3 Enthaltungen vor. Damit
ist die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen
nicht erreicht.

Tagesordnungspunkt 17
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Wahl von Schriftführerinnen
beziehungsweise Schriftfüh-
rern
Wahlvorschläge der Fraktionen
der SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie der Fraktion der
CDU
- Drucksachen 7/5410/5418 - 

a) Wahlvorschlag der Fraktion der CDU: abgegebe-
ne Stimmen 82, ungültige Stimmen 3, gültige Stim-
men 79. Auf den Wahlvorschlag entfallen 74 Ja-
stimmen, 2 Neinstimmen und es liegen 3 Enthal-
tungen vor. Damit ist die Mehrheit der abgegebe-
nen gültigen Stimmen erreicht. Ich gratuliere Ihnen,
Herr Abgeordneter Martin Henkel, zu Ihrer Wahl als
Schriftführer. Ich gehe davon aus, dass er die Wahl
annimmt und höre nichts Entgegenstehendes.

(Zuruf Abg. Malsch, CDU: Das macht er!)

b) Wahlvorschlag der Fraktionen der SPD und
Bündnis 90/Die Grünen: abgegebene Stimmen 82,
ungültige Stimmen 0, gültige Stimmen 82. Auf den
Wahlvorschlag entfallen 62 Jastimmen, 17 Nein-
stimmen und es liegen 3 Enthaltungen vor. Damit
ist die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen
erreicht. Ich gratuliere Ihnen, Herr Abgeordneter
Lutz Liebscher und Frau Abgeordnete Laura Wahl,
zu Ihrer Wahl.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Liebscher und Frau Wahl sind beide da und
nehmen die Wahl an?

(Zuruf Abg. Wahl, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN: Ja!)

Herzlichen Dank.

Tagesordnungspunkt 19

Wahl der stellvertretenden Vor-
sitzenden des Untersuchungs-
ausschusses 7/2 „Treuhand
in Thüringen: Erfolgsgeschich-
te oder Ausverkauf – Rolle
und Untersuchung der Arbeit
der Treuhandanstalt und der
zuständigen Niederlassungen
im Gebiet des heutigen Thürin-
gens“
Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/5379 - 

Abgegebene Stimmen 82, ungültige Stimmen 1,
gültige Stimmen 81. Auf den Wahlvorschlag entfal-
len 35 Jastimmen, 43 Neinstimmen und es liegen

3 Enthaltungen vor. Damit ist die Mehrheit der ab-
gegebenen gültigen Stimmen nicht erreicht.

Tagesordnungspunkt 20

Wahl eines Mitglieds der Parla-
mentarischen Kontrollkommis-
sion gemäß § 25 Abs. 1 des
Thüringer Verfassungsschutz-
gesetzes
Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/5380 - 

Abgegebene Stimmen 82, ungültige Stimmen 1,
gültige Stimmen 81. Auf den Wahlvorschlag entfal-
len 23 Jastimmen, 57 Neinstimmen und es liegt
1 Enthaltung vor. Damit ist die Mehrheit der Stim-
men der Mitglieder des Landtags nicht erreicht.

Tagesordnungspunkt 21

Wahl eines Mitglieds der Kom-
mission nach Artikel 10 Grund-
gesetz (G 10-Kommission) ge-
mäß § 2 Abs. 2 des Thüringer
Gesetzes zur Ausführung des
Artikel 10-Gesetzes
Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/5381 - 

Abgegebene Stimmen 82, ungültige Stimmen 0,
gültige Stimmen 82. Auf den Wahlvorschlag entfal-
len 24 Jastimmen, 56 Neinstimmen und es liegen
2 Enthaltungen vor. Damit ist die Mehrheit der Stim-
men der Mitglieder des Landtags nicht erreicht.

Tagesordnungspunkt 22

Bestellung eines Mitglieds
und eines stellvertretenden
Mitglieds des Beirats beim
Landesbeauftragten für den
Datenschutz gemäß § 12
Abs. 1 und 2 des Thüringer Da-
tenschutzgesetzes
Wahlvorschläge der Fraktion der
AfD sowie der Fraktion DIE LIN-
KE
- Drucksachen 7/5382/5409 - 

a) Wahlvorschlag der Fraktion Die Linke, bezogen
auf das vorgeschlagene stellvertretende Mitglied:
abgegebene Stimmen 82, ungültige Stimmen 2,
gültige Stimmen 80. Auf den Wahlvorschlag entfal-
len 45 Jastimmen, 30 Neinstimmen und es liegen
5 Enthaltungen vor. Damit ist die Mehrheit der ab-
gegebenen gültigen Stimmen erreicht. 
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Ich gratuliere Herrn Abgeordneten Sascha Bilay zu
seiner Wahl, die er auch annimmt? Er nickt.

(Beifall DIE LINKE)

b) Wahlvorschlag der Fraktion der AfD im sel-
ben Gremium: abgegebene Stimmen 82, ungültige
Stimmen 0, gültige Stimmen 82. Auf den Wahlvor-
schlag entfallen 36 Jastimmen, 43 Neinstimmen, es
liegen 3 Enthaltungen vor. Damit ist die Mehrheit
der abgegebenen gültigen Stimmen nicht erreicht.

Tagesordnungspunkt 23

Wahl eines Mitglieds des Kura-
toriums der Stiftung für Tech-
nologie, Innovation und For-
schung Thüringen (STIFT)
Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/5383 - 

Abgegebene Stimmen 82, ungültige Stimmen 3,
gültige Stimmen 79. Auf den Wahlvorschlag ent-
fallen 33 Jastimmen, 43 Neinstimmen, es liegen
3 Enthaltungen vor. Damit ist die Mehrheit der ab-
gegebenen gültigen Stimmen nicht erreicht.

Jetzt muss ich noch mal nachfragen – vorhin war
Herr Möller der Parlamentarische Geschäftsführer
und hat mir gesagt, morgen sollten keine Wieder-
holungswahlen durchgeführt werden. Jetzt gab es
aber andere Signale bei Ihnen. Dann bitte ich, den
aktuellen Stand bekannt zu geben.

Abgeordneter Jankowski, AfD:
Wir beantragen, die Wahlgänge morgen noch mal
zu wiederholen.

Vizepräsidentin Marx:
Welche, alle?

Abgeordneter Jankowski, AfD:
Die, bei denen es möglich ist.

Vizepräsidentin Marx:
Die Wahlgänge, bei denen es möglich ist, sollen
morgen wiederholt werden. Gut, das werden Sie
dann in Ihrem Rollenplan vorfinden, und wir wer-
den das dann entsprechend nach der Mittagspause
morgen erneut zum Aufruf bringen.

Damit schließe ich diese Tagesordnungspunkte,
und da wir nur noch 3 Minuten bis zur Lüftungs-
pause haben, beginnen wir diese jetzt und ma-
chen weiter um 15.50 Uhr mit dem Tagesordnungs-
punkt 5.

Vizepräsidentin Henfling:
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir wür-
den dann in der Sitzung fortsetzen, und wir kom-
men zum Aufruf des Tagesordnungspunkts 5

Zweites Gesetz zur Ände-
rung des Thüringer Straßenge-
setzes
Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/5375 - 
ERSTE BERATUNG

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? Die Ab-
geordnete Lukin.

Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, Carsharing hat sich in den letzten
Jahren zu einem wichtigen Baustein moderner in-
dividueller Mobilität entwickelt, als eine Ergänzung
zum ÖPNV, zum Fuß- und Radverkehr und als eine
Reaktion auf zunehmende Umweltbelastungen und
auf die Verknappung von Parkraum, vor allen Din-
gen in den Städten. Es wird angenommen, dass je-
des gemeinsam benutzte Carsharing-Fahrzeug bis
zu 18,6 Autos im Straßenverkehr in dichtbesiedel-
ten Gebieten ersetzen kann. Zum Stichtag 1. Ja-
nuar 2022 gab es in Deutschland 3.393.000 zum
Carsharing angemeldete Fahrberechtigte, die auf
6.170 Stationen rund 14.300 stationsbasierte Fahr-
zeuge in 934 Städten nutzen können.

Bereits zum 1. September 2017 hat der Bundes-
gesetzgeber erste gesetzliche Regeln zur Etablie-
rung und Förderung von Carsharing erlassen. Da-
mit wurden sowohl die Möglichkeiten der Bevor-
rechtung als auch für stationsbasiertes Carsha-
ring die Voraussetzungen für die alleinige Nutzung
bestimmter Parkflächen im Verantwortungsbereich
des Bundes geschaffen. 

Am 04.02.2019 hat der Thüringer Landtag das
Erste Gesetz zur Änderung des Thüringer Stra-
ßengesetzes beschlossen. In Drucksache 6/6827
wurden in der 6. Legislatur die Voraussetzungen
und das Verfahren zur rechtssicheren Vergabe von
Plätzen für Carsharing-Anbieter für Thüringen gere-
gelt. Kommunen stellen jetzt die Flächen im Rah-
men eines diskriminierungsfreien und transparen-
ten Auswahlverfahrens zur Verfügung. Sie können
Auswahlkriterien wie Verkehrsentlastung und Um-
weltfragen bei der Entscheidung berücksichtigen. 

Bereits in dieser Phase hat die Stadt Erfurt in ei-
ner Zuschrift darauf hingewiesen, dass der § 18
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mit der Festlegung, dass die zu erhebende Son-
dernutzgebühr dem marktgleichen Gegenwert des
zur Verfügung gestellten öffentlichen Parkraums
entsprechen soll, aus ihrer Sicht problematisch ist.
Dadurch kann es für die jeweiligen Anbieter ent-
weder teurer werden oder die Zahl der Interessen-
ten bleibt sehr klein. Auch wird der Ermessensspiel-
raum der Kommunen eingeschränkt, zum Beispiel
die örtlichen Gegebenheiten mit verschiedenen Ge-
bühren auszuweisen. Mit dem jetzigen Zweiten Ge-
setz zur Änderung des Thüringer Straßengesetzes
in Drucksache 7/5375 wird diesem Anliegen der
Kommunen Rechnung getragen. Die oben genann-
te Festsetzung einer marktgerechten Gebührenhö-
he wird gestrichen und es wird lediglich im Gesetz
festgehalten, dass eine Gebühr zu erheben ist. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit, wünsche eine
gute Beratung und bitte die Redner um die Über-
weisung des Gesetzentwurfs an die zuständigen
Ausschüsse. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Ich eröffne die Aussprache und als
Erstes erhält das Wort für die Fraktion der SPD
der Abgeordnete Liebscher, der nicht da ist. Dann
springe ich und würde Herrn Bergner von der Grup-
pe der FDP aufrufen. 

Abgeordneter Bergner, Gruppe der FDP:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen, der Gesetzentwurf
der Landesregierung zur Änderung des Thürin-
ger Straßengesetzes befasst sich mit einer Anpas-
sung der zu erhebenden Sondernutzungsgebühr
für Carsharing-Stellplätze. Nachdem die Landesre-
gierung 2019 mit dem Ersten Gesetz zur Ände-
rung des Thüringer Straßengesetzes in der Druck-
sache 6/6827 das Thema aufgegriffen und mit § 18
im Straßengesetz eine Rechtsgrundlage geschaf-
fen hat, soll nun hier mit dem zweiten Versuch
nachjustiert werden. 

Sie möchten den Thüringer Städten und Gemein-
den für die Bemessung der Sondernutzungsgebühr
Ermessensspielraum einräumen, was ja grundsätz-
lich eine schöne Sache ist, hier kommen aber ein
paar Probleme auf uns zu, meine sehr verehrten
Kolleginnen und Kollegen. Nicht, dass Sie mich
falsch verstehen, wir Freien Demokraten haben
keineswegs etwas gegen das System des Carsha-
rings. Als Ergänzung zum ÖPNV und MIV kann es
sicherlich einen Beitrag zu einer nachhaltigen Mobi-
lität im urbanen Raum leisten, nach dem Motto „be-

nutzen statt besitzen“. Allerdings ist eine einseitige
politische Bevorzugung gegenüber anderen Son-
dernutzungsarten zumindest zu hinterfragen. Wie
erklären Sie beispielsweise den Anbietern von Mo-
bilitätsangeboten der letzten Meile, also beispiels-
weise E-Scootern, Bikesharing oder den Betreibern
von Leihrollern, dass ihre Angebote weniger förder-
würdig sind? In Berlin hat die links-grüne Koalition
im Rathaus diesen Vorstoß bereits mit der Novellie-
rung des dortigen Straßengesetzes unternommen
und einen Sturm der Entrüstung der Betroffenen
geerntet. Gut, Verkehrspolitik in Berlin ist in vielen
Punkten eine Vorlage für den Rest der Republik,
wie man es bitte nicht machen sollte, trotzdem be-
fürchte ich, Ihr Vorschlag könnte ähnliche Wellen
schlagen. 

Fragen wir weiter. Was soll der Gastronom oder der
Einzelhändler denken, der nach zwei schweren Co-
ronajahren für jeden Tisch und jeden Kleiderstän-
der, den er in den öffentlichen Verkehrsraum stellt,
zur Kasse gebeten wird? 

Lassen Sie mich meine Zweifel untermauern mit
einem Auszug aus einer Veröffentlichung des Um-
weltbundesamtes von November 2020 mit dem Ti-
tel „Rechtliche Hemmnisse und Innovationen für
eine nachhaltige Mobilität“. Dort heißt es bezogen
auf die Gestaltungsspielräume bei der Festsetzung
der Gebührenhöhe – Zitat –: „Hinsichtlich der Aus-
gestaltung der Gebühren ist zu beachten, dass
die Ermächtigungsvorschriften im [Fernstraßenge-
setz] bzw. in den jeweiligen Landesgesetzen übli-
cherweise vorgeben, dass sich die Höhe der Ge-
bühren am wirtschaftlichen Interesse der Erlaub-
nisnehmer auszurichten hat oder dieses insofern
zu berücksichtigen ist. Die Verfolgung von spezi-
ellen Lenkungszwecken – wie die Förderung von
Carsharing aus Umweltschutzgründen – gestatten
die Ermächtigungen regelmäßig nicht. Die Ermäch-
tigungen müssten folglich insoweit geändert wer-
den, wenn eine bevorzugte Behandlung bei den
Sondernutzungsgebühren angestrebt werden soll-
te.“ Und hinsichtlich einer derartigen Vorgehenswei-
se ist jedoch aus EU-beihilferechtlichem Blickwin-
kel ebenfalls Vorsicht geboten. Denn die Berück-
sichtigung des wirtschaftlichen Nutzungsinteresses
bei der Gebührenhöhe gehört zu den tragenden
Gründen, das Vorliegen einer notifizierungspflichti-
gen Beihilfe im Sinne von Artikel 107 des Vertrags
über die Arbeitsweise der Europäischen Union für
Sondernutzungserlaubnisse verneinen zu können.
Abweichungen von diesem Bemessungsgrundsatz
würden von daher ein unnötiges beihilferechtliches
Risiko mit sich bringen. 

Insofern, meine Damen und Herren, lässt sich zu-
sammenfassend sagen, da gibt es noch einiges zu
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diskutieren, und es ist aus unserer Sicht tatsäch-
lich nicht in dem Topf, wo es kocht. Wir sind aber
gern bereit, uns in den Ausschüssen, an die der
Entwurf bestimmt gleich verwiesen wird, konstruktiv
an der Diskussion zu beteiligen, aber bitte unter Be-
rücksichtigung der Probleme, die wir auch benannt
haben, denn wenn, soll es ja auch funktionieren.
Vielen Dank.

(Beifall Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Jetzt gebe ich dem Abgeordneten
Liebscher von der SPD-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Liebscher, SPD:
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, liebe Gäste, liebe Zuschauer, Carsharing
hat sich in den vergangenen Jahren zu einem wich-
tigen Baustein für ein nachhaltiges Mobilitätskon-
zept entwickelt. Die Nachfrage ist groß, vor allem in
den Städten. Im ländlichen Raum ist das Angebot
eher spärlich vertreten. Ohne ein Auto kommt man
im ländlichen Raum nicht aus. Busse und Bahnen
fahren zu selten oder gar nicht. Wir hatten es erst
gestern im Rahmen der Debatte zum 9-Euro-Ticket.
Als Bürgerin oder Bürger in diesen ländlichen Re-
gionen hat dieses bescheidene Angebot an Anbin-
dung Nachteile. Entsprechend greifen viele in Er-
mangelung attraktiver Alternativen auf das eigene
Auto zurück. Viele Familien besitzen dadurch sogar
zwei oder mehr Autos. Im Jahr 2021 gab es mehr
als 18 Millionen Haushalte bundesweit mit einem
zweiten Pkw, mehr als drei Millionen Haushalte hat-
ten sogar ein drittes Fahrzeug. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, viele Fa-
milien nutzen das Zweitauto meist aber nur für das
kurze Einkaufen, für das Abholen der Kinder aus
Kindergarten oder Schule. Hier könnte ein breites
Carsharing-Angebot helfen, Zweit- oder gar Dritt-
fahrzeuge überflüssig zu machen. Deswegen ist es
richtig, dass wir darüber nachdenken, wie wir das
Carsharing-Angebot vor allem im ländlichen Raum
ausbauen, wie wir es auch mit dieser Gesetzesän-
derung tun wollen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Nut-
zungsdauer von diesen Fahrzeugen beläuft sich in
den meisten Fällen nur auf Minuten oder Stunden,
selten mal auf einen oder mehrere Tage. Dadurch,
dass die Fahrzeuge nicht nur von einer Person,
sondern von mehreren Personen genutzt werden,
werden Dutzende private Fahrzeuge überflüssig.
Carsharing ist im Vergleich zur Unterhaltung eines
eigenen Fahrzeugs in der Regel auch deutlich kos-
tengünstiger. Die technische Wartung und behörd-

lichen Formalitäten werden vom Anbieter erledigt
und die Nutzung ist je nach Bedarf und Situation
möglich. Außerdem benötigt man keinen eigenen
Stellplatz.

Nachteile bietet ein solches Carsharing wenige. Ei-
nige Nachteile sind, dass die Unabhängigkeit natür-
lich eingeschränkt ist, wenn mein Slot schon ausge-
bucht ist, es natürlich keine Alternative für Berufs-
pendler ist und dass es, wie gesagt, die geringe
Verfügbarkeit auf dem Land gibt, die wir versuchen,
hier auch ein bisschen anzugehen. Das sind Nach-
teile, die sich aber bewältigen lassen und nicht ge-
gen den Ausbau von Carsharing-Angeboten spre-
chen.

Modellprojekte oder auch Pilotprojekte in kleineren
Städten und Gemeinden gibt es dazu schon genug.
Beispiele dafür sind Städte und Gemeinden wie
Jesberg in Hessen, Neuenwalde in Niedersachsen
oder Ebersberg in Bayern. Das alles sind Orte mit
weniger als 12.000 Einwohnern. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Ver-
gleich mit den anderen Bundesländern zeigt, dass
Carsharing in Thüringen ausbaufähig ist. Zum Ver-
gleich: Ein Drittel aller Carsharing-Orte in Deutsch-
land befindet sich in Baden-Württemberg. Zum
Stand 1. Juli 2020 gab es dort in 285 Städten
und Gemeinden die Möglichkeit, sich ein Auto zu
mieten. Carsharing hat sich dort auch in kleineren
Städten und im ländlichen Raum etabliert. Auch im
Freistaat Bayern ist das entsprechende Angebot
groß. Städte und Gemeinden beteiligen sich an Mo-
dellprojekten und überzeugen damit andere Städ-
te. In ländlichen Gebieten mit unter 20.000 Einwoh-
nern wird das Carsharing dort getestet und erfreut
sich einer hohen Nachfrage. Bei uns in Thüringen
besteht die Möglichkeit, in den größeren Städten
Erfurt, Jena, Gotha und Weimar ein Carsharing-Au-
to zu mieten. 

(Beifall SPD)

– Gotha – genau. Im ländlichen Raum – Gotha? – 

(Heiterkeit SPD)

Um diese Städte herum – Entschuldigung! – ist
die Auswahl von ganz wenig bis gar nicht vorhan-
den. Wir streben an, das Carsharing-Angebot so-
wohl im städtischen als auch im ländlichen Raum
auszubauen, um einen weiteren Schritt in Richtung
Klimaneutralität zu gehen. Mit der vorliegenden An-
passung des Straßengesetzes sollen Städte und
Gemeinden die Möglichkeit erhalten, die Sonder-
nutzungsgebühr je nach Lage der Carsharing-Sta-
tionen selbst zu bemessen, die mindestens aber
dem marktgleichen Gegenwert des zur Verfügung
gestellten öffentlichen Parkraums entspricht. Wir
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wollen den Städten und Gemeinden so die Etablie-
rung und Ausweitung von Carsharing-Angeboten
erleichtern. Ich danke Ihnen sehr für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Ein herzliches Willkommen an die
neue Besuchergruppe auf der Tribüne! Damit Sie
besser folgen können, wir befinden uns im Tages-
ordnungspunkt 5. Es geht um die Änderung des
Thüringer Straßengesetzes, und wir diskutieren vor
allen Dingen über das Thema „Carsharing“. Als
Nächster erhält Abgeordneter Malsch für die CDU-
Fraktion das Wort. 

Abgeordneter Malsch, CDU:
Werte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, liebe Besucher auf der Tribüne, die zweite
Änderung innerhalb von zwei Jahren, weil man das
Thema „Carsharing“ im Freistaat Thüringen verstär-
ken will. Der Gesetzentwurf soll den Kommunen
bei der Bemessung von Gebühren für die Bereit-
stellung von Flächen als Carsharing-Plätzen einen
größeren Spielraum geben. 

Wenn man das Carsharing-Angebot ausbauen
möchte und auch an dem Thema dranbleiben will,
ist es zunächst ein richtiger Ansatz, den man aber
auch – ich sage mal – differenziert betrachten
muss. Der Kollege Bergner ist darauf schon einge-
gangen, und der Kollege Liebscher hat jetzt auch
schon die Perlenkette Thüringens entlang der A4
genannt. Immer wieder werden Kommunen und
Städte in einen gemeinsamen Nenner beim Car-
sharing gebracht, wohlwissend, dass das Thema
in den Kommunen, in den kleineren Gemeinden
natürlich nicht das Thema ist, sich ein Auto zu tei-
len, um die Kinder – ich sage jetzt mal – aus den
Kindergärten zu holen. In der Regel gibt es dafür
Zeiten, gibt es kurze Wege, weil die Gemeinden
auch kurze Wege zu den einzelnen Einrichtungen
haben. Aber was will ich damit sagen? Es gibt auch
in Thüringen, Herr Kollege Liebscher, schon auch
außer teilAuto – ich will es jetzt mal so nennen –
in den größeren Städten Carsharing-Angebote. Sie
können mal ins älteste Kurheilbad, nach Bad Lie-
benstein, kommen. Dort gibt es seit vier Jahren ein
Carsharing-Modell. Da kann ich Ihnen auch aus Er-
fahrung sagen, wer die Nutzer sind. Das sind näm-
lich die Gäste, die entweder in das Heilbad kom-
men, weil sie mit dem ÖPNV anreisen und dann –
ich sage mal – ihren Bewegungsradius erweitern
können, weil vor Ort für eine Zeit ein Fahrzeug

angemietet werden kann oder es sind eben die
Haushalte, die ein Fahrzeug haben, was mal in die
Werkstatt muss zur Reparatur, zur Durchsicht, was
dann praktisch ausgeglichen wird, oder es sind die,
die sagen, für uns lohnt sich, kein Auto in Gänze
das ganze Jahr über zu betreiben, wir nutzen jetzt
das Angebot vor Ort. Anders ist es in den Städten. 

Jetzt will ich mal auf Erfurt eingehen. 

(Zwischenruf Abg. Liebscher, SPD: Das
heißt, Sie brauchen das in Bad Liebenstein
nicht?)

Ich habe gesagt, anders ist das Carsharing in den
Städten. Das hat überhaupt nichts mit dem Angebot
zu tun – lassen Sie mich mal ausreden – da ist es
nämlich so, 

(Beifall CDU)

dass letztendlich die Gäste, die in die Städte kom-
men sollen, am besten das Angebot des „Park
and Ride“ nutzen sollen. Das heißt, der öffentliche
Straßenbahn- und Busverkehr ist hier. Das heißt,
der Besucher wird angehalten, sich draußen an
der Messe einen Parkplatz zu suchen und mit
dem öffentlichen Verkehr hier reinzufahren. Jetzt
muss doch umgekehrt, wenn wir die Diskussion
ordentlich betrachten, das auch für die gelten, die
Carsharing-Angebote nutzen wollen, die können
doch auch mit der Straßenbahn rausfahren und
können dann das Carsharing-Angebot zum Beispiel
adäquat an den Flächen, die auch da sind – ich
sage mal, nicht rausfahren, aber eine Straßenbahn-
haltestelle weiterfahren –, das können sie dann an
derselben Stelle machen. 

(Zwischenruf Abg. Wahl, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Dann fördern Sie also eine auto-
freie Innenstadt!)

Letztendlich ist es doch so, dass wir hier mal
schauen müssen, ob wir hier denn eine Kannibali-
sierung von öffentlichen Parkflächen herbeiführen
müssen, wo wir genau wissen, dass die in den
Städten sowieso entweder nur unzureichend vor-
handen sind, teuer sind oder monatlich angemietet
werden müssen. Müssen wir da eine Kannibalisie-
rung der Flächen herstellen, nämlich genau in dem
Bereich, wo wir vielleicht bei den Kommunen und
Städten auch noch ein Beihilfethema haben? Das
hat der Kollege Bergner angeschnitten, es kann
ja nicht sein, dass wir jetzt an der einen Stelle
sagen, hier bevorteilen wir eine Richtung, weil wir
das haben möchten. Der Gastronom, der Marktbe-
treiber, letztendlich vielleicht auch noch die, die ein
zeitweises Gewerbe haben, die müssen dann ent-
sprechend der Sondernutzungsgebühren gleichbe-
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handelt werden, also unter sich, wie es die Satzung
dann auch zulässt.

Von daher bin ich schon der Meinung, wir sollten
das im Ausschuss auf jeden Fall – wir sind für die
Überweisung an den zuständigen Ausschuss – be-
reden, weil wir, glaube ich, bei den Anhörungen,
die es dazu gegebenenfalls geben wird, auch ge-
nau die anhören müssen, die von den Sondernut-
zungsgebühren betroffen sind. Dann wird sich das
Bild letztendlich relativ schnell klären und auch die
Frage der beihilferechtlichen Thematik wird geklärt,
weil wir, glaube ich, eines nicht machen sollten, wir
sollten nicht den Schein erwecken, dass wir jetzt
das Carsharing vorantreiben müssen in den Städ-
ten an den Stellen, wo sowieso wenig Platz ist. Und
ich sage mal – autofreie Stadt, hat Frau Wahl gera-
de dazwischengerufen –, wir müssen auch kein An-
gebot in die Stadt holen, was dann wieder Verkehr
verursacht.

(Zwischenruf Abg. Wahl, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Sie haben Carsharing nicht ver-
standen!)

Ich habe Carsharing sehr gut verstanden, ich habe
es wahrscheinlich schon mehr genutzt als Sie. 

(Beifall CDU)

Es steht nämlich bei mir vor dem Büro und ist seit
vier Jahren dort eingerichtet und ich kann Ihnen
ganz genau sagen, wie es funktioniert. 

(Unruhe DIE LINKE)

Da kann ich Ihnen sagen, man kann immer von et-
was reden, wenn man etwas tut. Wenn man nichts
tut, kann man auch nichts sagen, Herr Bilay.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Bilay, DIE LINKE: Sind Sie
bei Carsharing auch Geschäftsführer wie bei
den vielen Immobiliengesellschaften in Bad
Liebenstein?)

Ich kann Ihnen das mal sagen. Herr Bilay, wir ha-
ben noch 3 Minuten. 

(Unruhe DIE LINKE)

Das ist doch kein Problem, es kann doch jeder
mithören, wir sind doch hier öffentlich. Herr Bilay,
der Bund hat Geld gegeben, um Machbarkeits-
studien zu machen. Eine Machbarkeitsstudie für
100.000 Euro zu haben und dann ins Schubfach
zu legen und nichts damit zu tun, das ist die eine
Seite.

(Zwischenruf Abg. Bilay, DIE LINKE: Sie ha-
ben die Fördermittel des Bundes privat ge-
nutzt?)

(Unruhe CDU)

Wissen Sie, Sie sind so daneben.

Vizepräsidentin Henfling:
Meine sehr geehrten Damen und Herren, in erster
Linie hat jetzt Herr Malsch das Wort und wir befin-
den uns im Tagesordnungspunkt 5 und ich möchte
auch, dass wir dort bleiben!

Abgeordneter Malsch, CDU:
Wir haben eines gemacht: Die städtische GmbH
hat zusammen mit dem Wartburgkreis ein Modell-
projekt gemacht und hat eine Carsharing-Station
eingerichtet – im Übrigen, Frau Wahl mit Elektro-
fahrzeugen,

(Zwischenruf Abg. Wahl, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Sehr gut!)

weil es nämlich für kurze Wege auch für die Städ-
te interessant ist, dort Elektromobilität einzusetzen.
Da hat es eine Idee gebraucht, da hat es jemanden
gebraucht, der im Übrigen auch Parkplätze zur Ver-
fügung stellt, damit genau Sondernutzungsgebüh-
ren gar nicht erst anfallen, und wenn man sich vor
Ort einig ist, braucht man über den Rest nämlich
nicht reden, man muss es nur machen. Und das,
was Sie machen, ist, hier alles, was gemacht wird,
zu diskreditieren, Herr Bilay, darin sind Sie eine
große Nummer, aber das haben mittlerweile alle
verstanden. Deswegen werden wir das hier an den
Ausschuss überweisen und uns im dafür zuständi-
gen Ausschuss, wo auch die fach- und sachgerech-
ten Fragen gestellt werden, damit befassen. Danke.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Henfling:
Als Nächster erhält für die Fraktion Die Linke Abge-
ordneter Schubert das Wort.

Abgeordneter Schubert, DIE LINKE:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Kolleginnen
und Kollegen, liebe Thüringerinnen und Thüringer
hier im Saal und an den mobilen Endgeräten, vor
allen Dingen die, die möglicherweise Interesse ha-
ben, auch zukünftig Carsharing noch stärker zu
nutzen! Die Debatte heute hier im Hohen Haus
findet statt im Kontext der globalen Diskussion zu
den großen Anstrengungen, die für eine Energie-
und Verkehrswende notwendig sind. Denn die Zeit,
meine sehr geehrten Damen und Herren, läuft ab.
Schon ab Mittwoch hatte Deutschland laut Umwelt-
schützern alle Ressourcen verbraucht, die bei einer
nachhaltigen Nutzung für das ganze Jahr zur Ver-
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fügung gestanden hätten – schon wieder ein Tag
früher als letztes Jahr. Wir leben sozusagen res-
sourcentechnisch auf Pump, auch auf Kosten des
globalen Südens und die Existenz dieser, unserer
einzigen Erde, hängt inzwischen davon ab, ob wir
willens und in der Lage sind, unser Alltagsverhalten
zu verändern. Machen wir das nicht, macht das
jeder so weiter wie bisher, und würden andere be-
völkerungsstarke Länder uns mit diesem Beispiel
folgen, was zum Beispiel die Dichte von individuel-
len Automobilnutzungen anbelangt, dann wird es so
sein, dass diese Erde in diesem Zustand nicht zu
erhalten sein wird. 

Deshalb sagen wir als Linke, es braucht hier mehr
als Appelle und Sonntagsreden, denn der Markt
regelt auch das nicht und schon gar nicht allein.
Es gibt einen riesigen Investitionsbedarf und wir
sehen, wie falsch die Prioritäten beim Mitteleinsatz
in der Vergangenheit hierzulande gesetzt wurden,
unter anderem an dem Abstand zu anderen Volks-
wirtschaften, die uns auf dem Weg der Dekarboni-
sierung und der Energie- und Verkehrswende weit
enteilt sind. Wer zum Beispiel in den letzten Mo-
naten oder Jahren mal in Skandinavien unterwegs
war, wird das sofort feststellen. Deshalb sagen wir
als Linke auch, es muss endlich umgesteuert wer-
den, und zwar massiv. Wir haben in diesem gesam-
ten Kontext der Energie- und Verkehrswende einen
konkreten Vorschlag unterbreitet. Bodo Ramelow
hat diesen artikuliert, gemeinsam mit Regierungs-
mitgliedern von drei weiteren Landesregierungen,
wo die Linke mit in Verantwortung steht. Es geht
darum, 100 Milliarden Euro als Sondervermögen
für Energiesicherheit, Energiesouveränität und öko-
logische Transformation einzusetzen. Das wäre tat-
sächlich notwendig, um Anreize zu setzen, 

(Beifall DIE LINKE)

damit wir unser Alltagsverhalten anpassen, klima-
schonender gestalten, und zwar schnell. Wir als
Linke sagen ganz klar, es braucht dafür Angebote,
viel mehr Angebote statt Verbote. Deshalb haben
wir uns jetzt auch mit dieser Initiative für mehr
Angebote auf den Weg gemacht und haben hier
einen Vorschlag zur Änderung des Thüringer Stra-
ßengesetzes zur Diskussion gestellt. Wir wollen
mit mehr Spielraum für die Kommunen – das war
schon Thema – die Flexibilität bei der Festsetzung
der Gebühren, Herr Bergner, bei Stellplatznutzung
für Carsharing-Anbieter erhöhen, nicht abschaffen,
sondern wir wollen die Flexibilität erhöhen und da-
mit den Markteintritt weiterer Anbieter in Thüringen
erleichtern, und zwar mit dem Ziel, das Mobilitäts-
verhalten zu ändern und eine Neuverteilung des
Verkehrsraums zu befördern. Denn Carsharing wird
Autos ersetzen, wird somit Innenstädte entlasten

und den Parkraumdruck mindern. Das hilft am En-
de allen. Selbst denjenigen, die nicht Carsharing
nutzen, wird eine vermehrte Nutzung von Carsha-
ring helfen. Carsharing mehr zu nutzen, ist am En-
de ein Beitrag für mehr Mobilität für alle. 

Deswegen, sagen wir als Linke, ist die vorgeschla-
gene Änderung scheinbar trivial mit einem Halb-
satz, ist es aber nicht. Es kann tatsächlich eine Ent-
wicklung beschleunigen, die wir in den letzten Jah-
ren zwar hatten, aber die aus unserer Sicht viel zu
langsam vorangeht. Ich kann Ihnen das auch ganz
persönlich aus der Erfahrung in einer Stadt wie Ge-
ra schildern, wo wir vor Jahren eine lange Debatte
hatten, wo ein Carsharing-Anbieter überlegt hat, ob
er einen Markteintritt in unserer Stadt organisiert,
finanziert. Wir haben uns lange mit der Stadtverwal-
tung auseinandersetzen müssen, bis wir unter der
Überschrift „Pilotprojekt“ einen Modus Vivendi ge-
funden haben, weil es eben jetzt eine ganz konkre-
te Vorschrift zur Ermittlung dieser Gebühr im Thü-
ringer Straßengesetz gibt. Das möchten wir flexibler
gestalten. Ich verstehe gar nicht die kritischen Hin-
weise, Herr Malsch oder auch Herr Bergner, wo Sie
doch sonst bei jeder anderen Gelegenheit hier vorn
am Pult stehen und das hohe Gut der kommunalen
Selbstverwaltung

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

und der Eigenverantwortung in die Höhe halten,
um zu sagen, das wissen die vor Ort doch am bes-
ten, was wie gemacht werden muss. Dann lassen
Sie das doch die Kommunen vor Ort am besten
entscheiden und gehen wir weg von der jetzt fest-
gelegten Durchschnittsgröße, die jetzt im Gesetz
steht. Es ist deswegen aus meiner Sicht – und
wir haben das als Koalition natürlich vorher prüfen
lassen, bevor wir hier diesen Vorschlag machen
– auch überhaupt nicht einschlägig, dass Sie jetzt
mit beihilferechtlichen Schwierigkeiten um die Ecke
kommen, weil es ja nicht so ist, dass diese Gebühr
abgeschafft wird, sie wird auch nicht ausgesetzt,
sondern wir erhöhen lediglich die Flexibilität für die
kommunale Ebene, diese Gebühr festzulegen. Es
kann sogar sein, dass sie am Ende auch höher wird
als der Durchschnitt. Ja, warum nicht? Aber wenn
wir sagen, wir brauchen erst mal einen Anreiz, da-
mit wir vielleicht auch eine Vielfalt von Angeboten,
von Anbietern in den Kommunen haben, dann kann
sie nach unserem Vorschlag in Zukunft deutlich un-
ter dem Durchschnitt liegen. Deswegen sagen wir,
Ihre Vorbehalte sind hier nicht einschlägig und auch
das, was Herr Bergner hier für die FDP vorgetragen
hat mit dem Vergleich von E-Scootern und Fahrrä-
dern ist wenig überzeugend, weil diese, wenn Sie
zum Beispiel in Erfurt
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(Zwischenruf Abg. Bergner, Gruppe der FDP:
Das können wir im Ausschuss diskutieren!)

– genau, dann lassen Sie mich doch ausreden –
unterwegs sind, ganz selten auf Parkplätzen ange-
boten werden, sondern meistens in der Fußgänger-
zone stehen.

(Zwischenruf Abg. Bergner, Gruppe der FDP:
Das ist keine Sondernutzung!)

Das ist sicherlich auch von Ihnen beobachtet wor-
den. Das sind keine Parkplätze, Herr Bergner, dar-
um geht es doch. 

Auf dem flachen Land – weil die Debatte von Herrn
Malsch noch mal in diese Richtung geführt wurde:
Wir müssen doch auch Zukunftsentwicklungen mit-
denken. Es wird eine Zeit kommen, und die ist
nicht mehr weit weg, wo wir auch über autonomes
Fahren reden, wo das Fahrzeug viel stärker KI-ge-
steuert im Einsatz sein wird und wo wir solche Stel-
len haben müssen, wo diese Fahrzeuge Passagie-
re aufnehmen können, Passagiere wieder ausset-
zen können. Vor dem Hintergrund ist es tatsächlich
nicht nur eine Entwicklung, die wir mit Blick auf gro-
ße urbane Zentren im Auge behalten müssen, son-
dern eben auch als Möglichkeit, in Zukunft einen
weiteren Mobilitätsbaustein auch im flachen Land
anzubieten. Das ist es doch, was ein modernes
Land – und das wollen wir doch hoffentlich alle
gemeinsam – im Sinne einer Energie- und Mobili-
tätswende hier in Thüringen auch braucht.

Deshalb bitten wir hier um Ihre Zustimmung für ei-
ne Überweisung an den Ausschuss für Infrastruk-
tur, Landwirtschaft und Forsten, wo wir uns dann
diesen technischen Fragen auch noch mal in der
Hoffnung stellen wollen, dass wir dort nicht ewig
lange diskutieren, sondern dass wir an dieser Stelle
schnell zu einer Entscheidung kommen, damit wir
weitere Anreize setzen, das Mobilitätsverhalten zu
ändern. Es ist dringend notwendig, denn die Zeit
läuft ab für diesen Planeten. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Als Nächster erhält Abgeordneter Ru-
dy für die AfD-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Rudy, AfD:
Sehr geehrte Frau Parlamentspräsidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren Abgeordnete, liebe Zu-
schauer, das sogenannte Carsharing ist für manche
Leute sicher eine interessante Alternative zum ei-
genen Auto. In der Tat ist der Carsharing-Markt
gewachsen. 2019 gab es deutschlandweit 2,5 Mil-

lionen angemeldete Carsharing-Kunden. Das wa-
ren laut Branchenverband 350.000 mehr als im Vor-
jahr. Anfang 2019 stellten stationsbasierte Anbieter
11.200 Fahrzeuge und weitere 9.000 Fahrzeuge
im offenen Carsharing, bei dem Anbieter auch Car-
sharing privater Kfz organisieren, zur Verfügung.
Wenn man allerdings bedenkt, dass zum gleichen
Zeitpunkt insgesamt 47 Millionen private Pkw in
Deutschland zugelassen waren, erkennt man auch,
dass Carsharing nur ein kleines Marktsegment aus-
macht, nur einen Bruchteil der individuellen Mobili-
tät gewährleistet. Ob sich das ändern kann, wird
sich erst noch zeigen müssen.

Gewiss kann die Politik günstigere Rahmenbedin-
gungen schaffen, um Carsharing voranzubringen,
allerdings darf erstens keine Subventionswirtschaft
entstehen und zweitens darf nicht übersehen wer-
den, dass Carsharing ein Angebot ist, das vor allem
in Städten und urbanen Zentren attraktiv sein kann.
In der Fläche des ländlichen Raums ist Carsha-
ring kaum wirtschaftlich zu betreiben und für Kun-
den wenig praktikabel und wenig attraktiv. Je gerin-
ger die Bevölkerungsdichte, desto länger sind die
durchschnittlichen Wege zum Carsharing-Stellplatz
und desto unattraktiver ist die Dienstleistung. Hier
bleibt das eigene Auto die erste Wahl. Dementspre-
chend beschränkt sich das im Übrigen schwächeln-
de Carsharing-Angebot in Thüringen auf einige we-
nige Städte wie Erfurt, Jena, Weimar, Gotha und
Gera.

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Gotha!)

Ja, Gotha haben wir nicht vergessen. 

Die staatliche Förderung von Carsharing ist mithin
Förderung der Mobilität und der Lebensqualität in
den Städten, während der ländliche Raum weitge-
hend außen vor bleibt. Daran wird wieder einmal
mehr deutlich, dass es entscheidend ist, die Mobi-
lität aller Menschen im Blick zu behalten und ent-
sprechende Rahmenbedingungen dafür zu schaf-
fen, dass die Mobilität für alle erhalten werden
kann. Es hilft den Menschen, die mit dem Auto
unterwegs sein müssen oder wollen, gewiss am
meisten, wenn die Steuerlast auf Diesel und Benzin
dauerhaft reduziert wird. Gleichwohl spricht prinzipi-
ell nichts gegen eine Verbesserung der Rahmenbe-
dingungen für das Carsharing. Ob der im vorliegen-
den Gesetzentwurf offerierte Vorschlag das Thürin-
ger Carsharing-Geschäft tatsächlich belebt und die
Nachfrage steigern kann, dürfte allerdings dahinste-
hen. Denn auch wenn die Bemessung der Sonder-
nutzungsgebühr bei Carsharing-Stellplätzen in die
Hand der Städte und Gemeinden gelegt wird und
sie dadurch einen größeren Ermessensspielraum
erhalten, bleiben die Wege in ländlichen Gebieten
lang, während sie in den überschaubaren Thüringer
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Städten kurz bleiben. Da ist fraglich, ob das anvi-
sierte Ziel einer Etablierung und Ausweitung von
Carsharing-Angeboten mit der Gesetzesänderung
zu erreichen ist. Vielleicht kann uns die Regierung
im Ausschuss davon überzeugen. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Henfling:
Als Nächstes erhält für die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen Abgeordnete Wahl das Wort.

Abgeordnete Wahl, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, liebe Besucher und Besu-
cherinnen auf der Tribüne, wir sprechen heute über
das Carsharing und ich freue mich, dass das nach
der Mittagspause dann doch eine ganz lebhafte De-
batte wurde, denn eigentlich geht es hier nur um ei-
ne kleine Anpassung im Gesetz, nämlich den Kom-
munen mehr Ermessensspielräume bei den Gebüh-
ren zu ermöglichen. 

Herr Malsch, ich will mal mit dem Positiven begin-
nen. In der Analyse sind wir uns ja komplett einig,
das kommt nicht so häufig vor, aber Sie haben
recht. Gerade der Platz in den Städten, der öffent-
liche Raum ist extrem knapp bemessen und führt
immer wieder zu einer Abwägung, was kann in den
öffentlichen Raum hin, wird dort Platz für Stellplät-
ze genommen oder hat man Platz für Radwege,
Baumpflanzungen – es sind viele Interessen, die
da miteinander in Abwägung gebracht werden müs-
sen.

Aber aus der Analyse heraus – Ihre Folgerung ist
dann doch komplett falsch. Denn wenn wir mehr
öffentlichen Raum in den Städten ermöglichen wol-
len, dann ist das Carsharing ein Ansatzpunkt, der
das ermöglichen kann. Frau Lukin hatte es schon
gesagt, ein Carsharing-Auto ersetzt im Schnitt –
Studien vom VDV sagen vier bis zehn Autos, teil-
Auto selbst sagt, aus Erfahrungswerten sind diese
Zahlen teilweise sogar höher. Fakt ist, mehrere pri-
vate Pkw, die sonst ruhend rumstehen – meistens
stehen Autos ja tatsächlich 23 Stunden am Tag rum
– werden nicht gefahren.

Dieser ruhende Verkehr in den Städten kann da-
durch ersetzt werden, dass Menschen sich ein Auto
teilen, Carsharing nutzen. Das führt dazu, dass wir
neuen Platz für andere Nutzungen in den Städten
gewinnen. Deswegen ist gerade das Carsharing ei-
ne Lösung dafür, um das Parkplatzproblem auch in
den Griff zu bekommen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich will auch darauf hinweisen, dass Carsharing
keine Sache ist, die nur in den größeren Städten
relevant sein kann, sondern gerade auch für Mittel-
städte sehr wünschenswert wäre. Es stimmt, dass
wir dieses Angebot bisher noch nicht haben, aber
das muss ja nicht so bleiben. Carsharing-Anbie-
ter machen immer wieder deutlich, dass es sehr
hilfreich ist, wenn zum Beispiel Verwaltungen, gro-
ße Verbände, Arbeitgebergemeinschaften, Organi-
sationen Carsharing für ihre Mitarbeitenden ermög-
lichen, weil man dadurch in Kombination mit priva-
ter Carsharing-Nutzung eine gute Auslastung der
Autos gewährleisten kann und sich so das Angebot
in der Zukunft hoffentlich auch auf weitere Städte
und gerade auf die Mittelstädte in Thüringen aus-
weiten wird. Ich setze darauf, dass das passieren
wird.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

In der letzten Legislatur, das wurde schon ange-
sprochen, hat der Thüringer Landtag ein Gesetz
verabschiedet, um für Carsharing Rechtssicherheit
zu schaffen. Dabei geht es vor allem um das sta-
tionsbasierte Carsharing, wo gegen ein angemes-
senes Entgelt ein Stellplatz im öffentlichen Raum
zur Verfügung gestellt werden kann. Die Erfahrun-
gen der letzten Jahre haben aber immer wieder
gezeigt, dass die Formulierung, die jetzt im Stra-
ßengesetz ist, nämlich, dass ein marktgleicher Ge-
genwert gefunden werden muss, sehr schwierig ist.
Ich kann da auch aus der Erfahrung im Erfurter
Stadtrat berichten, wo wir vorhatten, die Sondernut-
zungsgebühr anzupassen und die Verwaltung dann
auf Rechtsunsicherheit hingewiesen hat, sich mit
der aktuellen Formulierung sehr schwer getan hat,
weil sie gesagt hat: Was soll denn der marktgleiche
Gegenwert eines Parkplatzes sein? Wenn wir hier
das Beispiel Erfurt nehmen: Gerade hier um den
Thüringer Landtag herum kostet ein Parkplatz gar
nichts, da darf man das Auto einfach im öffentlichen
Raum abstellen. Es gibt das Bewohner/‑innenpar-
ken, wo der Parkplatz im Schnitt 8 Cent pro Tag
kostet, es gibt aber auch die Zonen in Erfurt, wo
man für den Parkplatz 2 Euro pro Stunde bezah-
len muss, und da stellt sich dann eben die Frage,
was ist dieser marktgleiche Gegenwert? Eigentlich
muss man feststellen, gerade bei Parkplätzen gibt
es im volkswirtschaftlichen Sinne keinen Markt, und
das ist eben die Schwierigkeit mit der bisherigen
Formulierung. Deswegen ist die neue Anpassung,
dass einfach eine Gebühr erhoben werden muss,
sinnvoll und lässt da eine Menge Ermessensspiel-
raum. Ich bin gespannt auf die Debatte im Aus-
schuss. Ich freue mich auch, dass Sie zugesagt
haben, dass wir die konstruktiv führen, denn ich
glaube nicht, dass das Beihilferecht da ein großes
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Problem machen wird. Man kann auch nicht von
Bevorteilung des Carsharings sprechen, denn die
Kommunen legen ja bei den Sondernutzungsge-
bühren, eben bei ganz verschiedenen Sondernut-
zungen, die Gebühren selbstständig, eigenverant-
wortlich fest, und genau das Gleiche wird dann
eben beim Carsharing sein, dass sie bestimmen
können, wie hoch die Gebühr ausfallen soll.

Eins möchte ich noch betonen, weil es auch viel-
leicht nicht allen bekannt ist: In Thüringen gibt es
aktuell faktisch nur ein Carsharing-Unternehmen,
das überörtlich tätig ist, und etwas Konkurrenz
könnte da vielleicht auch gar nicht schaden. Des-
wegen sollte dieses Gesetz auch die Markteintritts-
schranke für neue Anbieter senken, denn gerade
wenn das Angebot in neuen Städten aufgenommen
wird, ist es zu Beginn sehr teuer und schwierig, und
wenn dann Kommunen über die neue Regelung die
Preise auch günstig halten können, dass es sich
lohnt, dann ist es hoffentlich eine Förderung für
Carsharing-Unternehmen, damit es in ganz Thürin-
gen ausgeweitet wird. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Carsharing ist eine super Ergänzung zu Bus und
Bahn, ist also als eine Ergänzung zum ÖPNV zu
sehen, und ich begrüße sehr, dass auch in Thürin-
gen der VMT und teilAuto sehr eng zusammenar-
beiten, weil man, wenn man ein Abo hat, auch Car-
sharing sehr günstig nutzen kann. Denn ich glau-
be, wir müssen hier den Umweltverbund gemein-
sam denken. Davon ist Carsharing ein kleiner Teil,
der gestärkt werden muss, und wenn wir hier mit
dem neuen Gesetzentwurf Rechtssicherheit schaf-
fen können, ist das sicherlich zu begrüßen. Daher
freue ich mich sehr auf die Diskussion im Aus-
schuss für Infrastruktur, Landwirtschaft und Forsten
und danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Als Nächste hat sich noch Abgeordne-
te Dr. Bergner zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Dr. Bergner, fraktionslos:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kollegen Ab-
geordnete, liebe Zuhörer, ich begrüße den Antrag
der Regierungskoalition, denn Carsharing wird in
Zukunft bei einer guten und durchdachten Mobi-
litätswende, die die Gleichberechtigung aller Ver-
kehrsteilnehmer sicherstellt, eine wichtige Rolle
spielen. Carsharing ist vor allem eine effektive
Nutzung von Ressourcen und spart vor allem Ab-
stellflächen ungenutzter Fahrzeuge. Gerade junge

Menschen verzichten zunehmend auf ein eigenes
Fahrzeug und setzen besonders in Ballungs- und
Stadträumen auf ereignisbezogene Nutzung von
Carsharing-Angeboten.

Herr Malsch, ich teile Ihre Meinung nicht, dass
die Lage von Carsharing-Plätzen an Ortsrändern
geeignet ist. Wichtig ist doch für Carsharing, dass
es für den Nutzer bequem ist und ich auf das Au-
to um die Ecke zugreifen kann. Ich selbst habe
schon vor zehn Jahren in Norwegen erlebt, wie
Carsharing funktioniert. Da sind Parkplätze mit drei,
vier Autos maximal fünf Minuten fußläufig von den
Wohnungen entfernt und da macht es richtig Sinn,
das zu nutzen. Und ich habe mich damals immer
schon gefragt, warum so was in Deutschland nicht
möglich ist und was das so kompliziert macht. Den
Kommunen hier einen unbürokratischen und flexi-
blen Weg im Rahmen des Rechts einzuräumen,
um entsprechende Carsharing-Plätze auszuweisen,
kann ich nur begrüßen. Ich rufe auch gleichzei-
tig die Kommunen auf, diese neuen Rahmenbedin-
gungen zur Förderung des Carsharings zu nutzen
und dies nicht als neue gewinnbringende Einnah-
mequelle zu verstehen. Es liegt auch in der Verant-
wortung der Kommunen, ein ausgeglichenes loka-
les Verhältnis zu den Parkgebühren zu schaffen. An
der Stelle, muss ich sagen, bin ich für Machen, statt
Bedenken auszutauschen, wie ich es heute hier in
der Debatte wahrgenommen habe.

(Beifall Abg. Kniese, fraktionslos)

Der Diskussion im Ausschuss wünsche ich daher
viel Erfolg. Ich möchte noch eine Anregung geben:
Es wäre auch sinnvoll, wenn festgelegt wird, wie
wir die Wirksamkeit dieses Gesetzes nachweisen
können – nach zum Beispiel zwei Jahren in Betrieb
sein. Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall Abg. Kniese, fraktionslos)

Vizepräsidentin Henfling:
Aus den Reihen der Abgeordneten habe ich jetzt
keine weiteren Wortmeldungen. Die Landesregie-
rung hat signalisiert, dass sie in der ersten Be-
ratung dazu nicht das Wort wünscht. Deswegen
würde ich jetzt zur Ausschussüberweisung kom-
men. Es ist zwar von mehreren Ausschüssen ge-
sprochen worden, aber beantragt wurde die Über-
weisung nur an den Ausschuss für Infrastruktur,
Landwirtschaft und Forsten. Wird noch eine ande-
re Überweisung an einen anderen Ausschuss ge-
wünscht?

(Zuruf Abg. Bergner, Gruppe der FDP: Wenn
wir von Kommunen reden, gehört es in den
Innen- und Kommunalausschuss!)
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Die Überweisung an den Innen- und Kommunal-
ausschuss wird noch beantragt. Dann würde ich
jetzt erst mal die Überweisungen abstimmen und
dann stimmen wir über die Federführung ab. 

Wer also der Überweisung an den Ausschuss für
Infrastruktur, Landwirtschaft und Forsten zustimmt,
den bitte ich um das Handzeichen. Das sind alle
Fraktionen, die Gruppe und fraktionslosen Abge-
ordneten des Hauses. Die Gegenprobe: Gibt es
Gegenstimmen? Das sehe ich nicht. Enthaltungen?
Auch nicht. Damit ist die Überweisung so erfolgt.

Wir stimmen über die Überweisung an den Innen-
und Kommunalausschuss ab. Wer dem zustimmen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. Das
ist die Gruppe der FDP. Gegenstimmen? Das sind
die übrigen Fraktionen des Hauses. Gibt es Enthal-
tungen? Die fraktionslosen Abgeordneten enthalten
sich. Damit ist diese Überweisung abgelehnt. Dann
erübrigt sich auch die Federführung und wir können
an dieser Stelle diesen Tagesordnungspunkt schlie-
ßen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 6

Gesetz zur Änderung des Thü-
ringer Rettungsdienstgesetzes
Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/5376 - 
ERSTE BERATUNG

Für die Einbringung hat sich Abgeordnete
Vogtschmidt zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Vogtschmidt, DIE LINKE:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen der demokratieliebenden Parteien, liebe Zu-
schauerinnen und Zuschauer am Livestream und
ja auch jetzt vor Ort! Zum 1. Januar 2014 wur-
de bundesweit das neue Berufsbild des Notfallsa-
nitäters bzw. der Notfallsanitäterin eingeführt, um
die notfallmedizinische Versorgung von Notfallpati-
entinnen/‑patienten in Deutschland vor allem qua-
litativ zu verbessern. Anders als Rettungsassisten-
tinnen/‑assistenten, die zwei Jahre lang ausgebildet
werden, können die Notfallsanitäterinnen/‑sanitäter,
die über drei Jahre lang ausgebildet werden, ganz
andere Kompetenzen ausüben. Konkret bedeutet
das beispielsweise die Möglichkeit, etwa im arzt-
freien Intervall eigenverantwortlich die Heilkunde
auszuüben oder auf Delegationsbasis eigenständig
ärztliche Behandlungsmaßnahmen durchzuführen.
Diese Kompetenzen erlangen Rettungsassistentin-
nen/‑assistenten erst dann, wenn sie sich zu Not-

fallsanitäterinnen/‑sanitätern nachqualifizieren las-
sen, also durch eine Ergänzungsprüfung oder eine
staatliche Vollprüfung.

Wie sieht das im Grunde eigentlich aus? Vor der
Zulassung zu einer staatlichen Ergänzungsprüfung
wird eine weitere Ausbildung von 480 Stunden bzw.
960 Stunden gefordert. In Thüringen ist der Einsatz
von Rettungsassistentinnen/‑assistenten auf den
in der Notfallrettung eingesetzten Rettungsfahrzeu-
gen und in den zentralen Leitstellen bis einschließ-
lich 31.12.2022 befristet, da der Landtag im Früh-
jahr 2014 in Artikel 34 Abs. 3 des Thüringer Ret-
tungsdienstgesetzes eine solche Frist beschlossen
hatte. Diese Frist wurde auch 2018 fortgeschrieben,
allerdings von Rot-Rot-Grün um eine Evaluierungs-
pflicht der Landesregierung gegenüber dem Land-
tag ergänzt. Der Bundesgesetzgeber hatte zeitlich
nach der letzten Gesetzesnovelle in Thüringen eine
Fristverlängerung auf den 31.12.2023 vorgenom-
men, in der sich Rettungsassistentinnen/‑assisten-
ten als Notfallsanitäterinnen/‑sanitäter nachqualifi-
zieren lassen können. Gegenüber dem Landtag hat
die Landesregierung wiederholt über den aktuel-
len Umsetzungsstand der Nachqualifizierungen und
der Neuausbildungen von Notfallsanitätern/‑innen
berichtet. Zum Jahreswechsel am 31.12.2020 hat-
te das Landesverwaltungsamt etwa 919 Menschen
die Berufszulassung „Notfallsanitäter/‑in“ erteilt ge-
habt. Im Januar 2022 signalisierte das Innenminis-
terium im zuständigen Fachausschuss, dass die
Erfolgsquote landesweit gut ausfalle, es aber punk-
tuell, etwa im Raum Südostthüringen trotz der nun-
mehr über sechs Jahre andauernden Möglichkeit
zur Neuausbildung bzw. Nachqualifizierung noch
weiteren Nachholbedarf gebe. Aus diesem Grund
schlagen Ihnen die Fraktionen Die Linke, SPD und
Bündnis 90/Die Grünen vor, den Rettungsdienst in
Thüringen mit der vorliegenden Gesetzesänderung
zu entlasten, um gleichzeitig den Strukturen, aber
auch den Mitarbeitenden mehr Planungssicherheit
zu geben und für die Menschen in Thüringen opti-
male Versorgungssicherheit zu gewährleisten und
herzustellen.

Die Gesetzesänderung beinhaltet deshalb erstens
eine Harmonisierung des Artikels 34 Abs. 3 Satz 1
des Thüringer Rettungsdienstgesetzes mit der
bundesrechtlichen Nachqualifizierungsfrist und Arti-
kel 32 Abs. 2 des Notfallsanitätergesetzes. Das be-
deutet ganz konkret eine Verlängerung des landes-
gesetzlichen Einsatzstichtags um ein Jahr bis zum
31.12.2023. Damit wären, Stand heute, mehr als
eineinhalb Jahre Zeit für weitere Nachqualifizierun-
gen. Und zweitens auch eine konkrete Beschrän-
kung dieser Frist auf den Bereich der Transport-
führer/-innen der in der Notfallrettung eingesetzten
Rettungswagen. Gerade in diesem Spezialbereich
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sind eine höhere Qualifizierung und umfangreiche
Ausbildung unerlässlich, da hier viel tiefgehende
Befugnisse und Kompetenzen angewendet werden.
Das heißt im Ergebnis, dass Rettungsassistentin-
nen/‑assistenten, die trotz bestehender Nachqua-
lifizierungsmöglichkeiten nicht über den Berufsab-
schluss Notfallsanitäter/‑in verfügen, auch im Ein-
satzdienst weiter die Chance erhalten, zum Bei-
spiel als Fahrerin oder Fahrer der Rettungswagen,
als Fahrerin oder Fahrer der Notarzteinsatzfahr-
zeuge, als Transportführerin oder Transportführer
der Krankentransportwagen und auf den Rettungs-
transporthubschraubern tätig sein zu können. Sie
würden damit künftig von dieser Frist ausgenom-
men werden. Das gilt auch für die Tätigkeit der
Disponentinnen/Disponenten im Bereich der zentra-
len Leitstellen. Damit würde etwaiger Druck von
den Rettungsdienststrukturen genommen, über den
auch die „Ostthüringer Zeitung“ am Montag im
Bereich Saalfeld berichtete, die eine wichtige Ar-
beit für die Sicherheit der Menschen in Thüringen
gewährleisten. Deswegen jetzt auch vielleicht ein
Blick von mir in Richtung der Oppositionsparteien:
Vielleicht beim nächsten Mal vor Äußerungen in der
Presse mal auf die Tagesordnung schauen und auf
die vorliegenden Gesetzesänderungen der Koaliti-
onsfraktionen, wo wir schon Lösungen bzw. auf die
von Ihnen gestellten Fragen bereits geantwortet ha-
ben. So können wir sicherlich gemeinsam zu einem
guten sachlichen Punkt kommen.

Namens der Fraktionen Die Linke, SPD und Grüne
werbe ich daher um Zustimmung bzw. um Überwei-
sung an den Innen- und Kommunalausschuss.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Damit eröffne ich die Aussprache. Als
Erster erhält für die Fraktion der AfD Abgeordneter
Czuppon das Wort.

Abgeordneter Czuppon, AfD:
Frau Präsidentin, werte Damen und Herren, liebe
Thüringer, das bestehende Regelungsproblem ei-
ner Anpassung des § 34 Abs. 3 des Thüringer
Rettungsdienstgesetzes an die bundesrechtliche
Regelung des § 32 Abs. 2 des Notfallsanitäterge-
setzes ist seit Ende 2019 bekannt. Andere Bundes-
länder, wie Bayern oder Baden-Württemberg, ha-
ben dies schon längst erledigt. Grund dafür war
auch dort die zunehmende Personalnot bei ausge-
bildeten Notfallsanitätern; die wachsen bekannter-
maßen nicht auf den Bäumen. Dass es um den
Rettungsdienst in Thüringen nicht gut bestellt ist,

hat auch die Fraktion der CDU erkannt. Seit Mona-
ten beschäftigt sich der Innen- und Kommunalaus-
schuss mit deren Antrag „Rettungsdienstabdeckung
in ganz Thüringen sicherstellen – Rettungswesen
und -personal ertüchtigen“.

Jetzt kommen Sie, meine Damen und Herren von
den Fraktionen Die Linke, der SPD, Bündnis 90/Die
Grünen, auf der Seite 4 Ihres Gesetzentwurfs
mit der Begründung, dass es eine Verlängerung
des Einsatzstichtags für Rettungsassistenten durch
Harmonisierung des § 34 Abs. 3 des Thüringer Ret-
tungsdienstgesetzes mit der in § 32 Abs. 2 des Not-
fallsanitätergesetzes bundeseinheitlich geregelten
Nachqualifizierung geben soll, da sonst – ich zitie-
re – „ohne eine Anpassung der landesgesetzlichen
Stichtagsregelung […] in Thüringen Rettungsassis-
tenten eher aus dem Einsatz- und Leitstellendienst
ausscheiden [müssten]“. Demgegenüber hat Herr
Minister Maier in seinem nach § 34 Abs. 3 Satz 2
des Thüringer Rettungsdienstgesetzes vorgeschrie-
benen Evaluierungsbericht vom 25. März 2021 ge-
genüber dem Innen- und Kommunalausschuss aus-
geführt, dass – ich zitiere – „die Nachqualifizie-
rung von Rettungsassistenten zu Notfallsanitätern
in Thüringen erfolgreich umgesetzt wurde.“

(Zwischenruf Abg. Bilay, DIE LINKE: März
2021!)

Nach dem Bericht hatte Thüringen mit Stand vom
31. Dezember 2020 einen Bestand an 919 ausge-
bildeten Notfallsanitätern, was auch die Kollegin der
Linken schon gesagt hat, bei einem Bedarf von
insgesamt 870 Notfallsanitätern. Das steht der Be-
gründung zum vorliegenden Gesetzesentwurf ent-
gegen. Was stimmt denn nun? Wie sind denn die
aktuellen Zahlen?

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Das steht bestimmt auf Ihrem Zettel!)

Nein, noch nicht! – Das gilt es zur dauerhaften
Rettungsdienstabdeckung in Thüringen noch auf-
zuklären. Unsere Fraktion wird sich daher dem
Gesetzentwurf nicht verschließen. Wir werden ihn
zum Anlass nehmen, in der Ausschussberatung
weitere notwendige Änderungen des Thüringer
Rettungsdienstgesetzes einzubringen. Einer Aus-
schussüberweisung des Gesetzentwurfs stimmen
wir zu. Vielen Dank. 

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Henfling:
Als Nächstes erhält für die Gruppe der FDP Abge-
ordneter Montag das Wort. 
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Abgeordneter Montag, Gruppe der FDP:
Sehr verehrte Frau Präsidentin, vielen Dank. In der
Pause haben wir etwas von dem unerschütterlichen
Optimismus gehabt, was uns Liberalen oft zu eigen
ist. Das hier ist ein gutes Beispiel dafür, denn be-
reits im Jahr 2014 hat mein sehr geschätzter Kolle-
ge Dirk Bergner hier am Rednerpult das Thüringer
Rettungsdienstgesetz kritisch besprochen

(Beifall Gruppe der FDP)

und schon damals zum § 34 Thüringer Rettungs-
dienstgesetz auf die entstehenden Probleme hinge-
wiesen. Damals haben wir auch eine Streichung
verlangt, einen Antrag dazu eingereicht. Acht Jah-
re später freuen wir uns also, dass Rot-Rot-Grün,
aber auch natürlich die Kollegen der CDU hier die-
sen entsprechenden Handlungsbedarf festgestellt
haben. Manchmal dauert es also ein bisschen län-
ger,

(Beifall CDU, Gruppe der FDP)

liebe Frau Rothe-Beinlich, das ist auch nicht
schlimm, aber das begründet eben das, was ich
vorhin gesagt habe, man darf auch optimistisch
sein. Richtig ist, dass man das angeht, um zu har-
monisieren. Es hat auch einen Vorteil, nämlich der
Fachkräftemangel wird um ein Jahr nach hinten
verschoben und Rettungsassistenten können damit
ein Jahr länger eingesetzt werden. Richtig ist natür-
lich aber auch, dass weder die alte noch die neu
vorgeschlagene Fassung dieser Übergangsfrist auf
einer Vorgabe aus dem Bund beruht. 

Das ist ein sehr formales Unterfangen, denn sub-
stanziell wird natürlich am Fachkräftemangel hier
nichts verbessert. Deswegen kann das tatsächlich
nur der entsprechend formale Schritt sein. Das,
was am Ende Probleme lösen hilft, den Handlungs-
bedarf im Bereich des Rettungsdienstes, den müs-
sen wir anderweitig lösen. Insofern ist die Novellie-
rung bei der Frage der Absicherung der Dienste
ein Stück weit weiße Salbe. Ich bin sehr gespannt,
ob die Landesregierung zur Stärkung des Rettungs-
dienstes eigene Initiativen, die über reinen Forma-
lismus hinausgehen, wird einbringen können. Die
grundsätzliche Frage der Reformbedürftigkeit von
Strukturen ist natürlich Aufgabe des Bundes.

Wir haben ja in Thüringen – Gott sei Dank, muss
man sagen – eine etwas andere Struktur und
Verantwortlichkeit, indem hier die KV auch verant-
wortlich zeichnet, den Rettungsdienst abzusichern.
Trotzdem haben auch wir hier schon diskutiert, lei-
der ohne Erfolg, Stichwort „Digitalisierung“. Wir ha-
ben hier die IVENA-Lösung, also die schnelle Da-
tenerfassung im Rettungswagen und Übertragung
in die Rettungsstelle, diskutiert, leider ohne Erfolg,

obwohl viele andere Bundesländer das angespro-
chen haben und das System auch schon nutzen.
Es erleichtert die Arbeit vor Ort, reduziert die Fehl-
anfahrten und erhöht damit die Patientensicherheit
deutlich. Hier will man eigene Lösungen schaffen,
wir sind sehr gespannt, wie diese ausgestaltet wer-
den sollen. Wir sind sehr froh, dass die KV daran
beteiligt ist, dann wird es meistens was. Wenn es
nur das Ministerium allein wäre, hätte ich ein biss-
chen Sorgen. Aber das soll hier nicht das Thema
sein. Trotzdem bleibt es dabei, die Frage, Einsatz-
fristen, Fehlanfahrtsvermeidung und Qualitätssiche-
rung hat eben viel mit Personal zu tun. Das bleibt
eine Aufgabe. Sie haben uns – da können Sie si-
cher sein – an Ihrer Seite, konstruktiv gemeinsam
an einer guten Lösung zu arbeiten. Denn die Fra-
ge der Attraktivität des Berufs, der Nachwuchssi-
cherung, das ist die entscheidende zur Sicherung,
auch der Lebensqualität, auch in einem Fall, in dem
man einmal auf ein solches Rettungsmittel ange-
wiesen ist. Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Als Nächstes bekommt Abgeordneter
Zippel für die Fraktion der CDU das Wort.

Abgeordneter Zippel, CDU:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, wir haben es heute mit
einem sehr schlanken Gesetzentwurf zu tun. Aber
dennoch hat es das Thema in sich. Es geht um den
Rettungsdienst in Thüringen, und der Gesetzent-
wurf – und das ist der Kern – soll die Übergangs-
zeit für den Einsatz von Rettungsassistenten ver-
längern. Nach aktueller Gesetzeslage ist in Thürin-
gen der Einsatz von Rettungsassistenten auf Ret-
tungsfahrzeugen und in den Leitstellen nur noch bis
Ende 2022 zulässig. Dies soll nun an die geänderte
bundesrechtliche Frist angepasst werden, und zwar
genau um ein Jahr, das heißt, bis Ende 2023.

Ich will noch mal darauf hinweisen – der Kollege
Montag erinnert sich vielleicht nicht daran, weil es
in der letzten Legislaturperiode war. Da befand sich
die FDP hier nicht im Landtag. Wir hatten schon
mal eine Anpassung dieser Frist, weil wir festge-
stellt hatten, dass wir bei der Qualifikation der Not-
fallsanitäter einen Flaschenhals hatten, und haben
damals die Frist in Thüringen um einige Jahre –
ich glaube, es waren damals zwei Jahre – nach
hinten geschoben, weil wir klare Signale von den
Leistungserbringern und auch von den Rettungs-
dienstschulen bekommen hatten, dass wir hier auf
einen Engpass hinauslaufen. Wir haben das da-
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mals nachgesteuert und waren uns damals hier im
Hohen Hause auch einig, dass wir nicht ohne eine
Frist auskommen wollten, weil wir gesagt hatten,
es macht Sinn, dass in diesem gesamten Prozess
auch ein gewisser Druck einfach drinnen ist, dass
wir die Leistungserbringer und alle, die es betrifft,
dahin bringen, entsprechende Nachqualifikationen
zu betreiben. Deswegen finde ich das richtig und
wichtig, dass wir hier bei einer Frist bleiben. Aber
es ist genauso richtig und wichtig, dass wir sie nach
all den Signalen, die wir aus den entsprechenden
Bereichen bekommen, noch mal um ein Jahr nach
hinten verschieben.

Zugleich soll durch diesen Gesetzentwurf die
Übergangsbestimmung auf die Transportführer der
Rettungstransportwagen beschränkt werden. Das
heißt, auch ab 2024 könnten Rettungsassistenten,
die nicht über den Abschluss als Notfallsanitäter
verfügen, weiterhin als Fahrer der RTW, Fahrer der
Notarzteinsatzfahrzeuge, Transportführer von Kran-
kentransportwagen, auch auf Rettungshubschrau-
bern sowie als Disponenten in den Rettungsleitstel-
len tätig werden. Das ist wichtig, weil wir eine gan-
ze Reihe von Rettungsassistenten haben, die sich
in einem Altersbereich befinden. Die sagen: „Ich
will nicht noch mal diesen Schritt gehen. Ich bin in
einem Alter, wo ich nicht noch mal den Notfallsani-
täter machen möchte.“ Aber gleichzeitig wollen die
Kolleginnen und Kollegen dort die letzten – zwei,
drei, vier Jahre sind es manchmal nur noch bis zum
Ruhestand, aber noch in dem Beruf tätig sein. Und
für diejenigen dort ein Angebot zu unterbreiten, ist
– glaube ich – wichtig. Bei allem, was ich gerade
aufgezählt habe, würde ich aber zumindest bei den
Rettungshubschraubern mal spontan ein Fragezei-
chen setzen. Das sollten wir aber dann in den Aus-
schüssen entsprechend diskutieren.

Prinzipiell ist es so, dass sich im Bereich des
Rettungsdienstes ein grundlegender Reformbedarf
abzeichnet. Das haben wir hier im Hohen Haus
schon mehrfach diskutiert. Die Zeit bis zum Ein-
treffen eines Rettungsmittels variiert zwischen den
verschiedensten Regionen Thüringens teils enorm.
Das haben sowohl ich als auch andere Kolleginnen
und Kollegen auch schon öfters in Kleinen Anfra-
gen nachgewiesen bzw. erfragt. Die Ansprüche an
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Rettungs-
dienstes steigen und werden immer komplexer. Wir
sehen auch einen strukturellen Wandel bei den
Auszubildenden, der auch die Frage nach der Fa-
milienfreundlichkeit des Berufs immer dringender
und dringlicher in den Mittelpunkt rückt. Wir müssen
auch über die in Thüringen zur Verfügung stehen-
den Rettungsmittel reden, deren Fähigkeiten und
Einsatzzeiten. Das in Gänze ist ein komplexes Pro-
blembündel, das es nicht nur allein mit einer Frist-

verlängerung zu lösen gilt. So ist es eben auch
sinnvoll, die Diskussion hier zu weiten. Deswegen
hatten wir als CDU-Fraktion – und das wurde
schon erwähnt – auch unseren Antrag „Rettungs-
dienstabdeckung in ganz Thüringen sicherstellen
– Rettungswesen und -personal ertüchtigen“ einge-
bracht. Ich will aber auch ganz bewusst betonen,
dass wir hier von zwei unterschiedlichen Themati-
ken sprechen. Wir reden hier von einer sehr direk-
ten Problemlösung, wie wir mit den Rettungsassis-
tenten umgehen und wie wir es den Leistungser-
bringern vor Ort ermöglichen, dass sie diese Kräfte
einsetzen. Auf der anderen Seite müssen wir aber
darüber reden, wie wir die Mittel, die wir in Thürin-
gen im Einsatz haben, noch effektiver einsetzen,
wie wir da technologischen Fortschritt mittragen
und unter Umständen auch manch gute Idee aus
anderen Bundesländern übernehmen können. Ich
will hier nur mal das Stichwort „Weiterentwicklung
der Luftrettung“ in den Raum werfen. 

Dies wird nun parallel auch im Innen- und Kommu-
nalausschuss beraten und angehört. Ich bin sehr
gespannt auf die abschließenden Beratungen dort.
Da gibt es, glaube ich, noch ein bisschen Arbeit
zu tun, auf die ich mich da sehr freue. Und das
wichtige Thema – denn nach unserer Ansicht geht
es beim Thema „Rettungsdienst“ um grundlegen-
des Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in den
Staat – sollten wir uns hier auch immer wieder be-
wusst machen, dass es um grundsätzliches Staats-
vertrauen und beim Thema „Rettungsdienst“ eben
nicht nur um Leben und Tod geht. Und wenn wir
sagen „nicht nur um Leben und Tod“, dann ist das
schon wichtig, sondern es geht um den grundsätz-
lichen Anspruch der Menschen eben an die Versor-
gungssicherheit. 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist dafür sicherlich
ein Baustein, aber wir dürfen dabei nicht stehen
bleiben. In diesem Sinne befürworten wir die Über-
weisung dieses Gesetzentwurfs an den Sozialaus-
schuss, ebenfalls an den Innenausschuss und freu-
en uns auf die inhaltliche Debatte. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Gibt es noch weitere Wortmeldungen
aus den Reihen der Abgeordneten? Das kann ich
nicht erkennen. Die Landesregierung hat auch hier
gesagt, dass sie auf einen Redebeitrag verzichtet. 

Dann würden wir zur Ausschussüberweisung kom-
men. Es ist Überweisung an den Innen- und Kom-
munalausschuss und an den Ausschuss für Sozia-
les, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung bean-
tragt. 
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Ich würde zuerst die Überweisung an den Innen-
und Kommunalausschuss abstimmen. Wer dem so
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Das
sind alle Fraktionen und Gruppen und fraktionslo-
sen Abgeordneten des Hauses. Gegenstimmen?
Sehe ich nicht. Stimmenthaltungen? Kann ich auch
nicht erkennen. Damit ist der Gesetzentwurf an den
Ausschuss überwiesen. 

Wir stimmen über die Überweisung an den Aus-
schuss für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleich-
stellung ab. Wer dem zustimmen möchte, den bitte
ich um das Handzeichen. Das sind die Fraktion der
CDU, die fraktionslosen Abgeordneten, die Frakti-
on der AfD und die Gruppe der FDP. Wer stimmt
dagegen? Das sind die Koalitionsfraktionen. Gibt
es Enthaltungen? Ich würde fast sagen, ich muss
das auszählen. Dann würden wir das machen. Wer
stimmt gegen die Überweisung? Vielleicht setzen
sich bitte alle auf ihren Platz, das erleichtert uns
das Ganze ein bisschen. 30, jetzt sind wir uns einig.
Dann hätte ich gern noch mal die Stimmen für die
Überweisung. Das sind 27, da sind wir uns einig.
Damit ist die Überweisung abgelehnt. 

Dann können wir diesen Tagesordnungspunkt
schließen und kommen zum Tagesordnungs-
punkt 7 in den Teilen

a) Fünftes Gesetz zur Ände-
rung der Verfassung des Frei-
staats Thüringen – Aussetzung
der automatischen Diätenerhö-
hung im Jahr 2022
Gesetzentwurf der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/5367 - 
ERSTE BERATUNG

b) Sechzehntes Gesetz zur
Änderung des Thüringer Ab-
geordnetengesetzes – Ausset-
zung des Anpassungsverfah-
rens der Abgeordnetenbezüge
gemäß § 26 des Thüringer Ab-
geordnetengesetzes
Gesetzentwurf der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/5370 - 
ERSTE BERATUNG

Das Wort zur Begründung erhält Herr Abgeordneter
Kießling.

Abgeordneter Kießling, AfD:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Abgeordnete,
liebe Zuschauer auf der Tribüne und an den Bild-

schirmen! Die AfD-Fraktion beantragte erstmalig
bereits im Juni 2015 im Landtag, die Abschaffung
des Indexverfahrens nach Artikel 54 Abs. 2 der
Thüringer Verfassung zur jährlichen automatischen
Anpassung der Abgeordnetendiäten und Aufwands-
entschädigungen durchzuführen. Diese Forderung
wurde zuletzt im April 2021 erneut von der AfD-
Fraktion beantragt und durch unseren Fraktionsvor-
sitzenden, Herrn Höcke, entsprechend ausführlich
begründet. An diesem Ziel hält die AfD-Fraktion
auch weiterhin fest und wird diesen Antrag zu ge-
gebener Zeit wieder stellen, da der Automatismus
der Anpassung in dieser Form nicht gerechtfertigt
ist. 

Zu dieser Erkenntnis ist wohl auch einmal die Lin-
ke gekommen, und zwar erklärte uns in der Ple-
nardebatte vom 18.07.2015 der Herr Abgeordnete
Korschewsky – er wird sich sicherlich noch daran
erinnern – Zitat –: „Wir als Linke wollen seit Jahr-
zehnten“ – also schon als PDS – „die Abschaffung
der automatischen Diätenerhöhung durchsetzen,
die Abschaffung des Verfahrens der automatischen
Diätenanpassung.“ Doch was hat die Linke seither
hierzu unternommen, gerade in der Zeit, in der
sie selbst Regierungsverantwortung trägt? Nichts.
Nichts außer Wasser gepredigt und Wein getrun-
ken, meine Damen und Herren.

(Zwischenruf Abg. Plötner, DIE LINKE: Wir
waren hier ja nicht ganz allein!)

(Beifall AfD)

Daher wollen wir als AfD-Fraktion mit dem heuti-
gen Einbringen der beiden Anträge in den Drucksa-
chen 7/5367 und 7/5370 nun unter anderem den
Kollegen von den Linken die Möglichkeit geben,
ihren seit Jahrzehnten geplanten Wunsch der Ab-
schaffung der automatischen Diätenanpassung nun
umsetzen zu können. Sie brauchen nachher also
nur unseren Anträgen zuzustimmen.

(Beifall AfD)

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir erkennen an, dass der Landtag sich bisher
nicht zu einer Entscheidung im Sinne dieses Vor-
schlags durchringen konnte. Es bleibt aus unse-
rer Sicht falsch, dass die jährliche automatische
Anpassung der Abgeordnetendiäten und der Auf-
wandsentschädigungen – in aller Regel sind es
nämlich Erhöhungen – ohne parlamentarische De-
batte und Entscheidungen erfolgen. Es wird Sie da-
her also nicht wundern, dass wir nun genau diese
offene Aussprache und Entscheidung hier im Land-
tag herbeiführen wollen, denn die Bürger wollen
das auch gern wissen.
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Zahllose Menschen in Thüringen haben aufgrund
der Entscheidung der Regierung und der rot-rot-
grünen regierungstragenden Fraktionen herbe fi-
nanzielle Verluste hinnehmen müssen, bis hin zur
Vernichtung ihrer Existenz. Der Reallohn ist 2021
im Coronajahr laut Statistischem Bundesamt um
0,1 Prozent gesunken. Die offiziellen Verbraucher-
preise sind von 2021 auf 2022 um 7,4 Prozent ge-
stiegen, es kann daher also nicht sein, dass dafür
die Diäten wieder einmal einfach so im Automatis-
mus steigen sollen. Für was für eine Leistung, fragt
sich der Bürger? 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Bei Ihnen fragt man sich
zu Recht!)

Und, er fragt sich auch: Mit welchem Recht erhö-
hen sich die Politiker ihre Diäten mit den Steuer-
geldern, welche er mehr als sauer erarbeitet hat,
gerade in der Coronazeit.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Montag, Gruppe der FDP:
Meine Güte, diese Larmoyanz!)

Und die Bürger fragen sich auch, warum wollen
diese Politiker mehr Entgelt haben, wo sie doch
von diesen Politikern die Coronamaßnahmen aufer-
legt bekommen haben, wo sie auch noch nur unter
erschwerten Bedingungen diese Steuergelder erar-
beiten mussten.

Allein der Anstand verbietet eine solche Erhöhung,
meine Damen und Herren! Wohl dem, der noch
Anstand hat!

(Zwischenruf Abg. Bergner, Gruppe der FDP:
Und Sie reden von Anstand?)

Diesen Anstand können Sie von den angeblich su-
perdemokratischen rot-rot-grünen Fraktionen heute
den Wählern in Thüringen einmal unter Beweis stel-
len und zeigen, ob Sie die moralische Verantwor-
tung übernehmen für den angerichteten Schaden.
Wir lassen uns überraschen. 

(Unruhe DIE LINKE)

Wir freuen uns auf eine angeregte Aussprache, die
hier schon geführt wird. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Henfling:
Ich würde um noch ein bisschen mehr Ruhe bitten,
wenn hier vorn jemand redet, und darum, dass Sie
vielleicht Ihre Gespräche nach draußen verlegen.
Damit eröffne ich jetzt die Aussprache und als Ers-
tes erhält das Wort die Abgeordnete Rothe-Beinlich
für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, eines an der Einbringung von Herrn Kieß-
ling war richtig, Sie bringen immer und immer wie-
der, auch wenn Sie es immer noch nicht unterschei-
den können, die gleichen Gesetzentwürfe. Es sind
keine Anträge, es sind zwei Gesetzentwürfe, die
Sie vorgelegt haben. Und ja, Sie liegen uns auch
nicht zum ersten Mal vor. 

Worum geht es? Sie wollen für das Jahr 2022
die Erhöhung der Aufwands- und Grundentschädi-
gung für Abgeordnete des Thüringer Landtags aus-
setzen und dazu Änderungen vorschlagen für die
Thüringer Verfassung – da geht es konkret um
die Neufassung von Artikel 54 Abs. 2 – und das
Thüringer Abgeordnetengesetz in § 26 um einen
neuen Absatz 4 entsprechend ergänzen. Worum
geht es aber? Ich will es trotzdem noch mal wie-
derholen, auch wenn es tatsächlich schon ein Ri-
tual ist. Das Thüringer Abgeordnetengesetz regelt
das Verfahren der Anpassung der Abgeordneten-
entschädigung, und zwar ist dieses an den Preis-
index gekoppelt. Das ist eine Berechnungsgrundla-
ge, die im Übrigen transparent und nachvollziehbar
ist. Sie wird berechnet vom Landesamt für Statistik
auf Grundlage der Entwicklungsraten wie der allge-
meinen Veränderung des Arbeitslosengelds II, dazu
gehört der Index der tariflichen Stundenlöhne in der
Landwirtschaft in den neuen Ländern, die durch-
schnittliche Einkommensentwicklung im öffentlichen
Dienst und die allgemeine Preisentwicklung nach
Maßgabe des Gesetzes über die Preisstatistik. Es
ist also keine automatische Diätenerhöhung, son-
dern eine Anpassung, die die wirtschaftliche Lage
des Landes berücksichtigt, das heißt, es kann auch
dazu führen, dass Diäten sinken. Und wie ist man
darauf gekommen? Diese Indexkopplung ist das
Ergebnis einer langen Verfassungsdebatte bei der
Neugründung des Freistaats Thüringen, die quasi
1994 darin gipfelte, dass eine Volksabstimmung die
Verfassung mit großer Mehrheit bestätigte. 

Ich habe es eingangs schon gesagt, die AfD ver-
sucht immer wieder, diese Indexkopplung abzu-
schaffen. Und ich muss Sie jetzt an die Debat-
te im Juni-Plenum 2021 erinnern, damals wurde
der Gesetzentwurf der AfD, das war die Drucksa-
che 7/3070, abgelehnt. Dieser sah ebenfalls vor,
war ja das Gleiche, die Indexregelung grundsätz-
lich abzuschaffen, die Höhe der monatlichen steu-
erpflichtigen Entschädigung sollte im Abgeordne-
tengesetz festgeschrieben werden. Jetzt kommt es:
Die Diäten sollten per Parlamentsbeschluss erhöht
werden können. Ich meine, stellen Sie sich das mal
vor, das passiert übrigens in einigen Landtagen und
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auch im Bundestag, dass die Abgeordneten selbst
darüber entscheiden, wie hoch sie sich sozusagen
die Diäten ansetzen. Es gab dazu eine heftige Ple-
nardebatte am 4. Juni 2021 in der 49. Plenarsit-
zung, gesprochen hat damals der selbsternannte
Oppositionsführer Höcke und der sprach davon, Zi-
tat: Es geht um Parteienherrschaft, die das Prinzip
der Volkssouveränität ausgehöhlt habe. Weiteres
Zitat: „Wir als AfD möchten den gewucherten Par-
teienstaat zurückdrängen.“ Er sprach von, weiteres
Zitat: „Selbstbedienungsladen“. 

(Beifall AfD)

Im Übrigen, ich kommentiere das jetzt mal: Das,
was Sie wollen, das ist Selbstbedienungsladen,
nämlich selbst entscheiden, wie hoch die Diäten
jeweils so sind.

(Beifall DIE LINKE, CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, Gruppe der FDP)

Und er sprach davon, Herr Kießling – Zitat –: „Wir
bleiben in unseren Berufen und, ja, wir als AfD-Po-
litiker haben alle bürgerliche Berufe. Wir machen
das hier im Teilzeitmodus.“ Das merkt man auch
immer wieder, wie Sie Politik hier begreifen.

(Beifall DIE LINKE, CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, Gruppe der FDP)

Sie benutzen das Parlament als Bühne, Sie neh-
men dies jedenfalls mitnichten ernst. 

Wie gesagt, in der vergangenen Legislatur, eben-
falls Drucksache 6/780, ähnliche Debatte, wurde
der Gesetzentwurf der AfD zur Abschaffung der In-
dexkopplung abgelehnt. 

Ich will es noch mal sagen, die Kopplung an den
Preisindex ist wesentlich transparenter als eine will-
kürliche Erhöhung der Diäten durch Parlamentsbe-
schluss, wie es eben immer wieder von der AfD
auch vorgeschlagen wurde. Und trotzdem, sage
ich auch ganz deutlich, sehen wir als Bündnis
90/Die Grünen erheblichen Reformbedarf. Daher
haben wir auch den Antrag auf den Weg gebracht
– die Einreichung erfolgte übrigens schon im Okto-
ber 2021, das ist sozusagen die Krux der langen
Tagesordnungen –, der die Einsetzung einer un-
abhängigen Expertenkommission zur Überprüfung
des Thüringer Abgeordnetenrechts auf möglichen
Reformbedarf vorsieht, es handelt sich um die
Drucksache 7/3730. In diesem Antrag heißt es da-
zu unter Punkt II: „Die Kommission soll die nachfol-
genden Themen mit Blick auf deren mögliche Um-
setzbarkeit in Thüringen aufarbeiten und entspre-
chende Handlungsempfehlungen vorlegen“. Unter
4.: „Vorschläge zur Ausgestaltung und Höhe der
Abgeordnetenentschädigung und der finanziellen
Pauschalen, die die Abgeordneten bisher für ihre

mandatsbedingten Aufwendungen erhalten, jeweils
unter Berücksichtigung von Transparenz, Gleich-
stellung mit der übrigen Bevölkerung und Planbar-
keit. Dabei soll die Kommission auch prüfen, ob der
bestehende Automatismus gemäß Artikel 54 Abs. 2
der Verfassung des Freistaats Thüringen diesen
Anforderungen bereits genügt oder ob als Alternati-
ve eine Abgeordnetenentschädigung aus einem voll
steuerpflichtigen Einkommen in Betracht zu ziehen
ist.“

Ich will es noch einmal betonen: Wir wollen eine
echte Reform statt bloßer ritualisierter Schaufens-
terpolitik, die uns die AfD permanent wieder auf-
nötigt. Mit unserem Antrag, der sich im Tagesord-
nungspunkt 37 bereits auf der Tagesordnung befin-
det, stellen wir die derzeitigen Regelungen auf den
Prüfstand, und zwar mit Blick auf die Altersversor-
gung, mit Blick auf die soziale Absicherung. Wir
wollen die Gleichstellung der Abgeordneten mit so-
genannten normalen Steuerbürgerinnen und eine
möglichst umfassende Transparenz bei der Festle-
gung der Abgeordnetenentschädigung. Für uns ist
nämlich klar, Demokratie ist ein hohes und schüt-
zenswertes Gut. Dazu gehört auch – das will ich
mal sagen –, dass die Arbeit der Abgeordneten
auskömmlich finanziert werden soll, um Bestech-
lichkeiten entgegenzuwirken.

(Beifall SPD)

Und – das will ich auch und gerade noch mal Rich-
tung AfD sagen – die Abgeordnetentätigkeit sollte
Haupttätigkeit sein und nicht – ich stelle es mal in
Anführungszeichen – nebenbei und im Teilzeitmo-
dus betrieben, wie Sie das vielleicht verstehen.

Ich habe mir übrigens noch mal die Mühe ge-
macht herauszusuchen, wie sich die Abgeordneten-
entschädigungen in den einzelnen Ländern darstel-
len, weil das vielleicht auch ganz spannend ist.
Ich erlebe das immer wieder, wenn wir Besuche-
rinnengruppen haben, die fragen, wie das eigent-
lich ist, wie sich das darstellt. Viele wissen zum
Beispiel nicht, dass Abgeordnetendiäten auch ver-
steuert werden müssen – vielleicht auch eine Er-
innerung hier an den einen oder anderen Kolle-
gen –, dass selbstverständlich auch eine Kranken-
versicherung abgeschlossen werden muss. Ich sa-
ge trotzdem noch mal, wie sich das im bundeswei-
ten Vergleich darstellt: Nur in der Hamburgischen
und Bremischen Bürgerschaft, die übrigens keine
Hauptzeitparlamente sind, sind die Abgeordneten-
entschädigungen geringer. In Hamburg liegt die
Entschädigung derzeit bei 3.555 Euro, in Bremen
bei 5.150 Euro, dann kommt auch schon der Thü-
ringer Landtag mit im Moment 6.036 Euro Entschä-
digung, im Sächsischen Landtag betragen die Diä-
ten derzeit 6.237 Euro, im Saarland 6.238 Euro,
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in Mecklenburg-Vorpommern 6.466 Euro, im Ab-
geordnetenhaus von Berlin – übrigens seit 2019
auch ein Vollzeitparlament – 6.657 Euro, im Nie-
dersächsischen Landtag 7.175 Euro, in Sachsen-
Anhalt 7.230 Euro, im Landtag Rheinland-Pfalz
7.394 Euro, in Brandenburg 7.604 Euro, im Land-
tag von Baden-Württemberg 7.972 Euro, in Hes-
sen sind es 8.297 Euro, in Bayern 8.886 Euro, in
Schleswig-Holstein ebenfalls 8.886 Euro, im Euro-
päischen Parlament, um das mal mit hinzuzufügen,
8.932 Euro, in Nordrhein-Westfalen 9.602 Euro und
im Bundestag 10.012 Euro.

Zur Wahrheit gehört allerdings dazu, dass die Sys-
tematiken unterschiedlich sind. In Nordrhein-West-
falen beispielsweise zahlt man in ein Versorgungs-
werk ein, dort sind sie wesentlich weiter, was eine,
wie ich finde, fairere Besteuerung und auch ein fai-
res Einzahlen in die sozialen Sicherungssysteme
anbelangt. Da kämen wir auch gern noch hin, das
heißt aber nicht, dass wir gleich die Diät von Nord-
rhein-Westfalen übernehmen müssen. 

Aber ich sage ganz deutlich: Wenn man natür-
lich auf so ein System umsteigen will – das ist
in Sachsen-Anhalt beispielsweise lange diskutiert
worden –, dann muss man auch darüber reden,
was das bedeutet, wie hoch die Zahlungen sind, die
dann an die Rentenversicherung, Krankenversiche-
rung etc. geleistet werden müssen.

Ich habe das dargelegt, weil das zur Transparenz,
finde ich, dazugehört und weil man es einordnen
muss. Ich will auch deutlich sagen, wir sollten uns
nicht nach ganz oben orientieren, darum geht es
überhaupt nicht, weil die Diäten selbstverständlich
im Vergleich zum Durchschnitt der Bevölkerung
und zu dem, was diese verdient, angemessen sein
müssen, also wie sich die Durchschnittslohnent-
wicklung in einem Land gestaltet.

Trotzdem möchte ich, dass wir nicht immer so tun
und uns selbst sozusagen und Politik in Misskredit
bringen, wenn wir sagen: Ja, pfui, igitt, die Diäten
sind etwas ganz Fürchterliches, sondern wir müs-
sen ehrlich darüber reden, wie wir die Abgeordne-
tenentschädigungen gestalten wollen und wie wir
uns selbst verstehen. Mein Wunsch wäre, dass wir
uns als Bürgerinnen und Bürger verstehen, die al-
le in eine Bürgerversicherung einzahlen. Das mag
manchem nicht gefallen, aber ich freue mich auf
die Debatte, wenn wir sie dann tatsächlich ernsthaft
dazu führen, aber um all das geht es ja der AfD
überhaupt nicht. 

Insofern, muss ich Ihnen ganz offen sagen, haben
wir einmal mehr das Schaufenster offen bei der
AfD. Sie werden uns heute damit beschäftigen und
sicherlich auch noch einmal. Ich hoffe, wir verwei-

sen es nicht auch noch an einen Ausschuss, weil
es viel Lebenszeit kostet. Ich setze darauf, dass
wir bald über unseren Antrag für die Einsetzung
der Expertinnenkommission hier diskutieren und
dann tatsächlich zu echten Veränderungen kom-
men, denn da hat Elmar Otto recht, der heute in
einer großen Zeitung schrieb: Man muss es dann
eben auch anpacken. Dazu sind wir bereit, aber
nicht dazu, über jedes Stöckchen der AfD zu sprin-
gen, der es nur darum geht, alle anderen verächt-
lich zu machen und sich selbst damit auch. Vielen
herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Als Nächstes erhält für die Gruppe der
FDP Abgeordneter Montag das Wort.

Abgeordneter Montag, Gruppe der FDP:
Sehr verehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Vielleicht zunächst mal – ich habe
noch 1 Minute 40 Sekunden Restredezeit – man
soll zwar schweigen, wenn man die Dinge nicht
kurz und bündig ausdrücken kann, aber so ein paar
Minuten wollte ich schon sprechen. Jetzt ist die
richtige Zeit. Vielen Dank.

Werte Kollegen der AfD! Man ertappt sich – zumin-
dest geht mir das jedenfalls immer wieder so –,
wenn Sie hier vorgehen, dass man überrascht ist,
obwohl man gar nicht mehr überrascht sein soll-
te, was Sie tatsächlich hier für ein Niveau in die-
sen Landtag bringen. Es ist kein positives. Ich fra-
ge mich tatsächlich, wer Ihnen solche Reden auf-
schreibt.

(Beifall Gruppe der FDP)

Ich verstehe, dass Sie manchmal ein schlechtes
Gewissen haben, wenn Sie sagen, dass die Ent-
schädigungen über dem Durchschnitt eines Ver-
dienstes von Thüringer Bürgerinnen und Bürgern
liegen. Da kann man in Ihre Reihen schauen und
kann mal schauen: Was wird denn eigentlich hier
von Ihnen politisch an Ideen diskutiert?

(Beifall CDU, Gruppe der FDP)

Wenn ich mir das ansehe und ich mich anschaue,
ist es sogar noch viel zu wenig, bei der Qualität, die
wir hier als Freie Demokraten einbringen. 

(Unruhe AfD)

Das ist vielleicht der Unterschied, vielleicht kom-
men deswegen auch die unterschiedlichen Reden
zustande.
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(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Das war jetzt
ganz dünnes Eis!)

Ich sage das jetzt mal ganz deutlich: Ich bin es
wirklich leid, dass Sie sich hier hinstellen und tat-
sächlich keinen eigenen Vorschlag bringen. Herr
Kießling – Sie bringen keinen eigenen, adäquaten
Vorschlag nach den Fragen der Objektivität für eine
solche Debatte. Es geht um die Frage, dass man
gerade als Parlament nicht die Möglichkeit hat, sich
hier sozusagen die Beiträge selbst zu gestalten,
sondern möglichst objektive Kriterien sprechen las-
sen soll, die tatsächlich die Angemessenheit nach
Rechtslage feststellen, das immer wieder.

(Beifall Gruppe der FDP)

Jetzt kommen wir doch zu einem Zirkelschluss –
würde man jetzt sagen – Ihrer Argumentation. Es
gibt ein solches Verfahren, an dem der Landtag
überhaupt nichts zu rütteln hat – ob das hoch- oder
runtergeht, oder nach links oder rechts geht, völlig
irrelevant. Wir können das gut finden. Wir können
das schlecht finden.

Jetzt sage ich Ihnen noch etwas: Das hat sogar die
allerhöchste Legitimität aller Verfahren bekommen
– Volksentscheid. Verrückt. Das heißt, Sie wollen
und fordern ein, die sollen sich nicht die Taschen
vollmachen. Das machen wir gar nicht. Wir haben
eben das objektive Verfahren besprochen. Ich habe
eben gesagt, Frau Rothe-Beinlich hat es ja auch
gesagt, was die Grundlagen sind – dass das nicht
wir sind, sondern das Statistische Landesamt das
festlegt, dass der Bezugsraum die letzten beiden
Jahre umfasst, dass wir das spüren, wenn Preis-
erhöhungen ausbleiben, wenn beispielsweise Pro-
duktivität nicht steigt, das heißt, die Löhne auch
nicht steigen und ausbleiben, vielleicht sogar abfal-
len. Das ist auch richtig so. Ich sage sogar manch-
mal: Das ist ein gutes Zeichen, wenn sich Politik
dann vielleicht herausgehalten hat und die Löhne
sich gut entwickeln, weil sich die Wirtschaft gut ent-
wickelt.

Aber grundsätzlich gilt, wir sind gekoppelt an die
Lebenswirklichkeit und Lebensqualität der Bürgerin-
nen und Bürger da draußen. Das ganze Gegenteil
von dem, was Sie behaupten, dass wir uns hier so-
zusagen in einer entkoppelten Blase des Politiker-
daseins die Täubchen ins Maul fliegen lassen. Ich
bin ganz persönlich immer wieder erschüttert, dass
es überhaupt jemand wagt, auf dieser Ebene, ein
solches Niveau hier diskutieren zu wollen.

(Beifall Gruppe der FDP)

Ich bin auch jedes Mal immer wieder enttäuscht.
Ich ertappe mich – das habe ich eben schon mal
gesagt. Ich bin ja ein Liberaler, wir sind ja Optimis-

ten. Wir sagen ja, dass der Mensch im Grunde ein
zur Vernunft befähigtes Wesen ist. Deswegen hoffe
ich eigentlich jedes Mal, wenn ich einen Redebei-
trag höre – na, jetzt kommt bestimmt … – und ich
bin jedes Mal enttäuscht.

Das lag vielleicht an mir, dass ich vielleicht zu opti-
mistisch bin, das hat ja Herr Blechschmidt vorhin
auch kritisiert. Und trotzdem sind wir, wenn wir et-
was ändern wollen, doch alle bereit, uns Dinge an-
zuschauen, die ein Verfahren besser machen, denn
die Legitimität dessen, was wir als Entschädigung
bekommen, hängt natürlich davon ab, dass diese
Legitimität hergestellt wird, dass es eben überhaupt
keinen einzigen Grund für das geben kann, was
in anderen Staaten der Fall ist, wo sich die politi-
sche Kaste tatsächlich die Taschen vollmacht. Es
ist verwunderlich, wenn man mal in die russische
Duma schaut, wie viele Einkommensmillionäre, teil-
weise ‑milliardäre dort sitzen. Das ist der große Un-
terschied zur Bundesrepublik Deutschland und zu
dem politischen System hier. Wir haben Transpa-
renz, und diese Transparenz ist auch immer offen
für Kritik, weil Kritik und die Fähigkeit zur Kritik We-
senskern der parlamentarischen Debatte und der
parlamentarischen Auseinandersetzung sind. Dazu
gehört aber, dass man die Realität anerkennt. Da-
zu gehört nicht, dass man die Realität so negativ
verstärkt, dass draußen genau das passiert, was
objektiv nicht der Fall ist. 

Ich mache mir hier die Taschen nicht voll, ich kann
Ihnen sagen, auf meinen alten Job verzichte ich
sogar noch. Es mag bei anderen anders sein. Es
ist auch meine Entscheidung, das zu tun oder nicht
zu tun, völlig klar, aber ich lasse mir natürlich nur
ungern unterstellen, dass ich mir mit dem Zutun
meiner Stimmen hier selbst die Taschen vollmache.

(Unruhe AfD)

Das habe ich früher nicht getan, das habe ich heute
nicht getan und das habe ich auch zukünftig nicht
vor, Herr Kollege Höcke. 

(Unruhe AfD)

Bitte nicht Populismus, sondern wenn, dann kon-
struktive kritische Position, aber das und die Rede
von Herrn Kießling gehen wirklich auf keine Kuh-
haut. Vielen Dank. 

(Beifall CDU, Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Als Nächstes erhält Abgeordnete Leh-
mann für die Fraktion der SPD das Wort.
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Abgeordnete Lehmann, SPD:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, die AfD plant ei-
ne Verfassungsänderung, mit der die Anpassung
der Abgeordnetendiäten an die Einkommensent-
wicklung im Jahr 2022 ausgesetzt werden soll. Das
wirft aus meiner Sicht von vornherein mehrere Fra-
gen auf, zum Beispiel, warum die Anpassung aus-
gerechnet in diesem Jahr ausgesetzt werden soll
und warum nicht auch in anderen Jahren.

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Das kann
ich Ihnen auch noch sagen!)

Das könnten Sie natürlich auch entscheiden, so ei-
nen Verfassungsänderungsantrag hätten wir auch
einbringen können. Jetzt kann man grundsätzlich
darüber reden, ob es sich lohnt, wegen einer ein-
jährigen Änderung die Verfassung anzufassen. Da
bin ich bei unserer Juristin Dorothea Marx, zu sa-
gen, so leichtfertig macht man das dann nicht,
sondern wenn, dann überlegt man es sich ganz
grundsätzlich, ob man das will. Wenn man dann
die Begründung Ihres Gesetzentwurfs und Ihres
Antrags liest, dann begründen Sie es wiederum
mit den politischen Entscheidungen, die aus der
Coronapandemie entstanden sind bzw. mit den po-
litischen Entbehrungen, denen die Bürgerinnen und
Bürger aufgrund dieser politischen Entscheidungen
ausgesetzt waren. Wie jetzt aber der Verzicht auf
unsere Diätenerhöhung die Situation der Bürgerin-
nen und Bürger entlasten soll, erwähnen Sie mit
keinem Wort und das erwähnen Sie im Übrigen
auch mit keiner anderen Maßnahme, die Sie hier
im Thüringer Landtag einbringen. 

Jetzt will ich an der Stelle gar nicht ausführlicher
darauf verweisen, dass sich sicherlich die Situati-
on der Bürgerinnen und Bürger natürlich auch we-
gen Maßnahmen, die wir aufgrund der Pandemie
ergriffen haben, verschlechtert hat. Viele von uns
haben das für unterschiedliche Gruppen hier im
Landtag immer wieder deutlich gemacht. Dass wir
diese Maßnahmen aber ergreifen mussten, weil es
eine Pandemie gab und weil die das Leben von
Bürgerinnen und Bürgern gefährdet hat, und dass
wir die deswegen ergreifen mussten und nicht, weil
wir einfach nur Spaß daran hatten, auch unser ei-
genes Leben massiv einzuschränken, das steht auf
einem anderen Blatt, darüber sollen wir heute auch
nicht ausführlicher diskutieren. Ich will nur noch
mal deutlich machen, dass ich diese Verknüpfung
durchaus schwierig und die Art und Weise, wie sie
mit dieser Pandemie umgehen und auch in diesem
Thema wieder umgehen, wirklich alles andere als
erfreulich finde. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kollegin Rothe-Beinlich hatte schon darauf verwie-
sen, was wir uns stattdessen vorgenommen haben,
und zwar schon deutlich länger als im Oktober, weil
das natürlich auch innerhalb einer Koalition manch-
mal einen gewissen Diskussionsprozess braucht,
nämlich dass wir ganz grundsätzlich über die Fra-
ge der Abgeordnetenentschädigung und auch über
das Abgeordnetenrecht sprechen wollen, zum Bei-
spiel über die Frage der Einzahlung in soziale Si-
cherungssysteme, auch wie mit Pauschalen umge-
gangen wird, die wir als Abgeordnete bekommen.
Deswegen haben wir einen Antrag eingebracht,
das ist die Drucksache 7/3730, die Sie unter Ta-
gesordnungspunkt 37 auf der Tagesordnung finden,
die eine Expertenkommission einsetzt und in der
wir tatsächlich auch ergebnisoffen beraten wollen,
wie sich nicht nur die Abgeordnetenentschädigung,
sondern ganz viele andere Rechte und Privilegien,
die wir als Abgeordnete ja auch aus guten Grün-
den genießen – wie wir damit umgehen wollen,
wie wir die anpassen wollen und damit auch eine
aus meiner Sicht notwendige und transparente De-
batte darüber führen wollen, wie wir das grundsätz-
lich machen. Und das anstelle von dem, was Sie
wollen: alljährlich hier eine Debatte anzuzetteln, in
der Sie jedes Jahr wieder aufführen, warum man
jetzt in diesem Jahr die Diätenerhöhung aussetzen
sollte. Ich glaube, dass das weder dem Thema
angemessen ist, noch der Arbeit, die wir als Abge-
ordnete hier im Haus leisten. Vielen Dank für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Als Nächstes erhält für die Fraktion
der CDU Abgeordneter Bühl das Wort.

Abgeordneter Bühl, CDU:
Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, eigentlich
ist ja schon alles gesagt. Die Argumente der AfD
waren sehr dünn – bis jetzt kam da noch nicht
viel –, und die Kollegen haben das schon sehr gut
entkräftet. Man kommt sich ja vor, als ob jährlich
das Murmeltier grüßt, wenn man hier hört, was
Sie hier auf den Tisch bringen. 2015 haben Sie es
schon mal eingefordert, 2021 – ich habe mir, ähn-
lich wie Kollegin Rothe-Beinlich, auch das Protokoll
von der letzten Diskussion durchgelesen. Da steht
eigentlich schon alles drin, man könnte es genauso
vorlesen. Es hätte sich nichts daran geändert, weil
die Situation genau so ist, wie sie vor einem Jahr
war, und Sie machen hier trotzdem Ihren billigen
Populismus.
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(Beifall CDU)

Es geht Ihnen nur darum, eine einfache Botschaft
zu transportieren für ein Facebook-Bildchen, wahr-
scheinlich wird auch gleich wieder mitgefilmt und
das auf YouTube gestellt, damit Sie dafür Ihre Klick-
zahlen kriegen. Sie können sich dafür feiern, das
macht es dann allerdings nicht besser und das
macht es auch inhaltlich nicht richtiger.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
Gruppe der FDP)

Das, was Sie eigentlich bezwecken oder was ja
auch im Hintergrund ein Thema ist, das man hier
auch besprechen kann – nämlich dass viele Thürin-
gerinnen und Thüringer gerade aufgrund von Preis-
steigerungen große Sorgen haben –, das haben
wir gestern schon in einer Aktuellen Stunde thema-
tisiert beim Thema „Bauen für Familien“. Dort ha-
ben wir auch konkrete Dinge benannt, die wir für
Thüringen einfordern, damit es Familien hier besser
gehen kann, damit man sich auch weiter sein Ei-
genheim leisten kann. Das könnte man sich über
viele Felder auch weiter anschauen, wo Thüringen
einen Beitrag leisten kann, dass man Entlastungen
schafft, dass man den Menschen in dieser schwie-
rigen Situation mit hohen Inflationsraten hilft. Aber
das ist gar nicht Ihr Thema, Sie versuchen hier nur,
billigen Populismus auf Kosten des Parlaments zu
machen, und das kann man nur ablehnen. Denn
– ich meine – bei Ihnen hat das ja Konjunktur,
Ihr ehemaliger Pressesprecher im Bund sagte ja,
wenn es Deutschland schlecht geht, dann geht es
der AfD gut. Das scheint mir hier überall immer ein
Thema zu sein. Man versucht hier, billigen Populis-
mus zu betreiben, das Parlament herabzuwürdigen,
das Parlament, in dem Sie sitzen, wo Sie gewählt
worden sind, schlecht zu machen, um damit billigen
Populismus für sich zu betreiben. Das lehnen wir
eindeutig ab.

Es ist auch kein automatischer Diätenautomatismus
im Sinne von Erhöhungen, wie Sie ja immer unter-
stellen, es kann genauso gut auch sinken, es ist ein
sehr transparentes System.

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: „Kann“ –
nennen Sie mal ein Beispiel!)

Wir haben den Nachweis – Frau Rothe-Beinlich
hat es vorhin gesagt: Wir haben vom Landesamt
für Statistik eindeutig die Auflistungen, wie sich
die Preisentwicklungen, wie sich die Lohnentwick-
lungen beziehen, und daran macht sich dann auch
die Entwicklung der Diäten fest. Ein transparente-
res System kann es gar nicht geben, als wenn man
sich selbst hier das Geld erhöhen würde. Ich finde,
das ist recht und fair, und wenn es den Thüringern
besser geht, dann können auch die Abgeordneten

davon profitieren, dann haben die Abgeordneten
zumindest nicht so einen schlechten Job gemacht,
dass es irgendwie für das Land schlechter gewor-
den ist.

(Beifall CDU, SPD)

Von daher sollte man dann auch profitieren können.
Im Übrigen geht es auch darum, dass das Mandat
attraktiv bleibt. Es steht ja in der Thüringer Verfas-
sung – Artikel 54 –, aber die hat für Sie scheinbar
keinen großen Wert:

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Ich lese
gleich noch mal vor!)

„Die Abgeordneten haben Anspruch auf eine ange-
messene, ihre Unabhängigkeit sichernde Entschä-
digung. Auf den Anspruch kann nicht verzichtet
werden.“ Das steht in der Verfassung geschrieben
und daran sollten wir uns auch halten.

Daran festmachend, muss man noch mal feststel-
len: Die AfD-Fraktion könnte sich inhaltlich mit The-
men auseinandersetzen, wie man die Thüringerin-
nen und Thüringer entlasten kann, wie man sie in
dieser schwierigen Lage, die ohne Frage besteht
aufgrund von – ich habe es gesagt – Inflation,
den Folgen vom Krieg in der Ukraine, den Sie ja
nicht so kritisch bewerten wie wir vielleicht, wie man
den Menschen da helfen kann. Das machen Sie
nicht, Sie suchen sich ein billiges Populismusfeld,
in dem Sie Ihren verstaubten Antrag von 2015,
von 2021 und wahrscheinlich auch nächstes Jahr
wieder rausholen können mit den ewig gleichen
Argumenten, die man immer nur wieder gleich ent-
kräften kann. Deswegen lohnt es sich auch nicht,
hier weiter Minuten darauf zu verschwenden. Las-
sen Sie uns lieber zu wirklich inhaltlicher Politik für
Thüringen kommen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Kollege Bühl. Und jetzt hat sich
für die AfD-Fraktion Abgeordneter Kießling zu Wort
gemeldet.

Abgeordneter Kießling, AfD:
Sehr geehrter Herr Präsident, werte Abgeordnete,
liebe Zuschauer, die AfD-Fraktion hat heute bean-
tragt, die Anpassung der Abgeordnetenbezüge ge-
mäß Artikel 54 Abs. 2 der Thüringer Verfassung
und die Anpassung nach § 26 des Thüringer Ab-
geordnetengesetzes für 2022 auszusetzen. Wir hat-
ten in den vergangenen Debatten bereits darüber
gesprochen, den Automatismus, diesen automati-
schen Modus bei der Abgeordnetenentschädigung
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aufzuheben, doch Rot-Rot-Grün und die CDU be-
harren darauf, wie wir auch jetzt gerade wieder
gehört haben, weiterhin auf diesem Automatikmo-
dus weiterfahren zu können und sich eben nicht
den Wählern erklären zu müssen, wenn Sie die
Entschädigung an die Preisentwicklung anpassen
wollen. Und wir reden nur davon, an die Preisent-
wicklung anpassen zu wollen, nicht diese Selbstbe-
dienung, die Sie hier uns immer unterstellen wollen.

(Beifall AfD)

Dann müsste man nämlich den Bürgern begrün-
den, warum die Abgeordneten eine höhere Ent-
schädigung begehren. Jeder Arbeitnehmer muss
in der freien Wirtschaft auch seinen Anspruch ge-
genüber seinem Arbeitgeber erklären und bei einer
Anpassung dies auch begründen, welche seiner
Leistungen für das Unternehmen die Gehaltserhö-
hung rechtfertigt. Wenn wir diesen Maßstab bei den
Abgeordnetenentschädigungen ansetzen würden,
dann kämen manche sicherlich in Erklärungsnöte,
Herr Bühl. Wie ist es den Menschen nämlich zu er-
klären, dass Abgeordnete mehr Geld erhalten sol-
len, obwohl es vielen Bürgern so schlecht wie lange
nicht mehr geht? Die Abgeordneten sind doch ge-
mäß Artikel 53 Abs. 3 der Verfassung verpflichtet,
alles zum Wohl der Bürger zu unternehmen. Diese
Leistung muss in Ihrem Sinne nicht erbracht wer-
den. 

(Unruhe CDU, SPD)

Wie gesagt, die regierungstragenden Fraktionen
haben hier entsprechende Minderleistungen er-
bracht. Aufgrund der in den letzten beiden Jahren
durchgeführten Coronamaßnahmen und weiteren
Entscheidungen dieser rot-rot-grünen Landesregie-
rung wurde die Wirtschaft in Thüringen in die Re-
zession geschickt und die Einkommenssituation
vieler Angestellter und Selbstständiger verschlech-
tert bis hin zum Existenzverlust. Für weite Teile des
Thüringer Wirtschaftslebens bedeuten diese Maß-
nahmen noch heute eine erhebliche Beeinträchti-
gung. Viele Branchen sehen sich nach wie vor
in der Krise, die mit zum Teil beträchtlichen Schä-
den für betroffene Unternehmen und Selbstständi-
ge einhergeht. Diese Leistungen rechtfertigen in
keiner Weise eine Anpassung der Entschädigung,
sie wäre auch eine Respektlosigkeit gegenüber un-
seren Thüringer Bürgern. 

Diverse andere Länder, zum Beispiel Brandenburg,
die keine oder nur eine abgewandelte Form des
hier in Thüringen geltenden Automatismus kennen,
haben in den vergangenen Jahren bewusst und
teilweise auch für mehrere Jahre auf Erhöhungen
verzichtet. Nehmen Sie sich bitte mal ein Beispiel,

meine Damen und Herren Abgeordneten, an dem
Land Brandenburg!

In Artikel 54 der Thüringer Verfassung heißt es im
Abs. 1 Satz 1 – Herr Bühl, ich lese ihn auch noch
mal vor –: „Die Abgeordneten haben Anspruch auf
eine angemessene, ihre Unabhängigkeit sichernde
Entschädigung.“ Ich bin der Meinung, dass die ak-
tuelle Entschädigung in Höhe von 6.036,72 Euro
brutto diese Unabhängigkeit auch weiterhin sichert
und eben auch eine aktuelle Anpassung nicht not-
wendig ist.

(Beifall AfD)

Wenn wir uns den Artikel 54 Abs. 2 der Thüringer
Verfassung ansehen, heißt es dort unter anderem,
dass sich die Höhe der Entschädigung jährlich auf
der Grundlage der jeweils letzten Festlegung nach
Maßgabe der allgemeinen Einkommensentwicklung
im Freistaat verändert. Gern können wir auch mal
für die aktuelle Berechnung das Statistische Bun-
desamt hernehmen, die die Entwicklung des Real-
lohns 2021 im Coronajahr festgestellt haben. Der
Reallohn in Thüringen ist nämlich um 0,1 Prozent
gesunken; und da sind wir wieder beim Thema.
Gern können wir auch diese Senkung in Ansatz
bringen, die ja auch Frau Henfling das letzte Mal
hier in die Debatte eingebracht hat. Herr Bühl, Sie
haben es ja auch gerade noch mal gesagt, dass sie
auch mal sinken könnte, dann können wir das doch
gern mal machen, aber dann werden Sie sicher
wieder mal nicht mitmachen. 

Wenn ich noch mal auf das Wort „angemessen“ in
Artikel 54 Abs. 1 Satz 1 der Thüringer Verfassung
hinweisen darf. Ich habe bereits mehrfach dazu
ausgeführt, dass die Entschädigung für abgelieferte
Leistungen von Rot-Rot-Grün mehr als angemes-
sen ist. Und da wir gerade wieder bei abgelieferten
Leistungen sind, Herr Bühl: Sie von Rot-Rot-Grün
und auch die CDU haben für den Haushalt 2022
eine Globale Minderausgabe in Höhe von 330 Mil-
lionen Euro abgeliefert. Es sollen 330 Millionen im
Freistaat und bei den Bürgern gespart werden, je-
doch haben Sie von der CDU als Einbringer die-
ser Sparmaßnahmen nicht gesagt, wo gespart wer-
den soll, und haben das Rot-Rot-Grün überlassen.
Selbst dies hat auch der Thüringer Rechnungshof
kritisiert, dass Sie als CDU nicht gesagt haben, wo
bitte schön gespart werden soll.

(Zwischenruf aus dem Hause: Das ist Blöd-
sinn!)

Das ist kein Blödsinn, das ist halt so. Da können
Sie mal den Rechnungshof fragen.

Das ist eine klare Minderleistung gewesen, und
daher hat die AfD-Fraktion auch diesem Haushalt
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2022 nicht zugestimmt, da wir im Gegensatz zur
CDU konkrete Vorschläge gemacht haben, welche
die Wirtschaft und die Bürger nicht schädigen.

Daher fordern wir als AfD-Fraktion die Damen und
Herren auf, die Globale Minderausgabe doch bitte
bei sich selbst auch mal entsprechend anzuwen-
den, nämlich bei den Abgeordnetenentschädigun-
gen auf diese Anpassung zu verzichten. 

(Beifall AfD)

Wenn wir uns die Anpassung der letzten beiden
Jahre mal ansehen, so dürften bei dem Verzicht
auf die Anpassung der Entschädigung zwischen
871.000 und ca. 1 Million Euro zusammenkommen.
Zusätzlich hierfür dürfte eine Nullrunde aber auch
zu Einsparungen im Titel 411 03 bei den ehema-
ligen Abgeordneten führen, da etwa die Versor-
gungsleistungen an ehemalige Abgeordnete gemäß
§ 13 Thüringer Abgeordnetengesetz ebenfalls an-
hand der Höhe der Grundentschädigung berechnet
werden. Da die Anzahl derer natürlich sinkt, lässt
sich diese Einsparung nicht konkret beziffern. Da-
her müssen hier unsere Anträge zur Einsparung
eigentlich eine große Zustimmung finden, denn wie
gesagt, wir wollen halt dieses Geld, was dort ein-
gespart wird, gern bei der Jugendarbeit oder für
die Bildung unserer Kinder in dem Maße dort ent-
sprechend einsetzen, wo Sie entsprechend, liebe
CDU und Rot-Rot-Grün hier auch die Kürzung aktu-
ell machen. Da wäre die Million Euro besser aufge-
hoben und verwendet. Und wenn Sie, Frau Müller
von den Linken, behaupten, man könnte unseren
Anträgen nicht zustimmen, da der Anspruch für
2022 bereits zum 1. Januar 2022 entstanden sei,
da kann ich nur sagen: Was für eine krude Aus-
rede! Selbstverständlich dürfen Sie auch Verzicht
üben, und zwar auch ab dem nächsten Monat von
mir aus, und ausgezahlt ist die Anpassung ja auch
noch nicht, daher ist ein Verzicht auf die Anpassung
komplett möglich. Im Übrigen gibt es auch keine
verfassungsrechtlichen Bedenken für ein Rückfüh-
rungsverbot. Sie können es gern gerichtlich prüfen
lassen, wenn Sie der Meinung sind, es wäre so.
Dann werden Sie eines Besseren belehrt werden.

Wir als AfD-Fraktion haben mit den Anträgen im
Hinblick auf die Anpassung der Abgeordnetenent-
schädigung den Versuch unternommen, die Anpas-
sung durch die automatische Diätenanpassung für
das Jahr 2022 auszusetzen und die dadurch frei
werdenden Mittel einer notwendigen Verwendung
für unsere Jugend zuzuführen. Ich bitte hiermit um
direkte Abstimmung, wenn wir dann mit der Diskus-
sion fertig sind, und um breite Zustimmung unserer
Anträge. 

Herr Montag, wie gesagt, die Angemessenheit ha-
be ich Ihnen gerade noch mal erklärt, und ich
denke, die Höhe der Bruttogrundentschädigung ist
mehr als angemessen. Wir haben hier ein bisschen
ein anderes Niveau als das, was Sie uns immer
unterstellen. Und transparent sind wir auch. Wie
gesagt, wir verzichten da gern. Also bitte auch beim
nächsten Mal hier von Ihrer Seite aus am Redner-
pult mehr Niveau. Vielen Dank für die Aufmerksam-
keit.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Kießling. Jetzt hat sich für die
Fraktion Die Linke Abgeordnete Müller zu Wort ge-
meldet.

Abgeordnete Müller, DIE LINKE:
Meine sehr geehrten Damen und Herren und lie-
be Interessierte vielleicht noch am Livestream, die
AfD hat hier zwei Gesetzentwürfe vorgelegt, die
verfassungsrechtlich gar nicht umsetzbar sind, und
das ist heute schon mehrfach gesagt worden. Das
weiß die AfD und da ist eigentlich das größere
Problem, weil, sie spielt hier wieder ein einfaches
populistisches Schauspiel. Mehr kann man dazu
nicht sagen, denn einfach gesagt – und da kom-
me ich jetzt drauf –, die AfD möchte für das Jahr
2022 die automatischen Diätenerhöhungen der Ab-
geordneten ausgesetzt haben. Doch diese Gesetz-
entwürfe hätten Sie vor einem Jahr bringen müs-
sen. Da bin ich dabei. Der Anspruch der Abgeord-
neten entsteht zum 01.01. eines jeden Jahres. Also
ist der Erhöhungsanspruch für das Jahr 2022 schon
entstanden. Jetzt könnte man locker flockig sagen,
na dann schaffen wir halt den Anspruch einfach
nachträglich ab und das haben Sie ja auch gera-
de getan. Das geht aber nicht. Denn egal, ob es
um Sozialhilfe, Rentenansprüche oder aber Abge-
ordnetendiäten geht, der nachträgliche Eingriff in
schon entstandene Rechts- und Leistungsansprü-
che ist grundsätzlich nicht erlaubt. Natürlich stellt
sich dann vor allem die Frage: Warum bringen die
das denn jetzt zu solch einem Zeitpunkt? In der
Hauptsache geht es der AfD wieder darum, die
Menschen gegeneinander auszuspielen. 

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Das ma-
chen Sie doch schon!)

Mit diesen Gesetzentwürfen wollen Sie die Abge-
ordneten oder die da oben gegen die da unten
ausspielen. Das macht die AfD in ihrer Begründung
zum Gesetz auch deutlich, aber darauf gehe ich
gleich noch ein. Doch selbst wenn die AfD die
Zahl 2022 im Gesetzestitel in die Zahl 2023 ändern
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würde, werden wir als Linke die Gesetzentwürfe
ablehnen, denn für das gerade laufende und das
kommende Jahr gehen Experten von einer deutlich
schlechteren Wirtschaftsleistung aus. Das schlägt
sich dann auch in der Lohn- und Gehaltsniveauent-
wicklung wieder.

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Kein Wun-
der bei den Maßnahmen!)

Ausgerechnet dann die automatische Diätenerhö-
hung auszusetzen, wo eine Senkung der Diäten
anstehen könnte, das geht gar nicht. An dieser
Stelle mache ich für meine Fraktion deutlich, wir als
Linke fordern seit Jahren eine umfassende Reform
– und das ist, glaube ich, ein ganz großer Unter-
schied zu Ihrem Ein-Punkte-Gesetz, Sie haben ei-
nen Punkt gebracht – des Thüringer Abgeordneten-
rechts. Da sind die Schwerpunkte die Abschaffung
der automatischen Diätenerhöhung und stattdes-
sen Diätenerhöhung durch Gesetzesänderung in
einem transparenten Gesetzgebungsverfahren. Die
Abschaffung der steuerfreien Aufwandspauschalen
– stattdessen sollen die Aufwendungen für das
Mandat beim Finanzamt als Werbungskosten gel-
tend gemacht werden, so wie das jeder andere nor-
male Steuerbürger macht und mit Ausgaben für die
Berufstätigkeit. Die Einführung von eigenen Beiträ-
gen der Abgeordneten für die Rentenversicherung
und die Versorgung der Hinterbliebenen statt Vollfi-
nanzierung aus Steuergeldern.

Seit Anfang der 90er-Jahre kämpfen wir dafür. Ver-
schiedene Gesetzesinitiativen, Anfragen und Anträ-
ge wurden durch die PDS und Linke im Laufe der
Jahre eingebracht. Daran arbeiten wir auch weiter.
Frau Astrid Rothe-Beinlich und auch Frau Lehmann
haben es deutlich gesagt, es steht schon seit Mo-
naten ein gemeinsamer Antrag zur Einsetzung ei-
ner Expertenkommission, die sich mit dem Abge-
ordnetenrecht auseinandersetzten soll, auf der Ta-
gesordnung. Da braucht es diese Aktion der AfD
nun wirklich nicht.

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Die braucht
es immer wieder!)

Solange – und das sage ich jetzt auch als linke
Abgeordnete gern – der Diätenautomatismus in Ar-
tikel 54 leider noch besteht, werden unsere linken
Abgeordneten weiterhin ihre automatische Diäten-
erhöhung spenden. Über 20 Jahre machen wir das
schon.

(Beifall DIE LINKE)

Die Abgeordneten haben dazu einen eigenen Ver-
ein. Ich rede von allen Abgeordneten, die hier drin-
nen gesessen haben. 

(Unruhe CDU)

Selbstverständlich, dazu komme ich gleich. 

Die Abgeordneten haben dazu einen eigenen Ver-
ein gegründet, der sich „Alternative 54“ nennt.
Und jetzt kommt eine unglaubliche Summe:
1.604.980,45 Euro sind dadurch schon verschiede-
nen Sportvereinen, Sozialvereinen, Feuerwehren
und sonstigen Menschen zugutegekommen, die
einfach Hilfe brauchen. Wir reden nicht nur oder
machen Populismus wie die AfD,

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Das könn-
ten wir in einem Jahr einsparen!)

wir als Linke sind konkret für die Menschen da und
helfen ihnen in Notlagen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Was mich alarmiert, ist aber auch die Begründung
des Gesetzentwurfs. Sehr wohl gab es in der Coro-
napandemie Hilfen vom Land Thüringen. Auch jetzt
setzt sich die Landesregierung für Hilfen gegen die
Inflation und Kriegsfolgen ein. Die Behauptung der
AfD in der Begründung stimmt schlicht nicht. Das
ist Stimmungsmache mit falschen Informationen.

In Sachen aktuelle Krisenauswirkung – Stichwort
„steigende Energiekosten und Inflation“ – folgende
Anmerkung: Der linke Ministerpräsident Bodo Ra-
melow hat in Richtung Bundesregierung klar öffent-
lich gesagt, was jetzt dringend notwendig ist. Es
braucht ein Energiegeld für Menschen mit kleineren
und mittleren Einkommen. Es braucht ein gesetzli-
ches Verbot von Energiesperren für die Privathaus-
halte. Es braucht ein Sonderprogramm für kommu-
nale Energieversorger, um unter anderem den Aus-
bau von Wärmenetzwerken voranzubringen. Also
er macht, er handelt.

Darüber hinaus wäre wichtig, so finden wir als Lin-
ke, 

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Er handelt
nicht, er fordert!)

die neoliberale Öffnung des Energiemarkts muss
rückgängig gemacht werden. Die in der Bundesre-
publik früher bestehende staatliche Aufsicht über
die Versorgung und die Preise im Energiesektor
muss wieder eingeführt werden. Und Energie darf
kein Spekulationsobjekt sein. 

(Zwischenruf Abg. Czuppon, AfD: Das ist am
Thema vorbei!)

Wir als Linke wünschten uns Mut, die Rekordgewin-
ne der Konzerne den Menschen zukommen zu las-
sen, um die Verbraucher jeden Monat spürbar zu
entlasten. Frankreich und Italien – vielleicht können
Sie das, Herr Montag, an die Bundesregierung mal
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mitgeben – machen es vor, wie es in der Praxis
gerade funktioniert. 

Mit den beiden populistischen Gesetzentwürfen der
AfD zum Diätenmoratorium, die praktisch gar nicht
funktionieren, wird es keinem Menschen in Thürin-
gen besser gehen. Es geht der AfD wieder nur mal
um die Spaltung der Gesellschaft, wie leider so oft.
Dem stellen wir uns entgegen. Wir unterstützen die
Menschen mit all unseren Möglichkeiten und unse-
rer Politik. Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Machen wir
nicht!)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Müller. Wortmeldungen? Ich se-
he jetzt Herrn Höcke. 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Wie beim letzten Mal!)

Abgeordneter Höcke, AfD:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
gen Abgeordnete, es ist doch gut, dass wir in die
Diskussion eingetreten sind. Das ist doch auch das
Ziel unseres Antrags gewesen. Deswegen verstehe
ich auch nicht, dass hier mit so viel Schaum vor
dem Mund geredet worden ist. 

Lassen Sie uns einfach noch mal kurz zusammen-
tragen, warum wir diese Diskussion zu führen ha-
ben und warum es richtig und wichtig ist, dass die
AfD-Fraktion immer mal wieder dieses Thema ins
Hohe Haus einspeist. 

Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete! Sehr geehr-
ter Herr Montag vor allen Dingen, weil Sie sich ja
besonders aufgeregt haben heute zu schon fortge-
schrittener Stunde nach einigen Stunden Plenarde-
batte, haben Sie sich unseren Antrag überhaupt
durchgelesen? Das wäre meine erste Frage. Dann
hätten Sie nämlich relativ leicht bemerken können
und müssen als Parlamentarier, dass wir jetzt an
diesem Punkt am heutigen Tage

(Zwischenruf Abg. Montag, Gruppe der FDP:
Weil der Bezugsraum nicht stimmt!)

überhaupt gar nicht das große Fass der Diskussion
über die automatische Diätenerhöhung aufmachen
wollten, sondern wir wollten tatsächlich nur dafür
Werbung machen, über ein Moratorium nachzuden-
ken bei einer einmaligen Aussetzung der Diäten-
erhöhung. Aber anscheinend haben Sie das nicht
auffassen können, was schade ist. 

(Beifall AfD)

Ziel unseres Gesetzentwurfs bzw. unserer beiden
Gesetzentwürfe ist vor allen Dingen erstens, dass
wir daran erinnern, dass wir in diesem Hohen
Hause mal vor vielen Jahren – ich war gerade
Neuling hier im Thüringer Landtag, ich glaube, das
war 2014 – eine Institution gegründet hatten, eine
AG würde man sagen, eine Arbeitsgemeinschaft –
ich glaube, die hieß sogar „Parlamentsreform“ oder
ähnlich. Sie können mich sicherlich noch mal mit
dem richtigen Begriff konfrontieren, aber ich meine,
sie hieße „Parlamentsreform“. Herr Dr. Poschmann,
AG „Parlamentsreform“, gab es so etwas? 

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Ja, gab es!)

Gab es, ja? Dieses Projekt tagte, ich weiß nicht,
wie oft. Und was kam raus? 

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Nichts!)

Nichts. Es wurde diskutiert über die Abgeordneten-
bezüge. Es wurde diskutiert über die Altersvorsor-
ge der Abgeordneten. Aber es kam genau nichts
raus. Deswegen bin ich dankbar, sehr geehrte Frau
Kollegin Rothe-Beinlich, wenn Sie von hier vorn im-
merhin in Aussicht stellen, dass Sie diesen Reform-
prozess, der versandet ist – leider versandet ist –,
zumindest mit Ihrer Fraktion unterstützen würden.
Und wir sagen als AfD-Fraktion: Das war eine der
wichtigsten Zielsetzungen dieses Gesetzantrags.
Wir wollen diesen versandeten Reformprozess wie-
der aufnehmen. Lassen Sie es uns anpacken! 

(Beifall AfD)

Die zweite wichtige Zielsetzung, sehr geehrte Da-
men und Herren Kollegen Abgeordnete, ist, darauf
hinzuweisen, dass die Preissteigerung, unter der
die Thüringer im Augenblick leiden, 3 Euro mittler-
weile für ein halbes Pfund Butter, über 2 Euro für
1 Liter Super-Benzin, über 2,20 Euro für 1 Liter Die-
sel, 1 Kilowattstunde Strom kostet im Augenblick
36 Cent, wenn man im sogenannten Basistarif ist,
also wenn man das Pech hatte, bei einem insolven-
ten Stromanbieter als Stromkunde untergekommen
zu sein, und dieser Stromanbieter dann zahlungs-
unfähig geworden ist und man zu einem Stroman-
bieter musste, ist man im sogenannten Basistarif.
Da bezahlt man mittlerweile 60 Cent und mehr für
die Kilowattstunde Strom in Deutschland. Das ist
das Zwei-, nein, das Drei-, das Vierfache von dem,
was die Polen oder die Franzosen bezahlen, sehr
geehrte Kollegen Abgeordnete. Das ist eben nicht
nur mit dem Ukraine-Krieg zu erklären.

(Beifall AfD)

Sie versuchen gerade, die Problemhalden, die Sie
mit einem irrrationalen Politikansatz im Bereich der
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Währungspolitik, im Bereich der Energiepolitik, im
Bereich der Coronapolitik hoch aufgetürmt haben,
unter den Teppich des Ukraine-Krieges zu kehren.
Das wird Ihnen nicht gelingen, weil wir die Wähler
draußen darauf aufmerksam machen, dass Sie für
die Teuerungsrate im Freistaat Thüringen ursäch-
lich sind.

(Beifall AfD)

Wenn Sie die Euro-Rettungspolitik mit der Geld-
mengenausweitung nicht hätten, wenn Sie die En-
ergiewende-Politik nicht hätten, die für den kleinen
und mittleren Einkommensinhaber in Thüringen ei-
ne Katastrophe ist, und wenn Sie die Coronapoli-
tik/Maßnahmenpolitik, die von Ihnen allen eingelei-
tet und unterstützt worden ist, die zu einer systema-
tischen Zerschlagung der Lieferketten geführt hat,
mit den desaströsen wirtschaftlichen Folgen nicht
hätten,

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Zur Sache!)

wenn Sie nicht gemeinsam hinter diesen Politikan-
sätzen gestanden hätten und sie gegen die Ver-
nunft exekutiert hätten, dann hätten wir heute nicht
diese exorbitanten Teuerungsraten in Thüringen.

(Beifall AfD)

Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, weil wir drau-
ßen eine stetig wachsende Politikverdrossenheit
haben – oder sollte ich besser Parteienverdrossen-
heit sagen? –, hätten wir es uns als AfD-Frakti-
on gewünscht, dass wir in dieser schwierigen Zeit
gemeinsam außerhalb des Hohen Hauses ein Zei-
chen der Solidarität mit unseren gebeutelten Mit-
bürgern setzen würden. Das wäre unser Wunsch
und das war ein Kernanliegen dieser Gesetzesan-
träge, die wir heute eingespeist haben.

(Beifall AfD)

Abschließend noch: Frau Rothe-Beinlich, Sie haben
mich zitiert aus einer Rede von 2015 – war es?

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Nein, 2021!)

2021, gut. Ich habe das jetzt nicht nachverfolgt, ob
Sie richtig zitiert haben,

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Sie können davon ausge-
hen, dass das stimmt!)

aber ich glaube Ihnen das durchaus. 

Ich habe mich durchaus auch schon, glaube ich,
2015 oder 2016 in einer Debatte zu der Möglichkeit
eines Teilzeitparlaments geäußert. Ja, sehr geehrte
Kollegen Abgeordnete, wenn wir noch mal diese
AG Parlamentsreform initiieren, dann sollten wir
darüber nachdenken. Diese Diskussion ist in den

90er- und Anfang der 2000er-Jahre nicht nur im
Thüringer Landtag geführt worden. Manchmal habe
ich – und vielleicht nicht nur ich – das Gefühl, dass
hier Arbeit im Hohen Haus gemacht wird, die nicht
notwendig ist, weil sie keinen Nutzen für die Thürin-
ger hat.

(Beifall AfD)

Darüber können wir reden und wir können uns dar-
über Gedanken machen, ob wir unser Hohes Haus
nicht als Teilzeitparlament organisieren könnten

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Wie wäre es, wenn Sie
weiter in Teilzeit arbeiten und der Rest macht
seine Arbeit?)

und wir dann halbtags unserem bürgerlichen Beruf
nachgehen könnten. Wir als AfD-Abgeordnete ha-
ben ja alle bürgerliche Berufe, denen wir gern nach-
gegangen sind und denen wir dann auch wieder
nachgehen können. Lassen Sie uns darüber disku-
tieren, lassen Sie uns ergebnisoffen diskutieren!
Und wenn das Ganze heute einen Nutzen gehabt
hat, dass wir noch mal anfangen, zusammen daran
zu arbeiten, dann hat das doch ein gutes Ziel ge-
habt und ein gutes Ende gehabt. Ich bedanke mich
herzlich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Bergner:
Jetzt habe ich die Wortmeldung von Frau Kollegin
Müller. Sie haben das Wort.

Abgeordnete Müller, DIE LINKE:
Für die Zuschauer, ich werde doch nicht auf Herrn
Höcke reagieren, aber mir geht es um die Summe
und das, was suggeriert wird. Wir haben es gera-
de durchgerechnet: Wir reden über 108.000 Euro,
diesen Antrag hätte die AfD bereits im letzten Jahr
bringen müssen, und über mehr reden wir nicht.
Das Leben der Menschen wird in Thüringen nicht
durch diesen scheinheiligen Antrag der AfD verbes-
sert. Ich danke Ihnen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Müller. Jetzt schaue ich noch
mal in die Runde, eine weitere Wortmeldung sehe
ich jetzt nicht mehr. Wird Ausschussüberweisung
beantragt? Keine Ausschussüberweisung.

(Unruhe im Hause)
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tag. Sie sehen also, dass das parlamentarische
Verfahren in Bezug auf diesen Antrag doch recht
langwierig war. Nichtsdestotrotz beschäftigt uns das
Thema „öffentlicher Dienst“, wie die FDP das nennt,
„die Weichen für die Zukunft stellen“, in regelmäßi-
ger Form. Ich erinnere nur an die Thematik „Digi-
talisierung“, die uns auch mit den verschiedenen
Anträgen immer wieder beschäftigt und die wir hier
an dieser Stelle beraten. 

Grundsätzlich, sagen wir als CDU-Fraktion, ist es
wichtig, diese Thematik hier im Hohen Hause und
natürlich auch in den Ausschüssen zu beraten. Wir
haben daher im Haushalts- und Finanzausschuss
eine umfangreiche Anhörung durchgeführt und die-
se ausgewertet. Ich muss aber kritisch anmerken,
dass die Wortmeldungen nicht von allen Anzuhö-
renden so umfangreich waren, wie wir uns das
gewünscht hätten. Nichtsdestotrotz gab es trotz-
dem einen Erkenntnisgewinn in verschiedenen Be-
reichen. Ich nenne da nur als Beispiel die Wort-
meldung des Deutschen Gerichtsvollzieherbundes.
Hierzu gab es gerade im Bereich der Personalpla-
nung wichtige Hinweise, die wir auch weiterdisku-
tieren werden. 

Es gab durchaus eine Kritik zu dem Punkt des Vor-
schlags, eine weitere Kommission zur umfassen-
den Evaluierung der Aufgaben einzusetzen. Dem
schließen wir uns als CDU-Fraktion an, denn wir
denken, wir haben hier auch in den verschiede-
nen Initiativen, die der Landtag auf den Weg ge-
bracht hat, schon Aufgaben für die Landesregie-
rung aufgezeigt. Ich erinnere an dieser Stelle an
den Entschließungsantrag „Personalentwicklungs-
konzept als Zukunftsaufgabe fortschreiben“, der
von den Koalitionsfraktionen und der CDU im Rah-
men des Haushalts auf den Weg gebracht wur-
de. Ich möchte auch an die Ausführungen vonsei-
ten der Landesregierung hier an dieser Stelle er-
innern. Wir werden uns natürlich weiterhin inten-
siv mit dem Personalentwicklungskonzept beschäf-
tigen. Sie wissen, gerade beim Landeshaushalt und
im Rahmen unserer Beratungen spielt das natürlich
regelmäßig eine wichtige Rolle. Wir haben gerade
bezüglich der Pensionskosten noch mal einen An-
trag eingebracht, der uns hier im Hohen Hause im
Rahmen der Diskussion beschäftigen wird. Ich sag-
te das gerade auch: Die Zukunft des Personals und
die Besetzung von Stellen beschäftigen uns dauer-
haft.

Grundsätzlich, sagen wir als CDU-Fraktion, ist es
ein Antrag, der durchaus wichtig ist, den wir disku-
tiert haben, wir haben die Anhörung durchgeführt,
aber mit verschiedenen Punkten, gerade mit dieser
Einrichtung einer Kommission, können wir so nicht
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Jetzt  versuchen  wir  trotzdem  mal  etwas  Ruhe  in 
die  Diskussion  zu  bringen.  Da  keine  Ausschuss-
überweisung beantragt wurde, schließe ich diesen
Tagesordnungspunkt für heute. 

Meine  Damen  und  Herren!  –  Frau  Kollegin  Kö- 
nig-Preuss,  wenn  Sie  mir  etwas  sagen  wollten,
ist  es  nicht  angekommen.  Der  Hinweis  ist  richtig.
–  Wir  sind,  bevor  ich  jetzt  den  nächsten  Tages-
ordnungspunkt aufrufe, punktgenau an der nächs-
ten Lüftungspause. Das heißt, wir treffen uns hier
18.15 Uhr wieder. 

Meine Damen und Herren, auch wenn Donnerstag- 
abend  ist,  fahren  wir  mit  der  Beratung  fort.  Die
Parlamentarischen Geschäftsführer sind übereinge-
kommen, den Tagesordnungspunkt 8 noch einmal
zu schieben. Deswegen machen wir jetzt weiter mit
Tagesordnungspunkt 9 

Update für den Öffentlichen 
Dienst: Heute die Weichen für 
die Zukunft stellen 
Antrag der Fraktion der FDP *) 
- Drucksache 7/3310 - 
dazu: Beschlussempfehlung des 

Haushalts- und Finanzaus- 
schusses 
- Drucksache 7/4978 - 

Das Wort hat Abgeordneter Emde aus dem Haus- 
halts- und Finanzausschuss zur Berichterstattung. 

Abgeordneter Emde, CDU: 
Liebe  Kolleginnen  und  Kollegen,  der  Antrag  der 
FPD-Fraktion in Drucksache 7/3310 wurde an den
Haushalts-  und  Finanzausschuss  überwiesen.  Wir
haben ihn insgesamt dreimal beraten, haben dazu
auch eine Anhörung durchgeführt, haben ihn inhalt-
lich  beraten,  hatten  aber  auch  eine  Parallelität  zu
einem  schon  verabschiedeten  Antrag  zu  diesem
Thema, der hier beraten wurde. Im Ergebnis lautet
die  Beschlussempfehlung  für  das  Parlament,  die-
sen Antrag abzulehnen. 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsident Bergner: 
Vielen Dank, Herr Kollege Emde. Damit eröffne ich 
die Aussprache. Für die CDU-Fraktion hat sich Ab-
geordneter Kowalleck zu Wort gemeldet. 

Abgeordneter Kowalleck, CDU: 
Herr  Präsident,  meine  sehr  geehrten  Damen  und 
Herren,  der  vorliegende  Antrag  der  FDP-Fraktion
hat nächste Woche sozusagen den ersten Geburts- 

http://www.parldok.thueringen.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&LP=7&DokNum=3310&DokArt=Drs
http://www.parldok.thueringen.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&LP=7&DokNum=4978&DokArt=Drs


mitgehen. Deshalb werden wir uns enthalten. Dan-
ke sehr.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Kollege Kowalleck. Für die Fraktion
Die Linke hat sich Kollege Bilay zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Bilay, DIE LINKE:
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren, die FDP will mit ihrem Antrag den öffentli-
chen Dienst für die Zukunft fit machen. Dazu kann
ich sagen: Das will Rot-Rot-Grün auch. Aber damit
endet schon die Gemeinsamkeit zwischen Ihnen
und uns. 

Ich will das ausführen. Herr Emde hat das erwähnt,
wir hatten im Haushalts- und Finanzausschuss eine
sehr intensive Beratung dazu und hatten auch eine
schriftliche Anhörung durchgeführt. Die Anzuhören-
den haben durchaus eine erhebliche Kritik an dem
Vorschlag geäußert, dass eine externe Kommissi-
on eingerichtet werden soll. Diese Notwendigkeit
für eine externe Kommission teilen wir ausdrück-
lich nicht. Herr Kowalleck ist darauf eingegangen:
Zusammen mit dem Haushalt haben Rot-Rot-Grün
und CDU gemeinsam einen Entschließungsantrag
für dieses Jahr beschlossen. Der sieht unter an-
derem vor, dass dem Haushalts- und Finanzaus-
schuss bis Mitte Juli dieses Jahres ein entspre-
chender Bericht zur Entwicklung des Personals im
öffentlichen Dienst vorgelegt werden soll. Dieser
Bericht soll quartalsweise fortgeschrieben und im
Haushalts- und Finanzausschuss entsprechend dis-
kutiert werden.

Das ist aus unserer Sicht ein tatsächlicher, konkre-
ter Beitrag, um sich dem Thema „Fortentwicklung
des öffentlichen Personals oder Dienstrechts“ zu
stellen. Da brauchen wir keine externe Kommissi-
on, die noch mal externe Gutachter beauftragt, son-
dern wir stellen uns hier im Parlament den Heraus-
forderungen. Deswegen ist das aus unserer Sicht
auch abzulehnen.

Die FDP hat in ihrem Antrag noch mal an ganz
vielen Stellen darauf abgestellt, dass sie sich im
Grunde genommen ausschließlich auf Personalstel-
len fokussiert. Sie haben unter anderem den Kon-
kurrenzkampf der Behörden sowohl des Landes un-
tereinander, aber auch der kommunalen Ebene und
zwischen Land und Kommunen erwähnt. Aber Sie
haben eben keinen Vorschlag unterbreitet – und
das ist aus unserer Sicht das Entscheidende –, wie
aus Ihrer Sicht die kommunalen Verwaltungen, die
Landesverwaltungen insgesamt effizienter und leis-

tungsfähiger gemacht werden sollen. Darauf will ich
noch mal hinweisen: Es gab in der 4. Legislaturperi-
ode – das ist zu vermissen –

(Zwischenruf Abg. Montag, Gruppe der FDP:
Das steht in der Aufgabenkritik!)

dazu eine Enquetekommission, die die Frage um-
fangreich und sehr intensiv diskutiert hat. Und bei
aller Unterschiedlichkeit zwischen der damaligen
Regierung und der damaligen Opposition haben am
Ende alle erkannt und die Notwendigkeit gesehen,
dass es ohne Strukturveränderungen, gerade auf
kommunaler Ebene, nicht dazu kommen wird, dass
wir den öffentlichen Dienst leistungsfähiger ausge-
stalten. 

Ich will Ihnen noch mal eines sagen, das ist in Ih-
rem Antrag auch nicht enthalten: Wir müssen auch
darüber reden, wie wir das Personal auf kommu-
naler und Landesebene entsprechend qualifizieren
und fortbilden. Gerade auf kommunaler Ebene gibt
es da eine aktuelle Wortmeldung der Spitzenver-
bände, die erklärt haben, dass sie zum Beispiel die
Grundsteuerreform nicht umsetzen können, weil sie
mit anderen Dingen beschäftigt sind. Ich möchte
darauf hinweisen, dass die kommunale Ebene der-
zeit von der Grundsteuerreform überhaupt nicht be-
troffen ist, sondern derzeit machen das die Landes-
behörden, insbesondere die Finanzämter des Lan-
des, die also die Daten erheben und bearbeiten.
Frühestens im nächsten Jahr oder dann spätestens
2024 werden die kommunalen Behörden erst betei-
ligt, wenn sie dann mit den Daten der Finanzäm-
ter, die übrigens alle elektronisch erfasst werden
– also der händische Aufwand ist verhältnismäßig
gering –, versorgt werden und dann aufgrund der
kommunalen Hebesätze die Steuerbescheide ver-
schicken. Das hat aber mit der jetzigen Situation
der Pandemie, die man als Fluchtgrund benutzt, um
sich dem Thema zu verweigern, überhaupt nichts
zu tun, sondern ist aus unserer Sicht ein Hilfsargu-
ment, die Aufgaben, die überhaupt nicht über Nacht
hereingebrochen sind, sondern schon lange Zeit
bekannt sind, dann umzusetzen.

Ich will auch noch einmal darauf hinweisen, das
sind insbesondere die kleinen Kommunen in Thü-
ringen, die diese Probleme artikulieren, das sind
nicht die großen Städte. Die haben das umgesetzt.
Die haben das Personal fortgebildet, die haben
die technische Ausstattung gekauft, die haben im
Übrigen auch die Fortbildungsangebote und die Be-
ratungsangebote des Finanzministeriums genutzt.
Das sind die kleinen Strukturen, die hier insbeson-
dere ihrer Aufgabe nicht nachgekommen sind. Inso-
fern müssen wir tatsächlich darüber reden, wie wir
das Personal besser ausbilden, wie wir es fortbil-
den, wie wir es für die Zukunft fit machen. Das sind
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alles Dinge, die im Antrag der FDP nicht enthalten
sind. Deswegen ist es auch folgerichtig, dass wir
diesen Antrag ablehnen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Bilay. Für die AfD-Fraktion hat
sich Abgeordneter Sesselmann zu Wort gemeldet. 

Abgeordneter Sesselmann, AfD:
Meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr ge-
ehrter Herr Präsident, ich möchte mich kurzfassen
– ich habe die Rede vom Abgeordneten Kießling
erhalten – und nur kurz auf einen wichtigen Punkt
eingehen, denn es ist bereits vieles gesagt worden:
Dass auch die AfD-Fraktion keinen Sinn darin sieht,
eine Kommission zur umfassenden Evaluierung der
Aufgaben, Personal- und Sachausstattung und des
langfristigen Personalbedarfs zu schaffen. Wir sind
genauso gegen die Schaffung einer externen Kom-
mission. Die Gründe wurden bereits in ausführlicher
Form vorgetragen und wir lehnen auch diesen Ent-
schließungsantrag ab. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Sesselmann. Es hat sich Frau
Dr. Bergner zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Dr. Bergner, fraktionslos:
Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kollegen Ab-
geordnete, liebe Zuhörer, ich finde es schade,
dass die Initiative der Gruppe der FDP im Aus-
schuss kein konstruktives Ergebnis gebracht hat.
Ich hätte mir gewünscht, dass der Ausschuss zu
der Erkenntnis kommt, dass wir uns in einem ge-
sellschaftlichen Wandel befinden und schon des-
halb konzeptionelle Arbeit dringend erforderlich ist.
Wenn wir immer wieder Methodenkästen der Ver-
gangenheit bedienen, kann eine solche Arbeit nicht
erfolgreich sein. Aber nichts zu tun ist noch schlim-
mer.

Ich möchte mal die Problematik an dem Punkt 3
des Antrags bei den Forderungen an die Landes-
regierung erläutern. Die Übertragung öffentlicher
Dienstleistungen an private Dienstleister löst nicht
unser Problem, sondern schiebt es nur wie eine
heiße Kartoffel hin und her. Wir haben nicht nur
im öffentlichen Dienst, sondern im ganzen Land ein
Arbeitskräfteproblem, viele sagen auch ein Fach-
kräfteproblem. Es fehlt überall an Lehrern, an Ärz-
ten, an Pflegepersonal, an Richtern, an Polizisten,

an Handwerkern, an IT-Fachleuten, an Facharbei-
tern. Hier sind in der Vergangenheit sehr viele
Fehler gemacht worden, die es im Rahmen einer
konzeptionellen Arbeit zu korrigieren gilt. Ist der
Landesregierung bekannt, wie viele Lehrer nicht
mehr als Lehrer arbeiten? Wissen Sie, warum die-
se Fachkräfte ihren Beruf an den Nagel gehängt
haben, obwohl sie leidenschaftlich gern lehren?
Wissen Sie, wie viele Ärzte nicht mehr als Arzt in
Thüringen arbeiten und warum? Es gibt über 300
ausländische Mediziner, die gern hier arbeiten wür-
den. Wir hatten erst kürzlich im Petitionsausschuss
eine Anhörung zu diesem Thema. Nur hier habe
ich als Ergebnis nicht mitgenommen, dass das
oberste Gebot ist, einen Handlungsplan zu entwi-
ckeln, wie wir diese Fachkräfte schnellstmöglich ih-
rer Wirksamkeit zuführen. Pflegepersonal reduzie-
ren wir weiter durch die einrichtungsbezogene Impf-
pflicht – ich sprach bereits gestern dazu. Wir wun-
dern uns, dass wir keine Nachwuchsrichter bekom-
men, und sehen nicht, dass ein Richter im Einstieg
weniger Geld bekommt als ein juristischer Referent
im Landtag? Wir finanzieren über Monate hinweg
Fachkräfte in der Autoindustrie mit Steuergeldern,
damit sie zu Hause bleiben, und hindern innovative
Firmen im Land daran zu wachsen, weil wir diese
Kräfte dem Arbeitsmarkt entziehen. Ein steuerfinan-
ziertes Transferprogramm würde unserer Wirtschaft
einen positiven Impuls verleihen. Wir akademisie-
ren die Berufe, verlängern die Ausbildungszeiten
und wundern uns, dass niemand mehr anpacken
kann. Die Digitalisierung nutzen wir nicht zur Frei-
setzung von Arbeitskräften, sondern zum Aufblähen
von Bürokratie, und dem Kontrollwahn sind keine
Grenzen gesetzt. Ich appelliere dringend, konstruk-
tiv an diesem Problem weiterzuarbeiten, auch wenn
das Anliegen der FDP heute leider abgelehnt wird.
Danke.

(Beifall Gruppe der FDP)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Kollegin. Für die Gruppe der
FDP hat sich Abgeordneter Montag zu Wort gemel-
det.

Abgeordneter Montag, Gruppe der FDP:
Sehr verehrter Herr Präsident, vielen Dank auch
für die bisherigen Debattenbeiträge. Ich will noch
mal auf ein paar Dinge eingehen, die über die Fra-
ge „Kommission – ja, nein, vielleicht“ hinausgehen.
Der Antrag hat ja nicht nur einen Anstrich, wie
man es bei manch anderen gewohnt ist, sondern er
ist etwas komplexer. Ich darf auch daran erinnern,
dass er nur ein Teil einer ganzen – wie wir immer
gesagt haben – Antragskaskade zur Reformierung
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des öffentlichen Dienstes war, denn auch der öf-
fentliche Dienst verdient Respekt.

Was wollte unser Antrag? Er wollte eine Aufgaben-
kritik im öffentlichen Dienst sowie – adäquat darauf
abgestimmt – eine Personalbedarfsplanung. Wir
wollten einen thüringenweiten Bewerberpool ein-
richten, wir wollten zur Entlastung des öffentlichen
Dienstes Personaldienstleistung an private Dienst-
leister übertragen – da, wo es notwendig ist, weil
es kein oder nicht genug Personal gibt. Wir woll-
ten die interkommunale Zusammenarbeit zur Ent-
lastung vorantreiben und – ja – auch eine Kommis-
sion zur Evaluierung von Aufgaben, Personal- und
Sachausstattung bilden, um den langfristigen Per-
sonalbedarf bis 2035 zu eruieren und Handlungs-
empfehlungen daraus abzuleiten.

Und jetzt muss ich gar nicht mehr mit eigenem In-
halt weitersprechen, sondern ich schaue einfach in
das, was diejenigen, die in der Anhörung waren, zu
der Frage gesagt haben: Ist das tatsächlich noch
ein Problem oder haben Sie faktisch schon alle
Probleme gelöst, wie Herr Bilay das angedeutet
hat? Das ist nicht der Fall.

Zwei Punkte: Der Rechnungshof sagt: In den
nächsten 15 Jahren werden knapp 49 Prozent
der Bediensteten in den Ruhestand gehen. Die
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter in Thüringen
wird stark abnehmen. Eine Aufgabenkritik im öffent-
lichen Dienst ist absolut notwendig, ein Bewerber-
pool ist eine tolle Idee. Auf jeden Fall ist – so auch
der Rechnungshof – bei freien und frei werdenden
Stellen vor der Besetzung immer zu prüfen, ob die
zu erledigenden Aufgaben unter den sich ändern-
den Rahmenbedingungen unverändert notwendig
sind. Also eine dauerhafte Aufgabenkritik.

Was sagt denn die Gewerkschaft der Polizei? Ei-
ne Kommission ist eine gute Idee, sie muss aber
durchsetzungsstark werden. Warum? Na klar, weil
die letzte Kommission zwar einen Bedarf ermittelt
hat, der Bedarf aber durch Neueinstellung nicht ge-
deckt wird.

Machen wir weiter – Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft Thüringen: Es muss eine neue Wert-
schätzung des öffentlichen Dienstes erfolgen – das
nehme ich jetzt in der Diskussion schon bei allen
wahr – und es muss genügend qualifizierter Nach-
wuchs für den öffentlichen Dienst gewonnen wer-
den. Da habe ich jetzt nicht so viel gehört, außer
dem Bewerberpool, der ja zwischenzeitlich in einer
Pressekonferenz auch verkündet worden ist.

Landespolizeidirektion: Oft können die im Haus-
haltsplan vorgesehenen Stellen gar nicht besetzt
werden usw. usf. – Also das Problem ist weiter viru-
lent.

Weiter – Bund der Strafvollzugsbediensteten: Auf-
geblähte Statistik wenigstens sollte reduziert wer-
den – auch wieder Stichwort „Aufgabenkritik“.

Thüringer Lehrerverband: Die Landesregierung tut
zu wenig gegen den Lehrermangel.

Beamtenbund und Tarifunion: Mehr als 60 Prozent
der Menschen halten den Staat bei der Erfüllung
seiner Aufgaben für überfordert usw. usf.

Jetzt sage ich Ihnen, was Herr Bärwald gesagt hat:
Wir haben uns nur auf das Land konzentriert. Das
ist richtig, aber ein Bewerberpool ist für beide –
für kommunale als auch für die Landesebene – zu-
gänglich, das steht dahinter.

Also Fazit noch mal: Die Anhörung hat ergeben,
dass der öffentliche Dienst tatsächlich einigen von
uns geforderten Updates bedarf, und zwar in vie-
lerlei Hinsicht, dass das Personalentwicklungskon-
zept, das zwar vorliegt, aber schon seit Jahren
nicht umgesetzt wird, dass eine Aufgabenkritik und
eine daraus resultierende ableitende Personalbe-
darfsplanung im öffentlichen Dienst dringend von-
nöten sind – demografischer Wandel –, dass der
Thüringer Rechnungshof genau das während der
kompletten Amtszeit von Herrn Dette – das sind
mittlerweile zwölf Jahre – angemahnt hat und bis-
her zu wenig passiert ist. Das kann nicht so blei-
ben. Mit der Ablehnung unseres Antrags heute wird
das aber so bleiben. Das bedauern wir. Das ent-
bindet Sie aber nicht davon, dass wir demnächst
wieder neue Vorschläge dazu unterbreiten werden.
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Kollege Montag. Weitere Wort-
meldungen aus den Reihen der Abgeordneten gibt
es nicht. Die Landesregierung hat erklärt, ebenfalls
zu verzichten. Damit, Herr Kollege Montag, würde
ich Sie bitten, den Platz wieder einzunehmen, weil
wir nämlich jetzt schon gleich zur Abstimmung kom-
men. 

Ich bitte alle, die diesen Antrag annehmen wollen,
um das Handzeichen. Das sind erwartungsgemäß
die Stimmen der Gruppe der FDP.

(Heiterkeit im Hause)

Ich bitte alle, die es ablehnen wollen, jetzt um das
Handzeichen. Das sind die Stimmen aus den Frak-
tionen Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen, der SPD,
der AfD. Enthaltungen? Das sind die Stimmen der
CDU. Damit ist dieser Antrag abgelehnt und ich
schließe diesen Tagesordnungspunkt. 

Ich komme zum Tagesordnungspunkt 10
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Initiierung eines landesweiten
Modellprojekts zur Realisie-
rung einer Ausbildungsvergü-
tung in den Gesundheitsfach-
berufen
Antrag der Fraktion der AfD
- Drucksache 7/3586 - 

Die Fraktion hat schon angekündigt, auf die Be-
gründung zu verzichten, und ich rufe für die Frakti-
on der AfD Abgeordneten Aust auf.

Abgeordneter Aust, AfD:
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren, vor ziemlich genau zwei Jahren stand ich
vor Ihnen und hatte die Abschaffung des Schul-
gelds für Gesundheitsfachberufe gefordert, für jene
Teile, die in den Schulen auch ausgebildet werden.
Damals wurde der Antrag meiner Fraktion abge-
lehnt – unter den üblichen fadenscheinigen Begrün-
dungen: Er sei populistisch, er sei nicht finanzier-
bar, wie auch immer. Damals wurde unser Antrag
abgelehnt und einige Wochen bzw. einige Monate
später von anderen Fraktionen in ähnlicher Art und
Weise dann merkwürdigerweise doch wieder einge-
bracht. So bewirken wir dann eben doch auch das
Umdenken hier in diesem Hause.

(Beifall AfD)

Das war der erste Teil unseres Erfolgs in dem
Bereich „Gesundheitsfachberufe stärken“. Heute
kommt der zweite Teil, denn es ist uns ein Herzens-
anliegen, mehr jungen Leuten, die diesen Beruf/die-
se Berufe ergreifen möchten, auch die Vorausset-
zungen dafür zu bieten. Wir wollen die Attraktivität
für die Gesundheitsfachberufe und für die Ausbil-
dung der Gesundheitsfachberufe deutlich erhöhen.
Dies ist der zweite Teil; wir hatten ja heute Morgen
schon auch eine Idee, wie wir weiterhin auch die
Tätigkeit in Gesundheitsfachberufen stärken kön-
nen, nämlich mit unserer allseits bekannten Forde-
rung, die einrichtungsbezogene Impfpflicht endlich
doch auch abzuschaffen. Das wollte ich auch noch
mal kurz unterbringen.

(Beifall AfD)

Nun, mit der Initiierung eines landesweiten Modell-
projekts zur Realisierung einer Ausbildungsvergü-
tung in den Gesundheitsfachberufen könnte Thü-
ringen Vorreiterland in ganz Deutschland werden,
und das ist auch dringend notwendig. Wenn wir
uns die demografische Entwicklung ansehen, dann
wissen wir, dass wir auf diese Berufe ganz beson-
ders angewiesen sind, dass diese Berufe eben
auch eine immer größere Bedeutung gewinnen.
Dies hat auch die Bund-Länder-Kommission schon

seit einigen Jahren für sich entdeckt und deswe-
gen hatte diese Kommission Ihnen bereits allen
ins Stammbuch Folgendes geschrieben: „Eine Aus-
bildungsvergütung dient der finanziellen Unterstüt-
zung der Auszubildenden, fördert deren finanzielle
Eigenständigkeit, ist ein finanzieller Ausgleich, eine
Anerkennung für die geleistete Arbeit und ein As-
pekt für die Entscheidung von jungen Menschen
für einen Ausbildungsberuf. Die Zahlung einer Aus-
bildungsvergütung ist ein Element, um einem Fach-
kräftemangel und einer möglichen Konkurrenz zwi-
schen den Gesundheitsfachberufen und den ver-
schiedenen Ausbildungsträgern effektiv entgegen-
zuwirken.“ Vollkommen richtig, deswegen fordern
wir auch, diese Ausbildungsvergütung zumindest in
einem Modellprojekt in Thüringen einzuführen, aber
leider macht die Landesregierung dort nicht mit. Die
Landesregierung wartet das Gesetzgebungsverfah-
ren des Bundes zur Frage der Neuregelung und
Stärkung der Ausbildungen in den Gesundheits-
fachberufen ab und sieht unabhängig davon keinen
Handlungsbedarf. Wir sehen diesen sehr wohl.

(Beifall AfD)

Und wir wissen, wie es wie in vielen anderen Berei-
chen auch kommen wird. In fünf oder zehn Jahren,
wenn dieser Antrag von unserer Seite abgelehnt
worden ist, dann wird es heißen, jetzt haben wir
Fachkräftemangel und wir brauchen Einwanderung,
so wie es leider in vielen anderen Bereichen seit
vielen Jahren auch der Fall ist, zum Beispiel bei
den Handwerkern. Erst wird zu wenig für die eige-
nen jungen Leute gemacht und dann wird nach
Einwanderung gerufen. Wir wollen genau den an-
deren Weg gehen. Wir wollen, dass unsere eigene
Jugend

(Beifall AfD)

eine ordentliche Chance hat, sich mit ihrer Hände
Arbeit ein Leben aufzubauen, damit sie alle Chan-
cen bekommt, sich ihr Leben so verwirklichen zu
können in den Berufen, wie sie es sich wünscht.
Dafür braucht sie eben auch in den Gesundheits-
fachberufen die bestmöglichen Ausbildungsvoraus-
setzungen und dazu zählt für uns auch die Ausbil-
dungsvergütung.

(Beifall AfD)

Sie sehen also, meine sehr geehrten Damen und
Herren, wir stehen nicht nur an der Seite der heuti-
gen Fachkräfte, wenn es darum geht, ihre Wünsche
zu respektieren, sich beispielsweise nicht impfen zu
lassen, und wir dafür eintreten, die einrichtungsbe-
zogene Impfpflicht abzuschaffen, sondern wir ste-
hen auch an der Seite derjenigen, die in den Ge-
sundheitsfachberufen in den kommenden Jahren
Fachkräfte werden wollen. Vielen herzlichen Dank.
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(Beifall AfD)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Aust. Für die Fraktion Die Linke
hat sich Abgeordnete Güngör zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Güngör, DIE LINKE:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren, das Thema „Gesundheitsfachberufe“
war nun schon zu Recht mehrfach Thema im
Thüringer Landtag. Im Sozialausschuss und im Bil-
dungsausschuss wurde dieses Thema beraten, es
wurde auch ein Anhörungsverfahren durchgeführt
und am Ende haben wir einen Antrag zur Stärkung
der Gesundheitsberufe für das Plenum gefasst.
Im Ergebnis dieser Beratung wurde beschlossen,
dass der Landtag zur Übernahme der Schulgelder
in den Ausbildungseinrichtungen Mittel zur Verfü-
gung stellt. Im Jahr 2021 wurden dafür über 1 Mil-
lion Euro bereitgestellt und fast vollständig veraus-
gabt. Für diesen jetzigen Haushalt 2022 wurde die-
ser Topf auf 1,8 Millionen Euro aufgestockt und es
wurden weitere Ausbildungsrichtungen einbezogen.
Auch hier, denke ich, werden wir den vollen Abfluss
dieser Mittel erleben und damit einen guten Zweck
erfüllen, nämlich diese Ausbildung schon jetzt und
nicht erst in Zukunft attraktiver gestalten. Wir sehen
also, Rot-Rot-Grün hat sich um das Thema bereits
gekümmert. Mit der Übernahme der Schulgelder
wurde das Anliegen längst geregelt.

Der vorliegende Antrag der AfD ist ein erneuter –
gelinde gesagt – platter Versuch, bereits beratene
Inhalte wieder aufzurufen und sich zu profilieren.
Dafür wird inhaltlich abgeschrieben und dann in ein
landesweites Modellprojekt gepackt. Ich musste da
beim Lesen etwas schmunzeln, denn das Konzept
„Modellprojekt“ muss hier dafür herhalten, dass die
AfD versucht, die Finanzierung auf die Landesre-
gierung abzuwälzen. Dabei ist hier klar der Bund in
der Pflicht, auch die Forderungen der AfD betreffen
Bundesrecht. Das können wir hier also gar nicht
im Alleingang in Thüringen regeln. Der Bund ist
auch schon auf dem Weg, wie wir beispielsweise
an der Ausbildungsvergütung bei Hebammen oder
Notfallsanitäterinnen sehen. Ich gehe trotzdem da-
von aus, dass Sie das als AfD-Fraktion wissen und
wie so oft auf diesem Niveau der Bearbeitung blei-
ben.

Ich würde gern einen abschließenden Satz zu dem
wirklich unsäglichen Kommentar vom Abgeordne-
ten Aust geben, der hier versucht, Einwanderung
versus – ich zitiere – „unsere eigene Jugend“ dar-
zustellen. Wenn man Sie so reden hört, ist es kein
Wunder, dass beim heutigen Rassismus-Monitor

herausgekommen ist, dass 90 Prozent der Deut-
schen sagen: Ja, Rassismus ist hier Realität. Die
Koalitionsfraktionen werden diesen Antrag entspre-
chend ablehnen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Kollegin Güngör. Für die CDU-
Fraktion hat sich Dr. König zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Dr. König, CDU:
Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen
und Kollegen Abgeordnete, sehr geehrte Zuschau-
er! Herr Aust, vielleicht ganz kurz: Wenn man Fal-
sches wiederholt, wird es nicht richtiger. Sie hat-
ten damals vor zwei Jahren – ich erinnere Sie
gern – als AfD einen Antrag zur Schulgeldfreiheit
in Gesundheitsfachberufen gestellt, der aber fach-
lich, inhaltlich nicht ausgewogen war, weil Sie noch
nicht einmal die Gesundheitsfachberufe aufgeführt
haben, für die die Schulgeldfreiheit hergestellt wer-
den soll, sondern einfach pauschal dargestellt ha-
ben.

(Beifall CDU)

In dem Zusammenhang hat die CDU-Fraktion einen
Alternativantrag zu Ihrem Antrag gestellt, der wurde
dann an den Ausschuss überwiesen und der hat ei-
ne Mehrheit bekommen. Dann zu sagen, dass erst
viele Monate später ein Antrag eingebracht wurde,
ist einfach falsch und stimmt so nicht; das möchte
ich auch hier nicht stehen lassen.

(Beifall CDU)

Sehr geehrte Damen und Herren, wir leben in
einer älter werdenden Gesellschaft, in der eine
hochwertige medizinische und gesundheitliche Ver-
sorgung eine immer größer werdende Herausforde-
rung wird. Wie wichtig eine gute gesundheitliche
Versorgung ist, hat uns die Coronapandemie tag-
täglich gezeigt. Mit Blick auf das Long-COVID-Syn-
drom oder Reha-Maßnahmen im Nachgang von
schweren Infektionen werden wir neben dem be-
reits bestehenden hohen Bedarf an Fachkräften in
den Gesundheitsfachberufen sogar einen zusätzli-
chen Bedarf unter anderem bei Physio- und Ergo-
therapeuten haben. Aus diesen Gründen ist es es-
senziell, dass sich genügend Menschen für die Ge-
sundheitsfachberufe entscheiden, weshalb wir die
Ausbildungsbedingungen, die Arbeitsbedingungen
und die Bezahlung in diesen Berufen deutlich at-
traktiver gestalten müssen. Für uns als CDU-Frakti-
on ist die Stärkung der Gesundheitsfachberufe eine
der wichtigsten Zukunftsaufgaben, um eine hoch-
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wertige medizinisch-therapeutische Versorgung ab-
zusichern.

Deswegen haben wir uns zur Steigerung der Aus-
bildungsattraktivität für einen Zugang zur Ausbil-
dung ohne finanzielle Hürden in den Gesundheits-
fachberufen in Thüringen eingesetzt; ich habe es
gerade ausgeführt. Mit viel Vehemenz und gegen
große Widerstände aus der Landesregierung und
anfangs auch aus der Minderheitskoalition ist es
uns gelungen, die Schulgeldfreiheit in den Gesund-
heitsfachberufen in Thüringen mit dem Beschluss
zum Haushalt 2021 durchzusetzen. Zum ersten
Mal mit dem laufenden Schuljahr 2021/2022 be-
kommen die Träger in den Gesundheitsfachschulen
Ausgleichszahlungen, um bei ihren Auszubildenden
auf das Schulgeld verzichten zu können.

(Beifall CDU)

Dies war ein wichtiges politisches Zeichen für die
Ausbildung in den Gesundheitsfachberufen, die in
den letzten Jahren in Thüringen einen massiven
Nachteil gegenüber anderen Bundesländern hat-
ten, die die Schulgeldfreiheit bereits früher umge-
setzt hatten. Frau Güngör hat gesagt, wir haben
1,85 Millionen Euro in diesem Jahr im Haushalt
für die Schulgeldfreiheit eingestellt, dem ist so. Um-
so unverständlicher ist es – das muss ich an die-
ser Stelle deutlich sagen, Minister Holter ist leider
nicht da, auch niemand anderes aus dem Bildungs-
ministerium –, dass diese verankerten Mittel von
1,845 Millionen Euro für die Schuldgeldfreiheit seit
01.01.2022 nicht an die Schulträger ausgeschüttet
wurden. Das hat weder etwas mit Planungssicher-
heit für die Schulen in freier Trägerschaft noch
etwas mit Verlässlichkeit und Respekt für die Aus-
zubildenden zu tun. Deswegen geht die Aufforde-
rung an Herrn Minister Holter, dass diese Gelder
schnellstmöglich freigegeben werden. Denn wer
die Schulgeldfreiheit in den Gesundheitsfachberu-
fen der Globalen Minderausgabe opfert, der setzt in
seinem Haus die falschen Prioritäten.

(Beifall CDU)

Deswegen können wir ein praktisches Beispiel ma-
chen: Die Schulen haben ihre Auszubildenden mit
der Schulgeldfreiheit geworben. Daraufhin haben
sich viele entschieden, diese Berufe zu ergreifen.
Dann wurde das bis Dezember gewährleistet und
im Januar sagte man: Ja, wir schütten nicht weiter
aus, liebe Schulen in freier Trägerschaft, holt euch
das Geld von euren Auszubildenden wieder. So
geht man nicht mit den Menschen um.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Sauerei!)

Das ist eine Sauerei. Es gibt andere Möglichkeiten
zu sparen, aber nicht in diesem Bereich.

(Beifall CDU)

Sehr geehrte Damen und Herren, bereits bei der
Diskussion zur Schulgeldfreiheit in Gesundheits-
fachberufen habe ich deutlich gemacht, dass es
zu einer schnellen Umsetzung des Eckpunktepa-
piers der Bund-Länder-Arbeitsgruppe mit dem Titel
„Gesamtkonzept Gesundheitsfachberufe“ kommen
muss. Ich bedauere, dass die damit verbundene
Reform der Gesundheitsfachberufe in der letzten
Legislaturperiode der schwarz-roten Bundesregie-
rung nicht mehr umgesetzt wurde. Diese Reform
war damals im Koalitionsvertrag von SPD und CDU
vereinbart worden. Mit Blick in den Koalitionsver-
trag der nun auf der Bundesebene regierenden Am-
pel existiert ein ähnlicher Reformauftrag nicht. Es
findet sich dort lediglich die Formulierung: „Wir brin-
gen ein allgemeines Heilberufegesetz auf den Weg
und entwickeln das elektronische Gesundheitsbe-
ruferegister weiter.“ Ich hoffe, dass sich dahinter
auch die Umsetzung des Eckpunktepapiers zum
Gesamtkonzept der Gesundheitsfachberufe verbirgt
bzw. diese Umsetzung nicht vergessen wird. Denn
eines ist klar: Der Freistaat Thüringen kann die ein-
zelnen Maßnahmen des Eckpunktepapiers wie un-
ter anderem Schulgeldfreiheit, Ausbildungsvergü-
tung und Revision der Berufsgesetze aufgrund von
fehlenden Gesetzgebungskompetenzen und fehlen-
den finanziellen Möglichkeiten nicht allein umset-
zen. Ich erinnere daran, dass wir die Schulgeldfrei-
heit im Vorgriff auf eine in Aussicht gestellte bun-
deseinheitliche Lösung mit Landesmitteln ermögli-
chen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der vor-
liegende AfD-Antrag zur Initiierung eines landes-
weiten Modellprojekts zur Realisierung einer Aus-
bildungsvergütung in den Gesundheitsfachberufen
greift die im Eckpunktepapier empfohlene Maßnah-
me „Ausbildungsvergütung“ auf. Allerdings macht
die AfD in ihrem Antrag keine Aussagen darüber,
wie dies rechtlich und finanziell umgesetzt werden
soll. Außerdem geht die AfD nicht darauf ein, war-
um bisher kaum Ausbildungsvergütungen gezahlt
werden. Das Hauptproblem, das gelöst werden
muss, ist, dass in den jeweiligen berufsspezifischen
Bundesgesetzen der Gesundheitsfachberufe bisher
nicht ausdrücklich eine Ausbildungsvergütung vor-
gesehen ist. Dieser Rechtsanspruch ist nur in den
Berufsgesetzen der Pflegeberufe, der Hebammen
sowie Notfallsanitäter verankert. Trotzdem besteht
laut Eckpunktepapier auch ohne gesetzliche Rege-
lung die Möglichkeit, eine Ausbildungsvergütung zu
zahlen. Dies geschieht aktuell, wenn leider auch
nur in geringem Ausmaß, zum Beispiel im Rah-
men der Ausbildung von Gesundheitsfachberufen
an Universitäts- oder kommunalen Kliniken über
den Tarifvertrag für Auszubildende des öffentlichen
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Dienstes bzw. über den Tarifvertrag der Länder, hier
im Speziellen Tarifvertrag für Auszubildende der
Länder in Gesundheitsfachberufen.

Es braucht somit kein Modellprojekt zur Zahlung ei-
ner Ausbildungsvergütung in den Gesundheitsfach-
berufen – wie eben beschrieben existieren bereits
Modelle –, sondern es bedarf einer grundlegenden
Reform der berufsspezifischen Bundesgesetze und
damit verbunden eine Festschreibung einer Ausbil-
dungsvergütung. Es muss aus Sicht der CDU-Frak-
tion mindestens ein bundeseinheitlicher Rechtsrah-
men geschaffen werden. Dabei ist es aus Sicht
der CDU-Fraktion durchaus sinnvoll, die Ausbildung
in den Gesundheitsfachberufen in das Berufsbil-
dungsgesetz zu überführen und damit Klarheit über
Ausbildungsvergütung, Mindeststandards und An-
forderungen an Ausbildungsbetriebe zu erzielen.

Sehr geehrte Damen und Herren, die CDU-Frakti-
on spricht sich zur Steigerung der Attraktivität der
Ausbildung in Gesundheitsfachberufen für die Ein-
führung einer Ausbildungsvergütung aus. Hierfür
bedarf es aber keiner unausgegorenen Modellpro-
jekte, sondern einer grundlegenden Reform der je-
weiligen berufsspezifischen Bundesgesetze, wo die
Ausbildungsvergütung verbindlich zu verankern ist.
Dem vorliegenden Antrag der AfD werden wir des-
halb nicht zustimmen.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Dr. König. Für die Gruppe der
FDP hat sich Abgeordneter Montag zu Wort gemel-
det.

Abgeordneter Montag, Gruppe der FDP:
Sehr verehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen
und Kollegen, ich glaube, es eint uns tatsächlich
in diesem Hause, immer nach einer guten Lösung
zu streiten, gerade wenn es um die Frage der Si-
cherung der Gesundheits- und Versorgungsstruktu-
ren im medizinischen Bereich geht, denn wir wis-
sen natürlich, dass Grundlage der Lebensqualität
eine gute, flächendeckende, wohnortnahe und eine
qualitativ hochwertige medizinische bzw. Gesund-
heitsversorgung ist. Dazu gehören vielerlei Akteu-
re. Dazu gehören Krankenhäuser in einer Struktur,
wie sie auch adäquat zum Versorgungsbedarf ist,
dazu gehören niedergelassene Ärztinnen und Ärz-
te und natürlich alle Gesundheitsfachberufe, die
gemeinsam auch in der Pflege beispielsweise Ge-
sundheitsleistungen sicherstellen. Insofern finde ich
Ihre Initiative gut, denn sie bietet einen Debatten-
beitrag. Allerdings – das hat Herr König schon an-
gesprochen – ist aus meiner Sicht die Substanz

im Antrag selbst noch nicht so wirklich vorhanden.
In welchen Rahmenbedingungen sollen denn bitte
Vergütungen stattfinden, was ist denn der Rahmen
eines Modellprojekts, welche Gesundheitsfachberu-
fe – gesondert vielleicht oder alle, das wären dann
schon ziemlich viele – wollen Sie denn finanzieren,
wie lange soll das gehen usw.?

Also das, was man sagt, bevor ich eine Idee
postuliere, reicht aus meiner Sicht nicht, um das
im parlamentarischen Prozess weiter auszubuch-
stabieren, dass ich sage, ich wünsche mir eine Mo-
dellregion oder ein Modellprojekt, um XY abstrakt
zu tun. Das muss schon ein bisschen genauer sein.
Dennoch: Darüber könnte man sogar noch spre-
chen, auch wenn ich aus meiner Erfahrung weiß,
dass beispielsweise viele Praxen die Aus- und Wei-
terbildung zur Medizinischen Fachangestellten –
MFA – finanzieren. Da ist der Zwang, Personal in
der eigenen Praxis zu halten. Wir haben das ge-
hört, das machen auch Krankenhäuser. Das ist der
Zwang, Personal zu bekommen und zu behalten.

Da ist – vielleicht quietscht es hier links gleich wie-
der – der Markt sicherlich weiter als die Politik sein
kann. Deswegen hätte ich mir gewünscht, dass wir
in der Debatte grundsätzlich die ... 

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Was hätte ich jetzt reinrufen sollen?)

Dass ich recht habe, das passt immer. Danke
schön. 

Aber der Punkt ist noch ein anderer. Es ist doch die
Frage, wie man die einzelnen Berufsfelder attraktiv
macht. Wir wissen aus den Befragungen, dass der
Eintritt, das Interesse an den Gesundheitsfachberu-
fen rückläufig ist. Das hat zum einen demografische
Hintergründe – überhaupt keine Frage. Das geht
allen Berufsfeldern so. Aber wie kriegen wir es hin,
dass sich mehr Menschen für einen solchen Beruf
entscheiden? Das ist, dass wir noch eine etwas
– na ja, ich will nicht sagen „antiquiert“, das wäre
vielleicht ein Stück weit unverschämt –, aber wir
brauchen einen Prozess, der die Qualität der Aus-
bildung, die wir in der Bundesrepublik haben, gera-
de in diesen Berufen mehr in Anwendung bringt,
indem man denjenigen mehr Aufgaben überträgt,
mehr vertraut. Ich sage mal, die Delegation ärztli-
cher Leistungen – Sie wissen, dass das ein hoch
umstrittenes Thema ist, auch weil es dann um die
Fragen von Absicherung bei möglichen Fehlleistun-
gen geht. Aber attraktiv mache ich einen solchen
Beruf, indem ich die Leute entsprechend ihrer Qua-
lifikation einsetze. 

Weil Sie die Zuwanderung angesprochen haben:
Das Interessante ist doch, dass viele weiterziehen,
die zu uns kommen und hier arbeiten wollen, bei-
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spielsweise im Pflegebereich, in Krankenhäusern,
weil sie nur auf einem sehr niedrigen Tätigkeitsni-
veau hier tätig sein dürfen, obwohl sie teilweise
in ihren Heimatländern universitäre Ausbildung er-
fahren haben und hier im System „Krankenhaus in
Deutschland“ ihrer Qualifikation nicht entsprechend
eingesetzt werden dürfen. Ältere Kollegen wissen
noch, was sie zu DDR-Zeiten durften und was sie
heute nur noch dürfen. Dann müssen wir doch da
ran und können dann diejenigen, die mit Qualifika-
tion zu uns kommen, nicht auch noch vergraulen,
indem wir ihnen ihre Qualifikation im täglichen Tun
absprechen. Da ist aus meiner Sicht tatsächlich das
Eigentliche. Und der Hase liegt im Pfeffer – nein,
wie auch immer –, jedenfalls müssen wir da ran.
Ich glaube, da ist ein Hebelpotenzial, dass die Men-
schen, wenn sie reingehen – das ist ja auch ein
Problem –, nicht wieder frühzeitig aus dem Beruf
rausgehen. Also: Mehr Kolleginnen und Kollegen,
zum Zweiten mehr Kompetenzen im täglichen Tun
– dann werden die Berufe erfolgreicher, sie werden
attraktiver. Und die Attraktivität einer Tätigkeit – die
Debatte hatten wir vorhin – ist nicht allein der finan-
ziellen Absicherung geschuldet.

(Zwischenruf Abg. Aust, AfD: Aber auch!)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Kollege Montag. Ich sehe jetzt
keine weiteren Wortmeldungen. Dann, bitte schön,
Herr Minister. 

Prof. Dr. Hoff, Minister für Kultur, Bundes- und
Europaangelegenheiten und Chef der Staats-
kanzlei:
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren!
Herr Aust, ich will jetzt in der Sache zu Ihren
Ausführungen gar nichts sagen, dazu haben Frau
Güngör und Herr König ja gesprochen. Aber zu Ih-
rem letzten Punkt: Es gibt hier eine Drucksache im
Haushaltsausschuss, da hat der Thüringer Rech-
nungshof mit Blick auf die Personalentwicklung im
öffentlichen Dienst – der Punkt war ja vorher auf
der Tagesordnung – ausgeführt, dass von 2020 bis
2037 221.000 Beschäftigte in Thüringen – und zwar
im öffentlichen Dienst wie in der Privatwirtschaft
– aus Altersgründen aus dem Erwerbsleben aus-
scheiden werden.

Wenn Sie sich die demografische Entwicklung des
Freistaats anschauen, dann merken Sie den Gap in
Ihrer Argumentation. Sie sagen, wir finden nicht ge-
nug Menschen, um sie in den Handwerksberufen,
in den Gesundheitsfachberufen usw. zu beschäfti-
gen, und das liegt daran, dass man einen Fachkräf-
temangel erzeugt hat, und vernachlässigen völlig,

dass es eine demografische Entwicklung gibt, in
der die nachwachsenden Zahlen der Geburten und
diejenigen, die aus dem Erwerbsleben ausschei-
den, gar keine andere Möglichkeit eröffnen, als
durch Zuwanderung Fachkräftebedarf – und nicht
nur Fachkräfte, sondern Arbeitskräftemarkt und Ar-
beitskräftebedarf – zu decken. An der Stelle hier
so ein Bild zu erzeugen, als ob das quasi daran
liegen würde, dass die Politik falsch gehandelt hat,
das können Sie gern machen, das funktioniert auch
auf Ihren Social-Media-Kanälen, aber Sie haben ja
heute auf Ihrem Tisch „Die Odyssee“ von Homer
hinreichend für alle sichtbar dargelegt, aber hier
sind Sie an der Wahrheit wirklich weit vorbeigese-
gelt, das muss man an der Stelle deutlich sagen.

Ebenso gilt das aber auch für den Kollegen Kö-
nig. Ich zitiere mal Ihren Fraktionsvorsitzenden: Die
CDU hat Rot-Rot-Grün zum Sparen gezwungen;
das Haushaltsvolumen sinkt; die Landesregierung
muss mit weniger Geld auskommen; 330 Millionen
muss sie auf Drängen der CDU-Fraktion über die
verschiedenen Ressorts einsparen. – Und wenn
das so gilt – und das haben Sie in diese Haushalts-
beratung eingebracht, Sie waren stolz darauf –,
sich dann aber aufzuregen, indem Sie das über ei-
ne Globale Minderausgabe machen, dass die Lan-
desregierung der von Ihnen so gefeierten Redukti-
on des Haushaltsvolumens um 330 Millionen Euro
nachkommt, dann aber bei jeder Entscheidung, die
die Landesregierung bei der Umsetzung der Globa-
len Minderausgabe trifft, zu schreien, dass das aber
nicht sein darf,

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Sie dürfen
es nicht mit dem Rasenmäher machen!)

dass das ideenlos, dass das aber falsch ist, das
ist wirklich so megaabsurd. Ja, Sie können ja laut
schreien.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Aber entweder Sie sagen, wo gekürzt werden soll,
dann tragen Sie mit die Verantwortung, oder Sie
machen hier die Nummer „Wasch‘ mir den Pelz,
aber mach‘ mich nicht nass!“ – das hat Herr König
und das haben andere von Ihnen jetzt in den letz-
ten Monaten schon ausreichend deutlich gemacht,
aber an der Stelle sage ich es Ihnen auch.

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Sie haben
noch Ausgabereste in diesem Jahr! Das sind
ein paar Millionen!)

Sie sind ja schon lange genug in der Opposition,
deshalb wissen Sie es einfach nicht mehr, aber
es macht ja vielleicht Sinn. Sie haben ja noch ein
paar Leute aus Ihrer Partei in der Landesverwal-
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tung, sprechen Sie die doch mal an. Dann werden
Sie feststellen, dass es offensichtlich ein Dilemma
gibt – und das weiß der langjährige Haushaltsaus-
schussvorsitzende auch, der bei Ihnen in der Frak-
tion sitzt –, dass wir doch eine Situation haben, in
der eben nicht zwischen den Haushaltsanmeldun-
gen und den Ausgaberesten und dem regelmäßi-
gen Durchflöhen von Soll-Ist-Vergleichen eine so-
zusagen Signifikanz unterliegt, bei der man sagt, al-
so das sind die Titel, die notorisch höher angesetzt
werden, deshalb schrauben wir da einfach mal ein
paar Hundert Millionen runter und dann sind wir
auf der sicheren Seite, sondern wir haben einen
Haushaltsansatz und wir sehen insbesondere bei
Investitionen, dass dort Mittel nicht abfließen.

Jetzt können Sie sich überlegen: Entweder Sie wol-
len über alle Etats – und das hätten Sie auch
einfach machen können – die Investitionen runter-
schrauben, das wollen Sie aber auch nicht. Oder
Sie sagen Globale Minderausgabe, die wird umge-
setzt, aber dann – wenn ich das mal so sagen darf
mit Erlaubnis des Präsidenten – hören Sie auf zu
heulen bei jeder Entscheidung, die die Landesre-
gierung trifft, und so zu tun, als ob Sie damit nichts
zu tun haben.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wirklich: Hier oben steht es einem, wenn man Sie
dabei anschaut, wie Sie daraus versuchen noch
politisches Kapital zu schlagen.

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Wir sehen
uns am Rande des Haushaltsjahres!)

Jetzt ist die Abgeordnete Dr. Bergner nicht mehr
da. Sie hat vorhin etwas ganz Richtiges angespro-
chen und das ist der Zirkelschluss noch mal zu
dem, womit ich eingestiegen bin, die Formulierung
und die Kritik an den Feststellungen von Herrn
Aust. Es ist völlig richtig, dass hier die Petition
zur Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse
thematisiert worden ist im Landtag, weil es hier tat-
sächlich einen Nachholbedarf gibt. Und ich habe
ein großes Interesse daran, dass diese tatsächli-
chen auch Fachkräfteintegrationshürden abgesenkt
werden. Insofern wird die Landesregierung aus
der Anhörung hier im Petitionsausschuss auch die
entsprechenden Schlussfolgerungen ziehen. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Ich sehe jetzt die Wortmeldung des Abgeordneten
Aust.

Abgeordneter Aust, AfD:
Vielen Dank, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren. Jetzt weiß ich gar nicht, als wer Sie, Herr Mi-
nister, gerade gesprochen haben, ob Sie eine Rede
als Minister gehalten haben oder als Parteisprecher
Ihrer Partei, der Sie anscheinend werden wollen.
Denn das war eine Parteitagsrede, die Sie hier
eben gerade gehalten haben

(Beifall AfD)

und nicht die Rede eines Ministers. Im Übrigen,
sollten Sie, wenn Sie dann hier als Ersatzmann bei
einem Thema einspringen, dann schon auch die
grundlegenden Statistiken draufhaben. Wenn wir
darüber reden, dass in Deutschland aktuell 2 Millio-
nen junge Deutsche keine Berufsausbildung haben,
dann müssen wir diese jungen Leute erst mal zu
Fachkräften machen, 

(Zwischenruf Abg. Lukasch, DIE LINKE: Alle
in Thüringen?!)

bevor wir nach Einwanderung rufen. Nichts anderes
habe ich gesagt.

(Beifall AfD)

Und weil wir genau diesen Fokus hier in Thüringen
leben, sind wir im Übrigen auch vollkommen zu
Recht die stärkste Kraft bei den jungen Wählern. 

(Beifall AfD)

Entschuldigen werden wir uns für diesen erfolgrei-
chen Ansatz nicht. Vielen Dank. 

(Beifall AfD)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Aust. Weitere Wortmeldungen?
Okay, gut. Sie wissen, dass Sie 40 Sekunden Zeit
haben?

Abgeordneter Dr. König, CDU:
Ich habe nur wenige Sekunden, aber ich muss
doch noch mal auf Prof. Hoff eingehen. 

Zwei Punkte: Erster Punkt ist, Sie können mit Ihrer
Minderheitsregierung froh sein, dass Sie überhaupt
einen Landeshaushalt 2022 zustande bekommen
haben. 

(Beifall CDU)

Deswegen wäre manchmal ein bisschen Demut
auch angebracht. 

(Unruhe DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Punkt zwei ist: Wer bei Schülern in den Gesund-
heitsfachberufen das Schulgeld spart, aber sagt,
Demokratieprojekte sind für uns sakrosankt, da darf
nicht gespart werden, der setzt die falsche Priori-
tät in seinem Haus und die falschen Prioritäten für
Thüringen. 

(Beifall CDU, AfD)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, das haben Sie geschafft, es sind noch
6 Sekunden Redezeit. Nur jetzt mal ein bisschen
Ruhe für die letzten paar Augenblicke! 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen,
jetzt bitte etwas Ruhe für die letzten paar Minuten,
die wir hier noch zu klären haben. Wird Ausschuss-
überweisung beantragt? Es ist Überweisung an den
Ausschuss für Soziales, Arbeit, Gesundheit und
Gleichstellung beantragt. Kein weiterer. Dann stim-
men wir jetzt über die Überweisung an den Aus-
schuss für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleich-
stellung ab. Wer dieser Überweisung zustimmen
möchte – 

(Unruhe CDU, AfD)

Sie können sich draußen unterhalten beim Kaffee,
aber jetzt wird abgestimmt –, 

(Beifall DIE LINKE, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das sind
die Stimmen der AfD-Fraktion. Danke schön. Wer
ist gegen die Überweisung? Das sind die Stimmen
der Regierungsfraktionen und der CDU-Fraktion.
Dann frage ich jetzt nach den Enthaltungen. Ent-
haltungen aus der Gruppe der FDP. Damit ist die
Überweisung abgelehnt. 

Damit sind wir an dem Punkt, dass über den Antrag
abzustimmen ist. Wer dem Antrag der Fraktion der
AfD zustimmen möchte, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. Erwartungsgemäß die Stimmen der
AfD-Fraktion. Wer den Antrag ablehnt, den bitte ich
jetzt um das Handzeichen. Das sind die Stimmen
aller anderen Fraktionen, der Gruppe der FDP und
der fraktionslosen Abgeordneten.

Vielen Dank, meine Damen und Herren. Damit ha-
ben wir das heutige Soll geschafft. Ich wünsche
Ihnen einen schönen Abend, bedanke mich für die
konstruktive Zusammenarbeit, auch wenn es zum
Schluss noch mal etwas temperamentvoll wurde.
Einen schönen Abend! 

Ende: 19.13 Uhr
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